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223. Sitzung 

Bonn, den 21. März 1969 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.02 Uhr 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Zunächst eine amtliche Mitteilung: Nach einer 
interfraktionellen Vereinbarung soll die Tagesord-
nung ergänzt werden um die 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung von Artikel 8 
des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes 

— Drucksache V/3994 — 

Das Haus ist damit einverstanden. Dann ist die 
Tagesordnung um diesen Punkt erweitert. 

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne Ver-
lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom-
men: 

Der Bundesminister der Verteidigung hat am 17. März 1969 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), 
Bading, Mertes und Genossen betr. Ö ffnung von Truppenübungs-
plätzen zu Erholungszwecken — Drucksache V/3953 — beant-
wortet. Sein Schreiben ist als Drucksache V/3989 verteilt. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat am 17. März 1969 die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Frau Blohm und Genossen betr. Robbenfang — Drucksache 
V/3915 — beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache V/4003 
verteilt. 

Zu der in der Fragestunde der 221. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 19. März 1969 gestellten 
Fragen des Abgeordneten Dr. Müller -Emmert, Druck-
sache V/3976 Nrn. 25, 26 und 27 5) ist inzwischen die 
schriftliche Antwort des Parlamentarischen Staats-
sekretärs Köppler vom 21. März 1969 eingegangen. 
Sie lautet: 

Der Sportausbildung der Polizeivollzugsbeamten im Bundes-
grenzschutz wird sowohl während der Grundausbildung als auch 
im weiteren Verlauf der gesamten Dienstzeit besonderer Wert 
beigemessen. 

Ein Schwerpunkt wird in den ersten 5 Monaten der Grundaus-
bildung mit einem Wochendurchschnitt von 7 Stunden sportlicher 
Ausbildung gebildet, um die jungen Beamten auf die körper-
lichen Belastungen des Dienstes zweckentsprechend vorzube-
reiten. 

Während der gesamten weiteren Dienstzeit stehen für die 
sportliche Ausbildung durchschnittlich 4 1/2 Stunden in der Woche 
zur Verfügung. 

Die sportliche Ausbildung wird im Bundesgrenzschutz von 
Offizieren und Unterführern geleitet, die an der Grenzschutz-
sportschule in Lübeck für diese Aufgaben besonders ausgebildet 
werden. 

Fast sämtliche Grenzschutzabteilungen verfügen über eigene 
Sportanlagen wie Sportplätze, Sporthallen und für die Schwimm-
ausbildung im Sommerhalbjahr zur Verfügung stehende Feuer- 

1 Siehe 221. Sitzung, Seite 11950 D 

löschbecken. Ebenso entspricht die Ausstattung aller Grenz-
schutzabteilungen mit Sportgerät für zahlreiche Disziplinen allen 
zu stellenden Anforderungen. Die Einrichtung der noch fehlenden 
Sportanlagen ist in Vorbereitung. 

Die Heranbildung von Offizieren und Unterführern zu Aus-
bildungsleitern und Riegenführern in der sportlichen Ausbildung 
wird an der Grenzschutzsportschule in Lübeck in regelmäßig 
stattfindenden 6-8wöchigen Lehrgängen durchgeführt. Die Lehr-
gangsteilnehmer werden dabei in folgenden Sportarten ausge-
bildet: Gymnastik, Leichtathletik, waffenlose Selbstverteidigung, 
Schwimmen und Retten, Handball, Fußball, Faustball, Boxen, 
Gewichtheben, Geräteturnen, Trampolinturnen. 

Aufgrund dieser im eigenen Bereich durchgeführten Lehrgänge 
stehen heute jeder Grenzschutzabteilung mindestens 19 gut ge-
schulte Sportausbilder zur Verfügung. Allein im Jahre 1968 wur-
den 160 Unterführer zu Sportausbildern herangebildet. 

Die Verhältnisse im Bundesgrenzschutz in bezug auf die sport-
liche Ausbildung sind damit ähnlich denen bei den Polizeien 
der Länder und der Bundeswehr. 

Spitzensportler werden beim Bundesgrenzschutz mit dem Tage 
ihres Dienstantritts gefördert. Sie werden zu einer an der 
Grenzschutzsportschule gebildeten „Erprobungs- und Lehrgruppe 
für neuzeitliche Trainingsmethoden" abgeordnet. 

Für die Teilnahme an nationalen und internationalen Wett-
kämpfen werden sie großzügig vom Dienst (unter Fortzahlung 
der Dienstbezüge) freigestellt. 

Beamte, deren sportliche Veranlagung sich erst während des 
Dienstes im Bundesgrenzschutz herausstellt, oder die im Bun-
desgrenzschutz besondere sportliche Leistungen zeigen, werden 
zu Trainingslehrgängen an der Grenzschutzsportschule einberufen 
und auch laufend weiter gefördert. 

Nicht zuletzt durch diese Förderung konnten Sportler des Bun-
desgrenzschutzes in den letzten Jahren bedeutende nationale 
und internationale Erfolge erringen. 

Der Bundesgrenzschutz unterhält laufend Kontakte zu den 
Bundesfachverbänden und wird diese weiterhin verstärken, um 
deren Anregungen für eine moderne Sportausbildung im Bundes-
grenzschutz zu verwirklichen. 

Seit Jahren werden außerdem die Sportanlagen des Bundes-
grenzschutzes kostenlos zivilen Sportvereinen überlassen. Vieler-
orts vorhandene Wünsche lassen sich jedoch nicht überall er-
füllen, da die Anlagen durch den dienstlichen und außerdienst-
lichen Sport ausgelastet sind. 

Hinsichtlich der diesbezüglichen Pläne für die Bundeswehr darf 
ich auf die schriftlichen Antworten des Herrn Parlamentarischen 
Staatssekretärs Adorno vom 17. Januar 1969 verweisen, die auf 
Ihre Mündliche Anfrage (BT-Drucksache V/3705, Fragen 83, 84, 
85) und die des Herrn Abgeordneten Kubitza (BT-Drucksache 
V/3705, Frage 82) erteilt wurden. 

Zu der in der Fragestunde der 222. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 20. März 1969 gestellten 
Frage des Abgeordneten Felder, Drucksache V/3976 
Nr. 44 *), ist inzwischen die schriftliche Antwort 
des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
20. März 1969 eingegangen. Sie lautet: 

Die Kasernen und militärischen Anlagen auf dem alten Exer-
zierplatz in Erlangen werden auch weiterhin von den amerika-
nischen Streitkräften zur Erfüllung ihrer Verteidigungsaufgabe 
benötigt. 

Wie Ihnen bekannt ist, hat sich die Bayerische Staatskanzlei 
auf Wunsch der Stadt Erlangen bereits vor mehreren Jahren 
um die Beschaffung einer geeigneten und angemessenen Ersatz-
liegenschaft und um die Finanzierung der Verlegungskosten 
bemüht. Mit Rücksicht auf die überaus hohen Kosten ist die 
Verlegung von seiten des Landes und der Stadt Erlangen nicht 
mehr weiter betrieben worden. 

Die Bundesregierung sieht sich erst dann in der Lage, an das 
Oberkommando der amerikanischen Streitkräfte in Heidelberg 
wegen der Verlegung der Anlagen in Erlangen heranzutreten, 

*) Siehe 222. Sitzung, Seite 12053 C 
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Vizepräsident Dr. Mommer 
wenn ihr vom Land Bayern und der Stadt Erlangen geeignete 
Vorschläge für eine anderweitige Unterbringung und zur Finan-
zierung der Verlegung vorliegen. 

Hinsichtlich der Einschränkung des Panzerverkehrs laufen, wie 
der Bundesregierung mitgeteilt wurde, z. Z. auf Landesebene 
Verhandlungen, die das Ziel haben, durch Schaffung einer neuen 
Kasernenausfahrt den militärischen Verkehr durch die Wohn-
gebiete möglichst zu vermeiden. 

Zu den in der Fragestunde der 222. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 20. März 1969 gestellten 
Fragen des Abgeordneten Richarts, Drucksache 
V/3976 Nrn. 66, 67 und 68 *), ist inzwischen die 
schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 18. März 1969 eingegangen. Sie lautet: 

Im Agrarprogramm werden Garten- und Weinbau, abgesehen 
von den die gesamte Landwirtschaft betreffenden Maßnahmen im 
Bereich der Bildungs- und Sozialpolitik, nicht eigens angespro-
chen. Jedoch hat die Bundesregierung begonnen, die wirtschaft-
liche Situation in diesen beiden Erwerbszweigen aus dem Blick-
winkel der neuen Agrar- und Wirtschaftspolitik zu überprüfen 
und wird ggf. Sondermaßnahmen treffen. 

Diese Frage betrifft offensichtlich nur den Weinbau. Der nicht-
veröffentlichte Entwurf einer Empfehlung des Wissenschaftsrates 
über die Neueinteilung der Forschungseinrichtungen und die 
Koordinierung der wissenschaftlichen Arbeit im Weinbau hat 
in der Weinwirtschaft Unruhe hervorgerufen. Ich habe Herrn 
Staatssekretär Dr. Neef gebeten, diese Angelegenheit mit den 
weinbautreibenden Ländern zu einer für alle Beteiligten sach-
gerechten Lösung zu bringen. 

Da ich eine neue politische Richtung in der Weinwirtschaft für 
dringend erforderlich halte, habe ich eine beschleunigte Überprü-
fung der Situation in der deutschen Weinwirtschaft angeordnet. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

— Drucksachen V/3976, V/4000 — 

Es liegen Dringende Mündliche Anfragen des 
Herrn Abgeordneten Müller (Mülheim) vor. Ist Herr 
Müller (Mülheim) im Saal? — Er ist im Saal. Ich rufe 
zunächst die Frage 1 des Abgeordneten Müller (Mül-
heim) auf: 

Trifft es zu, daß das Auswärtige Amt den Sportverbänden 
der Bundesrepublik Deutschland empfohlen hat, von einer Teil-
nahme an den Südafrikanischen Spielen im April dieses Jahres 
abzusehen? 

Zur Beantwortung Herr Staatssekretär Jahn. Bitte, 
Herr Staatssekretär! 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Das Auswärtige 
Amt hat dem Deutschen Leichtathletikverband in 
der Angelegenheit die Protesterklärungen des Präsi-
denten und des Generalsekretärs des Obersten Ra-
tes für den Sport in Afrika übermittelt. Die Führung 
der afrikanischen Sportorganisationen hatte das Aus-
wärtige Amt hierzu ausdrücklich gebeten. 

Der betreffende deutsche Sportverband wurde 
darüber hinaus laufend ausführlich von den Be-
richten, die von unseren Botschaften in Pretoria, 
Lagos und Jaunde zu den Südafrikanischen Spielen 
in Bloemfontein eingingen, informiert. Da die Spiele 
in Bloemfontein als Protestaktion der Südafrikaner 
gegen ihre Ausladung von den letzten Oympischen 
Spielen 1968 aufzufassen waren, hat das Auswärtige 
Amt den Deutschen Leichtathletikverband auf die 
Proteste der afrikanischen Sportorganisationen hin-
gewiesen und auf die möglichen Auswirkungen für 
die Olympiade 1972 in München aufmerksam ge-
macht. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Picard. 

*) Siehe 222. Sitzung, Seite 12055 D 

Picard (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sieht 
die Bundesregierung irgendwelche Auswirkungen 
für die Spiele 1972 als möglich an? Wenn ja, welche? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich darf darauf im 
Zusammenhang mit meiner Antwort auf die dritte 
Frage des Kollegen Müller zurückkommen, Herr 
Kollege Picard. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe dann 
die Frage 2 des Herrn Abgeordneten Müller (Mül-
heim) auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Teilnahme 
von Sportlern der Bundesrepublik Deutschland an den Spielen 
in Südafrika, wo nur weiße Sportler zugelassen sind, zu außen-
politischen Schwierigkeiten führen kann? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Führung der 
sportlichen Dachorganisation in Afrika hat in ihren 
an das Nationale Olympische Komitee für Deutsch-
land und an den Deutschen Leichtathelitkverband 
übermittelten Erklärungen deutlich herausgestellt, 
daß sie einen Start der deutschen Leichtathleten in 
Bloemfontein als erhebliche Belastung der sport-
lichen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den afrikanischen Ländern betrach-
tet, und daß sich daraus auch politische Folgen er-
geben könnten. Die Bundesregierung kann auf 
Grund dieser Reaktionen der afrikanischen Sport-
führung, der sich auch bereits eine afrikanische Re-
gierung angeschlossen hat, mögliche außenpolitische 
Schwierigkeiten nicht ausschließen. Es ist bei der 
Bundesregierung der Eindruck entstanden, daß die 
jungen Nationen Afrikas die internationale Sport-
veranstaltung in Südafrika als eine politische Heraus-
forderung empfinden, da keine farbigen Sportler an 
den Spielen teilnehmen dürfen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Müller (Mülheim). 

Müller (Mülheim) (SPD) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen denn die neueste Reaktion des DLV oder, bes-
ser gesagt, der Leitung des DLV bekannt, die ja 
nun am gestrigen Tage darüber entscheiden sollte, 
ob sie Ihren Anregungen und Vorstellungen und 
denen dritter Länder folgen will? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die letzten Ent-
scheidungen des DLV sind mir, Herr Kollege Müller, 
zwangsläufig nicht bekannt. Ich bin darüber nicht 
unterrichtet worden. Wir haben, soweit Sie das Aus-
wärtige Amt oder die Bundesregierung damit mei-
nen, in dieser Frage lediglich auf den Sachverhalt 
hingewiesen und einen Rat erteilt. Diesen Rat kann 
man annehmen oder auch nicht. Die Verbände und 
auch der DLV sind selbstverständlich in ihrer Ent-
scheidung frei. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Zoglmann, zur Frage 2. 
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Zoglmann (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
wirklich der Meinung, daß es Aufgabe der Bundes-
regierung ist, sich Gedanken darüber zu machen, 
wer wen oder, um es noch konkreter auszudrücken, 
wer welche anderen Verbände — nur darum geht 
es; in Bloemfontein ist nicht an nationale sportliche 
Wettkämpfe, sondern an Verbandswettkämpfe ge-
dacht — zu sportlichen Veranstaltungen einlädt? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Erstens ist es 
selbstverständlich Sache der Bundesregierung, sich 
über alle Fragen Gedanken zu machen, die die außen-
politische Stellung der Bundesrepublik Deutsch-
land in dieser Welt betreffen. Zweitens gehen Sie in 
Ihrer Frage von einer völlig falschen Voraussetzung 
aus, Herr Kollege Zoglmann; denn die Bundesregie-
rung ist ja nicht aus eigenem Antrieb tätig gewor-
den, sondern sie hat einer Bitte der betreffenden 
afrikanischen Sportverbände entsprochen, hier in 
der Bundesrepublik den deutschen Sportverbänden 
deutlich zu machen, was deren Auffassung ist. 

Drittens muß ich sagen: An einer Frage, von der 
man im vorhinein sagen kann, daß ihr gerade wegen 
des ausgesprochen politischen Charakters, der den 
Spielen in Südafrika von den dortigen Verbänden 
oder von der dortigen Regierung beigelegt worden 
ist, besondere Bedeutung zukommt, durfte man nicht 
achtlos vorübergehen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Frage 3 des 
Herrn Abgeordneten Müller (Mülheim) : 

Sieht die Bundesregierung in diesem Zusammenhang durch die 
Haltung der schwarzafrikanischen- und Ostblockstaaten eine 
Beeinträchtigung oder gar Gefährdung der Olympischen Spiele 
1972 in der Bundesrepublik Deutschland? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Eine Beteiligung 
einer deutschen Leichathletikmannschaft an den 
Spielen in Bloemfontein hätte durchaus dazu führen 
können, daß die afrikanischen Länder die Frage 
ihrer Teilnahme an den Olympischen Spielen 1972 
in der Bundesrepublik Deutschland überprüfen. Da 
auch die Ostblockstaaten die Veranstaltung in 
Bloemfontein/Südafrika bereits heftig kritisiert 
haben und nicht gerade zu den Befürwortern im In-
ternationalen Olympischen Komitee gehörten, die 
Olympischen Spiele 1972 nach München zu verge-
ben, ist es nicht ausgeschlossen, daß die afrikani-
schen Länder wegen der Rassenpolitik der südafri-
kanischen Regierung eine Front bilden, die inso-
weit Unterstützung durch die kommunistischen Län-
der erhält. 

Die Frage der Zulassung einer südafrikanischen 
Mannschaft zu den Olympischen Spielen in Mün-
chen fällt nicht in die Zuständigkeit der Bundes-
regierung, sondern ist Angelegenheit des Internatio-
nalen Olympischen Komitees, das sich, soweit der 
Bundesregierung bekannt ist, mit dem Problem auf 
seiner nächsten Sitzung Ende Mai dieses Jahres be-
schäftigen wird. Es ist somit verfrüht, von einer 
Gefährdung der Spiele 1972 in München zu spre-
chen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage? — Herr Picard, bitte! 

Picard (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, trifft es 
zu, daß die Spiele in Bloemfontein tatsächlich nur 
Verbandsspiele sind, und wären Sie unter dieser 
Voraussetzung bereit, deutlich zu machen, daß nach 
Auffassung der Bundesregierung eine so enge Ver-
quickung zwischen Sport und politischen Stellung-
nahmen wie bisher untunlich und von der Sache her 
nicht gerechtfertigt ist? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Kollege 
Picard, Sie haben im letzten Teil Ihrer Frage die 
Auffassung der Bundesregierung, wie sie tatsächlich 
ist, wiedergegeben. Auf der anderen Seite weiß 
ich im Augenblick nicht genau, wie formal die Ver-
anstaltungsverantwortlichkeit in Südafrika bei die-
sen Spielen ist. Ich glaube aber auch nicht, daß das 
das Entscheidende ist. Denn allein die Tatsache, daß 
im Jahre 1969 in dieser Welt Spiele stattfinden kön-
nen, von denen bestimmte Menschengruppen von 
vornherein ausgeschlossen sind, gibt solchen Ver-
anstaltungen einen eindeutig politischen Charakter, 
über den man nicht hinwegsehen kann. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Schultz (Gau-Bischofsheim). 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Herr Staats-
sekretär, würden Sie die Reisen bundesrepublikani-
scher Politiker nach Südafrika unter denselben Ge-
sichtspunkten sehen, unter denen Sie hier soeben 
die Frage der Spiele dargelegt haben, mit anderen 
Worten: sollten wir auch als Politiker nicht mehr 
nach Südafrika fahren? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Kollege 
Schultz, wir haben selbstverständlich normale diplo-
matische Beziehungen und legen Wert auf gute amt-
liche Beziehungen zu Südafrika. Allerdings bedeutet 
das auch, daß die Zahl der Besuche und der Rang 
der Besuche wohl in einem angemessenen Verhält-
nis zu denen in anderen Ländern stehen sollten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine weiteren 
Zusatzfragen. Ich rufe die Fragen 131 und 132 des 
Abgeordneten Schultz (Gau-Bischofsheim) auf: 

Besitzen die bei den alliierten Streitkräften in der Bundes-
republik Deutschland beschäftigten Angehörigen der Arbeits-
gruppen (Deutsche) und Dienstgruppen (Ausländer und Staaten-
lose), die bewaffneten Dienst tun, den Kombattantenstatus oder 
nicht? 

Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, 
um auf eine allgemein anerkannte Klärung der rechtlichen Stel-
lung der etwa 9000 Angehörigen dieser Arbeits- und Dienstgrup-
pen im Ernstfall hinzuwirken? 

Ich glaube, sie können zusammen beantwortet 
werden. Herr Schultz, sind Sie damit einverstanden? 

(Abg. Schultz [Gau-Bischofsheim]: Ja!) 

— Bitte, Herr Staatssekretär! 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Angehörigen 
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Parlamentarischer Staatssekretär Jahn 
der Arbeitsgruppen und der zivilen Dienstgruppen 
sind zivile Arbeitnehmer der Stationierungsstreit-
kräfte. Als solche gehören sie nach Art. IX Abs. 4 
des NATO-Truppenstatuts nicht zu den Mitgliedern 
der Streitkräfte. Sie sind also nicht in die bewaffnete 
Macht der Entsendestaaten eingegliedert. Auch 
haben sie keine aktive Verteidigungsaufgabe. Für 
die deutschen zivilen Arbeitnehmer der Stationie-
rungsstreitkräfte ist in Art. 56 Abs. 4 des Zusatz-
abkommens zum NATO-Truppenstatut überdies aus-
drücklich gesagt, daß sie nur „für Dienste nichtsolda-
tischer Art, einschließlich ziviler Wachdienste" ver-
wendet werden dürfen. Damit sind die Vorausset-
zungen für einen Kombattantenstatus der Angehöri-
gen der Arbeitsgruppen und der zivilen Dienstgrup-
pen nicht gegeben. Dem steht nicht entgegen, daß 
sie auch zu zivilen Wachdiensten und polizeilichen 
Sicherheitsaufgaben verwandt werden und demzu-
folge mit Waffen versehen sind. Der Gebrauch von 
Waffen beschränkt sich auf die Ausübung dieser 
Dienste und Aufgaben; keinesfalls wäre er zur Be-
kämpfung feindlicher Kombattanten zulässig. 

Soweit die Angehörigen der Arbeitsgruppen und 
der zivilen Dienstgruppen zu den Personen gehören, 
die im Sinne des Art. 4 A Ziffer 4 des III. Genfer 
Abkommens vom 12. August 1949 über die Behand-
lung von Kriegsgefangenen „den Streitkräften fol-
gen, ohne in sie eingegliedert zu sein", genießen sie 
den Schutz dieses Abkommens. Sie müssen — wenn 
sie in Feindeshand fallen — als Kriegsgefangene 
behandelt werden. Besteht für sie jedoch keine 
Folgepflicht, so sind sie als Zivilpersonen nach dem 
IV. Genfer Abkommen vom 12. August 1949 zum 
Schutz von Zivilpersonen in Kriegszeiten geschützt. 

Das Gesagte gilt selbstverständlich nur, solange 
der einzelne Arbeitnehmer nicht als Soldat einbe-
rufen wird. Andernfalls hat er völkerrechtlich den 
Status eines Kombattanten. 

Das III. Genfer Abkommen sieht vor, daß die Per-
sonen, die den Streitkräften folgen, ohne in sie ein-
gegliedert zu sein, entsprechende Ausweiskarten er-
halten. Die Bundesregierung wird mit den zuständi-
gen Stellen der Entsendestaaten die Frage solcher 
Ausweise für die Angehörigen der Arbeits- und der 
Dienstgruppen erörtern. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Schultz. 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Sie meinen 
also, Herr Staatssekretär, daß, wenn diese noch mit 
den Alliierten zu klärende Frage geregelt ist, die 
rechtliche Stellung der Angehörigen der Arbeits- 
und Dienstgruppen im Ernstfall, also im Konflikts

-

fall, ausreichend gesichert ist? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich sehe keinen 
Anlaß, die Sicherung durch die Bestimmungen und 
Regeln der Genfer Abkommen als nicht ausreichend 
anzusehen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Dröscher. 

Dröscher (SPD) : Herr Staatseskretär, ist die Bun-
desregierung bereit, bei den Arbeitgebern darauf 
hinzuwirken, daß dem einzelnen Angehörigen die-
ser Arbeitsgruppen und Dienstgruppen bei dem 
Unterricht mit Waffen, der ja immer wieder ge-
schieht, klargemacht wird, wie die rechtliche Stel-
lung ist und in welcher Weise die Verpflichtungen 
mit der Waffe ausgeübt werden müssen und in 
welcher Weise nicht? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich greife die An-
regung gern auf. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Borm. 

Borm (FDP) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, ob eine militärische oder eine paramilitäri-
sche Ausbildung dieses Personenkreises seitens der 
zugehörigen Entsendungsmächte erfolgt? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Mir ist darüber 
nichts bekannt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Borm. 

Borm (FDP) : Würden Sie vielleicht bereit sein, 
das einmal zu prüfen und mir bekanntzugeben? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Gern. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage 133 des Herrn Abgeordneten Kahn-Ackermann 
auf: 

Wann ist damit zu rechnen, daß die mit dem Bundeskanzler 
während seines Besuches in Kabul/Afghanistan besprochenen 
Wünsche der afghanischen Regierung hinsichtlich der Ausrüstung 
der afghanischen Polizei im Rahmen des laufenden Projekts der 
deutschen technischen Hilfe zur Reorganisation der afghanischen 
Polizei erfüllt werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Seit 1961 fördert 
die Bundesregierung im Rahmen der technischen 
Hilfe die Ausbildung der afghanischen Polizei durch 
Entsendung von Beratern an die Polizeischule und 
an das Landeskriminalamt, durch Fortbildung afgha-
nischer Fachkräfte in der Bundesrepublik und durch 
Lieferung von technischer Ausrüstung. 

Das Vorhaben sollte Ende 1968 auslaufen. Bei sei-
nem Besuch im September 1968 in Kabul hat der 
Herr Bundeskanzler auf Bitte der afghanischen Re-
gierung zugesagt, das Vorhaben im bisherigen Um-
fang bis Ende 1970 weiterzuführen und eine even-
tuelle Fortsetzung über diesen Zeitpunkt hinaus 
wohlwollend zu prüfen. 
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Die Bundesregierung hat die für die Verlängerung 

bis Ende 1970 erforderlichen Mittel daraufhin be-
reitgestellt, darunter 360 000 DM für weitere Aus-
stattungsgegenstände. 

Mit dieser Verlängerung des Vorhabens und der 
vertraglichen Vereinbarung mit der afghanischen 
Regierung, eine Fortsetzung des Vorhabens über 
1970 hinaus wohlwollend zu prüfen, ist der Zusage 
des Herrn Bundeskanzlers voll Rechnung getragen 
worden. 

Inzwischen hat die afghanische Regierung neue 
Wünsche nach Ausrüstung der afghanischen Polizei 
geäußert. Diese Wünsche werden im Zusammen-
hang mit der eventuellen Verlängerung des Vor-
habens nach 1970 im Rahmen unserer Möglichkeiten 
geprüft. Hierzu ist vorgesehen, einen Sachverstän-
digen zu gegebener Zeit nach Afghanistan zu ent-
senden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kahn-Ackermann. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
ist Ihnen bekannt, daß im Rahmen der Zusagen des 
Herrn Bundeskanzlers auch ein Regierungsabkom-
men abgeschlossen wurde, dessen Art. 1 Abs. 2 im 
Rahmen dieser Polizeiausrüstungshilfe eine Reihe 
von Lieferungen vorsieht, die offenbar in ihrer zeit-
lichen Folge von der Bundesregierung nicht einge-
halten worden sind? Die afghanische Regierung ist 
etwas beunruhigt, nachdem eine ganze Reihe von 
anderen Zusagen der technischen Hilfe und der Ka-
pitalhilfe in Afghanistan, die sechs bis sieben Jahre 
zurückliegen, nicht eingehalten worden sind. Sie 
werden sich entsinnen, daß bei dem Besuch des 
Herrn Bundeskanzlers der vom Herrn Bundespräsi-
denten gelegte Grundstein für die Nedschat-Schule 
ins Museum gebracht wurde, um die Bundesregie-
rung daran zu erinnern, daß eine ganze Reihe von 
Zusagen in ihrer zeitlichen Folge nicht eingehalten 
worden sind. 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Kollege 
Kahn-Ackermann, ich sehe keine Möglichkeit, auch 
nur eine der Voraussetzungen der Frage, die Sie 
soeben gestellt haben, als richtig anzuerkennen. Was 
die Polizeihilfe betrifft, so habe ich bereits in mei-
ner zusammenfassenden Antwort darauf hingewie-
sen, daß im Anschluß an die Gespräche, die beim 
Besuch des Herrn Bundeskanzlers geführt worden 
sind, ein Abkommen geschlossen worden ist und 
daß auf der Grundlage dieses Abkommens die darin 
eingegangenen Verpflichtungen, nämlich zunächst 
einmal die fest vereinbarte Fortführung der Unter-
stützung für die Polizei um zwei Jahre, auch inzwi-
schen erfüllt worden sind. Es gibt insoweit keiner-
lei Verzögerungen und keinerlei berechtigte Vor-
würfe. 

Ich bin zwar der Meinung, daß die Frage des Neu-
baus der deutschen Schule in Kabul nicht zu diesem 
Thema gehört, aber nachdem Sie darauf hingewie-
sen haben, muß ich sagen: ich bin damals selber in 

Kabul mit dabeigewesen, und ich weiß, daß kein 
Grundstein in einem Museum besichtigt worden ist, 
sondern das Baugelände, auf dem damals auf Grund 
aller leider Gottes eingetretenen Verzögerungen im 
Rahmen der Bauverwaltung noch nicht viel Tätig-
keit zu erkennen war. Aber die Charakterisierung, 
die Sie hier gegeben haben, geht doch über das Tat-
sächliche hinaus. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zweite Zusatz-
frage, Herr Kahn-Ackermann. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
ist das Auswärtige Amt bereit, angesichts der offen-
baren unterschiedlichen Auffassungen über die Er-
füllung des Regierungsabkommens diese Frage in 
Anbetracht der besonderen und herzlichen Bezie-
hungen zum Lande Afghanistan raschestens zu prü-
fen und zu erörtern? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Welche Frage 
bitte? 

Kahn-Ackermann (SPD) : Die Frage der Erfül-
lung des Regierungsabkommens, über die offensicht-
lich unterschiedliche Auffassungen in Kabul und 
Bonn bestehen. 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Kollege 
Kahn-Ackermann, mir ist nicht klar, über welche In-
formationsquellen Sie verfügen. Ich habe hier dar-
gelegt, daß das Abkommen erfüllt ist, und ich habe 
keinen Grund, anzunehmen, daß diejenigen, die sich 
ständig mit diesen Fragen beschäftigen, mir hier 
falsche Unterlagen zur Verfügung gestellt haben. 
Darüber hinaus gibt es, wie Sie mit Recht bemer-
ken, ausgezeichnete Beziehungen zwischen Afgha-
nistan und der Bundesrepublik Deutschland. Die 
Botschafter beider Länder haben jederzeit freien 
Zugang zu allen für sie notwendigen Dienststellen 
der beiderseitigen Regierungen. Mir ist bisher keine 
irgendwie geartete Kritik in der von Ihnen hier ge-
äußerten Richtung bekanntgeworden, und ich sehe 
beim besten Willen keinen Anlaß, ohne daß die be-
troffenen Länder selber durch ihre Regierungen 
hier irgend etwas vortragen, nun in eine ganz all-
gemeine Prüfung einzutreten. Sie wissen, daß ich 
mich notwendigen Prüfungen wirklich nicht entziehe. 
Aber wenn Sie in dieser Frage ein solches Begeh-
ren stellen, muß ich umgekehrt sehr herzlich darum 
bitten, daß dann wenigstens ein wenig klarere und 
eindeutigere Hinweise gegeben werden, weshalb 
das eigentlich notwendig sein soll. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die Fra-
gen 134 und 135 des Herrn Abgeordneten Dr. Mül-
ler-Hermann auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung den in der von der sowjeti-
schen Botschaft in der Bundesrepublik Deutschland herausgegebe-
nen Schrift „Sowjetunion heute" vom 1. Februar 1969 veröffent-
lichten Aufsatz "Mitbestimmung: Theorie und Praxis" (Seiten 12 
und 13)? 
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Entsprechen derartige massive, zum Umsturz auffordernde Ein-

mischungen in die inneren Angelegenheiten eines Staates den 
normalen Gepflogenheiten ausländischer Botschaften? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich würde diese 
beiden Fragen gern zusammen beantworten dürfen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Sind Sie einver-
standen? 

(Zustimmung des Abg. Dr. Müller-Hermann.) 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Bundesregie-
rung bedauert die Veröffentlichung des Artikels 
„Mitbestimmung — Theorie und Praxis" in der so-
wjetischen Botschaftszeitschrift „Sowjetunion heute". 
Der Artikel gibt nicht nur höchst unerbetene Rat-
schläge zu einem wichtigen gesellschaftspolitischen 
Diskussionsthema in der Bundesrepublik Deutsch-
land, sondern nimmt auch ausdrücklich auf die Ver-
hältnisse in Österreich, Norwegen, Italien, England, 
Schweden und Holland Bezug. Damit versucht der 
Verfasser zwar, seinen Äußerungen einen allgemei-
neren Charakter zu geben, dennoch ist die Auffor-
derung zum politischen Handeln in der Bundesrepu-
blik Deutschland erkennbar. Der Verfasser erteilt 
Ratschläge, wie die Institution der Betriebsräte und 
die Mitbestimmung insgesamt als Mittel des Klas-
senkampfes eingesetzt werden sollen. 

Ein solcher Versuch der Einmischung in inner-
deutsche Angelegenheiten wird eher das Gegenteil 
der beabsichtigten Wirkung erzielen. Die Bundes-
regierung mißbilligt ihn jedoch deswegen nicht min-
der, da er von einem Mangel an Achtung und Takt 
gegenüber dem Gastland und den erwähnten, mit 
Deutschland befreundeten Staaten zeugt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wie bereits gesagt, handelt es sich um einen 
Einmischungsversuch, aber noch nicht um eine mas-
sive Einmischung und gewiß nicht um eine Auffor-
derung zum Umsturz. Gleichwohl entspricht ein der-
artiger Einmischungsversuch nicht den normalen Ge-
pflogenheiten diplomatischer Vertreter. 

(Abg. Dr. Burgbacher: Sehr richtig!) 

Ausländische Botschafter dürfen sich nach einem 
allgemein anerkannten Satz des Völkerrechts, der 
auch in Art. 41 Abs. 1 Nr. 2 des Wiener Überein-
kommens über die diplomatischen Beziehungen nie-
dergelegt ist, nicht in die inneren Angelegenheiten 
des Gastlandes einmischen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Müller-Hermann. 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Darf ich fra-
gen, Herr Staatssekretär, ob diese Stellungnahme 
der Bundesregierung auch gegenüber dem Herrn 
Botschafter abgegeben worden ist. 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Es ist beabsichtigt, 

diese meine Antwort der Botschaft der Sowjetunion 
in Bonn zur Kenntnis zu bringen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatz-
frage. 

Die Frage 136 wurde vom Fragesteller zurück-
gezogen. 

Ich rufe die Frage 137 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Rutschke auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des EWG-Präsiden-
ten Rey und der Regierung Frankreichs, daß bei einem Beitritt 
Großbritanniens in den Gemeinsamen Markt „alles noch kompli-
zierter" werde? 

Sie wird von Herrn Moersch übernommen. Bitte, 
Herr Staatssekretär! 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die nächsten drei 
Fragen würde ich gern getrennt beantworten, Herr 
Präsident. 

Der Bundesregierung ist das von dem Herrn Ab-
geordneten Dr. Rutschke erwähnte Zitat, wonach 
Präsident Rey und die französische Regierung über-
einstimmend geäußert haben sollen, bei einem 
Beitritt Großbritanniens werde im Gemeinsamen 
Markt „alles noch komplizierter" werden, nicht be-
kannt. Dagegen ist mir bekannt, daß die französi-
sche Regierung als Folge einer Erweiterung der 
Europäischen Gemeinschaften eine tiefgreifende 
Veränderung dieser Gemeinschaften sieht. Die  Kom-
mission  der Europäischen Gemeinschaften hingegen 
hat sich stets für einen Beitritt Großbritanniens und 
der anderen beitrittswilligen Staaten ausgesprochen. 
Zur Sache selbst ist die Bundesregierung der Auf-
fassung, daß die Herausarbeitung einer gemein-
samen Politik auf gewissen Gebieten bei einer Ver-
größerung der Gemeinschaft schwieriger werden 
könnte; sie ist aber auch der  Meinung, daß es an-
dere Gebiete geben wird, auf denen der Interessen-
ausgleich sich bei einer größeren Zahl von Mitglie-
dern leichter bewerkstelligen ließe. Hierzu könnte 
nicht zuletzt die gemeinsame Landwirtschaftspolitik 
gehören. Diese Auffasung wird gestützt von dem 
erklärten Willen der britischen Regierung und der 
anderen beitrittswilligen Regierungen, die Ver-
träge, bisherigen Entscheidungen und ins Auge ge-
faßten Ziele der Gemeinschaften unverändert an-
zunehmen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Frage 138 bitte:  
Ist es nicht Aufgabe des EWG-Ministerrats und der Kommis-

sion, auf Grund der bisherigen Erfahrungen mit den Schwierig-
keiten, sich in der Gemeinschaft auf gemeinsame politische Leit-
linien zu einigen, nach Mitteln und Wegen zur Überwindung 
dieser Schwierigkeiten zu suchen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister .des Auswärtigen: Die Bundesregie-
rung teilt die Auffassung, daß der Rat der Euro-
päischen Gemeinschaften und die Kommission un-
beirrbar nach Mitteln und Wegen zur Überwindung 
bestehender Schwierigkeiten suchen soll. Dies ge-
schieht auch. Die Bundesregierung hat mit der Vor-
lage ihrer Initiative vorn 27. September vergange-
nen Jahres einen von den übrigen Gemeinschafts- 
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staaten positiv bewerteten Beitrag zur Aktivierung 
der Tätigkeit der Gemeinschaften geleistet. Sie hat 
darin Vorschläge für den inneren Ausbau und für 
Interimsmaßnahmen bis zur Erweiterung gemacht. 
Über diese Vorschläge und Vorschläge anderer 
Staaten wird gegenwärtig in Brüssel intensiv be-
raten. Die Bundesregierung hofft, daß bestehende 
Schwierigkeiten, die  sich in einer gewissen Stagna-
tion in der Gemeinschaftsentwicklung ausgedrückt 
haben, in den nächsten Monaten überwunden wer-
den können. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage. 

Moersch (FDP) : Aus welchen Erkenntnissen 
schöpft die Bundesregierung diese Hoffnung, bei-
spielsweise aus dem letzten Gespräch des Herrn 
Bundeskanzlers mit Herrn Staatspräsident de Gaulle? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Aus den Erfah-
rungen, die sich aus den bisherigen Beratungen er-
geben haben, und aus ihrem Willen, diesen Beratun-
gen, soweit es an ihr liegt, zu einem Erfolg zu ver-
helfen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Frage 139: 

Können die von Präsident Rey und der Regierung Frankreichs 
befürchteten größeren Schwierigkeiten für die Einigung auf ge-
meinsame politische Leitlinien der Aufnahme beitrittswilliger 
Länder als unüberwindliche Hindernisse entgegenstehen, nachdem 
die Römischen Verträge ausdrücklich eine Erweiterung der EWG 
fordern? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Befürchtungen 
über mögliche größere Schwierigkeiten bei der Eini-
gung auf eine gemeinsame Politik dürfen nach Auf-
fassung der Bundesregierung der Erweiterung der 
Gemeinschaften nicht entgegenstehen. Es wird an-
erkannt, daß sich beim Hinzutreten weiterer Länder 
die Art der zu findenden Kompromisse im Einzel-
fall von Kompromissen unterscheiden wird, die 
unter nur sechs Ländern gefunden würden. Dies ist 
nach deutscher Auffassung jedoch kein Hinderungs-
grund für die erfolgreiche Entwicklung einer erwei-
terten Gemeinschaft. Allerdings ist die Vorausset-
zung für eine positive Fortentwicklung der Gemein-
schaften die Beibehaltung und Anwendung der in-
stitutionellen Regeln der Verträge. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatz-
frage. 

Die Fragen 140 und 141 wurden vom Fragesteller 
zurückgezogen. Ich danke für die Beantwortung der 
Fragen aus Ihrem Geschäftsbereich, Herr Staats-
sekretär. 

Die Fragen 72 bis 75 der Abgeordneten Dr. Kempf-
ler und Baron von Wrangel sowie die Fragen 36 und 
37 des Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) aus 
dem Geschäftsbereich des Bundesministers für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten werden im Ein-

verständnis mit den Fragestellern schriftlich beant-
wortet: 

Erscheint es der Bundesregierung nicht zweckmäßig, anstelle 
der bisherigen jeweils jährlichen Neufassung der Richtlinien für 
Zinsverbilligung zur Förderung vordringlicher agrar- und ernäh-
rungswirtschaftlicher Maßnahmen (Zinsverbilligungsaktion) eine 
Regelung mit längerer Gültigkeitsdauer im Rahmen der mittel-
fristigen Finanzplanung zu treffen? 

Erscheint es nicht sinnvoll, eine bessere Abstimmung der Richt-
linien für die verschiedenen Förderungsmaßnahmen zu finden, 
z. B. hinsichtlich der verschiedenen Dauer der Buchführungspflicht 
bei dem Althofsanierungsprogramm und der Zinsverbilligungs-
aktion? 

Was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu tun, daß fran-
zösischer Weizen und Gerste weit unter den jeweiligen Interven-
tionspreisen bis zu 20 DM pro Tonne und mehr an die Mühlen 
nicht nur im Westen, sondern auch nach Schleswig-Holstein und 
besonders ins Zonenrandgebiet zur Intervention geliefert werden? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Aufnahme 
der deutschen Ernte 1969 sicherzustellen, nachdem jetzt schon 
Kontrakte über französisches Getreide auf dieser Basis bis Okto-
ber und länger getätigt werden und die Interventionsläger durch 
französisches Getreide, das die Einfuhr- und Vorratsstelle Frank-
reichs bereits übernommen hat beziehungsweise übernehmen 
muß, blockiert werden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die bayerischen Bemühun-
gen um die Einführung des Begriffs „Nationalpark" angesichts 
der Tatsache, daß diese Bezeichnung gemäß den Richtlinien für 
die Erstellung der Liste der Vereinten Nationen nur Gebieten 
vorbehalten bleiben soll, die der Verwaltung von Zentralstaaten 
oder in Foderativstaaten der Bundesverwaltung unterstehen? 

Haben diesbezügliche Verhandlungen der bayerischen Staats-
regierung mit der Bundesregierung ergeben, daß die bayerische 
Staatsregierung insofern vom bisherigen Standpunkt betreffend 
Zuständigkeit und Notwendigkeit einer bundesrechtlichen Rah-
mengesetzgebung für Naturschutz und Landschaftspflege abzu-
weichen beabsichtigt? 

Auf die Fragen des Abgeordneten Dr. Kempfler 
lautet die Antwort des Bundesministers Höcherl vom 
21. März 1969: 

Die Zinsverbilligungsrichtlinien wurden seit 1965 nicht mehr 
jährlich neu gefaßt. Die z. Z. geltenden sind von 1967, die vor-
herigen von 1965. Vor 1970 ist keine Neufassung beabsichtigt. 

Während für Investitionsbeihilfe und Zinsverbilligung die 
Gültigkeitsdauer der Buchführungsauflage einheitlich geregelt ist 
(„mindestens 4 Jahre"), wurde bei den Maßnahmen zur Ver-
besserung der Agrarstruktur, bei denen in der Regel weit höhere 
staatliche Förderungshilfen gewährt werden, ein entsprechend 
strengerer Maßstab angelegt (Verpflichtung zur Buchführung auf 
mindestens 20 Jahre). Übrigens ist im Zuge einer Integration 
aller Förderungsmaßnahmen des Hauses auch hier eine Verein-
heitlichung vorgesehen. 

Die Fragen der Abgeordneten Baron von Wrangel 
und Dr. Schmidt (Wuppertal) sind noch nicht beant-
wortet. Die Antworten werden später im Sitzungs-
bericht abgedruckt. 

Wir kommen dann zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung. Zur Beantwortung ist Herr Staats-
sekretär Kattenstroth hier. Zunächst die Frage 76 
des Abgeordneten Dr. Hammans: 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, beim neuen Laden-
schlußgesetz für Baumschulbetriebe zu erreichen, daß die soge-
nannte Friseurlösung (samstags bis 18 Uhr geöffnet, dafür mon-
tags vormittags geschlossen) für Baumschulen eingeführt wird? 

Die Frage wird im Einverständnis mit dem Frage-
steller schriftlich beantwortet. Die Antwort des 
Bundesministers Katzer vom 20. März 1969 lautet: 

Ein neues Ladenschlußgesetz wird zur Zeit weder vom Deut-
schen Bundestag noch von der Bundesregierung vorbereitet. In 
den Ausschüssen des Deutschen Bundestages wird lediglich eine 
geringfügige Änderung des Ladenschlußgesetzes erörtert. Es 
handelt sich um den Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Ände-
rung des Ladenschlußgesetzes, der aus der Mitte des Deutschen 
Bundestages eingebracht worden ist. Dieser Entwurf beschränkt 
sich darauf, die bestehende Sonderregelung des Ladenschlusses 
für Kur- und Erholungsorte hinsichtlich der Zahl der verkaufs-
offenen Sonn- und Feiertage sowie der Dauer der Öffnungs-
zeiten an Sonn- und Feiertagen und an Sonnabenden zu ändern. 
Der Ausschuß für Arbeit des Deutschen Bundestages, der den 
Initiativgesetzentwurf am 26. Februar 1969 abschließend beraten 
hat, hat die Auffassung vertreten, daß eine weitere Ausdehnung 
der jetzt vorhandenen Sonderregelungen des Ladenschlußgesetzes 
vermieden werden sollte. Die Bundesregierung sieht sich unter 
diesen Umständen zur Zeit nicht in der Lage, darauf hinzuwir-
ken, daß der auf Kur- und Erholungsorte beschränkte Initiativ- 
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gesetzentwurf um die von Ihnen angestrebte Sonderregelung für 
Baumschulen erweitert wird. 

Dann die Frage 77 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Lohmar. Ist er im ,  Saal? — Er ist nicht im Saal, dann 
wird diese Frage schriftlich beantwortet. 

Die Frage 78 des Abgeordneten Dr. Schmidt 
(Offenbach) : 

In welcher Form wird die Bundesregierung dem Vorschlag der 
Beratenden Versammlung des Europarates in ihrer Empfehlung 
Nr. 545 (1969) folgen, anläßlich des 50jährigen Bestehens des 
Internationalen Arbeitsamtes in Genf die Öffentlichkeit auf Be-
deutung und Aufgaben dieses Amtes in verstärktem Maße hinzu-
weisen? 

Die Frage wird im Einverständnis mit dem Frage-
steller schriftlich beantwortet. Die Antwort des Bun-
desministers Katzer vom 20. März 1969 lautet: 

Die Bundesregierung begrüßt die Gelegenheit, anläßlich des 
50jährigen Bestehens der Internationalen Arbeitsorganisation die 
deutsche Öffentlichkeit auf die Bedeutung und die Aufgaben 
dieser Organisation in besonderem Maße aufmerksam zu machen. 
In Zusammenarbeit mit dem Internationalen Arbeitsamt und mit 
den deutschen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen ist 
folgendes vorgesehen: 

Am 28. April 1969 wird die Bundespost eine Sonderbriefmarke 
„50 Jahre Internationale Arbeitsorganisation" herausgeben. 

Im Herbst 1969 wird ein Heft des Bundesarbeitsblattes aus-
schließlich der Internationalen Arbeitsorganisation gewidmet 
sein. Diese Ausgabe wird Beiträge aus Kreisen der Sozial-
partner und des Internationalen Arbeitsamtes sowie von Mit-
arbeitern aus dem Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung enthalten. Darüber hinaus wird sich die Bundesregie-
rung mit den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln darum be-
mühen, daß im Laufe des Jahres das Jubiläum der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation in der Tagespresse, im Rundfunk und 
im Fernsehen gebührend gewürdigt wird. 

Ferner ist beabsichtigt, im Herbst 1969 in einer Festveranstal-
tung das 50jährige Bestehen der Internationalen Arbeitsorgani-
sation zu würdigen. 

Wie der Deutsche Bundestag des Jubiläums der Internationalen 
Arbeitsorganisation gedenken wird, soll — soweit mir bekannt 
ist — ebenfalls noch überlegt werden. 

Frage 79 des Herrn Abgeordneten Zebisch: 

Was gedenkt die Bundesregierung in Zusammenarbeit mit der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche-
rung und der bayerischen Staatsregierung zu unternehmen, um 
gerade im Zonenrand- und Grenzlandgebiet Bayerns ein Lehr-
lingsausbildungssystem zu schaffen, das uns auf lange Sicht ge-
sehen keine Umschüler ausbildet? 

Ist er im Saal? — Die Frage wird von Herrn Ab-
geordneten Fritsch übernommen. 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Kattenstroth, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für Arbeit und Sozialordnung: Spezifische 
Probleme des Ausbildungssystems, die sich aus der 
besonderen Lage der Zonenrand- und Grenzland

-

gebiete Bayerns ergeben, sind bisher nicht bekannt-
geworden. Das in der Bundesrepublik vorherr-
schende Ausbildungssystem ist durch ein Zusam-
menwirken von Betrieb und Berufsschule gekenn-
zeichnet. Seine Qualität und Leistungsfähigkeit hän-
gen daher wesentlich von dem Angebot an guten 
betrieblichen Ausbildungsplätzen ab. 

In diesem Zusammenhang ist bedeutsam, daß die 
Bundesregierung und die Bundesanstalt für Arbeits-
vermittlung und Arbeitslosenversicherung in Zusam-
menarbeit mit der Bayerischen Staatsregierung eine 
Reihe von Programmen zur Verbesserung der Wirt-
schaftsstruktur in den Zonenrand- und Grenzland

-

gebieten Bayerns durchführen. Sie haben vor allem 
zum Ziel, neue Betriebe aus Wirtschaftszweigen mit 
guten Zukunftsaussichten, wie aus der chemischen 
und der elektronischen Industrie, anzusiedeln, 

Der Erfolg dieser Bemühungen wird weitgehend 
davon abhängen, daß genügend Arbeitskräfte mit 
den erforderlichen Fachkenntnissen vorhanden sind. 
Deshalb hat die Bundesanstalt in Nürnberg Maßnah-
men der beruflichen Bildung eingeleitet. Sie kon-
zentrieren sich besonders stark auf die genannten 
Gebiete. Dies wird unter anderem daraus ersichtlich, 
daß 83,8% aller beruflichen Bildungsmaßnahmen in 
Nordbayern auf die Arbeitsamtsbezirke Coburg, 
Bayreuth, Hof, Weiden, Schwandorf und Regensburg 
entfallen. Der Anteil der in Nordbayern vom 1. Ja-
nuar 1969 bis zum 15. März 1969 eingeleiteten Maß-
nahmen beträgt bereits 50 % der gesamten Maßnah-
men des Vorjahres in diesem Gebiet. 

Die Frage, Herr Abgeordneter, berührt über die 
regionalen Probleme hinaus auch das Ausbildungs-
system in seiner Gesamtheit. Hier erwartet die Bun-
desregierung vom künftigen Arbeitsförderungsge-
setz und vom Berufsbildungsgesetz nachhaltige Ver-
besserungen. 

Das Arbeitsförderungsgesetz soll die Rechtsgrund-
lagen für die finanzielle Förderung der beruflichen 
Ausbildung, Fortbildung, und Umschulung reformie-
ren und zusammenfassen sowie die Leistungen ver-
bessern. Die nach diesem Gesetz vorgesehenen 
Möglichkeiten institutioneller Förderung werden da-
zu beitragen, finanzielle Engpässe bei der Errich-
tung und Ausstattung vor allem auch überbetrieb-
licher Ausbildungsstätten zu überwinden. 

Das kommende Berufsbildungsgesetz soll das Aus-
bildungssystem unter anderem dadurch verbessern, 
daß es konkrete Voraussetzungen für die persön-
liche, fachliche und betriebliche Eignung zur Ertei-
lung der Berufsausbildung aufstellt. Das künftige 
Gesetz soll der Berufsausbildung eine klare Ziel-
setzung geben, welche die Forderung nach breiterer 
Grundlagenausbildung, nach systematischer und 
methodischer Ordnung und nach beruflicher Mobili-
tät umfaßt. Damit sollen die laufende berufliche An-
passung an die technologische und wirtschaftliche 
Entwicklung erleichtert und einschneidende Um-
schulungen so weit wie möglich vermieden werden. 

Die Bundesregierung ist davon überzeugt, daß sich 
die angestrebten Verbesserungen der Ausbildung 
und des Ausbildungssystems in ihrer Verbindung 
mit den laufenden Strukturmaßnahmen auf die Wirt-
schafts- und Beschäftigungslage gerade der Zonen-
rand- und Grenzlandgebiete Bayerns günstig aus-
wirken werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zu einer Zusatz-
frage Herr Fritsch. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
die von Ihnen genannten Maßnahmen, die insbe-
sondere im Benehmen mit der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
getroffen worden sind, umfassen, wie ich Ihrer Ant-
wort entnehme, vorwiegend den oberpfälzischen 
Raum, während der niederbayerische Raum kaum 
genannt worden ist. Würden Sie sich, Herr Staats-
sekretär, bei der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt-
lung und Arbeitslosenversicherung dafür einsetzen, 
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daß dieser niederbayerische Raum mit einem ähn-
lichen Netz von Ausbildungsmöglichkeiten über-
zogen wird, wie es offensichtlich für die Oberpfalz 
gilt? 

Kattenstroth, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für Arbeit und Sozialordnung: Herr Abge-
ordneter, ich bin gern bereit, dieser Frage nachzu-
gehen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage 80 der Abgeordneten Frau Klee auf. — Frau 
Klee ist nicht im Saal; dann wird die Frage schrift-
lich beantwortet. 

Ich rufe die Fragen 81 bis 83 des Abgeordneten 
Varelmann sowie die Frage 84 des Abgeordneten 
Dr. Lenz (Bergstraße) auf: 

Berücksichtigt die Bundesregierung bei ihren konjunkturdämp-
fenden Planungen das Ausmaß der Arbeitslosigkeit in den ver-
schiedenen Arbeitsamtsbezirken in Niedersachsen, u. a. in West

-

Niedersachsen und Südost-Niedersachsen? 

Welche zusätzliche Maßnahme erwägt die Bundesregierung, um 
der bereits seit Jahren anhaltenden kritischen Beschäftigungslage 
in den verschiedenen Bereichen Niedersachsens zu begegnen? 

Ist die Bundesregierung bereit, der Verbesserung der Arbeits-
marktlage in den wirtschaftlich schwachen Räumen den Vorrang 
zu geben vor der Einstellung von ausländischen Arbeitnehmern? 

Welche Maßnahmen sind in der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft und in ihren Mitgliedsländern ergriffen worden, um 
den Beschluß des Rates der EWG vom 29. Februar 1968 zu ver-
wirklichen, der eine stärkere Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Arbeitsmarktpolitik im Rahmen der Europäischen Gemein-
schaft vorsah? 

Diese Fragen werden auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet. Die Antworten des Bundes-
ministers Katzer vom 20. März 1969 lauten: 

Zu den Fragen des Abgeordneten Varelmann: 
Die verschiedenen Förderungsprogramme im Rahmen der regio-

nalen Strukturpolitik und des gemeinsamen Strukturprogramms 
der Bundesregierung und der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt-
lung und Arbeitslosenversicherung haben erheblich dazu beige-
tragen, daß auch in den einzelnen wirtschaftsschwachen nieder-
sächsischen Gebieten eine erfreuliche Verbesserung der Beschäfti-
gungslage eingetreten ist. Die Arbeitslosenquote im Landes-
arbeitsamtsbezirks Niedersachsen-Bremen betrug noch im Januar 
1967 4 v. H. und im Januar 1968 4,2 v. H., während sie im 
Januar 1969 auf nur noch 2,4 v. H. absank. Die Zahl der offenen 
Stellen entwickelte sich in der gleichen Zeit von rund 27 000 im 
Januar 1967 über rund 32 000 im Januar 1968 auf fast 55 000 im 
Januar 1969. Entsprechend ging die Zahl der Arbeitslosen zurück. 
Sie betrug im Januar 1967 rund 104 000, im Januar 1968 rund 
109 000 und im Januar 1969 nur noch rund 61 600. 

Diese Entwicklung beruht in starkem Maße darauf, daß die 
Bundesregierung rund 60 v. H. der Fläche Niedersachsens zu 
Förderungsgebieten erklärt hat. Die zu West-Niedersachsen und 
zu Südost-Niedersachsen zählenden Bezirke sind nahezu aus-
nahmslos als Bundesausbaugebiet anerkannt. Das Zonenrandge-
biet ist ohnehin grundsätzlich Förderungsgebiet. 

Die Bundesregierung wird bei allen Maßnahmen zur Stabili-
sierung der Konjunktur und der Preisentwicklung darauf achten, 
daß die strukturverbessernden Förderungen in den Zonenrand-
gebieten und in den Bundesausbaugebieten nicht beeinträchtigt 
werden; sie wird vielmehr darin fortfahren, die Ansiedlung 
neuer und die Erweiterung bestehender Betriebe nachhaltig zu 
unterstützen. Es ist vorgesehen, im Rahmen der binnenwirt-
schaftlichen Strukturmaßnahmen, die im Zusammenhang mit dem 
Gesetz zur außenwirtschaftlichen Absicherung stehen, das regio-
nale Förderungsprogramm für die Zonenrandgebiete, die Bundes-
ausbaugebiete und das Saarland einmalig um 150 Millionen DM 
zu erhöhen. Dieser Betrag soll für Investitionszuschüsse an ge-
werbliche Unternehmen verwendet werden. Die meisten Gebiete 
Niedersachsens werden an dieser Aufstockung des regionalen 
Förderungsprogramms teilhaben. 

Die Bundesregierung wird auch darauf achten, daß der lang-
fristige Prozeß der wirtschaftlichen Umstrukturierung in den 
Förderungsgebieten durch die Anwerbung ausländischer Arbeits-
kräfte nicht nachteilig beeinflußt wird. Dabei sollte jedoch nicht 
übersehen werden, daß auch in den Förderungsgebieten zur 
Sicherung des weiteren wirtschaftlichen Wachstums ausländische 
Arbeitskräfte erforderlich werden können, wenn geeignete deut-
sche Arbeitskräfte nicht ausreichend zur Verfügung stehen 
sollten. 

Zu der Frage des Abgeordneten Dr. Lenz (Berg-
straße) : 

Der Beschluß des Rates vom 29. Februar 1968 hat zu einer 
erheblichen Intensivierung der Zusammenarbeit auf den ver-
schiedenen Gebieten der Arbeitsmarktpolitik in der Gemeinschaft 
geführt. Das wichtigste Ergebnis des vergangenen Jahres war die 
Verabschiedung der EWG-Verordnung Nr. 1612/68 über die Frei-
zügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft durch 
den Rat am 15. Oktober 1968. Diese Verordnung, die am 8. No-
vember 1968 in Kraft trat, und die sie ergänzenden Rechtsakte, 
insbesondere die Richtlinie Nr. 68/360 zur Aufhebung der Reise- 
und Aufenthaltsbeschränkungen für EWG-Arbeitnehmer und ihre 
Familienangehörigen innerhalb der Gemeinschaft, lösten die bis-
herigen Bestimmungen über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
für die zweite Phase des Gemeinsamen Marktes ab. Dadurch 
wurde schon kurze Zeit nach Vollendung der Zollunion, am 
1. Juli 1968, ein weiteres wichtiges Ziel des EWG-Vertrages, die 
volle Freizügigkeit der Arbeitnehmer, erreicht. Die neuen 
Rechtsvorschriften sehen für EWG-Arbeitnehmer u. a. vor: 

— Die Arbeitserlaubnis wird abgeschafft. 

— Die EWG-Arbeitnehmer werden inländischen Arbeitnehmern 
gleichgestellt hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, aller 
Arbeitsbedingungen und aller steuerlichen Vergünstigungen, 
aller Maßnahmen zur beruflichen Wiedereingliederung Ar-
beitsloser sowie hinsichtlich der Wahlberechtigung und 
Wählbarkeit zu den Arbeitnehmervertretungsorganen im Be-
trieb. 

— Das bisherige Verfahren zum Austausch von Angaben über 
offene Stellen und Arbeitsgesuche wanderungswilliger Arbeit-
nehmer wird erheblich ausgebaut. 

— Die nationalen Arbeitsmärkte der Mitgliedstaaten können ge-
genüber Zuwanderungen von EWG-Arbeitnehmern grundsätz-
lich nicht mehr gesperrt werden. 

Weitere Ergebnisse der Zusammenarbeit liegen auf dem Ge-
biet der Koordinierung von Teilbereichen der Arbeitsmarkt-
politik. Die vor allem technisch mühsamen Arbeiten zur Anglei-
chung der Berufsausbildungsstufen wurden für eine Reihe von 
Berufen vorangebracht, so daß die Kommission dem Rat bald 
Vorschläge wird vorlegen können, Die vom Rat gebilligten 

Programme für eine Zusammenarbeit der nationalen Arbeits-
verwaltungen und der nationalen Dienststellen für Berufsbe-
ratung werden zur Zeit ausgeführt; über die Ergebnisse der Zu-
sammenarbeit soll die Kommission dem Rat berichten. Schließ-
lich konnten die jährlichen Arbeitsmarktanalysen der Kommis-
sion weiter verbessert werden. Im übrigen verweise ich auf 
die halbjährlichen Berichte der Bundesregierung an den Deut-
schen Bundestag — BT-Drucksache V/2774, Ziffer 49 bis 52 Be-
richtszeitraum Oktober 1967 bis März 1968) und BT-Drucksache 
V/3329, Ziffer 19, 50 bis 53 (Berichtszeitraum April bis Sep-
tember 1968) —. 

Auf seiner letzten Tagung in der Besetzung der Arbeits- und 
Sozialminister am 13. März 1969 erörterte der Rat erneut die 
Arbeitsmarktlage in der Gemeinschaft. Der Rat kam überein, 
die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten in der Arbeitsmarkt-
politik vor allem auf einigen aktuellen Schwerpunktgebieten, zu 
denen die berufliche Bildungspolitik und die Rehabilitation ge-
hören, zu verstärken. Die Entscheidung über das Vorhaben einer 
dreigliedrigen Arbeitsmarktkonferenz zwischen Regierungen, 
Sozialpartnern und Kommission wurde vorerst zurückgestellt. 

Ich rufe die Frage 85 des Herrn Abgeordneten 
Fritsch (Deggendorf) auf: 

Hält die Bundesregierung den Zusatzurlaub von sechs Arbeits-
tagen im Jahr nach dem Gesetz über die Beschäftigung Schwer-
beschädigter für ältere, berufstätige Schwer- und Schwerstbe-
schädigte noch als ausreichend, um die erforderliche Erholung zu 
ermöglichen und die Berufsfähigkeit zu erhalten? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Kattenstroth, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für Arbeit und Sozialordnung: Der gesetz-
lichen Regelung eines zusätzlichen Urlaubs für 
Schwerbeschädigte liegt der Gedanke zugrunde, daß 
sich die Kräfte eines schwerbeschädigten Arbeit-
nehmers in der Regel schneller verbrauchen als die 
eines gesunden Arbeitnehmers. Der Schwerbeschä-
digte bedarf daher eines längeren Erholungszeit-
raums zur Sicherung und Wiederherstellung seiner 
Arbeitskraft. 

Der nach dem Bundesurlaubsgesetz allen Arbeit-
nehmern zustehende jährliche Mindesturlaub von 
15 bzw. 18 Werktagen für Arbeitnehmer über 35 
Jahren wird durch das Schwerbeschädigtengesetz um 
6 Tage — das ist mindestens ein Drittel des allge-
meinen gesetzlichen Urlaubs — verlängert. Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß die meisten Schwer- 
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Staatssekretär Kattenstroth 
beschädigten auf Grund tariflicher oder betrieblicher 
Regelungen Anspruch auf Urlaub haben, der über 
die Dauer des gesetzlichen Mindesturlaubs erheblich 
hinausgeht. Auch diese Urlaubsdauer wird durch 
(den gesetzlichen Zusatzurlaub um 6 Tage ver-
längert. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß ein 
Zusatzurlaub von mindestens einem Drittel des ge-
setzlichen Mindesturlaubs ein durchaus wirksamer 
Schutz auch der älteren Schwerbeschädigten ist. Sie 
wird in dieser Auffassung unter anderem auch da-
durch bestärkt, daß bisher, soweit mir bekannt ist, 
von keiner Seite gefordert worden ist, den Zusatz-
urlaub für Schwerbeschädigte zu verlängern. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
ich darf Ihnen aus meiner eigenen Erfahrung, aus 
vielen Gesprächen mit Schwer- und Schwerstbeschä-
digten, die über 50 Jahre alt sind, mitteilen, daß 
das Bedürfnis nach einem erhöhten Zusatzurlaub 
besteht und daß sich dabei die Frage anbietet, ob 
nicht im Interesse der Aufrechterhaltung der Ar-
beitskraft und der Verlängerung der Berufsdauer 
diese Erhöhung gerechtfertigt erscheint. Würde Ihr 
Haus, Herr Staatssekretär, diese Frage auch einmal 
von der medizinischen Seite her prüfen wollen? 

Kattenstroth, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für Arbeit und Sozialordnung: Dazu sind 
wir bereit. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Darf ich in dem Zu-
sammenhang, Herr Staatssekretär, auf die Druck-
sache V/3957, Bezug nehmen, die sich mit der Si-
tuation der älteren Arbeitnehmer befaßt und in 
welcher ausgeführt ist, daß die Maßnahmen zur 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen von großer 
Bedeutung für ältere Arbeitnehmer und deren Ge-
sunderhaltung sind. Würden Sie nicht daraus fol-
gern, daß auch dieses Teilgebiet einer Verbesserung 
und einer Prüfung bedarf? 

Kattenstroth, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für Arbeit und Sozialordnung: Alle diese 
Fragen bedürfen einer gründlichen Prüfung durch 
dieses Hohe Haus. Die Bundesregierung ist bereit, 
dabei mitzuhelfen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Damit sind diese 
Fragen aus dem Geschäftsbereich des Arbeitsmini-
steriums beantwortet. Vielen Dank, Herr Staats-
sekretär! 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Verteidigung. Zur 
Beantwortung ist Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Adorno hier. 

Zunächst Frage 86 des Herrn Abgeordneten Borm: 

Treffen Pressemeldungen zu, nach welchen die Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages, die in offizieller Eigenschaft am 
Stapellauf eines Lenkwaffenzerstörers in Bath/Maine (USA) teil-
nahmen, in der Platzverteilung im Flugzeug gegenüber den mili-
tärischen Begleitern des Bundesverteidigungsministers zurück-

gesetzt wurden, im Gegensatz zu den Begleitern des Bundes-
verteidigungsministers in den USA keine Personenwagen, son-
dern nach längerer Wartezeit nur einen Omnibus gestellt be-
kamen, obgleich ein Abgeordneter sogar schwer gehbehindert 
war, und beim Stapellauf keine Plätze auf der Ehrentribüne, 
sondern auf der anderen Seite Stehplätze zugewiesen erhielten, 
die sie mit beliebigen Schaulustigen teilen' mußten, dies alles im 
Gegensatz zu Offizieren und Kongreßabgeordneten, die auf der 
Ehrentribüne plaziert gewesen sein sollen und obgleich auf der 
Tribüne noch genügend Plätze vorhanden gewesen wären? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, 
über den Stapellauf des Lenkwaffenzerstörers 
„Rommel" haben viele deutsche Zeitungen, Wochen- 
und Monatszeitschriften und das Fernsehen berich-
tet. Die von Ihnen, Herr Kollege, zitierten Presse-
meldungen sind lediglich in einem einzigen kom-
mentierenden Reisebericht einer deutschen Illustrier-
ten veröffentlicht worden. Dieser Umstand erhellt, 
daß hier eine einseitige, vereinzelt gebliebene Dar-
stellung vorliegt. 

Da Sie, Herr Kollege, die Reise nicht mitgemacht 
haben, darf ich auf die Einzelheiten Ihrer Frage 
näher eingehen. Soweit die Bundesregierung fest-
stellen konnte, sind die Herren Kollegen während 
des Fluges nach den Vereinigten Staaten und zurück 
sowie während des Aufenthaltes in Bath in einer 
ihrem hohen Amt entsprechenden Weise behandelt 
und betreut worden. Von keinem der beteiligten 
Abgeordneten sind Beschwerden ergangen. Über die 
eine oder andere Einzelheit wird man möglicher-
weise verschiedener Meinung sein können. Es ist 
aber zu bedenken, daß auch dem Bundesminister der 
Verteidigung nur beschränkte Möglichkeiten und 
Mittel zur protokollarischen und technischen Ab-
wicklung einer solchen Reise zur Verfügung stehen. 

Im einzelnen stelle ich fest: Erstens. Die Flugzeit 
von Deutschland nach den Vereinigten Staaten 
mußte von dem Herrn Bundesminister der Verteidi-
gung und seiner Begleitung für Dienstgeschäfte be-
nutzt werden, unter anderem in Verbindung mit dem 
Stapellauf und den anderen Obliegenheiten des 
Ministers während des Aufenthaltes in den USA. 
Aus diesem Grunde konnte die Begleitung nicht 
vom Minister getrennt gesetzt werden. 

Zweitens. Die deutschen Stellen konnten in Bath 
für die beteiligten Abgeordneten einen eigenen 
Autobus reservieren. Die Begleitung des Ministers 
war auf die Mitnahme in den verschiedenen Kraft-
fahrzeugen der Bauwerft angewiesen. Auf der 
Ehrentribüne standen den Herren Abgeordneten in 
der ersten Reihe Sitzplätze zur Verfügung, die nach-
weislich — wie sich auch aus den in der amerikani-
schen Presse veröffentlichten Aufnahmen ergibt — 
von  den Herren Abgeordneten benutzt wurden. Die 
Taufkanzel selbst bot im wesentlichen nur Platz 
für die am Taufakt unmittelbar beteiligten Personen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Borm. 

Borm (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie bereit, 
zur Kenntnis zu nehmen, daß die in der Illustrierten 
— von der wir beide wissen, welche es ist — 

(Zurufe von der Mitte: Sagt es doch mal!) 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 223. Sitzung. Bonn, Freitag, den 21. März 1969 	12163 

Borm 
— der „Stern" — gerügten Tatsachen von den Ab-
geordneten bestätigt worden sind? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Das kann ich nicht 
bestätigen, weil uns eine solche Bestätigung nicht 
vorliegt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Borm. 

Borm (FDP) : Glauben Sie, Herr Staatssekretär, 
daß die Ausflucht - gestatten Sie mir zu sagen 
„Ausflucht" —, der Herr Bundesminister habe sich 
mit seiner Begleitung besprechen müssen, ausrei-
chend genug ist dafür, daß man die Abgeordneten 
wesentlich ungünstiger untergebracht hat als seine 
Begleitung? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Erstens ist das 
keine Ausflucht, sondern eine Tatsache, daß der 
Herr Bundesminister der Verteidigung die wenigen 
Stunden, die ihm vom Start bis zur Landung ver-
blieben, für seine Dienstgeschäfte benutzen mußte. 
Es ist Ihnen sicher bekannt, daß auch eine Zusam-
menkunft mit dem neuen amerikanischen Verteidi-
gungsminister nicht nur geplant war, sondern auch 
stattgefunden hat. 

Zum anderen sind alle Vorbereitungen getroffen 
worden, um den Herren Abgeordneten auch auf dem 
Hinflug die Reise so bequem wie möglich zu ma-
chen. Das geht schon allein aus der Tatsache hervor, 
daß sie so plaziert wurden, daß sie nicht beengt 
waren. 

(Abg. Borm meldet sich zu einer weiteren 
Zusatzfrage.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Sie haben keine 
Zusatzfrage mehr, Herr Borm, aber der Protest ist 
angebracht, und sicher tut er eine gewisse Wirkung, 
wenn es nötig sein sollte. 

Dann rufe ich die Frage 87 des Herrn Abgeordne-
ten Schultz (Gau-Bischofsheim) auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, der aus Theologenkreisen 
vorgetragenen Anregung zu folgen, in Zukunft auch Pfarrer und 
Theologiestudenten zum Wehrdienst heranzuziehen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Nach § 11 Abs. 1 
Nrn. 1 bis 3 des Wehrpflichtgesetzes sind Geistliche 
kraft Gesetzes vom Wehrdienst befreit. Wehrpflich-
tige, die sich auf das geistliche Amt vorbereiten, 
werden nach § 12 Abs. 2 des Wehrpflichtgesetzes auf 
Antrag vom Wehrdienst zurückgestellt. Es ist zwar 
richtig, daß einzelne evangelische Theologen eine 
Aufhebung dieser Vorschriften wünschen. Der Rat 
der Evangelischen Kirche in Deutschland, auf dessen 
Wunsch die Befreiungs- und Zurückstellungsvor-
schriften für evangelische Geistliche und Theologie-
studenten in das Wehrpflichtgesetz aufgenommen 
wurden, hat aber bisher keine anderen Wünsche  

oder Vorschläge vorgelegt. Es ist deshalb zur Zeit 
nicht beabsichtigt, diese Vorschriften zu ändern. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Schultz. 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Herr Staats-
sekretär, wären Sie bereit, in der nächsten Sitzung 
des Beirats für innere Führung, die nach der Konsti-
tuierung des Beirats ja wohl bald stattfinden wird, 
die Erörterung dieser Frage vorzuschlagen, weil ja 
noch etwas mehr dahintersteckt, als hier in einer 
Fragestunde dargelegt werden kann? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Ich bin gerne 
bereit, das zu veranlassen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage 88 des Herrn Abgeordneten Felder auf: 

Kann die Bundesregierung darüber berichten, wie viele Solda-
ten der Bundeswehr bisher am Telekolleg des Bayerischen Rund-
funks teilgenommen haben? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Abgeord-
neter, bisher ist die Teilnahme von 170 Soldaten auf 
Zeit am Telekolleg des Bayerischen Rundfunks be-
kannt. Die Zahl ergibt sich aus den bisher gestellten 
Anträgen auf Kostenerstattung. Nicht enthalten sind 
Wehrpflichtige, Berufssoldaten und Soldaten auf 
Zeit, die keinen Anspruch auf Besuch der Fach-
schule haben. Es ist vorgesehen, im Rahmen berufs-
fördernder Maßnahmen auch den Wehrpflichtigen 
eine solche Weiterbildung kostenlos zu ermöglichen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Felder. 

Felder (SPD) : Herr Staatssekretär, diesen Anträ-
gen auf Erstattung der Kosten wird also stattgege-
ben? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Diesen Anträgen 
wird mit den Ausnahmen, die ich Ihnen eben hier 
vorgetragen habe, stattgegeben. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die Frage 89 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Marx (Kaiserslautern) 
wurde schon anderweitig beantwortet. 

Wir kommen dann zu den Fragen 90 bis 92 des 
Herrn Abgeordneten Dröscher. Können sie im Zu-
sammenhang beantwortet werden? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Präsident, 
ich schlage vor, die beiden ersten Fragen im Zu-
sammenhang und die dritte Frage gesondert zu be-
antworten. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Einverstanden. 
Dann rufe ich zunächst die Fragen 90 und 91 des 
Herrn Abgeordneten Dröscher auf: 

Erscheint es möglich, daß Wehrpflichtige, die als Studenten 
an staatlichen Ingenieurschulen nach Absolvierung eines Se-
mesters zum 1. April 1969 einberufen werden, nach Beendigung 
ihres Grundwehrdienstes infolge der z. Z. in Gang befindlichen 
Umstrukturierung der Ingenieurschulen nicht weiterstudieren 
können, weil bis dahin das Studium nur nach abgelegtem Abitur 
zugelassen wird? 

Falls Frage 90 mit Ja beantwortet wird: Was gedenkt die 
Bundesregierung zu tun, um jede Benachteiligung der den Grund-
wehrdienst ableistenden Wehrpflichtigen durch eine solche Ent-
wicklung unmöglich zu machen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, es 
ist nicht zu befürchten, daß Studenten an staatlichen 
Ingenieurschulen, die vor Ihrer Einberufung zum 
1. April 1969 bereits ein Studium aufgenommen hat-
ten oder nach dem Wehrdienst erst aufnehmen wol-
len, Nachteile in ihrem Studiengang erleiden wer-
den. Nach einer Mitteilung des Sekretariats der 
Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder 
vom 11. Februar 1969 sollen die Ingenieurschulen 
und höheren Wirtschaftsfachschulen voraussichtlich 
erst im Jahre 1971 in Fachhochschulen umgewandelt 
werden. Im übrigen sind Übergangsregelungen mit 
dem Ziel des Erwerbs der Fachhochschulreife bzw. 
der Gleichstellung für diejenigen, die vor dem Be-
such einer Akademie stehen oder eine Akademie 
besuchen, vorgesehen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, 
Herr Dröscher. 

Dröscher (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
bereit, den in Frage kommenden höheren tech-
nischen Lehranstalten diesen Sachstand mitzuteilen, 
weil, wie Sie ja wissen, zum Teil Bescheinigungen 
ausgestellt worden sind, die die von mir hier ange-
schnittene Frage zum Gegenstand einer Belehrung 
an die Studenten gemacht haben? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Dazu sind wir 
gern bereit. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, halten Sie 
es nicht für sinnvoll, diese ganze schwierige Frage 
des Ingenieurschulstudiums und des Grundwehr-
dienstes einmal mit den gewählten Vertretern der 
Ingenieurschulstudenten, dem Verband der In-
genieurschulstudenten, zu besprechen und vielleicht 
auch Vorschläge von dieser Seite entgegenzuneh-
men, wie diese zum Teil sehr ärgerlichen Regelun-
gen künftig verbessert werden können? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, wir 
sind gern bereit, alle Möglichkeiten zu prüfen, die 
zu einer guten Lösung führen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Dann rufe ich die 
Frage 92 des Herrn Abgeordneten Dröscher auf: 

Warum wurden zum 1. April 1969 soviel Wehrpflichtige erst 
als Studenten mit einem Semester und nicht unmittelbar nach 
dem Abitur einberufen? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Nach dem ersten 
Semester werden regelmäßig nur solche Abiturien-
ten einberufen, die das Abitur bereits zu einem 
Zeitpunkt abgelegt haben, an dem sie wegen ihres 
Alters noch nicht wehrpflichtig waren. Das sind etwa 
10% eines jeden Abiturientenjahrgangs. Diese Abi-
turienten werden zu Beginn jedes Jahres so recht-
zeitig gemustert, daß sie zum April, also nach Absol-
vierung eines Semesters, einberufen werden können. 
Zu diesem Zeitpunkt ist das Studium nach den Zu-
rückstellungsvorschriften des Wehrpflichtgesetzes 
noch nicht weitgehend gefördert, so daß in der Ein-
berufung keine besondere Härte zu erblicken ist. 
Das ist auch gerecht, weil andernfalls diese jüng-
sten Abiturienten, die ein Studium aufgenommen 
haben, in der Regel nach Abschluß ihres Studiums 
wegen ihres dann fortgeschrittenen Alters nicht 
mehr zum vollen Grundwehrdienst herangezogen 
werden können. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Dröscher. 

Dröscher (SPD) : Würden Sie es, Herr Staats-
sekretär, nicht für richtiger halten, solchen jungen 
Abiturienten eine richtige Beratung bei den Kreis-
wehrersatzämtern zuteil werden zu lassen und ihnen 
nicht — wie es in einem nachweisbaren Fall z. B. in 
Mainz geschehen ist — von seiten der Bundeswehr-
behörden zu sagen, es bestünden keine Bedenken, 
mit dem Studium anzufangen? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Ich müßte diesen 
Sachverhalt nachprüfen lassen; im allgemeinen ist 
aber den Abiturienten durchaus bekannt, welche 
Möglichkeiten und welche Rechte sie haben. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Dröscher. 

Dröscher (SPD) : Würden Sie mit mir überein-
stimmen, Herr Staatssekretär, daß es angesichts des 
damit zwangsläufig verbundenen Zeitverlustes eine 
zu große Zahl ist, wenn beispielsweise von 40 Che-
miestudenten, die in Mainz betroffen werden, neun 
nach dem ersten Semester einberufen werden? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Abgeord-
neter, wir wissen, daß das Abiturientenproblem sehr 
schwierig ist, und wir sind im allgemeinen bei der 
Behandlung dieses Fragenkomplexes auch sehr groß-
zügig. Schon mit Beginn des zweiten Semesters wird 
das Studium von uns als weitgehend gefördert an-
gesehen, und die Studenten werden dann auch 
zurückgestellt. Aber aus den eben dargelegten Grün- 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 223. Sitzung. Bonn, Freitag, den 21. März 1969 	12165 

Parlamentarischer Staatssekretär Adorno 
den — und hier handelt es sich im allgemeinen um 
die jüngsten Abiturienten — können wir zur Zeit in 
unseren Vergünstigungen nicht noch weitergehen, 
als wir das bisher schon getan haben. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Müller (Worms). 

Müller (Worms) (SPD) : Ist es zutreffend, daß 
von den 19jährigen Wehrpflichtigen nur etwa 45 % 
eingezogen werden? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Der Herr Bun-
desminister der Verteidigung hat vor wenigen 
Tagen aus Anlaß der zweiten Lesung des Einzel-
plans 14 darauf hingewiesen, daß zu den einge-
zogenen 47 % noch weitere 14% hinzukommen, 
wenn die Zurückstellungsgründe weggefallen sind, 
sofern das 23. Lebensjahr noch nicht überschritten 
ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Müller. 

Müller (Worms) (SPD) : Würde nicht die Möglich-
keit bestehen, diejenigen jungen Leute, die sich 
hinsichtlich ihrer Berufsausbildung für ein Studium 
an einer Ingenieurschule vorbereitet haben und die 
zum 1. April angenommen sind, das Studium, das 
etwa drei Jahre dauert, absolvieren zu lassen, um 
sie nachher, wenn sie 22 Jahre alt sind, einzube-
rufen? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Diese Möglichkei-
ten werden durchaus auch wahrgenommen, aber es 
handelt sich hier um die Fixierung der Grenze von 
23 Jahren und nicht von 22 Jahren. Wenn der Be-
treffende ein Alter von 23 1/2 Jahren überschritten 
hat, kann er nicht mehr eingezogen werden, weil er 
vor Ableistung der 18 Monate das 25. Lebensjahr 
erreicht. Im übrigen, Herr Kollege, wissen Sie, daß 
die Fragen des Wehrdienstausgleichs — und dazu 
gehört auch die Frage der Einziehung der Abiturien-
ten und des rechtzeitigen Anschlusses an das Hoch-
schulstudium — zur Zeit im Verteidigungsausschuß 
zur Prüfung anstehen und daß sowohl die Regie-
rung als auch dieses Hohe Haus die Möglichkeit 
haben, hier gesetzliche Initiativen zu ergreifen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß dieser Schnitt, den Sie in Ihrer Defi-
nition zwischen dem ersten und dem zweiten Seme-
ster machen, an einigen Hochschulen gar nicht mehr 
gemacht werden kann, weil es keine Semester mehr 
gibt, sondern nur Studienjahre, wie z. B. in Kon-
stanz? Und was gedenkt die Bundeswehr dann zu 
tun, wenn jemand an einer Hochschule studiert, 
die gar keine Semester mehr kennt, sondern nur 
noch Studienjahre? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Ich habe schon 
darauf hingewiesen, Herr Kollege Moersch, daß 
vielfältige Überlegungen im Gange sind, mit diesem 
schwierigen Problem fertig zu werden. Aber wir müs-
sen dann unter Umständen auch eine Ergänzung 
oder Änderung oder Novellierung des Wehrpflicht-
gesetzes ins Auge fassen, und das in Zusammen-
arbeit mit diesem Hohen Hause. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Moersch. 

Moersch (FDP) : Haben Sie, Herr Staatssekretär, 
mit der Kultusministerkonferenz auch über das Pro-
blem gesprochen, daß sich der Einzugstermin 
1. April beispielsweise nur um wenige Wochen 
mit dem Abschluß des Abiturs überschneidet, und 
welche Möglichkeiten bestehen, daß man die Wehr-
pflichtigen sofort nach Ableistung des Abiturs ein-
zieht, um Zeitverluste zu vermeiden? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Wir haben auch 
diese Möglichkeit mit der Ständigen Konferenz der 
Kultusminister erörtert. Leider haben wir bisher 
noch keine Übereinstimmung in dieser Frage ge-
funden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Jung. 

Jung (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie bereit, zu 
überprüfen, ob diejenigen, die das Studium an einer 
höheren Wirtschaftsfachschule aufnehmen wollen, 
bereits als weitgehend gefördert angesehen werden 
können, wenn sie die besonderen Bedingungen, die 
dort gestellt werden, erfüllen — nämlich die Lehre 
und dann das Praktikum als Teil dieser Ausbil-
dung —, und sind Sie bereit, zu überprüfen, ob sie 
dann so lange zurückgestellt werden können, bis sie 
diese berufliche Ausbildung abgeschlossen haben? 
Die Befürchtungen des Kollegen Dröscher sind näm-
lich in der Tat berechtigt, weil diese höheren Wirt-
schaftsfachschulen demnächst und zum Teil bereits 
jetzt schon das Abitur als Voraussetzung für das 
Studium ansehen, so daß der Personenkreis die be-
gonnene Berufsausbildung möglicherweise nicht 
mehr beenden kann, wenn er nicht zurückgestellt 
wird. 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, ich 
habe schon darauf hingewiesen, daß im Zusammen-
wirken mit der Ständigen Konferenz der Kultus-
minister Übergangsregelungen angestrebt werden. 
Wir sind aber selbstverständlich gerne bereit, auch 
die Überlegungen, die Sie soeben vorgetragen 
haben, in unsere Prüfungen einzubeziehen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage 93 des Herrn Abgeordneten Schlee auf: 

In welchem Verhältnis werden in der Verpflegung der Streit-
kräfte der Bundesrepublik Deutschland Butter und Margarine 
verwendet? 
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Die Frage wird auf seinen Wunsch schriftlich 

beantwortet. Die Antwort des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Adorno vom 21. März 1969 lautet: 

Das Verhältnis des Verbrauchs von Butter und Delikateß-
margarine in der Truppenverpflegung der Bundeswehr beträgt 
normalerweise 40 % zu 60 %. Im Einvernehmen mit dem Herrn 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ist 
den Wirtschaftstruppenteilen und Standortverwaltungen seit 
1. 12. 1967 bis auf weiteres jedoch gestattet, anstelle von Deli-
kateßmargarine verbilligte Butter als Aufstrichfett über die 
Einfuhr- und Vorratsstellen zu beziehen. Der Preis der verbil-
ligten Butter entspricht dem Durchschnittspreis von Delikateß-
margarine. Der Verbrauchsanteil an Frischbutter zum Marktpreis 
wird dadurch nicht beeinflußt. 

Die Wirtschaftstruppenteile und Standortverwaltungen, die 
selbst entscheiden können, ob sie Delikateßmargarine oder ver-
billigte Butter verbrauchen wollen, nützen diese Möglichkeit 
weitgehend aus. 

Ich rufe die Frage 94 des Herrn Abgeordneten 
Rollmann auf: 

Teilt die Bundesregierung die Meinung des Gesamtverbandes 
niedersächsischer Lehrer in der Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft, daß nach dem Grundgesetz der Ersatzdienst als Kriegs-
dienstverweigerung und der Wehrdienst gleichwertig sind und 
es aus diesem Grunde „in unserer Demokratie unmöglich ist: 
denjenigen zu loben, der sich für den Dienst in der Bundeswehr 
entscheidet"? 

Die Frage wird von Herrn Abgeordneten Damm 
übernommen. 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Der Gesetzgeber 
hat durch das Wehrpflichtgesetz jeden jungen Mann 
der Bundesrepublik Deutschland zur Ableistung 
seines Wehrdienstes aufgerufen. Der anerkannte 
Kriegsdienstverweigerer hat statt des Wehrdienstes 
einen zivilen Ersatzdienst zu leisten. Der Ersatz

-

dienst ist eingeführt worden, um die Gewissens-
entscheidung der anerkannten Kriegsdienstverwei-
gerer zu achten. Wehrdienst und ziviler Arbeits-
dienst sind mithin juristisch gleichwertig, aber nicht 
gleichartig. Die Sicherheits- und Bündnispolitik der 
Bundesregierung hat eine wesentliche Grundlage in 
der allgemeinen Wehrpflicht. Es muß in diesem Zu-
sammenhang auch noch darauf hingewiesen werden, 
daß die Ableistung des Wehrdienstes durch den weit 
überwiegenden Teil der deutschen wehrpflichtigen 
Jugend es überhaupt erst ermöglicht, auch einen 
Ersatzdienst einzurichten. Schon aus diesem Grunde 
gebührt demjenigen mehr Lob, der sich für den 
Dienst in der Bundeswehr entscheidet. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, 
Herr Damm? 

Damm (CDU/CSU) : Angesichts dieser Antwort 
habe ich keine Zusatzfrage. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage 95 des Herrn Abgeordneten Peiter auf: 

Darf ich in Verfolg der Antwort auf meine Frage in der Sit-
zung des Deutschen Bundestages vom 5. Dezember 1962 nunmehr 
annehmen, daß das bisher in Neuwied provisorisch unterge-
brachte Kreiswehrersatzamt Montabaur in der Stadt Montabaur 
untergebracht wird, nachdem dort große Räumlichkeiten durch 
Auflösung der Bezirksregierung frei geworden sind? 

Die Frage wird auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antwort des Staatssekre-
tärs von Hase vom 19. März 1969 lautet: 

Es ist richtig, daß das seinerzeitige Kreiswehrersatzamt Monta

-

baur, das in Montabaur und Diez untergebracht war, zunächst  

nur provisorisch nach Neuwied verlegt worden und als end-
gültiger Sitz Montabaur geplant war. Inzwischen hat sich die 
Sachlage aber insoweit verändert, als heute wesentliche Argu-
mente für ein Verbleiben des KWE in Neuwied sprechen. Dort 
ist ein bundeseigenes Gebäude vorhanden, das mit erheblichen 
Kosten erworben und hergerichtet wurde und für das keine 
andere Verwendungsmöglichkeit gegeben ist. Außerdem hat sich 
seit 1956 ein eingearbeiteter Stamm von Angestellten in Neu-
wied gebildet, der erfahrungsgemäß nur zum kleinen Teil um-
zugsbereit ist. Nicht von der Hand zu weisen ist auch, daß die 
Bevölkerung sich in der Zwischenzeit auf ein Kreiswehrersatzamt 
in Neuwied eingestellt hat, und daß starke Bevölkerungskreise 
in Neuwied kein Verständnis für eine Verlegung des Kreiswehr-
ersatzamtes nach Montabaur hätten, die zudem noch mit einem 
erheblichen Kostenaufwand verbunden wäre. 

Es bedarf daher der Prüfung, ob unter diesen Umständen von 
dem Angebot des Landes Rheinland-Pfalz auf käufliche Über-
nahme des — durch Auflösung der Bezirksregierung freigewor-
denen — Schlosses Montabaur Gebrauch gemacht werden oder 
ob das Kreiswehrersatzamt in Neuwied verbleiben soll. 

Von dem Ergebnis der Prüfung werde ich Sie unterrichten. 

Können die Fragen 96 und 97 des Herrn Abgeord-
neten Damm zusammen beantwortet werden? 

(Abg. Damm: Ich bin mit einer verbundenen 
Antwort einverstanden!) 

— Dann rufe ich beide Fragen zusammen auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die seit einiger Zeit regel-
mäßig von Unbekannten an den Kasernentoren der Kampfschule I 
in Hammelburg vom „Rat der Gruppe Frankfurt des Verbandes 
der Kriegsdienstverweigerer" an Soldaten verteilten Flugblätter 
im Hinblick auf Sinn und Zweck der Bundeswehr, die Ziele der 
Ausbildung unserer Soldaten und im Hinblick auf die Artikel 4 
und 5 des Grundgesetzes? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß der Inhalt dieses 
Flugblattes die Soldaten der Bundeswehr diffamiert und diese 
daher einen Anspruch darauf haben, durch geeignete Maßnahmen 
aller staatlichen Organe der Bundesrepublik Deutschland und 
ihrer Länder vor einer solchen Diffamierung geschützt zu werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, die 
Bundesregierung beobachtet die Aktionen gegen die 
Bundeswehr mit großer Aufmerksamkeit und zuneh-
mender Sorge. Sie muß jetzt feststellen, daß dieses 
organisierte Vorgehen weniger dem Ziele dient, auf 
den Art. 4 Abs. 3 des Grundgesetzes aufmerksam zu 
machen, als überwiegend „unter Ausnutzung des 
Grundrechts der Meinungsfreiheit" den soldatischen 
Dienst in Mißkredit zu bringen. 

(Abg. Damm: Hört! Hört!) 

Insbesondere ist die Bundesregierung der Ansicht, 
daß das in Hammelburg verteilte Flugblatt die Sol-
daten der Bundeswehr und deren Auftrag, die Frei-
heit der Bundesrepublik Deutschland zu verteidigen, 
in besonders entwürdigender Weise diffamiert. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Dieses Flugblatt enthält u. a. folgende Passagen 
— ich zitiere mit Genehmigung des Herrn Präsi-
denten —: 

Krieg ist ein gutes Geschäft, investiere Dein 
Leben! Um das richtig zu tun, mußt Du lernen, 
wie man Bäuche aufschlitzt, 

(Zurufe von der CDU/CSU: unerhört!) 

wie man Schädel zertrümmert, 

(Pfui-Rufe von der CDU/CSU) 

wie man Frauen plattwalzt 
wie man Kinder verbrennt 
und Familienväter erschießt! ... 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unglaublich!) 
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Wenn Du bedenkst, daß Du Dich für solche Un-
gerechtigkeit einsetzen läßt, geschliffen und 
durch den Dreck gehetzt wirst, Hacken zusam-
menschlagen mußt, dumm gemacht wirst, 
strammstehend Befehle ausführst, deren Sinn 
Du nicht einsehen kannst, kann die Frage nur 
lauten: Hast Du dazu Lust? 

Soweit das Zitat. 

Es ist Aufgabe nicht nur der Bundesregierung, 
die Bundeswehr vor solch niederträchtigen Unter-
stellungen rechtswidrigen Handelns nachhaltig zu 
schützen. 

(Beifall auf allen Seiten.) 

Darüber hinaus sind auch die Länder und alle ge-
sellschaftlichen Gruppen, ja, jeder Bürger der Bun-
desrepublik Deutschland aufgerufen, zusammen-
wirkend die Armee in der Demokratie vor solchen 
üblen Diffamierungen zu bewahren. Die Bundesre-
gierung ist bereit, dem Verteidigungsausschuß 
über die eingeleiteten Maßnahmen zu berichten. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Damm. 

Damm (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, schließt 
Ihre Antwort, die eine klare und notwendige Ver-
urteilung dieser unerhörten Diffamierung der Bun-
deswehrsoldaten enthält, für die ich dankbar bin, 
ein, daß die Bundesregierung ihre Antwort erstens 
allen betroffenen Soldaten der Kampftruppenschule 
in Hammelburg, zweitens der Bundeswehr insge-
samt und drittens in größtmöglichem Maße auch der 
Öffentlichkeit überhaupt bekanntmachen wird? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Wir werden das 
veranlassen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Damm (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, bedeu-
tet der letzte Absatz Ihrer Antwort, daß die Bundes-
regierung jederzeit bereit und in der Lage ist, dem 
Verteidigungsausschuß ausführlich über die Einzel-
heiten der eingeleiteten Maßnahmen zum Schutze 
der Soldaten vor derartigen Diffamierungen zu 
berichten? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege 
Damm, nach Terminabsprache sind wir dazu selbst-
verständlich gern bereit, wie ich das schon ausge-
führt habe. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Schultz. 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Herr Staats-
sekretär, teilt die Bundesregierung die Ansicht des 

Wehrbeauftragten, die er in seinem letzten Bericht 
dargelegt hat, daß die von Ihnen soeben zitierten 
Flugblätter zum Gegenstand des Unterrichts und der 
Belehrung innerhalb des staatspolitischen Unter-
richts gemacht werden sollten? Darf ich weiter fra-
gen: Geschieht das schon von seiten der Einheits-
führer, Bataillonskommandeure usw.? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Die Bundesregie-
rung ist derselben Auffassung wie der Wehrbeauf-
tragte, und sie ist für diese Anregung dankbar. Teil-
weise wird das bereits durchgeführt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Porsch. 

Porsch (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie der 
Meinung, daß die bestehenden Gesetze genügen, um 
unsere Soldaten in Zukunft vor solchen Diffamie-
rungen zu bewahren? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, ich 
habe soeben darauf hingewiesen, daß sehr intensive 
Überlegungen in unserem Hause im Gange sind, daß 
ich aber hier im Plenum dazu aus verständlichen 
Gründen nicht Stellung nehmen möchte, ehe der Ver-
teidigungsausschuß informiert ist. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Es geht 
auch um die Anwendung, nicht nur um die 

Gesetze!) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Porsch. 

Porsch (FDP) : Herr Staatssekretär, wird die 
Unterrichtung des Hauses durch Sie sehr bald er-
folgen? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Ich habe schon 
darauf hingewiesen, daß das nach Terminabsprache 
erfolgen wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage 98 des Herrn Abgeordneten Dr. Marx [Kaisers-
lautern] auf: 

Wer entscheidet über die Wiederaufnahme eines Prüfungsver-
fahrens und die evtl. Aberkennung der Eigenschaft als Kriegs-
dienstverweigerer, wenn sich herausstellt, daß der vom Kriegs-
dienst Befreite in seinem weiteren Lebenslauf sich in einer Weise 
verhält, die es sehr fraglich erscheinen läßt, ob die bei seinem 
Prüfungsverfahren festgestellten Gewissensgründe noch fortbe-
stehen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, im 
Verfahren auf Anerkennung als Kriegsdienstver -
weigerer wird nur festgestellt, daß im Zeitpunkt der 
Entscheidung die Voraussetzungen für eine Aner-
kennung vorliegen. Ergeben sich aus dem späteren 
Verhalten des Kriegsdienstverweigerers hinreichen-
de Anhaltspunkte dafür, daß die Gewissensgründe 
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gegen den Waffendienst nicht mehr fortbestehen, 
hat der Prüfungsausschuß für Kriegsdienstverweige-
rer in einem neuen Verfahren die anerkennende 
Entscheidung zu überprüfen und gegebenenfalls zu 
widerrufen. Solche Verfahren sind allerdings bis-
her nicht häufig gewesen, da die Behörden der 
Bundeswehrverwaltung nur ausnahmsweise von 
einer veränderten Einstellung des Kriegsdienstver-
weigerers gegenüber dem Waffendienst erfahren. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Marx. 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) : Können 
Sie, Herr Staatssekretär, vielleicht einige Beispiele 
nennen, wo solche Überprüfungen stattgefunden ha-
ben, und welches Ergebnis hatten sie? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Ich darf mit Ge-
nehmigung des Herrn Präsidenten vielleicht drei 
solche Beispiele zitieren. 

Erstens. Ein anerkannter Kriegsdienstverweigerer 
ist in die USA verzogen und hat dort Wehrdienst 
geleistet. Sein dortiger Aufenthalt ist nicht bekannt. 
Bei einer Wohnsitzrückverlegung in die Bundesre-
publik wird die Anerkennung zu überprüfen sein. 

Ein zweites Beispiel. Ein anerkannter Kriegs-
dienstverweigerer trat in den Bundesgrenzschutz 
ein. Die Anerkennung wurde widerrufen. 

Das dritte Beispiel. Ein anerkannter Kriegsdienst-
verweigerer trat in den Polizeivollzugsdienst ein. 
Die Anerkennung wurde widerrufen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Marx. 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, ist die Überwachung, ob die im Prü-
fungsausschuß geltend gemachten Kriegdienstver-
weigerungsgründe anhalten, durch Gesetz oder Ver-
ordnung sichergestellt, und besteht eine gesetzliche 
Regelung, aus der eine Verpflichtung der Behörden 
abzuleiten ist, den Wehrersatzbehörden mitzuteilen, 
.daß Anerkennungsgründe weggefallen sein könn-
ten? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, sol-
che gesetzlichen Regelungen bestehen nicht; sie 
müßten erst geschaffen werden, wobei die Initiative 
auch aus diesem Hohen Hause kommen kann. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
sich dessen bewußt, daß zumindest ihr zuletzt ge-
nanntes Beispiel ,des Mannes, der dann in den Poli-
zeidienst eingetreten ist, zu Fehlschlüssen über den 
Aufgabenbereich der Polizei führen kann, zu Fehl-
schlüssen, die wir in diesem Hause jedenfalls bis-
her vermieden haben? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung. Ich kann diese 
Auffassung nicht teilen. 

Moersch (FDP) : Ich schätze, die Polizeigewerk-
schaft wird da anderer Meinung sein. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Bitte, Herr 
Staatssekretär. — Keine Antwort darauf. 

Ich rufe dann noch die Fragen 99 und 100 ,der 
Frau Abgeordneten Dr. Heuser auf, die sicher im 
Zusammenhang beantwortet werden können: 

Zu welchem Zeitpunkt wird mit der Fertigstellung des Neubaus 
für den Sanitätsbereich am Fliegerhorst Porz-Wahn gerechnet? 

Sind der Bundesregierung die seit 1958 dort herrschenden unzu-
mutbaren Arbeits- und Unterbringungsmöglichkeiten bekannt? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidignug: Frau Kollegin, 
die dem Bundesverteidigungsministerium bekann-
ten schlechten Arbeits- und Unterbringungsverhält-
nisse im Sanitätsbereich des Flugplatzes Porz-
Wahn haben zum Neubau eines Sanitätsbereiches 
Anlaß gegeben, der im August 1968 begonnen 
wurde. Mit ,der Fertigstellung wird im März 1970 
gerechnet. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, 
Frau Dr. Heuser. 

Frau Dr. Heuser (FDP) : Herr Staatssekretär, da 
ich bei meinen dortigen Besuch feststellen konnte, 
daß dieses neue Gebäude bis auf das Dach im Roh-
bau steht, werden Sie mir zugeben können, daß 
man sich geradezu Mühe geben muß, um mit der 
Fertigstellung erst bis 1970 zu rechnen. 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Verehrte Frau 
Kollegin, ich habe darauf hingewiesen, daß nach den 
bisherigen Planungen mit der Fertigstellung im 
März 1970 zu rechnen ist. Von unserer Seite wird 
alles getan, um diesen Termin auch einzuhalten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Frau Dr. Heuser. 

, Frau Dr. Heuser (FDP) : Herr Staatssekretär, ich 
glaube, Sie haben mich mißverstanden. Ich wollte 
Sie fragen, ob Sie nicht mit mir der Meinung sind, 
daß man sich unter Berücksichtigung der Zeiträume, 
in welchen sonst Bauwerke fertiggestellt werden 
können, beim derzeitigen Stand des Rohbaues Mühe 
geben muß, um bis 1970 zu brauchen. 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Gnädige Frau, ich 
glaube, daß nicht nur der Rohbau, sondern auch die 
Einrichtung eines solchen Objektes eine gewisse 
Zeit in Anspruch nimmt und wir alle Mühe haben 
werden, die Arbeiten bis 1970 zu vollenden. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Frau Dr. Heuser. 

Frau Dr. Heuser (FDP) : Herr Staatssekretär, 
würden Sie mir zubilligen, daß ich einige Erfahrun-
gen darin habe, wie lange es etwa dauert, ein Kran-
kenhaus zu bauen — ein solcher Bau ist sehr viel 
komplizierter als dieser Sanitätsbereich —, und daß 
ich Sie fragen muß, ob Sie der Meinung sind, daß 
das Verteidigungsministerium in seiner Zweigleisig-
keit in diesem Falle vielleicht nicht doch ein bißchen 
schneller voranschreiten könnte? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Gnädige Frau, 
ich darf natürlich auch hier Ihren großen Erfahrungs-
schatz unterstreichen und gerade deshalb um Ver-
ständnis dafür bitten, daß der Termin 1970 nicht sehr 
leicht realisiert werden kann, daß es vielmehr aller 
Anstrengungen bedarf, damit der Neubau bis zu 
diesem Zeitpunkt übernahmebereit ist. 

(Zurufe des Abg. Dorn.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die Fragen 101 
und 124 wurden zurückgezogen. 

Damit sind wir am Ende der Fragestunde. Alle 
nicht mündlich beantworteten Fragen werden schrift-
lich beantwortet. Vielen Dank für die Beantwortung 
dieser Fragen, Herr Staatssekretär. 

Wir kehren dann zur Haushaltsberatung zurück. 
Ich rufe auf: 

Einzelplan 06 

Geschäftsbereich des Bundesministers des 
Innern 

— Drucksache V/3926 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Bremer 

Im Zusammenhang damit rufe ich auf: 

Einzelplan 36 

Zivile Verteidigung 

— Drucksache V/3949 —

Berichterstatter: Abgeordneter Wellmann 

Weiter gehört dazu: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

betr. Deutscher Sportrat 

— Drucksache V/3804 — 

Ich frage, ob das Wort in der allgemeinen Aus-
sprache über die Einzelpläne 06 und 36 gewünscht 
wird. — Das Wort wird gewünscht. Bitte, Herr Kol-
lege, Sie haben das Wort. 

Bremer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und  Herren! Gestatten Sir mir, 
als Berichterstatter für den Einzelplan 06 einige 
wenige Bereiche näher zu erläutern und noch etwas 
deutlicher anzusprechen. Es handelt sich um folgende 
Punkte, die ich gern erwähnen möchte: die Sport-

förderung des Bundes, die Institution  des  Oberbun-
desanwalts, den zivilen Ersatzdienst und schließlich 
als Punkt 4 :die Bemühungen der Bundesregierung 
um eine Reform der Verwaltung und des öffent-
lichen Dienstes. 

Zur Sportförderung darf ich in  Erinnerung rufen, 
daß sich die Zuständigkeit ides  Bundes bislang — und 
wahrscheinlich auch in Zukunft — auf die Spitzen-
finanzierung von bestimmten Leistungszentren des 

 Turn- und Sportstättenbaus — so heißt der  Titel im 
Moment  — und zum zweiten auf die Förderung des 
Hochleistungssports beschränkt. Die Bundesregie-
rung  hat im Zuge der mittelfristigen Finanzplanung 
die Ansätze 'für diese beiden Förderungsgebiete im 
Jahre 1969 gegenüber 1968 zum Teil erheblich 
gesenkt. Im Bereich der Spitzenfinanzierung des 
Turn- und Sportstättenbaus ist der Ansatz von 
37 Millionen DM auf 23 Millionen DM ermäßigt 
worden. Im Bereich des Goldenen Plans — zentrale 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Sports und der 
Leibesübungen — ist der Ansatz von 11 Millionen 
DM auf 8,3 Millionen DM zurückgenommen worden. 

Dabei ist allerdings nicht zu verkennen, daß auf 
der anderen Seite zunehmend zusätzliche Mittel für 
die Vorbereitung der  Olympiade 1972 in  München 
aufgebracht werden. Insgesamt jedoch — auch dies 
muß hervorgehoben werden — sind die Mittel für 
die Sportförderung einschließlich der Olympia-Vor-
bereitungen gegenüber 1968 niedriger. 

Es ist im Verlauf der Haushaltsberatungen im 
Haushaltsausschuß gelungen, den Titel „Spitzen-
finanzierung des Turn- und Sportstättenbaus" durch 
Abdeckung in anderen Bereichen des Einzelplans 06 
wieder auf 37 Millionen DM anzuheben. Dabei hat 
sich der Haushaltsausschuß von  der  Überlegung 
leiten lassen, daß anderenfalls ein sehr fühlbarer 
und abrupter  Einbruch in  die  bisherige Größenord-
nung der  Finanzierung dieser Maßnahmen die Folge 
gewesen wäre. 

Dabei, meine Damen und Herren, kann nicht über-
sehen werden, daß hinter dieser Spitzenfinanzie-
rung Ides  Turn- und Sportstättenbaus unter dem Ge-
sichtspunkt der Finanzreform ein Fragezeichen steht. 
Dennoch haben wir uns nicht der Methodik der Län-
der angeschlossen, die sich zum Teil unter Vorgriff 
auf die frühestens 1970 in Kraft tretende Finanz-
reform aus ihrem Engagement in verschiedensten 
Bereichen der bisherigen Mischfinanzierung zwi-
schen Bund und Ländern zurückgezogen haben, son-
dern wir haben im Hinblick auf die Bedeutung 
gerade dieses Bereiches gemeint, nach wie vor 
einen entscheidenden Beitrag zur Förderung des 

 Sports leisten zu sollen. 

Der Haushaltsausschuß hat jedoch gewissen Be-
denken über die Finanzierungsmethodik dieser Mittel 
für die Spitzenfinanzierung dadurch Rechnung 
getragen, daß er die Bundesregierung aufgefordert 
hat, ihm Einzelheiten über die Verwendung der Mit-
tel in den Ländern mitzuteilen. Der Bericht der Bun-
desregierung ist dem Haushaltsauschuß unter dem 
7. März zugegangen. Er läßt vor allem erkennen — 
das scheint mir bemerkenswert zu sein —, daß im 



12170 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 223. Sitzung. Bonn, Freitag, den 21. März 1969 

Bremer 
letzten Jahr, für das Vergleichszahlen zwischen 
Bund und Ländern vorhanden sind, die Finanzie-
rung durch den Bund für diesen Bereich mit 41 Mil-
lionen DM — so hoch war damals der Posten — zu 
258 Millionen DM in den Ländern unter dem Ge-
sichtspunkt einer Spitzenfinanzierung ein sehr gün-
stiges Verhältnis aufweist. Es wird auch deutlich, daß 
die Ländermittel von 1963 bis 1967 praktisch nicht 
höher geworden sind, während der Bund sie stetig 
erhöht hat. Im Interesse einer stärkeren Konzen-
tration der vom Bund für diese Zwecke zur Ver-
fügung gestellten Mittel begrüßen wir es, wenn die 
Bundesregierung ausführt, daß sie in Zukunft dar-
auf achten wird, daß nur noch solche regionalen 
und überörtlichen Mehrzwecksportanlagen geför-
dert werden sollen, die — auch — dem Leistungs-
sport dienen. Die Finanzierung anderer, kleinerer 
Einrichtungen soll in Zukunft allein den Ländern und 
Kommunen überlassen werden. 

Es scheint uns auch richtig zu sein, wenn die Bun-
desregierung in Zukunft Angaben darüber verlangen 
wird, welcher Fehlbedarf nach den Grundsätzen des 
Goldenen Plans in der Umgebung einer geplanten 
Neuanlage besteht. Des weiteren wird sie sich zu 
Recht vor Baubeginn Angaben über Standort und 
Größe des  Vorhabens mitteilen lassen und sie mit 
den für die Raumordnung zuständigen Landesdienst-
stellen abstimmen. 

Die Mittel für den Goldenen Plan konnten, wie ge-
sagt, um 1 Million DM auf 9 260 000 DM erhöht wer-
den. Auch hier erscheint mir der Hinweis angebracht, 
daß schon bislang vom Bund 32 hauptamtliche und 
acht nebenamtliche Trainer bei den Bundes-Sport-
fachverbänden bezahlt wurden. Von den zusätzlichen 
1 Million DM, die jetzt noch vom Haushaltsausschuß 
bewilligt worden sind, sollen 0,8 Millionen DM da-
zu benutzt werden, weitere Trainer, und zwar 30 
an der Zahl, einzustellen. Die restlichen 200 000 DM 
sollen zur Aufstockung des bisher mit 700 000 DM 
dotierten Titels „Talentförderung" Verwendung fin-
den. 

Wir können nur hoffen, daß es dem DSB gelingen 
wird, bald eine genügende Anzahl dafür geeigneter 
Kräfte zu finden. Denn hier und weniger in der 
Finanzierungsfrage scheint uns der entscheidende 
Engpaß zu liegen. 

Um das Bild der Bemühungen des Bundes auf dem 
Gebiete des  Sports abzurunden, sei schließlich noch 
auf einen Ansatz von zunächst bescheidenerweise 
25 000 DM für vorbereitende Maßnahmen zur Errich-
tung einer zentralen Einrichtung für angewandte 
Sportwissenschaft und -dokumentation hingewiesen. 
Hier handelt es sich zweifellos um eine typische dem 
Bund zustehende Aufgabe, die nicht von den Län-
dern funktionsgerecht wahrgenommen werden kann. 
Auch dieser Schritt der Bundesregierung kann nur 
begrüßt werden. 

Auf diesem Gebiet der zentralen Maßnahmen 
sollte nach Meinung des  Haushaltsausschusses auch 
in Zukunft der Schwerpunkt der Bundesförderung 
auf dem Gebiete des Sports liegen. Dabei möchten 
wir die Bundesregierung bitten, im Rahmen der mit-
telfristigen Finanzplanung, die ja demnächst wieder  

angepaßt werden soll, die notwendigen Vorkehrun-
gen für eine ausreichende Dotierung dieser Titel im 
Haushalt 1970 und in den Folgejahren schon zu tref-
fen. Es kann nicht immer als sicher angenommen 
werden, daß es wie in  diesem Jahr gelingt, zu einem 
Ausgleich innerhalb des Einzelplans 06 zu kommen. 

Der zweite Punkt, meine Damen und Herren, den 
ich ansprechen möchte, ist die Institution des Ober-
bundesanwalts. Diese Einrichtung beruht auf einem 
Bundesgesetz. Der  Oberbundesanwalt ist danach zur 
Vertretung des öffentlichen Interesses beim Bundes-
verwaltungsgericht in Berlin berufen. Der Bundes-
rechnungshof hat vor geraumer Zeit eine Über-
prüfung der Institution vorgenommen. In dem Er-
gebnis dieser Überprüfung stellt er die deutliche 
Frage nach der Existenzberechtigung dieser Einrich-
tung. Ohne allerdings die Konsequenz in vollem Um-
fange zu ziehen, hat er statt dessen nur eine Redu-
zierung des Personals um etwa zwei Drittel vorge-
schlagen. Der Haushaltsausschuß hat sich nicht dazu 
verstehen können, dieser Empfehlung zu folgen. Er 
hat statt dessen eine Reduzierung des Personals beim 
Oberbundesanwalt um etwa die Hälfte vorgenom-
men. Er hat aber zugleich wegen der grundsätzlichen 
Bedeutung dieser Frage den Rechtsausschuß um eine 
Stellungnahme gebeten. Diese Stellungnahme ist 
dem Haushaltsausschuß nicht mehr rechtzeitig zu-
gegangen und konnte deshalb in seinen Beratungen 
nicht mehr berücksichtigt werden. Sie wird bei den 
Beratungen des nächstjährigen Haushalts mit zur 
Diskussion stehen. Ich darf hinzufügen, daß die Kür-
zungsbeschlüsse des Haushaltsausschusses jedenfalls 
im Bereich des beamteten Personals durch Aus-
bringung von kw-Vermerken mit einer einzigen 
Ausnahme erst in den Jahren ab 1970 wirksam wer-
den. Hier ist also noch kein irreparabler Schaden ent-
standen, sofern es überhaupt ein Schaden sein sollte. 

Ein Wort zum zivilen Ersatzdienst. Wie erinner-
lich, hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 
am 15. Januar 1969 die Bundesregierung aufgefor-
dert, dafür Sorge zu tragen, daß eine ausreichende 
Anzahl von Stellen für den zivilen Ersatzdienst be-
reitgestellt werden kann. Angesichts der Schwierig-
keit, zu einer sehr schnellen Vermehrung der Stel-
len zu gelangen, ist das Nahziel zunächst auf 3500 
solcher Stellen abgesteckt worden. Ich erwähne das, 
weil mir auf der anderen Seite die personellen 
Konsequenzen einer solchen Maßnahme bedeutungs-
voll erscheinen. Die Aufstockung von bisher 2000 
auf in Zukunft 3500 Stellen für den Ersatzdienst hat 
eine Vermehrung des Personals beim Bundesver-
waltungsamt von 61 Stellen zur Folge. Allerdings 
ist es dem Innenministerium gelungen, die not-
wendige Personalvermehrung durch Wegfall von 
kw-Vermerken und durch Streichung von Sperr-
vermerken auf den Umfang von nur 26 Stellen zu 
beschränken. Das ist zu begrüßen, und ich sehe 
darin ein gutes Beispiel für die Selbsthilfe innerhalb 
eines Ministeriums, wenn solche starken Personal-
anforderungen infolge zusätzlicher Aufgaben zu be-
wältigen sind. 

Nun zu den Bemühungen der Bundesregierung um 
eine Reform der Verwaltung und des öffentlichen 
Dienstes. Dazu ist zunächst anzumerken, daß die 
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vom Bundestag seit langem geforderte Intensivie-
rung der Ausbildung des öffentlichen Dienstes nun-
mehr im Haushalt des Innenministeriums durch 
einen Ansatz von 300 000 DM für vorbereitende 
Maßnahmen zur Errichtung einer Akademie für 
öffentliche Verwaltung ihren ersten Niederschlag 
gefunden hat. Sie werden sich erinnern, daß die 
Bundesregierung beabsichtigt, in dieser Einrichtung 
qualifiziertes Nachwuchspersonal auszubilden, aber 
auch schon vorhandene Führungskräfte fortzubil-
den. Die 300 000 DM sollen für Modellversuche be-
reitgestellt werden. Ich halte das für einen richtigen 
Weg. Man soll hier nichts überstürzen, sondern zu-
nächst einen zutreffenden Modellfall für die Arbeit 
innerhalb dieser Einrichtungen entwickeln. 

Die Bundesregierung hat eine Projektgruppe 
„Kabinettsreform" eingesetzt und sich dabei in sehr 
pragmatischer und unkonventioneller Weise der 
Mithilfe von außerhalb der Verwaltung stehenden 
Einrichtungen bedient. Ich halte diesen Weg für zu-
kunftweisend. Es genügt nicht, solche auf eine 
Reform der Verwaltung gerichteten Bemühungen 
allein mit Kräften der Verwaltung selbst bewältigen 
zu wollen. Wir können hier die Bundesregierung 
nur ermuntern, auf diesem Wege fortzufahren. 
Sicherlich wird der Haushaltsausschuß den Vor-
schlag, dafür Mittel bereitzustellen, in vollem Um-
fang unterstützen. 

Ebenso begrüßenswert sind die Bemühungen des 
Innenministeriums, sozusagen einmal modellartig 
zu versuchen, einen funktionsgerechten Verwal-
tungsablauf zu praktizieren. Ich meine, auch diese 
Bemühungen sind in jeder Hinsicht unterstützens-
wert. 

Ein kleiner, etwas unscheinbarer Titel mag ver-
deutlichen, daß die Bundesregierung auch in anderen 
Bereichen um eine moderne Verwaltung bemüht ist. 
In Tit. 631 01 findet sich ein Ansatz in Höhe von 
150 000 DM für „Abgeltung von Leistungen der Bun-
despost". So heißt es hier. Dahinter verbirgt sich 
eine Vereinbarung mit der Bundespost, nach der die 
Bundespost die in ihrem Posttechnischen Zentralamt 
in Darmstadt bereits gewonnenen Erfahrungen auf 
dem Gebiet der Bürotechnik und der Büroorgani-
sation der gesamten Bundesverwaltung zur Verfü-
gung stellt. 

Eine letzte Bemerkung! Dem Haushaltsausschuß 
ist vor einiger Zeit die Planung für den Bau neuer 
Ministerien vorgelegt worden. Eine solche Planung 
findet deshalb, weil bislang mehrere Ministerien in 
sehr unrationeller Weise auf eine Vielzahl von 
Dienstgebäuden in Bonn und Umgebung verstreut 
sind, durchaus die Unterstützung des Haushaltsaus-
schusses. Wir sollten aber rechtzeitig darauf hin-
weisen, daß bei der Errichtung und insbesondere bei 
der Planung solcher neuer Ministerien die modernen 
Erkenntnisse, die vor allen Dingen in der Wirtschaft, 
aber auch in verschiedenen Bereichen der öffent-
lichen Hand, mit modernen, funktionsgerechten Ver-
waltungsgebäuden bereits gewonnen worden sind, 
genutzt werden. Ich denke hier vor allem an das 
Vorhaben der Bundesregierung, zur Information der 
einzelnen Dienststellen der Bundesregierung zen-
trale Datenbanken zu errichten. Die Verwirklichung  

und erfolgreiche Praktizierung solcher Maßnahmen 
setzt entsprechende Einrichtungen in den einzelnen 
Verwaltungsgebäuden voraus, die nachträglich nur 
unter sehr großem Aufwand erstellt werden können. 
Hier sollten in der Planung bereits rechtzeitig die 
notwendigen Vorkehrungen getroffen werden. 

Auch sollte der inzwischen fast unumstrittene 
Grundsatz, daß bei Verwaltungsgebäuden die 
eigentlichen Baukosten viel weniger Gewicht haben 
als die späteren Unterhaltungskosten, Eingang in 
die Planung dieser Gebäude finden. Es muß gewähr-
leistet werden — und das Bundesinnenministerium 
sollte hier sehr eng mit dem federführenden Schatz-
ministerium zusammenarbeiten —, daß auch diese 
modernen Erkenntnisse bei Objekten, die eine 
Größenordnung von fast 120 Millionen DM er-
reichen, Berücksichtigung finden. Ich würde es jeden-
falls sehr begrüßen, wenn wir bei der Suche nach 
modernen, verwaltungsgerechten Bauten in Zukunft 
nicht sozusagen auf die Dörfer gehen müßten, wie 
das heute noch weitgehend der Fall ist — heute 
sind in Landkreisen oder auch in kleineren Städten 
teilweise bereits sehr fortschrittliche Verwaltungs-
bauten errichtet, von der Wirtschaft gar nicht zu 
reden —, sondern wenn die Bundesregierung es als 
eine ihrer Verpflichtungen ansähe, sich auch in der 
funktionsgerechten Gestaltung solcher Verwaltungs-
bauten von keiner anderen Stelle den Rang ablaufen 
zu lassen, und in der Gestaltung dieser Gebäude 
ein fortschrittliches Denken dokumentiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Wir danken 
Herrn Bremer für die mündliche Ergänzung seines 
Schriftlichen Berichts. 

Wir kommen zur allgemeinen Aussprache. Das 
Wort hat Herr Abgeordneter Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Wir Freien Demokraten 
freuen uns ganz besonders, den Innenminister heute 
ausnahmsweise einmal im Parlament zu sehen, — — 

(Abg. Hermsdorf: Was soll denn nun diese 
Bemerkung wieder?) 

— Sie müssen doch wenigstens in der Lage sein, 
eine freundliche Bemerkung auch noch zu Ende hö-
ren zu können, Herr Hermsdorf. Sie waren doch 
gestern hier so erregt, und ich dachte, Sie hätten 
sich wenigstens über Nacht wieder einigermaßen 
beruhigen können. 

(Abg. Hermsdorf: Ich will Ihnen etwas sa

-

gen: Wenn ich an Sie gedacht hätte, hätte 
ich heute nacht gar nicht schlafen können!) 

— Ich habe gar nicht gewußt, daß ich für Sie so auf-
regend sein kann, Herr Hermsdorf. 

Wir freuen uns also, nachdem wir in den vergan-
genen Monaten fast bei jeder Frage, die das Innen-
ministerium anging, mit dem Parlamentarischen 
Staatssekretär vorliebnehmen mußten. 

(Zuruf des Abg. Niederalt.) 
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I Ich hatte daher im Januar, Herr Kollege Niederalt, 

von dieser Stelle den Kollegen Köppler gebeten, 
er möge doch dem Innenminister ausrichten, daß 
wir ihn zur Haushaltsplanberatung seines Ministe-
riums ganz gern selbst einmal hier begrüßen möch-
ten. Wir freuen uns also, daß das erfolgreich gewe-
sen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sicher Ihret

-

wegen!) 

— Nein, wir überschätzen uns gar nicht. Wir wis-
sen natürlich, daß es ihm ein inneres Anliegen war, 
heute selbst zu kommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) ! 

Der Innenminister hatte dieses Amt vor einem 
Jahr übernommen, und als Sprecher der Opposition 
habe ich im vergangenen Jahr für eine Schonfrist 
von einem Jahr plädiert, damit er selbst die Mög-
lichkeit haben sollte, seine eigenen politischen Vor-
stellungen durch seine Amtsführung sichtbar z u 

 machen. Ich habe mich daher im vergangenen Jahr 
zusammen mit der Fraktion bei der Verabschiedung 
des Haushaltes der Stimme enthalten und nicht, wie 
bei seinem Vorgänger, von vornherein gegen ihn 
und seinen Haushalt gestimmt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Von vornherein 
ist gut! — Weiterer Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das kann man wohl sagen! Ohne ihn 
gesehen zu haben! — Weiterer Zuruf des 

Abg. Lücke [Bensberg].) 

— Ich weiß, daß Sie das natürlich alles, Herr 
Lücke, — — 

(Erneuter Zuruf des Abg. Lücke [Bensberg]) 

— Nein, Sie können mich auch gar nicht irritieren, 
ich bin nicht nur Westfale, ich bin sogar Sauerländer 

(Heiterkeit) 

und mit einem Naturell ausgestattet, das Ihnen ja 
nicht ganz unbekannt sein dürfte. 

(Heiterkeit. — Zuruf von der SPD: Sie wer

-

den noch einmal Bundespräsident!) 

— Nein, mit Sicherheit nicht. 

An Stelle einer kritischen Auseinandersetzung 
mit der Innenpolitik dieser Bundesregierung habe 
ich im vorigen Jahr ganz bewußt die innenpoliti-
schen Vorstellungen der Freien Demokraten vorge-
tragen, um dem Innenminister unserer Konzeption 
als mögliches Alternativprogramm zu seinen eige-
nen Überlegungen hier vorzutragen. 

Was ist nun in diesem einen Jahr der Amts-
tätigkeit des Bundesinnenministers Benda gesche-
hen? Seine erste Entscheidung von Bedeutung war 
die Berufung des Kollegen Köppler zum Parlamen-
tarischen Staatssekretär. 

(Abg. Niederalt: Gute Sache!) 

Diese Entscheidung ist auch aus der Sicht der 
Opposition nur zu begrüßen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der CDU/CSU.) 

— Eben, wir wissen durchaus zu werten, auch 
unterschiedlich zu werten. — Leider blieb das aber 

fast die einzige Entscheidung des Ministers in seiner 
bisherigen Tätigkeit, die wir unterstützen können. 

Ich will aber nicht verschweigen, daß er auch bei 
einigen anderen Anlässen, Interviews und Ver-
öffentlichungen Meinungen vertreten hat, die wir 
anerkennen und auch von uns aus begrüßt haben. 

Die berechtigte Frage lautet also für uns: Was hat 
der Innenminister in den vergangenen zwölf Mona-
ten an politischen Vorstellungen entwickelt? Dies 
ist für uns gleichzeitig das Kriterium seiner Arbeit. 
Am Beginn einer solchen Untersuchung muß zwangs-
läufig die Frage stehen: Was konnten wir Freien 
Demokraten eigentlich von ihm erwarten? Wir er-
innern uns an die Veröffentlichungen im Deutsch-
land-Union-Dienst vom 2. April 1968 — ich will 
nur drei Sätze daraus vorlesen —, dort klang es so: 

... ein Mann, der sich bereits überzeugend 
qualifiziert hat. Er hat große Fähigkeiten be-
wiesen. Er hat sich um die Verwirklichung be-
deutsamer Gesetzgebungswerke verdient ge-
macht; das gilt vor allem für die Notstandsge-
setzgebung. 

Und in der CSU-Korrespondenz vom gleichen Tage 
hieß es: 

Die Unterstützung der CSU-Landesgruppe wird 
dem tatkräftigen jungen CDU-Politiker in allen 
politischen Sachfragen immer zuteil werden. 

(Sehr richtig bei der CDU/CSU. — Abg. 
Niederalt: So sind wir!) 

- Ich habe es auch gar nicht anders erwartet, 
Herr Niederalt. Nur bin ich nicht ganz sicher, ob 
Sie sich am Schluß meiner Bilanz in allen politischen 
Sachfragen wirklich zu dem bekennen, was er 
getan hat. Aber die Frage werden Sie selbstver-
ständlich nachher an dieser Stelle für Ihre Landes-
gruppe selber beantworten können. 

In seiner Amtszeit hat die zahlenmäßig große 
Koalition die Notstandsgesetzgebung verabschiedet. 
Wenn ich so an das Schicksal der Finanzreform 
vom gestrigen Tage denke, möchte ich fast sagen: 
im Augenblick scheint es noch so zu sein — es sei 
denn, das Kabinett und der Kreßbronner Kreis 
und der Bundeskanzler in Anwendung seiner Richt-
linienkompetenz werfen alles wieder über den 
Haufen, was gestern hier auch von seiner eigenen 
Partei mit beschlossen wurde —, als ob die Not-
standsgesetzgebung das einzige große Reformwerk 
dieser Koalition ist. Bisher sieht es wenigsten so 
aus. Aber damals war das alles  so  eilig. 

(Abg. Genscher: Vom Umfang her gesehen 
groß!) 

— Ja, Herr Kollege Genscher, ich spreche eigentlich 
immer nur von der zahlenmäßig großen Koalition; 
denn wo sie wirklich groß hätte sein können, z. B. 
gestern bei der Bewältigung ihrer Probleme, ist sie 
kläglich gescheitert. 

(Beifall bei der FDP.) 

CDU und SPD waren seinerzeit der Ansicht, die 
Entscheidung in der Notstandsgesetzgebung sei so 
kurzfristig erforderlich, daß man nicht einmal die 
dritte Lesung um 14 Tage verschieben könne, wie 
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wir Freien Demokraten es vorgeschlagen hatten und 
wie es bei viel weniger wichtigen Gesetzen in die-
sem Hause in letzten Jahren permanent geschehen 
ist. Man stellt sich doch zwangsläufig die Frage, ob 
dise Eile damals wirklich notwendig war. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
Koalitionsmannschaft, wie sieht das eigentlich heute, 
fast ein Jahr danach aus? Das Notparlament, damals 
von den Sozialdemokraten als das wichtigste Kern-
stück gegen „die Stunde der Exekutive" gefordert, 
besteht nicht. Nicht einmal auf eine Geschäftsord-
nung haben sich die Koalitionspartner bis heute 
verständigen können, damit dieses Notparlament 
überhaupt funktionsfähig werden kann. Wir haben 
Entwürfe von den Sozialdemokraten und Ideen-
entwürfe von der Bundestagsverwaltung bekom-
men. Bisher ist kein Ergebnis sichtbar. 

Eines allerdings wird immer klarer, vor allen 
Dingen auch schon in Anbetracht der hier gestern 
vom Kollegen Gewandt auf der einen Seite und 
vom Kollegen Westphal auf der anderen Seite 
geführten Wahlkampfauseinandersetzungen über die 
Konjunkturpolitik: die Parteien dieser Koalition 
wollten diese Notstandsgesetze im vergangenen 
Jahr so schnell verabschieden, um im Wahlkampf 
dieses Jahres nicht darüber reden zu müssen. 

Ich habe an die Vertreter der Regierungsfrak-
tionen die Frage: Was halten Sie denn nun heute 
wirklich von Ihrer damaligen Eile? Welch selt-
sames verfassungsrechtliches Verhalten ist es ei-
gentlich, daß Sie mit der Bildung des Notparla-
ments nicht weiterkommen? Tun Sie nur deshalb 
nichts, weil Sie eine neue Diskussion um die Not-
standsgesetzgebung fürchten? Oder wollen Sie jetzt 
womöglich gar kein Notparlament und daher den 
jetzigen, von Ihnen herbeigeführten Zustand bei-
behalten, daß der Notstand doch die Stunde der 
Exekutive ist? Nun, wir Freien Demokraten sind sehr 
gespannt, wie die Regierung und die Koalitionspar-
teien sich verhalten werden, wenn es um die Si-
cherung der parlamentarischen Kontrollfunktion 
in diesem Hause geht. 

Besondere geistige Initiativen löste der Verfas-
sungsminister allerdings auch bei der Behandlung 
anderer Fragen aus. Wenn das Interview, das der 
Journalist Krems am 20. April 1968 mit dem Bundes-
innenminister durchführte, so wie es in der „Welt" 
veröffentlicht wurde, richtig ist,  haben wir von ihm 
eine interessante verfassungspolitische Frage auf-
geworfen bekommen. Unter der Überschrift „Der 
SDS ist verfassungsfeindlich" hat der Bundesinnen-
minister angekündigt, er werde in Kürze eine Ent-
scheidung bekanntgeben, ob er rauf Grund der  Be-
stimmungen des Vereinsgesetzes ein Verbot aus-
sprechen werde oder nicht. Die „Kürze" ist durch 
Zeitablauf wahrscheinlich inzwischen passé. Ich 
brauche hier nicht darauf hinzuweisen, daß wir 
Freien Demokraten ein Verhältnis zum SDS ha-
ben, — — 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Mar

-

tin: Das zufriedenstellend ist! — Heiterkeit 
in der Mitte.) 

— Nein, Herr Kollege Martin, wenn Sie die  Ver

-

öffentlichungen und Reden der SDS-Funktionäre 

über die Liberalen  in  unserem Lande hören wür-
den, könnten Sie gar nicht davon ausgehen, daß es 
zufriedenstellend ist. 

(Abg. Baier: Sind Sie (damfit gemeint, Herr 
Dorn?) 

— Aber entschuldigen Sie mal, Sie nehmen doch 
sicher nicht für sich in  Anspruch, daß Sie zu den 
Liberalen in diesem Lande gehören. 

(Beifall bei der  FDP.) 

Daß die Liberalität der Freien Demokraten inner-
halb und (außerhalb dieses Parlaments ständig sicht-
bar gewesen und geworden ist, 

(Abg. Baler: Gewesen!) 
— gewesen Fund geworden ist — — 

(Abg. Lücke: Ein 'bißchen weit nach links 
 abgerutscht!) 

— Ach, Herr Lücke, Sie sagen uns, wir seien nach 
links abgerutscht? Das ist doch der beste Witz, den 
Sie überhaupt über Ihre politische Vergangenheit 
hier machen können. Entschuldigen Sie mal! Sie ste-
hen doch so weit links an der Wand, daß da nie-
mand mehr Platz hat auf der anderen Seite nach 
links. 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Heiterkeit 
bei der FDP. — Zuruf von der Mitte: Warum 

so 'erregt? — Weitere Zurufe.) 

— Entschuldigen Sie mal, ich nehme es als humor-
volle Bemerkung Ihrerseits. Darüber kann man doch 
nicht ernsthaft diskutieren. 

(Abg. Dr. Marin: Getroffene Hunde bellen!) 

Unser Verhältnis zum SDS ist so, wie unser Ver-
hältnis zu jeder Organisation und zu jeder Partei 
ist,  die  auf Grund ihrer inneren Struktur und auf 
Grund ihrer politischen Konzeption von sich aus von 
vornherein zu den ärgsten Gegnern einer freiheit-
lichen Gesellschaftspolitik, einer freiheitlichen Poli-
tik überhaupt gehört. Daß wir Freien Demokraten 
mit  dem SDS weder ideologisch noch politisch iden-
tisch sein können, das ist doch eindeutig schon auf 
Grund der politischen Auseinandersetzungen zwi-
schen ihm und uns klar. 

(Unruhe bei der  CDU/CSU.) 

Der Herr Bundesinnenminister hat in den vergan-
genen Monaten überhaupt ständig etwas angekün-
digt. Man könnte fast meinen, er legte Wert auf eine 
Änderung seiner Dienstbezeichnung und wollte 
künftig „Bundesankündigungsminister" heißen. So 
kündigt er seit einem halben Jahr permanent neu 
und zu ständig anderen Terminen an, die Frage des 
NPD-Verbotsantrages durch die Bundesregierung 
würde nunmehr kurzfristig entschieden, — genauso 
kurzfristig wie die andere Sache wahrscheinlich. Erst 
sollte das Kabinett nach seinen Äußerungen im Ok-
tober entscheiden, dann im Dezember, dann im 
Januar, und jetzt? 

(Abg. Moersch: Ist Frühling!) 

— Ist Frühlingsanfang, und nichts ist geschehen. 
Andere Kabinettsmitglieder haben erklärt, daß sie 
die Vorschläge des Bundesinnenministers für absurd 
hielten. 
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Der Herr Innenminister selbst erweckte erst den 

Eindruck, als käme er mit seinen Ideen, die NPD 
durch das Verfassungsgericht verbieten zu lassen, 
zum Zuge. Als es brenzliger wurde für seine Mehr-
heit, fragte ihn ein Journalist, ob er zurücktreten 
würde, wenn er mit seiner Auffassung unterliege. 
Der Innenminister verneinte diese Frage eindeutig. 
Von da an wußten die ,eingeweihten Thebaner, daß 
aus den ständigen Androhungen und Ankündigun-
gen nichts wurde. Daß der  Innenminister eine kom-
plette Bruchlandung mit seinen politischen Vor-
stellungen erreichte, wurde spätestens am 18. De-
zember des vergangenen Jahres klar, als im Deutsch-
land-Union-Dienst folgende Erklärung stand: 

Im Zusammenhang mit der aktuellen Frage 
eines Verbotes der NPD weist CDU-General-
sekretär Dr. Bruno Heck darauf hin, daß keine 
andere demokratische Verfassung eine solche 
Möglichkeit vorsieht. Die Möglichkeit, Parteien 
zu verbieten, entspreche im Grunde auch nicht 
mehr dem demokratischen Standard der Bundes-
republik. Der Extremismus sei eine Randerschei-
nung, die  in allen Demokratien auftritt, ohne sie 
zu erschüttern. In kritischen Situationen mag bei 
Wahlen das Pendel einmal etwas stärker nach 
rechts oder links ausschlagen. Gefährliche Grö-
ßenordnungen seien nicht zu erwarten. Die NPD 
werde nicht an die Macht kommen. Die Bevölke-
rung werde mit den ,extremistischen Erscheinun-
gen auf demokratische Weise fertig werden. 

(Abg. Dr. Althammer meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

- Bitte schön! 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege Dorn, 
möchte die FDP jetzt ein Verbot der NPD haben? 

Dorn (FDP) : Die Antwort haben Sie an dieser 
Stelle von meinem Kollegen Genscher und mir be-
reits mehrfach gehört. Wir wollen weder jetzt noch 
überhaupt ein Verbot der NPD, sondern wir sind 
der Meinung, daß die politischen Auseinandersetzun-
gen mit den radikalen Kräften in unserem Lande 
ausgetragen werden müssen. Insofern unterscheiden 
wir uns mit Ihnen weitgehend von den Vorstellun-
gen des Innenministers. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
jetzt eine Zwischenfrage von Herrn Hermsdorf? 

Dorn (FDP) : Bitte schön! 

Vizepräsident Dr. Mommer: Bitte, Herr 
Hermsdorf! 

Hermsdorf (SPD) : Herr Kollege Dorn, sind Sie 
auf Grund der Erfahrungen, die wir in der Weimarer 
Republik gemacht haben, nicht auch der Meinung, 
daß man sich mit Organisationen — gleich welcher 
politischen Richtung —, die die Unterhöhlung oder 
Aushöhlung oder sogar die Beseitigung des Grund-
gesetzes auf ihre Fahne geschrieben haben, nicht nur 
politisch auseinandersetzen muß, sondern daß man  

zum Schutz der Demokratie eventuell auch andere 
Maßnahmen als die Auseinandersetzung ins Auge 
fassen muß? 

Dorn (FDP) : Herr Kollege Hermsdorf, es ist im 
Grundgesetz ja absichtlich vermerkt, daß auch die 
Parteien verboten werden können. Die Frage, die 
Sie angesprochen haben — bitte gedulden Sie sich 
noch wenige Minuten —, wird in meinen Ausfüh-
rungen eingehend behandelt werden. 

Wie war nun der Weg bis zu dieser Erklärung 
des Generalsekretärs der CDU/CSU Heck? UPI 
meldete am 17. Dezember 1968: „Benda wird dem 
Kabinett Antrag auf Verbot der NPD vorschlagen." 
In der „Welt" stand am 18. Dezember 1968: „Benda 
will auch das Parlament für Verbot der NPD ge-
winnen." Am 19. November 1968 stand in der 
„Welt" : „Kabinett vertagt die Entscheidung über 
Antrag auf NPD-Verbot" ; Unterzeile: „Diehl:  Benda 
hat die Regierung im Prinzip überzeugt." 

Am 18. Dezember 1968 wurde im Deutschlandfunk 
— ich möchte aus diesem Kommentar nur einen 
Satz vortragen — u. a. folgendes gesagt: 

Das allmählich unerträglich gewordene poli-
tische Ratespiel „Wird Bonn ein Verbot der 
NPD beim Bundesverfassungsgericht in Karls-
ruhe beantragen oder nicht?" steht vor dem 
Ende. 

Damals hoffte der Kommentator im Deutschland-
funk noch, das Kabinett würde sich entscheiden 
können. Aber das Kabinett hat sich auch in dieser 
Frage wie in vielen anderen Fragen nicht zu einer 
Entscheidung durchringen können. 

Bei der Deutschen Presse-Agentur heißt es am 
19. Dezember 1968: 

Der CSU-Vorsitzende Strauß hat am Donners-
tag in Bonn betont, daß sich die Bundesregie-
rung in ihrer Entscheidung über einen Verbots-
antrag gegen die NPD noch nicht festgelegt hat. 
Durch Pressemitteilungen über die Kabinett-
sitzung vom Mittwoch sei in der Öffentlichkeit 
der Eindruck entstanden, das Bundeskabinett 
habe einem Verbotsantrag gegen die NPD zu-
gestimmt und den Innenminister nur noch mit 
der Ausarbeitung näherer Einzelheiten beauf-
tragt. Dieser Eindruck sei falsch. 

Nun könnten wir Freien Demokraten natürlich 
genauso wie die Öffentlichkeit fragen: Was sagt 
denn eigentlich der Sprecher des Bundespresse-
amtes, Diehl, dazu, der ja am Tage vorher in der 
Pressekonferenz genau das Gegenteil von dem er-
klärt hat, was Herr Strauß vorgetragen hat? Aber 
vielleicht ist das ein Bestandteil der konzertierten 
Politik dieser Regierung, daß man ständig nicht 
weiß, was wirklich beschlossen worden ist. 

Meine Damen und Herren, die Lage, in die der 
Innenminister diese Bundesregierung hineinmanöv-
riert hat, ist, was diese Frage angeht, wirklich kaum 
noch zu ertragen. 

Zur NPD selbst möchte ich nur noch wenige 
Worte sagen, Herr Kollege Hermsdorf. Daß die 
wirtschaftspolitischen Vorstellungen der NPD unser 
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Volk in eine neue Arbeitslosigkeit führen und daß 
die finanzpolitischen Vorstellungen dieser Partei 
die Stabilität unserer Währung gefährden, ist in-
zwischen eindeutig klar. Jeder, der sich nur etwas 
um die Dinge kümmert, weiß, was er von diesen 
Rechtsextremisten zu erwarten hat. Wir wissen, 
daß die außenpolitischen Vorstellungen der NPD 
die Bundesrepublik Deutschland in die Isolation 
treiben und daß ihre verteidigungspolitischen Vor-
stellungen für uns das Ende aller Sicherheit be-
deuten. 

Ich selbst habe vielleicht von allen Kollegen in 
diesem Hause die härteste politische Auseinander-
setzung mit der NPD geführt und kann nicht in den 
Verdacht geraten, mit ihr zu sympathisieren. Aber 
das Verfahren, meine Damen und Herren, das der 
Verfassungsminister unseres Staates hier anwendet, 
ist nach Auffassung der Freien Demokraten verfas-
sungspolitisch mehr als bedenklich. 

(Sehr wahr! bei der FDP.) 

Mein Freund Genscher hat das vor wenigen Wochen 
in einem Artikel einmal so formuliert — und damit 
komme ich gleichzeitig zur Beantwortung Ihrer 
Frage, Herr Kollege Hermsdorf —: 

Die politische Auseinandersetzung mit allen 
Kräften, auch mit den extremen, gehört zum 
Wesen der parlamentarischen Demokratie. Diese 
Demokratie würde selbst Schaden leiden, wenn 
an die Stelle dieser politischen Auseinander-
setzung ohne weiteres der Verbotsantrag tritt. 
Der Verbotsantrag kann immer nur eine Ultima 
ratio als letztes Mittel sein, 

(Abg. Schlager: Also doch!) 

— natürlich, als letztes Mittel, Herr Kollege Schlager. 
Aber hören Sie aufmerksam weiter zu, dann werden 
Sie nämlich feststellen, wann wir dieses letzte Mit-
tel für angebracht halten: 

(Abg. Dr. Martin: Wenn es zu spät ist!) 

um eine unmittelbar drohende Gefahr für die 
freiheitlich-demokratische Grundordnung abzu-
wenden. Vor jedem Verbotsantrag sollte die 
entschlossene Auseinandersetzung mit den wirk-
lichen oder vermeintlichen Gegnern der freiheit-
lich-demokratischen Grundordnung stehen. Die 
Verbotsmöglichkeit sollte aber auch den Wäh-
lern nicht ihr Recht nehmen, durch ihr Votum 
über das Schicksal extremer Gruppierungen 
selbst zu entscheiden. Bei der Ausübung des 
Antragsrechts müssen sich die drei Verfassungs-
organe Bundestag, Bundesregierung und Bun-
desrat ihrer hohen verfassungsrechtlichen und 
verfassungspolitischen Verantwortung bewußt 
sein. Sie müssen sich vor der Versuchung hüten, 
die Stellung des Antrags oder auch nur die 
Drohung mit einem Verbotsantrag als Mittel der 
politischen Auseinandersetzung anzuwenden 
und damit zu mißbrauchen. Sie müssen sich 
jederzeit der Tatsache bewußt sein, daß in der 
Drohung mit einem Verbotsantrag eine poli-
tische Diskriminierung liegt. Eine solche Diskri-
minierung kann aber in der Öffentlichkeit den 
Eindruck der Manipulation erwecken und im 

Ergebnis zu einem Vertrauensschwund für die 
parlamentarische Demokratie führen. 

Die Forderung nach einem Verbot sollte des-
halb nur erhoben werden, 

— Herr Kollege Schlager — 

(Abg. Schlager: Da bin ich Ihrer Auffassung!) 

wenn das Beweismaterial für die Verfassungs-
widrigkeit offensichtlich zulässig und unwider-
leglich erscheint, die politische Auseinander-
setzung ohne Erfolg versucht wurde und die 
Gefahr für den Bestand der freiheitlichen Ord-
nung unmittelbar droht. 

(Abg. Schlager: So habe ich es auch immer 
gesagt!) 

— Ja, aber wenn wir das, was sich in den letzten 
Monaten an Erklärungen ergeben hat, werten, ist 
nach unserer Auffassung dieser Tatbestand bei der 
Beurteilung und der Eröffnung des Verfahrens leider 
nicht immer gegeben gewesen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Kollege 
Dorn, gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn 
Hermsdorf? 

Dorn (FDP) : Herr Kollege Hermsdorf, darf ich 
dieses Zitat vielleicht noch mit einem kurzen Ab-
schnitt zu Ende bringen: 

Gemessen an diesen Grundsätzen verdient die 
seit Monaten anhaltende Verbotsdiskussion der 
Bundesregierung Kritik. Das Hin und Her um 
den Verbotsantrag läßt den peinlichen Eindruck 
entstehen, daß man die Verbotsdiskussion zu 
einem Bestandteil der politischen Auseinander-
setzung mit der NPD machen bzw. diese Aus-
einandersetzung sogar auf die Erörterung der 
Verbotsmöglichkeit beschränken will. Der Ein-
druck ist verstärkt worden durch die Forderung 
des Bundesgeschäftsführers der SPD, notfalls 
das Grundgesetz zu ändern, um diesem speziel-
len Verbotsantrag zum Erfolg zu verhelfen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Nun die Zwi-
schenfrage von Herrn Hermsdorf. 

Hermsdorf (SPD) : Herr Kollege Dorn, ich bitte 
um Entschuldigung, wenn ich eine Bemerkung hin-
zufüge, bevor ich ,die Frage stelle. Es wird sich nie-
mand in diesem Hause und bei diesen drei demo-
kratischen Parteien weigern, die Auseinanderset-
zung mit radikalen Kräften rechts oder links zu 
führen; das ist gar keine Frage. Aber die Entschei-
dung der Frage, wann eine Organisation — ganz 
gleich, ob links- oder rechtsradikaler Art — gefähr-
lich ist und wann sie verboten werden müßte, 
halte ich für eine politische Spekulation. Es wird 
festgestellt, daß eine Organisation links- oder 
rechtsradikaler Art entweder gegen unsere ,freiheit-
liche Grundordnung oder gegen die Freiheit gene-
rell zum Marsche angetreten ist. Aus den Erfahrun-
gen warne ich Neugierige. Wenn sie da nicht früh 
genug zugreifen, werden sie dann, wenn sie endlich 
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zum Verbot kommen wollen, die Sache wahrschein-
lich bereits als verloren ansehen müssen. 

Dorn (FDP) : Herr Kollege Hermsdorf, ich vermag 
Ihrer Argumentation deshalb nicht zu folgen, weil 
das, was bisher in der Verbotsauseinandersetzung 
durchgeführt und auch an Argumenten vorgetragen 
wurde, eindeutig offenläßt, ob diese politische Aus-
einandersetzung wirklich so geführt worden ist, wie 
sie von den Parteien auch dieses Hauses hätte ge-
führt werden müssen. Ich nehme davon keine Par-
tei aus, Herr Kollege Hermsdorf, damit wir uns 
recht verstehen. Aber das ist nur der eine Punkt. 

Der zweite Punkt ist der: Auf Grund des Verfah-
rens gegen die Kommunistische Partei wissen wir 
alle, daß sich ein solches Verfahren vor dem Bun-
desverfassungsgericht, bis es zur Entscheidung 
kommt, möglicherweise über viele Jahre hin-
zieht. In dieser Zeit — auch das haben gerade die 
Führer der NPD bewiesen — kann man ständig 
neue Parteien gründen, die alte Partei, gegen die 
das Verfahren schwebt, auflösen, sich neu betätigen. 
Im Führungskorps der NPD ist es doch geradezu 
eine Ausnahme, wenn jemand nur in zwei oder drei 
Parteien war. Viele sind in fünf, sechs, sieben ver-
schiedenen Parteien gewesen. Sie weichen auf diese 
Weise all dem aus, was Sie vielleicht aufbauen kön-
nen. Wir sollten uns mit ihren politischen Argumen-
ten auseinandersetzen, um die Wähler davon zu 
überzeugen, daß es der Anfang eines furchtbaren 
Endes ist, wenn sie dieser Partei heute erneut ihr 
Vertrauen schenken und ihre Stimme geben. Da 
muß man ansetzen. Das ist nach meiner Auffassung 
auch verfassungsrechtlich, nicht nur verfassungspoli-
tisch viel wirksamer in der Auseinandersetzung als 
das, was der Bundesinnenminister bisher vorgetra-
gen hat. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine kurze 
Frage, Herr Hermsdorf. 

Hermsdorf (SPD) : Herr Abgeordneter Dorn, geht 
nicht aus Ihren Ausführungen geradezu in die 
Augen springend und logisch hervor, daß die  An-
kündigung der Regierung, eine staatsfeindliche 
Partei eventuell verbieten zu lassen, legitim ist, um 
der Bevölkerung zu sagen, welche Gefahren darin 
liegen? 

Dorn (FDP) : Nein, da bin ich völlig anderer Mei-
nung. Verfassungspolitisch sieht das für uns genau 
gegenteilig 'aus. Man kann den Kampf gegen diese 
Gruppe und die politische Auseinandersetzung mit 
ihr nicht in der Weise führen, daß man das Damo-
klesschwert der Verbotsandrohung dauernd auf-
hängt, sondern man muß genau gegenteilig operie-
ren und die politische Auseinandersetzung in unser 
Volk hineintragen. 

(Abg. Hermsdorf: Aber .am Schluß wollen 
auch Sie sie ja verbieten!) 

— Nein. Wir sind davon überzeugt, Herr Kollege 
Hermsdorf, daß, wenn die politische Auseinander

-

setzung wirklich geführt wird, der größte Teil der 

Wähler in  unserem Volke, weit mehr als 95 %, 
erkennen wird, ,daß man \diesen Verführern auf der 
politischen Ebene nicht Vertrauen schenken darf 
und nicht nachlaufen darf. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Kollege 
Dorn, jetzt möchte Herr Petersen noch eine Zwi-
schenfrage stellen. Gestatten Sie? 

Dorn (FDP) : Bitte schön! 

Petersen (CDU/CSU) : Herr Kollege Dorn, war-
den Sie Mit mir darin übereinstimmen, daß es die 
Pflicht des Innenministers ist, ständig zu unter-
suchen, ob eine Partei oder eine Organ isation ver-
fassungswidrig ist oder nicht, und sind Sie nicht 
auch der Auffassung, daß gerade Sie sich am schärf-
sten dagegen wenden würden, wenn diese Unter-
suchung geheim hinter verschlossenen Türen und 

 nicht, wie Herr Benda es getan hat, auch unter Hin-
zuziehung der Parteien und der Öffentlichkeit ver-
anstaltet würde? 

Dorn (FDP) : Herr Kollege Petersen, die Unter-
suchung, ob das Material ausreicht, ist etwas völlig 
anderes als die ständige Verbotsandrohung, die in 
der Öffentlichkeit erhoben wird. Hier unterscheiden 
wir uns in unseren verfassungspolitischen Vorstel-
lungen. Es hat keinen Sinn, diese Frage hier weiter 
zu diskutieren. Sie sind in der Mehrheit, so wie es 
aussieht, wahrscheinlich anderer Meinung als wir. 
Deswegen tragen wir unsere Meinung hier vor; 
denn wir sind der Auffassung, daß der Weg, den der 
Bundesinnenminister gehen will, falsch ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Dorn, jetzt 
möchte Herr Moersch noch eine Frage stellen. 

Moersch (FDP) : Herr Dorn, könnten Sie den 
Kollegen Hermsdorf vor allem darüber informieren, 
daß, bevor die Verbotsdrohung des Bundesinnen-
ministers ständig diskutiert wurde, bei der Kommu-
nalwahl in Baden-Württemberg in großen Städten 
die politische Auseinandersetzung mit der NPD ge-
führt wurde, z. B. durch Aufdeckung der Vor-
bestraftenlisten ihrer Kandidaten, und daß die NPD 
in keiner dieser Städte ins Kommunalparlament ge-
kommen ist, wenige Monate nach ihrem Erfolg bei 
der Landtagswahl? 

Dorn (FDP) : Herr Kollege Moersch, Herr Kollege 
Hermsdorf wird das inzwischen zur Kenntnis ge-
nommen haben. Ich habe in meiner Rede sowieso 
noch ein Beispiel, allerdings ein makabres Beispiel 
— das will ich gleich sagen —, wie sich die Koali-
tionsfraktionen hier gegenseitig vorwerfen, daß sie 
in der politischen Auseinandersetzung mit der NPD 
gerade in Baden-Württemberg versagt haben. Aber 
darauf komme ich gleich zu sprechen. 

Nach unserer Meinung wird hier eindeutig klar, 
daß die Methoden des Bundesinnenministers in die-
ser Frage von uns nicht akzeptiert werden können. 
Wie völlig durcheinandergeraten ist eigentlich diese 
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zahlenmäßig große Koalition in dieser Frage, wenn 
es im Deutschland-Union-Dienst vom 2. April 1968 
unter der Überschrift „Falsch informiert oder bös-
willig?" heißt: 

Verwunderung und Ärger haben jüngste Äuße-
rungen des SPD-Vorsitzenden Willy Brandt und 
des SPD-Staatssekretärs im Bundesjustizmini-
sterium Professor Ehmke über das Verhältnis 
der CDU zur NPD in Baden-Württemberg er-
regt. Ehmke hat in einem Artikel im „Vor-
wärts" die CDU aufgefordert, sie solle sich klar 
von der NPD distanzieren. Der baden-württem-
bergische Ministerpräsident Dr. Hans Filbinger 
konterte sofort mit der Erklärung, daß die CDU 
in Baden-Württemberg, dem Land der nächsten 
Landtagswahl, in klarer Frontstellung zur NPD 
stehe und dies — im Gegensatz zur baden

-

württembergischen SPD — auch in ihrem Wahl-
programm deutlich ausgesprochen habe. Auch 
der vielbeschäftigte Staatssekretär, der neben 
seinen dienstlichen Aufgaben als eine Art 
„Horst Ehmke in allen Gassen" vielfältige Par-
teiarbeit betreibe, hätte sich die Zeit nehmen 
können, solche entschiedenen Äußerungen zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Nun könnte ich, um das Zitat zu unterbrechen, 
sagen: Aus dem „Horst Ehmke in allen Gassen" ist 
inzwischen ein Horst Ehmke in der Einbahnstraße 
auf dem Weg zur Rosenburg geworden, wenn ich 
dem Beschluß der sozialdemokratischen Fraktion 
folge. 

(Abg. Raffert: Das ist keine Einbahnstraße!) 

— Keine Einbahnstraße? Sie meinen also, er käme 
bald wieder zurück? Ich hatte gedacht, es sei eine 
Einbahnstraße, Herr Kollege Raffert. Aber wenn Sie 
das bestreiten, haben Sie selber wahrscheinlich sehr 
große Befürchtungen. 

(Abg. Raffert: Sie wissen ganz genau, Herr 
Dorn, daß ich auf den Vorgänger von Herrn 
Ehmke anspiele, der in die andere Rich-
tung gegangen ist, weiter nach oben!) 

— Ich bin nicht ganz sicher, ob der Weg des Herrn 
Ehmke dem seines Vorgängers gleichen wird, Herr 
Kollege Raffert. Aber das ist eine Frage, die Sie 
wahrscheinlich eines Tages selbst beantworten müs-
sen. 

Ich will jetzt das Zitat aus dem Deutschland-
Union-Dienst fortsetzen: 

Es muß nun allen Ernstes die Frage gestellt 
werden, ob hier Brunnenvergiftung betrieben 
werden soll. Entweder sind Willy Brandt und 
Horst Ehmke erschreckend uninformiert, oder 
sie ignorieren böswillig die klare Abgrenzung, 
die die CDU gegenüber den radikalen Splitter-
gruppen rechts und links der Demokratie längst 
vorgenommen hat. Das „klare Wort der Union 
zur NPD", das Willy Brandt fordert, muß nun 
auch ein klares Wort der Union gegenüber 
einer Verdächtigungspolitik des SPD-Parteivor-
sitzenden sein, die dieser aus unerfindlichen 
Gründen für ratsam hält. 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, das ist 
etwas von der Sorge, die uns bedrückt, daß Sie sich 
hier in der politischen Auseinandersetzung nicht in 
gemeinsamer Frontstellung gegen die Rechtsradi-
kalen betätigen, sondern daß Sie selbst sich gegen-
seitig in dem ernsthaften Willen zu dieser Ausein-
andersetzung ständig in Zweifel ziehen. Nutznießer 
einer solchen Auseinandersetzung können niemals 
demokratische Parteien sein; auch das sollte Ihnen 
bekannt sein. Deswegen meinen wir eben, daß 
der Weg, den Sie bisher in dieser Auseinander-
setzung eingeschlagen haben, völlig unzureichend 
ist. 

Zu diesem Punkt könnte man noch eine Fülle von 
Zitaten bringen. Denken Sie an die Beurteilung 
durch den „Bayern-Kurier" vom 19. März 1969 — 
von  dieser Woche also —, denken Sie daran, wie 
dort Ihr (zur SPD) Koalitionspartner Ihren Bundes-
außenminister in einer persönlich kaum noch er-
träglichen Weise abqualifiziert. Da kann ich nur 
sagen: Wie wollen Sie denn überhaupt, miteinan-
der auf Gedeih und Verderb verbunden, draußen 
die Politik der Großen Koalition noch vertreten und 
glaubhaft machen? Dies ist eine Frage, die Sie auch 
selbst beantworten müssen. Ich meine, die Erklä-
rung, die diese Woche im „Bayern-Kurier" steht, 
sollte für beide Seiten Anlaß zum Nachdenken sein. 

Aber wie immer bei solchen Auseinandersetzun-
gen kommen dann auch ganz findige Journalisten 
auf ganz kuriose Ideen. So liegt vor mir der 
„Rheinische Merkur" vom 21. März 1969, der sich 
unter der Überschrift „Leider im Alleingang" mit 
der Auseinandersetzung der Freien Demokraten im 
Kampf gegen die NPD befaßt. Ein Journalist namens 
Reddemann, der schon mehrfach den Beweis dafür 
geliefert hat, daß er zur objektiven Darstellung 
nicht fähig ist, schreibt hier unter anderem, daß 
wir Freien Demokraten beim Bundespresse- und In-
formationsamt 500 000 DM angefordert hätten, um 
im Wahlkampf gegen die NPD unsere Auseinan-
dersetzung unabhängig von der SPD und CDU zu 
führen, weil wir um die Sympathien in Kreisen der 
sogenannten APO Sorge hätten. Nun könnte man 
sagen: solange das nur im „Rheinischen Merkur" 
steht, ist das kein Problem. Ich selbst gehöre zu 
seinen ständigen Lesern und weiß auch, wie hoch 
die Auflage ist. 

(Zuruf von der SPD: Einer der wenigen!) 

Ich bin sicher, daß die Nationaldemokraten auch 
das noch zum Anlaß nehmen, daraus eine neue Ak-
tion zu starten. Um jeglicher Legendenbildung vorzu-
beugen, erkläre ich daher im Namen meiner Partei 
und Fraktion an dieser Stelle, daß wir Freien Demo-
kraten weder einen Antrag gestellt haben, diese 
500 000 DM zu bekommen, noch daß wir auch nur 
einen einzigen Pfennig bekommen haben. Ich will 
auf diese Verunglimpfungen nicht weiter eingehen. 

Ich sage in allem Ernst, sowohl an die Adresse 
der Fragesteller vorhin als auch an die Adresse 
der beiden Koalitionsfraktionen und des Innenmini-
sters: Bei der Frage „Wie hältst du es eigentlich mit 
der NPD und der Auseinandersetzung mit der 
NPD?" scheiden sich die Geister. Bei der Frage: 
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„In welchem Umfang bist du bereit, auch Hilfe-
stellung der NPD für die Durchsetzung deiner 
eigenen Ziele mit in Anspruch zu nehmen?" schei-
den sich ebenfalls die Geister. Das gilt auch für die 
Wahl des Bundespräsidenten in ganz besonderem 
Maße. 

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei 
der SPD.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
könnte zu den Ankündigungen, die der Bundes-
innenminister in den letzten Monaten von sich ge-
geben hat, noch eine Fülle von politischen Fragen an 
ihn richten. Ich darf nur einige Überschriften zitie-
ren: „Benda läßt Stellungnahme zur Verfassungs-
beschwerde gegen das Abhörgesetz bis zum 31. März 
1969 ausarbeiten." — Natürlich wären wir dankbar, 
Herr Minister, wenn auch das Parlament im Laufe 
der nächsten Woche diese Stellungnahme bekommen 
könnte, damit wir uns darüber informieren können. 
„Benda kündigt Stipendienentzug bei Studenten an." 
Auch hier, meine Damen und Herren, sind wir der 
Meinung, daß mit Sicherheit wieder die Falschen ge-
troffen werden. — „Benda kündigt an, daß die Ent-
fernung von Studenten von den Hochschulen über-
legt werden muß." 

(Vorsitz: Vizepräsident Scheel.) 

Meine Damen und Herren, wenn wir dann noch 
an  den letzten Plan denken, der von den Koalitions-
fraktionen, vor allen Dingen im Kreise der bayeri-
schen CSU-Kollegen zusammen mit dem bayerischen 
Innenminister ernsthaft diskutiert wird, nämlich das 
Ordnungsrecht an den Universitäten primär zu ver-
abschieden, müssen wir feststellen, daß uns doch 
vieles von dem, was wir hier als politische Vor-
stellungen zur Kenntnis nehmen müssen, bedrückt. 

Der Innenminister hat im vergangenen Jahr dem 
Beispiel seines  Bundeskanzlers folgend keine Politik 
der dringend notwendigen Reformen durchgeführt. 
Seine Politik bestand vielmehr in einer Fülle von 
Ankündigungen und Androhungen von Verboten. 
Er vertritt damit eine Politik, die wir Freien Demo-
kraten ablehnen. Sein Demokratieverständnis liegt 
auch abseits von unseren eigenen Vorstellungen da-
zu. Seine verfassungspolitischen Ideen können von 
freiheitlich eingestellten Menschen in unserem Staat 
nicht akzeptiert werden. 

Wir Freien Demokraten lehnen daher den Haus-
halt des Innenministeriums ab, da wir zu der Politik 
des Innenministers kein Vertrauen haben können. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat Herr Kol-
lege Schmitt-Vockenhausen. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Spre-
cher der Opposition, Herr Kollege Dorn, hat hier ein-
gehende Ausführungen über die Politik des Herrn 
Innenministers gemacht. Ich habe das Gefühl, Herr 
Kollege Dorn, Sie haben die Arbeit des Innen-
ministers zu sehr nach gelegentlichen Leistungen und 
auch Fehlleistungen seines Public-Relations-Büros  

statt nach den politischen Tatsachen beurteilt. Die 
Dinge sehen — das muß ich doch hier sagen — ein 
bißchen anders aus. 

(Abg. Moersch: Verlassen Sie sich nicht auf 
Ihre Gefühle; dabei gehen Sie manchmal !in 

die Irre!) 

-- Herr Kollege, man kann sich bei Gefühlen — das 
wissen Sie ja am besten— täuschen. Aber Sie können 
mir auch zutrauen, daß ich in  der Lage bin, ein biß-
chen zu den Sachfragen zu sagen, die mit diesem 
Ressort zusammenhängen. Und das will ich gerade 
tun. 

(Zuruf von der FDP: Nur ein bißchen!) 

— Ja, Gott, ich pflege mich nicht so überzubewerten, 
wie das manchmal bei solchen Fragen geschieht. Des-
wegen habe ich gesagt: nur ein bißchen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, ich beginne zunächst 
einmal mit dem Hinweis darauf, daß unter dem 
Amtsvorgängers des Herrn Bundesinnenministers, 
Herrn Minister Lücke, im Bereich der Innenpolitik 
die Lösung einer großen Anzahl wichtiger Aufgaben 
eingeleitet worden ist, die zum Teil noch in dieser 
Legislaturperiode verwirklicht werden können oder 
doch zu weiteren günstigen Ausblicken Anlaß ge-
ben. Das sollte man hier feststellen. 

Das Innenministerium war dabei auf Grund der 
Haushaltsenge in einer schwierigen Lage. Man muß, 
meine ich, das auch zugeben. Wir wären beispiels-
weise in den Fragen der Besoldungs- und Beamten-
rechtsreform sicher ein großes Stück weitergekom-
men, als es tatsächlich geschehen konnte. Ich er-
innere an die fruchtbare Debatte im April 1966, in 
der zwischen der damaligen Koalition und der Op-
position die Grundlagen 'für die weitere Gesetzge-
bung gelegt worden sind. 

Im Innenministerium ist schon unter Ihrem Amts-
vorgänger, Herr Minister,  deutlich geworden, daß 
das Innenministerium heute offener als früher für 
das Gespräch ist. Ich möchte Sie herzlich darum bit-
ten, dafür zu sorgen, daß diese offene Art des Ge-
sprächs auch beibehalten wird und wir unsere Mei-
nungen offen austauschen, weil .das insgesamt zwei-
fellos zu besseren Ergebnissen führt. 

Wir Sozialdemokraten haben dazu eine Reihe von 
Beiträgen leisten können. Ich möchte hier deutlich 
machen, daß in der  nun  fast am Ende stehenden Le-
gislaturperiode auf vielen Gebieten zahlreiche Auf-
gaben gelöst werden konnten. 

Es begann mit dem Ersten Besoldungsneurege-
lungsgesetz. Das Zweite Besoldungsneuregelungs-
gesetz steht jetzt nur noch vor der Hürde des Bun-
desrats. Das gibt uns die Chance, in Ruhe zu über-
denken, wie die weitere beamten- und besoldungs-
rechtliche Entwicklung sein wird. Ich hoffe, Herr 
Minister, Ihr Haus hat die Größe dieser Aufgabe 
erkannt und ist dabei, sich Gedanken für die Zu-
kunft zu machen. 

Wir haben für die Mitarbeit der Frauen im öffent-
lichen Dienst das Gesetz über die Teilzeitbeschäfti-
gung verabschiedet. Auf dem Gebiet des Personal- 
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vertretungsrechts sind wir leider nicht vorange-
kommen. Ich wäre dankbar, wenn Ihr Haus in dieser 
Frage die weiteren Entwicklungen, insbesondere in 
bezug auf den § 94 des Bundesbeamtengesetzes 
— Beteiligung der Gewerkschaften — ,unterstützen 
würde. 

Auf einem weiterem wichtigen Gebiet ist die Dis-
kussion mit den Anfragen meiner Fraktion zur Ver-
brechensbekämpfung in Ganggekommen. Auch hier 
hat das Innenministerium mit allem Nachdruck un-
sere gemeinsamen Bemühungen, Herr Kollege Dorn, 
unterstützt; auch Sie haben ja sehr aktiv mitge-
wirkt. Wir haben jetzt mehrere Gesetzesvorschläge 
vorliegen. Wir haben viele Widerstände auch in der 
Frage der elektronischen Datenverarbeitung für 
die Arbeit der Kriminalpolizei zu überwinden. 
Ich hoffe, daß wir auch auf diesem Gebiet zu guten 
Ergebnissen kommen und die eingeleitete Entwick-
lung weitergeführt werden kann. 

Das Innenministerium hat in den letzten Jahren 
— ich muß sagen: nach langer Zeit — auch erkannt, 
daß, wenn es nicht selber zentral die Probleme der 
Einführung der EDV und der Rationalisierung der 
öffentlichen Verwaltung stärker in Angriff nimmt, 
es einer zentralen Aufgabe innerhalb der Bundes-
verwaltung nicht nachkommt. Auch auf diesem Ge-
biet sind, glaube ich, die Ansatzpunkte gut. Wir 
jedenfalls haben auch von uns aus nachdrücklich 
alles getan, um diese Entwicklung zu unterstützen 
und in die richtige Richtung zu bringen; ich darf 
Sie, Herr Kollege Dorn, an den gemeinsamen Ent-
schließungsantrag auf Grund der Berichterstattung 
des Herrn Kollegen Gscheidle erinnern. Trotz der 
knappen Mitarbeiterzahl im Ministerium sind 
fruchtbare Ansätze für die weitere Entwicklung da, 
und die Interparlamentarische Arbeitsgemeinschaft 
hat einen Entschließungsantrag vorbereitet, der im 
wesentlichen mit den Arbeitsergebnissen des Inen-
ausschusses übereinstimmt. Dieser Antrag liegt 
leider noch beim Haushaltsausschuß fest. Ich hoffe, 
daß das Hohe Haus demnächst die weiteren Be-
schlüsse fassen kann. 

Auch in der Frage der Fortbildung und Weiter-
bildung der Beamten ist nach jahrelanger Stille ein 
Anfang gemacht worden. Wir hatten eine öffent-
liche Anhörungssitzung. Meine Damen und Herren, 
ich weiß, das alles ist noch nicht das, was es sein 
soll. Aber wie sollte denn — nachdem auch dieses 
Problem über viele Jahre nicht in Angriff genom-
men worden war — eine Lösung kurzfristig möglich 
sein! Herr Minister, wir hoffen, daß die Ergebnisse 
der öffentlichen Anhörungssitzung auch in Ihre 
Überlegungen einbezogen werden und wir damit 
ein weiteres Stück vorankommen. 

Einen großen Raum haben die Auseinanderset-
zungen über die politische Bildung eingenommen. 
Ich darf an die sehr fruchtbare Debatte in diesem 
Hause erinnern. Ich habe die Hoffnung, daß auch 
auf diesem Gebiet die Konsequenzen gezogen wer-
den. Die Bemühungen jedenfalls sind im Gange, 
auf einer breiten Grundlage die notwendigen Nutz-
anwendungen zu ziehen. 

Das gilt auch für die Sportförderung. Auch wenn 
wir dafür nur in einem bestimmten Umfange zu-
ständig sind, haben unsere Bemühungen, die von 
der breiten Mehrheit dieses Hauses gemeinsam 
getragen werden, zu Ergebnissen geführt. Wir 
haben nicht nur die Sportdebatte im Dezember 1967 
gehabt, sondern wir haben permanente Bemühun-
gen des Ministeriums und der Fraktionen und auch 
zwischen den Fraktionen gehabt, diese Aufgaben 

- nicht zuletzt im Hinblick auf die Olympiade 
1972 — zu fördern. Meine Fraktion kann für sich 
in Anspruch nehmen, daß wir dabei immer als 
Motor gewirkt haben, um die Dinge weiterzu-
bringen. Wir sind mitten in der Diskussion; das 
hat auch Ihr Kollege Bremer heute deutlich gemacht. 
Ich würde mich freuen, wenn wir auch hinsichtlich 
der organisatorischen Zusammenarbeit zwischen 
Sport und Bundesregierung zu Lösungen kämen, die 
der Selbständigkeit des Sports entsprechen, die 
aber auch klarmachen, daß, wenn in großem Um-
fange öffentliche Mittel eingesetzt werden, auch 
eine Verantwortung gegenüber dem Steuerzahler 
besteht. 

Ich will nicht bestreiten, meine Damen und Her-
ren, daß es ein Gebiet gibt, das uns Sorgen macht. 
Wir werden in der dritten Lesung vielleicht in 
einem Entschließungsantrag gemeinsam darauf zu-
rückkommen: Herr Minister, das ist der Zivilschutz. 
Der Bericht der Bundesregierung hat deutlich ge-
macht, daß es da nicht zum besten steht. Der Zivil-
schutz ist dem Rotstift in einem Umfang zum Opfer 
gefallen, den wir bedauern, und die weiteren vor-
gesehenen Einschränkungen müßten fast zum Er-
liegen dieser Aufgabe führen. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie Ihre Energie 
auch darauf verwenden würden, daß diese Aufgabe 
nicht vernachlässigt und in der Zukunft nur unzu-
reichend erfüllt wird. Wir müssen uns darum ge-
meinsam kümmern. 

Noch eine allgemeine Bemerkung zu dem Fragen

-

kreis der Bekämpfung des Links- und Rechtsradika-
lismus in der Bundesrepublik. Herr Minister, Sie 
haben die Unterstützung unserer Fraktion, wenn Sie 
dem Links- und Rechtsradikalismus in unserem 
Lande bekämpfen. Damit schließt sich der Kreis. Ich 
habe damit begonnen, daß nicht immer alle Public-
Relations-Bemühungen ins Schwarze treffen. In die-
ser Frage würde mir sehr daran liegen, daß wir in 
der Demokratie überlegter handeln und gelegent-
lich auch weniger reden. Das täte der Auseinander-
setzung auch über den Radikalismus gut, um das 
einmal ganz offen zu sagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir glauben, daß wir auf dem Felde der Innen-
politik ein gutes Stück weitergekommen sind und wir 
hoffen auf weitere gute Gespräche zur Lösung viel-
fältiger innenpolitischer Aufgaben mit Ihnen. Wir 
werden dem Haushalt des Bundesinnenministers zu-
stimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Herr 
Bundesinnenminister. 

Benda, Bundesminister des Innern: Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ent-
gegen meiner ursprünglichen Absicht habe ich mich 
an dieser Stelle gemeldet, weil ich mich insbeson-
dere mit den Ausführungen des Herrn Kollegen 
Dorn zur Frage der Bekämpfung des Radikalismus 
auseinandersetzen möchte, und da ich höre, daß 
Herr Kollege Genscher, dessen Auffassung in dieser 
Frage für mich eine wichtige und interessante ist, 
nicht mehr lange bei uns sein kann, bitte ich um 
Ihr Verständnis, wenn ich an dieser Stelle spreche. 

Herr Kollege Dorn, auf Ihre Ausführungen zu den 
übrigen Punkten möchte ich im Augenblick nicht ein-
gehen. Vielleicht wird im weiteren Verlauf der De-
batte noch Gelegenheit sein, sich zu dem einen oder 
anderen zu äußern. Zudem fehlt mir, wenn ich das 
pauschal zu dem letzten Teil Ihrer Ausführungen 
sagen darf, doch einiges an Detailkenntnis darüber, 
wie Sie Ihre Behauptung begründen wollen, daß 
mein Demokratieverständnis — ich weiß nicht, wel-
ches Verständnis Sie von meinem Demokratiever-
ständnis haben — etwas abseits von dem Ihrigen 
liege. 

(Abg. Dorn: Ich habe das Ihren Veröffent

-

lichungen entnommen, Herr Minister!) 

— Na schön, vielleicht haben Sie noch Gelegenheit, 
das etwas zu interpretieren. Ich halte solche Vor-
würfe — wenn es ein Vorwurf sein soll — nicht 
für besonders gravierend, aber natürlich ist das ein 
Punkt, der mich interessiert und zu dem ich etwas 
mehr hören möchte, abgesehen von den Fragen, die 
ich jetzt ausklammern will. 

Im Mittelpunkt der Ausführungen des Herrn Kol-
legen Dorn stand die Frage, ob sich der Bundes-
minister des Innern, ob sich die Bundesregierung 
insgesamt in der Frage eines eventuellen Verbots 
der NPD richtig verhalten hätte. Ich stimme Ihnen 
uneingeschränkt zu, Herr Kollege Dorn, wenn Sie 
sagen, daß mit der Drohung, eine für verfassungs-
widrig gehaltene Partei — das gleiche gilt für eine 
Organisation nach Art. 9 des Grundgesetzes — zu 
verbieten, von der dafür zuständigen Stelle nicht 
manipuliert werden darf. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Das ist eine völlig richtige Ausgangsposition, und 
ich bestreite ganz entschieden — falls dieser Vor-
wurf auf mich bezogen sein sollte —, daß ich jemals 
die Auffassung vertreten hätte, man könne mit einer 
solchen Verbotsandrohung — „Damoklesschwert" 
nennt sich das ja wohl in der feuilletonistischen Be-
handlung dieses Themas — einen politischen Erfolg 
erzielen, und dies sei unter verfassungsrechtlichen 
und verfassungspolitischen Gesichtspunkten das 
richtige oder überhaupt das zulässige Mittel. Dieser 
Meinung bin ich in der Tat nicht. Wie ich dankbar 
immer wieder feststelle, sind Sie ein sehr fleißiger 
Leser alles dessen, was ich irgendwo sage oder 
schreibe. Es ist erfreulich, wenn man so aufmerk-
same Leser und Zuhörer hat. Ich nehme an, daß Sie 
auch das gelesen haben, was ich in einem Gespräch 

mit dem „Spiegel" — ich weiß jetzt das Datum nicht 
mehr genau, vielleicht im September des vergange-
nen Jahres — gesagt habe. Ich habe gesagt: in der 
ersten Stufe, wenn sich die Frage stellt, muß eine 
strenge rechtliche Prüfung angestellt werden, die 
sich lediglich an der Rechtsfrage — natürlich ge-
stützt auf das Tatsachenmaterial, das man hat oder 
zu haben glaubt — auszurichten hat: Ist die Partei 
oder Organisation im Sinne des Art. 21 bzw. Art. 9 
des Grundgesetzes und der dafür einschlägigen 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts nach 
Überzeugung desjenigen, der ein solches Verfahren 
in Gang bringen könnte, verfassungswidrig oder 
nicht? In diesem Stadium gibt es nach meiner Über-
zeugung zunächst überhaupt keine Überlegungen 
der politischen Opportunität, sei es für, sei es gegen, 
sondern nur eine streng rechtliche Prüfung. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Genau in dieser Weise ist schon von meinem ver-
ehrten Amtsvorgänger, dem Kollegen Lücke, und 
von mir selbst — praktisch in den Jahren 1967/68 — 
das Verfahren durchgeführt worden. 

Die eigenen Analysen, die die zuständigen Stellen 
meines Hauses und die nachgeordneten Behörden 
angestellt haben, haben mich im September des 
Jahres 1968, also vor einem runden halben Jahr, in 
der Tat zu der rechtlichen Überzeugung — ich unter-
streiche das Wort „rechtlich" — gebracht, daß die 
NPD in dem Erscheinungsbild, das uns als Material 
vorliegt und das wir auch für beweiskräftig halten, 
die Voraussetzungen des Art. 21 Abs. 2 des Grund-
gesetzes erfüllt. 

In dem zweiten Stadium — das ist das, was in 
Ihren Überlegungen und  in  Ihren Darlegungen einen 
wesentlichen Raum eingenommen hat — stellt sich 
'die politische Frage. Ich weiß — ,das steht ja in der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, 
etwa 'im KPD-Urteil, und das habe ich bei einer 
Reihe von Gelegenheiten auch öffentlich bestätigt —, 
daß die Bundesregierung als einer der  möglichen 
Antragsteller rechtlich frei ist, unter Abwägung auch 
politischer Gesichtspunkte nach pflichtgemäßem Er-
messen zu entscheiden, ob sie glaubt, daß es im 
wohlverstandenen Interesse des Staates und des 
Gemeinwesens liegt, einen solchen Antrag zu stel-
len oder nicht. Daß man hierüber im Einzelfall, auch 
in Sachen NPD oder in bezug ,auf Vorgänge auf dem 
Gebiete des Linksradikalismus, sehr lange diskutie-
ren und unter Umständen streiten kann? Wem sagen 
Sie das? Das weiß ich selber! Sie haben den Zeit-
ablauf, der nun in der Tat von Diskussionen an-
gefüllt war, ja dargestellt. Ohne das jetzt im ein-
zelnen diskutieren zu wollen, weiß und bestätige 
ich natürlich, daß eine solche Diskussion möglich ist. 

Ich bestreite die Richtigkeit, Herr Kollege Dorn 
— und ich schließe Sie, Herr Kollege Genscher, 
ein —, Ihrer grundsätzlichen verfassungspolitischen 
Position, die Herr Dorn, wenn ich ihn an der betref-
fenden Stelle seiner Ausführungen richtig verstan-
den habe, dahin charakterisiert hat: Wir — die 
FDP — wollen weder jetzt noch überhaupt ein Ver-
bot der NPD. 
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Natürlich sind Sie berechtigt, eine Meinung dazu 

zu äußern, wie sich die entscheidenden Stellen ver-
halten sollten. Soweit Sie damit sagen wollen, Sie 
würden 'das Ermessen in diesem Sinne ausüben, mag 
diese Auffassung richtig oder falsch sein  — ich halte 
sie für falsch —, es steckt aber nichts Unzulässiges 
darin. 

Für falsch aber halte ich eine Position, die sagt: 
was immer sich ergeben möge, wie immer auch das 
Material, das etwa das Bundesministerium des 
Innern dem Bundeskabinett vorgelegt hat — das Sie 
ja gar nicht kennen und auch gar nicht kennen kön-
nen —, aussehen mag, wir sind dagegen, daß ein 
solcher Antrag gestellt wird. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU. — Abg. 
Dorn: Das habe ich nicht behauptet!) 

— Ich kann nur das zitieren, was ich hier gehört 
habe. Wenn ich es falsch verstehe, wäre ichdankbar 
für eine Interpretation; denn das ist eine ganz 
wichtige verfassungspolitische Grundfrage, und es 
kommt mir schon darauf an, eine solche Frage zu 
klären. 

Herr Kollege Genscher ist, glaube ich, richtig 
zitiert worden. Ich kenne natürlich Ihren Aufsatz, 
den Sie vor kurzem veröffentlicht haben und in dem 
Sie sagen, daß ein Verbotsverfahren nur in Frage 
käme bei einer unmittelbar drohenden Gefahr für 
das Gemeinwesen. Das ist, wenn ich es verfassungs-
geschichtlich richtig sehe, die immer in der amerika-
nischen Verfassungsrechtsprechung, etwa in der 
des Richters Justice Homes, entwickelte Doktrin der 
"clear and present danger", die er aber angewendet 
hat — dem amerikanischen Verfassungsrecht ist ja 
das Institut des Parteiverbots fremd — auf die 
Frage, in welchem Umfang der Staat etwa durch 
Hoheits- oder Gesetzgebungsakte in das Recht der 
freien Meinungsäußerung eingreifen dürfe. Da hat 
sich also eine geschichtlich interessante und auch 
das deutsche Verfassungsrecht fruchtbar beeinflus-
sende Doktrin entwickelt, die eben besagt: nur im 
Falle der — wie die amerikanische Rechtsprechung 
sagt — clear and present danger, also der unmittel-
bar drohenden Gefahr. 

Herr Kollege Genscher, dies ist — wenn ich dar-
auf aufmerksam machen darf — nicht die Position 
des Bundesverfassungsgerichts. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Es ist nach meiner Überzeugung nicht die Position 
des Art. 21 des Grundgesetzes. 

Das Bundesverfassungsgericht selbst hat sich mit 
unserer Frage in dem KPD -Verbotsurteil ausein-
andergesetzt, weil damals von der Partei, gegen die 
sich der Antrag richtete, die Behauptung aufgestellt 
worden war, daß der Art. 21 Abs. 2, also das 
Institut des Parteiverbots selbst, verfassungswidrig 
sei, weil er gegen immanente, übergeordnete Grund-
sätze der Verfassung verstoße. Dieses Argument 
gab dein Gericht Veranlassung, sich mit diesem Ge-
danken auseinanderzusetzen. Ich will nicht viel zitie-
ren, um Sie nicht aufzuhalten, aber ich darf zusam-
menfassend sagen: das Gericht hat sich mit der 
historischen Entwicklung dieser Frage auseinander-

gesetzt. Das ist Ihnen natürlich alles bekannt, und 
ich brauche das jetzt  nicht vorzutragen. Es hat auf 
die besondere, die geänderte verfassungsrechtliche 
Position der politischen Parteien hingewiesen, die 
ja erstmalig überhaupt in einer deutschen Verfas-
sung erwähnt werden und die in eine besonders 
hervorgehobene Position als eine verfassungsrecht-
lich anerkannte und priviligierte Institution nach 
Art. 21 gesetzt werden. Das Gericht sagt dann, aus 
dieser gewandelten Situation und aus den geschicht-
lichen Erfahrungen der Weimarer Zeit müsse man 
Konsequenzen ziehen, und die Konsequenzen, die 
das Grundgesetz gezogen habe, seien eben Inhalt 
des Art. 21 Abs. 2. Das Gericht sagt, daß selbstver-
ständlich das Grundgesetz der traditionellen frei-
heitlich-demokratischen Linie folge, die den politi-
schen Parteien gegenüber grundsätzliche Toleranz 
fordere, daß es aber nicht mehr so weit gehe, aus 
bloßer Unparteilichkeit auf die Aufstellung und den 
Schutz eines eigenen Wertsystems überhaupt zu ver-
zichten. 

Es 

— also das Grundgesetz — 

nimmt aus dem Pluralismus von Zielen und 
Wertungen, die in den politischen Parteien Ge-
stalt gewonnen haben, gewisse Prinzipien der 
Staatsgestaltung heraus, die, wenn sie einmal 
auf demokratische Weise gebilligt sind, als ab-
solute Werte anerkannt und deshalb entschlos-
sen gegen alle Angriffe verteidigt werden 
sollen. Soweit zum Zwecke dieser Verteidigung 
Einschränkungen der politischen Betätigungs-
freiheit der Gegner erforderlich sind, werden 
sie in Kauf genommen. Das Grundgesetz hat 
also bewußt den Versuch einer Synthese zwi-
schen dem Prinzip der Toleranz gegenüber 
allen politischen Auffassungen und dem 
Bekenntnis zu gewissen unantastbaren Grund-
werten der Staatsordnung unternommen. 
Art. 21 Abs. 2 Grundgesetz steht somit nicht 
mit einem Grundprinzip der Verfassung in 
Widerspruch. Er ist Ausdruck des bewußten 
verfassungspolitischen Willens zur Lösung 
eines Grenzproblems der freiheitlich-demokra-
tischen Grundordnung, Niederschlag der Er-
fahrung eines Verfassungsgebers, der in einer 
bestimmten historischen Situation das Prinzip 
der Neutralität des Staates gegenüber den poli-
tischen Parteien nicht mehr rein verwirklichen 
zu dürfen glaubte, Bekenntnis zu einer in 
diesem Sinne streitbaren Demokratie. 

Diese Position des Bundesverfassungsgerichts, die 
ich für zutreffend und wegen des Gewichts des 
Verfassers natürlich ohnehin für eine besonders 
bedeutsame Interpretation des Art. 21 des Grund-
gesetzes halte, unterscheidet sich, wenn ich mich 
nicht täusche, Herr Kollege Genscher, von Ihrer 
Position in grundsätzlicher und einschneidender 
Weise. Diese Position des Grundgesetzes geht also 
dahin, daß es dort, wo politische Parteien — natür-
lich nachweisbar, auch rechtlich nachweisbar — ver-
fassungswidrige Bestrebungen verfolgen, nicht im 
Belieben der zur Antragstellung zuständigen Or-
gane steht, ob sie die Frage prüfen wollen, ob ein 
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solcher Antrag gestellt werden solle oder nicht. Frei-
lich sind sie frei — und ich will das noch einmal 
wiederholen, weil ich hier nicht mißverstanden wer-
den möchte —, nach eigenem pflichtgemäßen Er-
messen unter Abwägung aller Umstände von der 
Antragstellung abzusehen oder sich für eine Antrag-
stellung zu entscheiden. Nicht frei sind sie, und nicht 
frei ist — das ist meine Konsequenz — die Bundes-
regierung gegenüber der Frage, ob sie die Prüfung 
einer solchen Frage überhaupt aufnehmen soll oder 
nicht. 

(Abg. Moersch: Die Prüfung und die An

-

kündigung, daß darüber geredet werden 
soll, sind natürlich zweierlei!) 

— Ja, Herr Kollege Moersch, ich komme jetzt un-
mittelbar zu Ihrer Bemerkung. 

Wie ist der Zeitablauf gewesen? Ich muß bei 
dieser Gelegenheit — so im Vorbeigehen, Herr 
Kollege Dorn — Sie in Ihren historischen Betrach-
tungen in einem Punkte berichtigen. Sie haben in 
der Frage SDS, die ja ein Parallelproblem ist, ge-
sagt, ich hätte in einem Interview, das Herr Krems 
am 20. April 1968 in der „Welt" veröffentlicht habe, 
angekündigt, in Kürze werde eine Entscheidung 
über die Frage der Verfassungswidrigkeit ergehen, 
aber das sei ja wohl durch Zeitablauf passé. Damit 
haben Sie unterstellt, es sei dabei geblieben. Zehn 
Tage später, am 30. April 1968, habe ich mich vor 
diesem Hohen Hause zu dieser Frage geäußert und 
sie hier beantwortet. Möglicherweise waren Sie an 
diesem Tage nicht hier, bzw. ich weiß nicht, was 
immer war, jedenfalls bitte ich Sie, einmal das 
Protokoll des Deutschen Bundestages vom 30. April 
1968 nachzulesen. Da finden Sie die Antwort auf 
eben Ihre Frage. 

In Sachen NPD habe ich Ende Oktober — wenn 
ich mich nicht täusche; es mag auch einer der ersten 
Novembertage gewesen sein — in einem Brief an 
den Herrn Bundeskanzler mitgeteilt, daß das Er-
gebnis der Überlegungen meines Hauses abgeschlos-
sen sei und daß ich den Wunsch hätte, mit ihm dar-
über zu sprechen. Das ist auch alsbald geschehen. 
Dann hat sich nach einer Reihe von politischen Ge-
sprächen, die hier und dort geführt worden sind, 
das Bundeskabinett am 18. Dezember 1968 — ich 
glaube, das war der Termin — mit dem Thema 
beschäftigt. Es hat damals nicht in der Sache ent-
schieden, sondern hat mich beauftragt, in einer 
Reihe von Einzelfragen dem Bundeskabinett Mate-
rial vorzulegen. Das ist mittlerweile geschehen. Das 
Material befindet sich bei den Mitgliedern der Bun-
desregierung. Es ist sehr umfangreich. Ich habe 
selbst darum gebeten, daß die einzelnen Mitglieder 
der Bundesregierung eine gewisse Zeit und Gele-
genheit haben sollten, sich mit dem sehr umfang-
reichen Material im einzelnen zu beschäftigen, damit 
darüber dann eine Detaildiskussion stattfinden 
kann. Das ist die Situation. 

Ich sehe nicht ganz, was daran zu beanstanden ist. 
Ich bin nicht der Meinung, Herr Moersch, daß es 
richtig wäre, in einer solchen Frage sehr viel anzu-
kündigen oder anzudrohen. Ich wäre sehr dankbar, 
wenn mir — die Argumente des Herrn Kollegen 
Dorn sollen sich ja, wenn ich es richtig sehe, in  

erster Linie gegen mich richten — hier einmal vor-
getragen würde, an welcher Stelle ich etwas Der-
artiges getan haben soll, was Sie mir hier vorwer-
fen. Ich habe in der Tat zum Terminablauf in ähn-
licher Weise, wie ich das jetzt eben zum gegenwär-
tigen Stadium tue, klar gesagt: Die zeitliche Situa-
tion ist so. Nachdem über den Inhalt meiner Auf-
fassung in der Sache etwas in die Presse gebracht 
worden ist — nebenbei gesagt: nicht von mir, son-
dern von anderer Seite, was ich bedaure; ich weiß 
auch, von welcher Seite —, habe ich es natürlich 
nicht dementiert; darin habe ich keinen Sinn ge-
sehen. Seitdem ist meine eigene Auffassung, daß 
die Bundesregierung einen solchen Antrag stellen 
sollte, hier und da immer wieder zitiert worden. Ich 
finde das auch nicht besonders schön. Aber ich kann 
es nicht hindern, und ich finde es auch nicht so 
furchtbar tragisch. 

Vizepräsident Scheel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Moersch? 

Moersch (FDP) : Ist das eine Distanzierung vom 
Bundespresse- und Informationsamt, die Sie eben 
vorgenommen haben, oder gar vom Bundeskanzler 
in seiner Öffentlichkeitsarbeit? 

Benda, Bundesminister des Innern: Nein, Herr 
Moersch, das ist keine Distanzierung von irgend 
jemand. Ich weiß auch nicht, welcher Grund dafür 
sein sollte. Sie müßten mir schon freundlicherweise 
eine Äußerung der dpa oder vielleicht des Herrn 
Bundeskanzlers nennen, auf die Sie sich beziehen. 

(Abg. Dorn: Drei Artikel habe ich allein 
von Herrn Diehl!) 

— Darf ich eben mal hören, was er erklärt hat? Das 
würde meine eigene Einsicht in Ihr Argument we-
sentlich erleichtern. — Aber vielleicht nehmen sie 
Gelegenheit, das noch einmal nachzulesen und es 
mir dann zu sagen, wenn Sie so weit sind. Im übri-
gen ist es nicht meine Sache, Äußerungen von Herrn 
Staatssekretär Diehl hier zu kommentieren. Aber ich 
würde das, was er im Anschluß an die Kabinetts-
sitzung vom 18. Dezember gesagt hat, soweit ich 
sehe, gar nicht beanstanden; denn das ist eine Wie-
dergabe des Eindrucks, den Staatssekretär Diehl als 
Sprecher der Bundesregierung von dem Verlauf der 
Kabinettssitzung gewonnen hatte. Ich sehe keinen 
Anlaß, das in irgendeiner Weise zu kommentieren. 

Ich fasse in diesem Punkt zusammen und auf die 
Erörterung dieses Punktes möchte ich mich im 
Augenblick beschränken: 

Ich weiß selber ganz gut — ich bin lange genug 
in  der  Diskussion über .die Frage eines Verbots in 
Sachen Rechts- oder Linksradikalismus —, daß man 
in einer solchen Frage höchst unterschiedlicher Auf-
fassung sein kann, und ich weiß, daß es hierüber 
gültige und gute Argumente auf beiden Seiten gibt. 
Meine eigene Position habe ich umrissen. Ich bleibe 
bei .dieser Position. Ich bin nicht der Auffassung 
— darin glaube ich auch mit Herrn Dorn übereinzu-
stimmen—, daß es  in einer ,solchen Frage zulässig 
oder glücklich ist, eine Entscheidung nicht zu treffen. 
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Ich bin schon der  Meinung — das ist der  Inhalt mei-
ner entsprechenden Vorschläge und Anträge gegen-
über dem Bundeskabinett gewesen —, daß dann, 
wenn sich das Kabinett eine hinreichende Möglich-
keit verschafft hat, sich eine Meinung über ein sol-
ches Thema  zu bilden, die Entscheidung fallen sollte. 
Das ist der Stand des Verfahrens. Ich nehme an,  daß 
eine solche Entscheidung in a bsehbarer Zeit und, wie 
ich hoffe,  in  naher Zukunft erfolgen wird.  — Bitte 
schön, Herr Dorn, wenn  Sie  noch eine Frage stellen 
wollen. 

Vizepräsident Scheel: Bitte, zu einer Zwi-
schenfrage ! 

Dorn (FDP) : Ich hatte noch eine Frage, Herr 
Minister. Sie sagen jetzt wieder „in absehbarer 
Zeit" und „in naher Zukunft". Können Sie denn 
einmal konkret umreißen, bis zu welchem Zeit-
punkt — Sie halben das Material ja ausführlich ge-
sammelt und allen Kabinettsmitgliedern vorgelegt —
die Bundesregierung nun endlich eine Entscheidung 
treffen will? 

Benda, Bundesminister des Innern: Herr Kollege 
Dorn, da bin ich — das werden Sie selber wissen — 
natürlich überfragt; denn ich bestimme weder die 

 Tagesordnung des Bundeskabinetts — das tut der 
Bundeskanzler bzw. auf Vorschlag der einzelnen 
Ressorts der Chef  des  Bundeskanzleramts —, noch 
vermag ich natürlich zu sagen, wie der Ablauf einer 
solchen Beratung im Kabinett sein  wird. Natürlich 
ist es denkbar, daß von der einen oder 'anderen 
Seite der Wunsch besteht, in Details noch mehr zu 
wissen oder etwas Bestimmtes — aus welchen 
Gründen auch immer — zu tun. Ich kann nur sagen: 
meiner Auffassung nach ist die Sache zur Entschei-
dung reif und sollte entschieden werden. Wann sie 
entschieden wird, das wird in diesem Stadium Ihnen 
niemand zu sagen vermögen. 

(Abg. Moersch: Wenn der Bundeskanzler 
seinen entscheidungsfreudigen Tag hat!) 

— Herr Moersch, das ist ein Einwurf, der liegt sogar 
unter Ihrem Niveau, finde ich. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Das ist eine Frage, bei der niemand verkennen kann, 
daß sie ein schwieriges Problem beinhaltet und daß 
sie die Überprüfung einer Fülle von Tatsachen er-
forderlich macht. Das ist auch keine Frage, Herr 
Kollege Moersch, von der Sie annehmen können, 
daß sie auf der Entscheidung eines Mitglieds der 
Bundesregierung, sei es auch des Bundeskanzlers, 
beruhe, sondern wenn es überhaupt eine der aktuel-
len politischen Fragen, jedenfalls aus dem Geschäfts-
bereich meines Hauses, gibt, dann ist diese Frage 
eine solche, bei der sich jedes einzelne Mitglied der 
Bundesregierung seine persönliche Meinung bilden 
muß und dann seine Entscheidung vor sich selbst 
mitverantworten muß. Wer das nicht sieht, verkennt 
die Wichtigkeit und die Schwierigkeit eines solchen 
Problems völlig. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Genscher. 

Genscher (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bin dem Herrn Bundesinnenminister 
zu Dank verpflichtet, daß er in dieser Phase der 
Debatte das Wort ergriffen hat und mir damit Ge-
legenheit gibt, zu seiner Auffassung vom Parteien

-

verbot noch ein Wort zu sagen. 
Ihm gebührt auch Dank dafür, daß er heute durch 

die Art, wie er seinen Haushalt vertritt, gezeigt hat, 
wie eigentlich eine Haushaltsberatung ablaufen 
sollte, nämlich: daß zunächst das Parlament spricht 
und dann dazu der Minister Stellung nimmt, und 
nicht: daß drei Stunden zunächst einmal Regierungs-
statements abgegeben werden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Die Tatsache, daß die Bundesregierung, daß die 
Parteien der Regierungskoalition und daß die Oppo-
sition die Frage eines Parteienverbots hier in dieser 
Gründlichkeit und Breite erörtern, ist aber auch ein 
Zeichen für die Sauberkeit und für den Ernst, mit de-
nen wir Grundfragen unserer Demokratie in diesem 
Hause erörtern und wie wir sie begreifen. 

Hier macht sich niemand die Frage des Verbots 
einer Partei leicht. Das sollten jene nationalen 
Spätheimkehrer wissen, die draußen diesen Staat 
und die Parteien herunterzuziehen versuchen, die 
diesen Staat aufgebaut und die Verantwortung für 
das tragen, was wir bis heute erreicht haben. 

(Beifall bei der FDP und Abgeordneten der 
SPD.) 

Auch das muß an der Spitze einer Debatte über das 
Verbot von Parteien stehen. 

Nun, Herr Bundesminister, zu der Frage, wie wir 
das Problem der Parteienverbote sehen. Herr Kol-
lege Dorn hat sich schon durch ein Zitat die Auffas-
sung zu eigen gemacht, daß wir das Verbot einer 
Partei nicht grundsätzlich ausschließen. Wir bean-
standen nicht das Institut des Parteienverbots, son-
dern wir wollen es als letztes Mittel erhalten wis-
sen. Aber wir glauben, daß der Begriff der „abwehr-
bereiten Demokratie" nicht darin bestehen kann, 
daß diese Abwehr in einem schnellen Zugriff zum 
Verbotsantrag liegt, sondern darin liegen sollte, daß 
vorher eine umfassende politische Auseinanderset-
zung geführt wird. Und welche Gelegenheit wäre 
dazu besser geeignet, sich mit einer Partei wie der 
NPD auseinanderzusetzen, als der Bundestagswahl-
kampf dieses Jahres? Nehmen Sie den Wählern, den 
reifen Wählern der Bundesrepublik Deutschland, die 
bereits im Begriffe sind, diese Partei fallenzulassen, 
doch nicht die Chance, durch ihr Urteil am 28. Sep-
tember zu zeigen, daß alle Verleumdungen dieses 
Staates und der Reife unseres Volkes abwegig sind. 

(Beifall bei der FDP.) 

Deshalb wünschen wir nicht, daß überhaupt die 
Frage eines Verbots in dieser Phase ernsthaft dis-
kutiert wird. 

Vizepräsident Scheel: Erlauben Sie eine Zwi-
schenfrage von Herrn Schulze-Vorberg? 
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scher, gerade weil ich im Prinzip mit Ihnen über-
einstimme, darf ich dennoch fragen: hätte nicht diese 
Frage oder diese These, die Sie aufgestellt haben, 
auch ein Parlamentarier in der Weimarer Zeit, 
etwa 1930 oder 1929, aufstellen können? 

Genscher (FDP) : Herr Kollege Schulze-Vorberg, 
Parallelen sind immer sehr problematisch. Aber 
wenn Sie etwa der Illusion sein sollten, daß es Ihnen 
in den Jahren 1930 bis 1933 gelungen wäre, mit 
Verboten die damaligen extremen Parteien zu über-
winden, so ist das, muß ich sagen, doch eine totale 
Illusion. Sie können mit einem Verbot nicht die 
Grundstimmungen beseitigen, die dazu führen, 
daß radikale Parteien gewählt werden. In diese 
Richtung muß die politische Auseinandersetzung 
gehen. Sie können eine Parteiorganisation zerschla-
gen. Herr Kollege, Sie können Funktionäre am Ende 
als Folge des Parteiverbots sogar inhaftieren, wenn 
sie sich strafbar machen. Aber die zugrunde liegende 
Stimmung, die Ablehnung der Demokratie durch 
breite Kreise des Volkes, wenn diese Parteien eine 
große Resonanz haben, können Sie durch ein Ver-
bot in keiner Weise beseitigen. Hier liegt das wirk-
liche Problem der Auseinandersetzung mit den ex-
tremen Parteien. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Scheel: Erlauben Sie eine wei-
tere Frage des Herrn Abgeordneten Dr. Schulze

-Vorberg? 

Genscher (FDP) : Ja. 

Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) : Herr Gen-
scher, gerade weil ich Ihre Auffassung teile, daß 
Verbote ein unwirksames Mittel sind: glauben Sie 
nicht, daß die Demokratie alle ihre Möglichkeiten 
nutzen sollte, um nach den leidvollen Erfahrungen, 
die wir in diesem Lande gemacht haben, radikale 
Strömungen unter Kontrolle zu bringen, und müßten 
wir nicht darauf achten, was die Welt über uns 
denkt? Ist es nicht tatsächlich so — entspricht das 
nicht auch Ihren Erfahrungen? —, daß hier womög-
lich Menschen — wiederum irregeleitete Men-
schen — darangehen, uns großen Schaden zuzu-
fügen? Ich möchte ausdrücklich dazu sagen, sie wol-
len das wahrscheinlich gar nicht, sie ahnen womög-
lich nicht einmal, wie sie diesem Deutschland in der 
Welt durch neuen Rechtsradikalismus nach all dem, 
was gewesen ist, schaden. 

Genscher (FDP) : Herr Kollege Schulze-Vorberg, 
ich stelle nach dem, was Sie ausgeführt haben fest, 
daß wir uns in der Beurteilung eines Parteienver-
bots grundsätzlich unterscheiden. Für mich kann die 
Frage, wie irgend jemand im Ausland das Auftreten 
oder Nichtauftreten der NPD in Deutschland be-
urteilt, überhaupt keine Grundlage meiner Entschei-
dung in der Frage des Verbots sein. 

(Zustimmung bei der FDP. — Abg. Schulze

-

Vorberg: Das Verbot habe ich ja ausge

-

klammert!) 

Wir müssen uns abgewöhnen, das Ausland darüber 
zu konsultieren, was wir tun. Es geht darum, diese 
Demokratie in Ordnung zu halten. Das können Sie 
nur — ich wiederhole es noch einmal —, wenn Sie 
dieser Gruppierung durch eine politische Ausein-
andersetzung den Boden entziehen. Meine Damen 
und Herren, wir sind doch dabei, ihr diesen Boden 
zu entziehen. Das haben doch die Wahlen dort, wo 
es sich um Wiederholungswahlen handelte, längst 
bewiesen. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zwischen-
frage, Herr Abgeordneter Hermsdorf. 

Hermsdorf (SPD) : Herr Kollege Genscher, ich 
bin mit Ihnen in der Beurteilung, was 1930 und da-
nach angeht, und auch in der Beurteilung, wie man 
radikale Gruppen behandeln sollte, völlig einig. 
Aber wenn Sie durch Herrn Schulze-Vorberg schon 
gezwungen sind, eine Parallele zu ziehen, die sich 
schwer ziehen läßt, muß ich Sie offen fragen: glauben 
Sie nicht, daß es ein Fehler war, daß dieses Problem 
erst im Jahre 1930 und später erkannt wurde und 
daß die Weichen Anfang der 20er Jahre in der Wei-
marer Demokratie falsch gestellt wurden? 

Genscher (FDP) : Herr Kollege Hermsdorf, es ist 
die Frage, ob diese falsche Weichenstellung der 
Weimarer Demokratie ganz damit erfaßt werden 
kann, daß Sie  in  Ihrer Fragestellung darauf hin-
weisen, man hätte damals schon früher Verbots-
fragen erörtern müssen. Es ist die Frage, ob nicht 
vielmehr ganz entscheidende politische Fragen — 
auch das Verhalten der demokratischen Parteien 
gegenüber den Radikalen — dazu geführt haben, daß 
es zu einer Stärkung der radikalen Flügelgruppen 
kam. Ich würde auch das — auch was Weimar an-
geht - am Ende nicht als eine Frage von „Partei-
verbot, ja oder nein?" sehen. Ich sage noch einmal, 
die Tatsache, daß es möglich war, daß im Jahre 
1932/33 sowohl die Kommunistische Partei als auch 
die Nationalsozialistische Partei in  der Bevölkerung 
eine so große Resonanz gehabt haben, ist nicht ein 
Problem, das Sie mit Entscheidungen eines Ver-
fassungsgerichts bewältigen können. Hier ging es 
um ganz andere Dinge. Hier ging es einfach darum, 
diese Menschen für die parlamentarische Demokratie 
zurückzugewinnen. Das können Sie nie über ein 
Verbotsurteil. 

Herr Kollege Hermsdorf, wir haben es hier mit 
dem Grundsatzproblem eines Parteienverbots zu tun. 
Das Problem ist, daß die politische Gruppierung, die 
Sie bekämpfen wollen, zu einem bestimmten Zeit-
punkt für ein Verbot nicht relevant genug erscheint. 
Dann kann aber eine bestimmte Phase eintreten, in 
der die Relevanz bereits beachtlich ist. Können Sie 
sich vorstellen, daß es möglich wäre, eine Partei zu 
verbieten, die z. B. über einen Stimmenanteil von 
30 % in diesem Hause verfügt? Ich halte das für eine 
glatte Illusion. Wenn es nicht gelingt, dieser Partei 
durch die  Politik der demokratischen Parteien den 
Boden zu entziehen, werden Sie mit einem Parteien

-

verbot über das Verfassungsgericht überhaupt nichts 
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ausrichten; im Gegenteil, Sie werden diese verbotene 
Gruppierung am Ende dann nur noch stärken. 

(Zuruf von der FDP: Genau!) 

Vizepräsident Scheel: Können Sie eine Frage 
des Abgeordneten Zoglmann beantworten? 

Zoglmann (FDP) : Herr Kollege Genscher, wür-
den Sie es als eine Bestätigung Ihrer soeben dar-
gelegten Auffassung ansehen, wenn ich darauf hin-
weise, daß in den Jahren zwischen 1920 und 1930 
eine ganze Reihe von extremen nationalen Parteien 
— unter anderem auch die, die 1933 an die Macht 
kam — verboten gewesen ist und daß diese Verbote 
eben am Ende nichts erreichen konnten? 

Genscher (FDP) : Uneingeschränkt ja,  Herr Kol-
lege. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zwischenfrage von 
Herrn Kollegen Schmitt-Vockenhausen. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Kollege 
Genscher, ist Ihnen bewußt, daß wir mit dem Verbot 
einer rechtsradikalen Partei Erfahrungen haben und 
daß diese Erfahrungen durchaus dazu berechtigen, 
solche Verbotsanträge für den Schutz der Demo-
kratie zu stellen? 

(Unruhe bei der FDP. — Abg. Do rn : Die sind 
heute alle wieder dabei!) 

Genscher (FDP) : Herr Kollege Schmitt-Vocken-
hausen, wenn Sie also der Meinung sind, daß die 
NPD eine rechtsradikale Partei ist, dann zeigt das, 
so würde ich sagen, daß das frühere Verbot nichts 
genützt hat. 

(Abg. Dorn: Die früheren SRP-Leute sitzen 
alle im Bundesvorstand der NPD!) 

Vizepräsident Scheel: Noch eine Zwischen-
frage von Herrn Schmitt-Vockenhausen. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Kollege 
Genscher, ist Ihnen bewußt, daß es zwölf Jahre 
gedauert hat, bis die Leute nach der Zerschlagung 
wieder eine neue Organisation aufbauen konnten, 
und daß man das auch sehen muß? 

Genscher (FDP) : Herr Kollege Schmitt-Vocken-
hausen, das scheint mir ein Mißverständnis, eine 
gewisse Unkenntnis zu sein, die Sie hier verraten. 
Diese Leute haben nämlich in diesen zwölf Jahren 
ununterbrochen neue Organisationen gegründet. Sie 
hatten nur keine Unterstützung beim Wähler. Daß 
sie diese Unterstützung vor 1966 bekamen, ist 
doch nicht das Ergebnis eines zwölf Jahre wirken-
den Verbotes, sondern das ist das Ergebnis der 
Politik, die in diesem Lande gemacht worden ist. 

Ich darf hier an dieser Stelle die Bemerkung an-
schließen, daß es doch das Interessante an dieser 
Gruppierung ist, daß sie versucht, in der Öffent-
lichkeit sich selbst das Image einer Partei zu geben,  

die neu ist. Dabei sind das ausschließlich Leute, 
die schon mindestens mit einer politischen Grup-
pierung in diesem Lande nach dem Krieg politisch 
Bankrott gemacht haben. 

(Sehr richtig! bei der FDP. — Abg. Schlager: 
Das gilt nicht nur für die NPD!) 

Meine Damen und Herren, ich glaube also, daß 
wir bei einem richtigen Verständnis des Begriffes 
der abwehrbereiten Demokratie diese Abwehr zu-
nächst tatsächlich in der politischen Auseinander-
setzung sehen müssen und auch in der Einholung 
des Urteils des Wählers über eine solche Partei. 
Deshalb halten wir es nicht für nützlich, wenn eines 
der drei legitimierten Verfassungsorgane, nämlich 
die Bundesregierung, die Frage des NPD-Verbots 
seit Monaten diskutiert. Und hier muß ich Ihnen, 
Herr Bundesinnenminister, leider sagen: wenn der 
Sprecher der Bundesregierung nach einer Kabinetts-
sitzung der Öffentlichkeit — wie ich sehe, unwider-
sprochen — mitteilt, das Kabinett sei von Ihnen im 
Prinzip davon überzeugt worden, daß die rechts-
extreme Partei verboten werden müsse und daß 
das vorliegende Beweismaterial für einen Verbots-
antrag beim Bundesverfassungsgericht ausreiche, 
dann ist es für mich nicht mehr eine Frage des 
Terminkalenders der Bundesregierung, sondern 
eine zutiefst verfassungspolitische Frage, ob sich 
die Regierung in dieser Frage mit Ja oder Nein 
entscheidet. 

(Beifall bei der FDP.) 

Diejenigen, die die Verfassungsorgane in ihren 
Entscheidungen bestimmen, die Verfassungsorgane 
Bundesrat, Bundesregierung und Bundestag, nämlich 
die demokratischen Parteien, haben hier eine hohe 
Verantwortung zu bewältigen, und sie können sehr 
leicht in den Verdacht kommen, daß sie das legale 
Mittel des Verbotsantrages als Mittel der Drohung, 
als Ersatz der politischen Auseinandersetzung miß-
brauchen. Und von diesem Verdacht müssen sie sich 
reinigen. 

Es besteht doch gar kein Zweifel, daß nicht nur 
die Bundesregierung, sondern daß jeder von uns 
als Mitglied dieses Hauses die Frage der Ausein-
andersetzung mit radikalen Gruppierungen zu prü-
fen hat. Ich bin erstaunt darüber, daß Kollegen aus 
diesem Hause, die ein Verbot bejahen, hier nicht 
längst diese Frage angeschnitten haben. Das ist 
doch nicht ein Vorrecht der Regierung, verehrter 
Kollege Franke, sondern das können Sie auch, das 
kann auch Ihre Fraktion und können Gruppen aus 
diesem Hause. Wenn Sie der Meinung sind, daß 
diese Partei verboten werden sollte, könnten Sie 
hier qua Bundestag einen solchen Antrag stellen. 
Durch die Tatsache, daß Sie ihn nicht stellen, be-
ziehen Sie hier ja fast schon eine Position. 

(Abg. Niederalt: Diese Ausweitung ist 
etwas zuviel!) 

— Diese Ausweitung ist gar nicht zuviel; ich kann 
das nicht ändern, das steht im Gesetz, Herr Kollege 
Niederalt. 

Vizepräsident Scheel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Kollegen Niederalt? 
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Niederalt (CDU/CSU) : Herr Kollege Genscher, 
sind Sie denn von der Praxis schon so weit entfernt, 
daß Sie nicht wissen, daß der einzelne Abgeordnete, 
weil er sich erstens einmal mit vielerlei Problemen 
befassen muß und weil er zweitens nicht so im Be-
sitz des speziellen Materials ist, nicht in der Weise 
in der Lage ist, zu dieser Frage Stellung zu neh-
men, wie etwa der zuständige Ressortminister? 

Genscher (FDP) : Herr Kollege Niederalt, ich 
rede ja nur von denjenigen, die sich ein Urteil an-
maßen. Diese müssen ja wohl das Material gesehen 
haben. Sonst würden sie nicht behaupten, daß die 
Partei verfassungswidrig ist und verboten werden 
müßte. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Ich meine also, die Bundesregierung sollte noch 
einmal sehr gründlich prüfen, ob sie nicht einen 
Verbotsantrag fallen läßt und mit uns gemeinsam 
die politische Auseinandersetzung mit dieser Grup-
pierung führt. 

Aber da wir schon über Parteiverbote reden, will 
ich auch noch ein anderes Thema anschneiden, das 
uns sehr bedrückt: die Duldung der Deutschen Kom-
munistischen Partei. Wir haben in der Bundesrepu-
blik ja nicht nur ein Urteil gegen die Sozialistische 
Reichspartei gehabt, sondern auch ein Urteil gegen 
die Kommunistische Partei. Dieses Urteil besteht 
fort. Ich werde nachher Ausführungen zu der Frage 
machen, ob das richtig ist. Es  hat  sich jetzt eine 
Partei gebildet, die DKP, die, wenn ich so sagen 
darf, mit Duldung der Bundesregierung ihre Arbeit 
aufnimmt. Wir kommen hier an eine Grundfrage 
des Parteienprivilegs. Die Gründung einer Partei 
ist völig frei. Wenn eine Partei aber ständig be-
fürchten muß, sie werde als Nachfolgepartei einge-
stuft, wenn sie vielleicht über das hinausgeht, was 
sie bei Gesprächen mit der Bundesregierung ange-
deutet hat, dann ist das nicht mehr Gründungsfrei-
heit, sondern die indirekte Lizenzierung einer Par-
tei. 

Nach unserer Meinung sollte hier ein offener 
Weg gegangen werden. Wir halten es für unbefrie-
digend, daß Parteienverbote nicht korrigierbar sind. 
Denn da es richtig ist, daß das Ermessen der Ver-
fassungsorgane entscheidend ist, ist in dieses Er-
messen über die Stellung eines Verbotsantrags auch 
die Erwägung einzubeziehen, ob etwa in einer be-
stimmten Situation das Verbot angemessen und not-
wendig ist. Diese Situation kann sich aber ändern. 
Es müßte deshalb möglich sein, durch eine Ände-
rung des Gesetzes über das Bundesverfassungsge-
richt die Überprüfung eines Parteienverbots einzu-
führen. 

Wir sollten auch ernsthaft überlegen, ob man 
nicht überhaupt die Zeitdauer eines Parteienverbots 
begrenzen soll, sei es auf acht Jahre, sei es auf 
zehn Jahre. Damit würde nämlich ein Sachzwang 
auch für die demokratischen Parteien 'bestehen, eine 
politische Grundströmung, die einer solchen radika-
len Partei zugrunde liegt, nicht aus Aden Augen zu 
verlieren. Sie würden wissen, diese Gruppierung 
kann sich wieder bilden, die Auseinandersetzung 
muß neu beginnen. Sonst könnte leicht die Gefahr  

entstehen, daß man sich Ilusionen darüber macht, 
ob eine solche Partei noch Unterstützung findet. 
Wir streben eine Änderung des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht an, um auf diese Weise 
z. B. das Verbot der Kommunistischen Partei auf 
verfassungsrechtlich und verfassungspolitisch völlig 
einwandfreiem Wege überwinden zu können. Das 
erscheint uns die saubere Lösung, um  den  Weg frei-
zumachen — ich wiederhole es — zur politischen 
Auseinandersetzung mit den Extremen links und 
rechts. Dieses Volk ist in der Lage, diese Auseinan-
dersetzung zu bestehen. Geben wir ihm Gelegen-
heit, am 28. September sein Urteil über diese Grup-
pierungen zu fällen! 

(Beifall 'bei der FDP.) 
Da ich nun schon das Wort habe, lassen Sie mich, 

meine Damen und Herren, noch einige Bemerkungen 
zu einem anderen Thema anschließen. Vorab aber 
muß ich noch etwas sagen, was mich auch sehr be-
drückt. Ich muß das noch einfügen. Das ist eine Mel-
dung über die Wiederholung des Verbotsantrags be-
züglich der NPD durch den Berliner Senat an die 
Alliierten in Berlin. Welches Mißverständnis auch 
hier in der Auseinandersetzung mit dieser Gruppie-
rung! Der Senat von Berlin ist im Bundesrat ver-
treten. Er hat die Möglichkeit, über das Verfassungs-
organ Bundesrat ein Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts über die Nationaldemokratische Partei zu 
erwirken. Dieses Urteil würde dann zunächst einmal 
entscheiden, ob diese Partei, die ja eine Bundes-
partei ist, verfassungswidrig ist. Dann könnten die 
exekutiven Maßnahmen nach Berliner Recht erfol-
gen. Aber daß man hier nach den Alliierten ruft, 
halte ich fast für eine stille Propaganda für diese 
politische Gruppierung. Ich frage mich, ob die Mel-
dungen richtig sind, daß dieser Antrag nach Kon-
sultationen mit der Bundesregierung gestellt worden 
sei. Es würde mich interessieren, zu erfahren, welche 
Empfehlungen die Bundesregierung dem Senat von 
Berlin bei diesen Konsultationen gegeben hat. 

Nun noch ein Wort zu den Grundproblemen, die 
auch bei dem Etat des Innenministeriums ange-
schnitten werden sollten. Wenn wir nämlich die 
Auseinandersetzung der parlamentarischen Demo-
kratie mit den sie bedrohenden Kräften, die es im-
mer geben wird, führen wollen, dann müssen wir 
auch den Beweis liefern, daß diese parlamentarische 
Demokratie die ihr gestellten Probleme lösen kann. 
Das, was wir im Augenblick im Zusammenhang mit 
der sogenannten Finanzreform erleben, ist nicht ge-
rade geeignet, das Vertrauen der Bürger in die 
Funktionsfähigkeit der Einrichtungen dieses Staates 
und in die Überzeugungskraft der führenden Män-
ner in dieser Regierung zu stärken. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich muß offen sagen, ich habe gerade beim Innen-
ministerium seit 1966 vermißt, daß es unter den 
Vorzeichen der Großen Koalition angesichts der 
wirklich breiten Mehrheit, über die Sie in diesem 
Hause verfügen, nicht eine umfassende Verfassungs-
konzeption entwickelt hat, die es uns bei dieser 
Mehrheit — in diesen Fällen sogar mit Unterstüt-
zung der Opposition — ermöglicht hätte, das Grund-
gesetz auf seine Funktionsfähigkeit zu überprüfen. 
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Hier ist ohne Zweifel ein Versäumnis vorhanden. 
Unsere Kritik, die sich in dieser Phase heute gegen 
den Bundesinnenminister Benda zu richten hat, kann 
sich natürlich nicht nur an ihn allein richten. Er ist, 
wenn Sie so wollen, wenn er die Verfassungspolitik 
seines Hauses seit 1966 zu vertreten hat, im wahr-
sten Sinne des Wortes ein „Lücke-Büßer". Er muß 
hier die Verantwortung für das mitttragen, was vor 
ihm war. Sie, Herr Kollege Lücke, haben als Bundes-
innenminister, wie mir scheint, zu viel Aufmerk-
samkeit auf andere Fragen verschwendet — die 
dann am Ende auch zu Ihrem Rücktritt geführt ha-
ben —, aber zu wenig auf die eigentlichen Grund-
probleme unserer Verfassung. 

(Abg. Dorn: Sehr wahr!) 

Theodor Heuss hat im Parlamentarischen Rat den 
Vorschlag unterbreitet, daß man schon nach zehn 
Jahren das Grundgesetz mit einfacher Mehrheit 
überprüfen sollte. Inzwischen sind zwanzig Jahre 
vergangen. Es wäre Zeit, daß wir in die große Ver-
fassungsdiskussion eintreten, und ich bin sehr froh, 
daß heute Kollegen aller Fraktionen diesem Ge-
danken gegenüber aufgeschlossen sind, daß sie 
bereit sind, diese Frage ernsthaft zu erörtern. Wir 
möchten, daß auch durch die Diskussionen im bevor

-

stehenden Bundestagswahlkampf in unserem Volk 
das Gefühl stärken, daß sich die demokratischen 
Kräfte um die Funktionsfähigkeit unseres Staates 
Sorgen machen und daß sie jene Reformen ernst 
nehmen, die unbedingt erforderlich sind. Wir wün-
schen, daß der kommende Bundestag wirklich in der 
Lage sein wird, die erforderlichen Reformen in die-
sem Staat durchzuführen; denn es sind doch ganz 
bedrohliche Erscheinungen vorhanden, die auch den 
Bundesinnenminister mit Besorgnis erfüllen sollten. 

Ich habe schon in einem anderen Zusammenhang 
auf das Problem der „grauen Zonen" zwischen Bund 
und Ländern hingewiesen, der Gebiete, die durch 
Konferenzen aller Art  der parlamentarischen Kon-
trolle von Bund und Ländern entzogen sind. Mit 
Ihrer Finanzreform wollten Sie die Gemeinschafts-
aufgaben hinzufügen. Denken Sie also auch an das 
Institut der konzertierten Aktion, das bis zu einem 
gewissen Grade gesetzlich begründet ist, das heute 
aber ausgeweitet wird, da es Ausschüsse über Ge-
setzgebungsfragen gibt, in denen man sich über 
Lohnfortzahlung und Vermögensbildung unterhält, 
obwohl das im Gesetz nicht vorgesehen ist. Hier 
werden im Grunde im vorparlamentarischen Raum 
nahezu verbindliche Entscheidungen für dieses Haus 
gefällt werden, die Sie dann nur noch, wenn ich so 
sagen darf, als Parlamentsnotare zu ratifizieren 
haben. Das ist eine Aushöhlung der parlamentari-
schen Demokratie und eine Aushöhlung der Funk-
tionen dieses Parlaments. Hier genügt es nicht, nur 
kritisch zuzusehen; hier muß man rechtzeitig die 
Grenzen aufzeichnen, wenn es nicht dazu kommen 
soll, daß wir durch die Hintertür eine Art Stände-
staat einführen, von dem das Grundgesetz 1949 Gott 
sei Dank Abstand genommen hat. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Scheel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Schulte? 

Genscher (FDP) : Bitte schön. 

Schulte (SPD) : Herr Kollege Genscher, ist Ihnen 
nicht klar, daß auch in früheren Jahren Referenten-
entwürfe auf diese Weise zustande gekommen sind? 
Sind Sie da anderer Auffassung? Hat diese Gefahr 
nicht auch früher bestanden, und ist es nicht ein 
Grundübel überhaupt? 

Genscher (FDP) : Herr Kollege Schulte, es ist ein 
Unterschied, ob die Regierung, was verständlich ist 
— auch die Fraktionen tun dies —, bestimmte Pro-
bleme mit den Verbänden, mit den Betroffenen er-
örtert, oder aber ob eine Institution geschaffen wird, 
die zu einem Kartell der Mächtigen wird, nämlich 
der mächtigen Verbände, die praktisch die Vorent-
scheidungen treffen. Die konzertierte Aktion ist 
mehr als eine Ad-hoc-Konsultation zu einer be-
stimmten Frage; sie ist eine ständige Einrichtung. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zwischen-
frage. 

Schulte (SPD) : Muß ich Sie so verstehen, Herr 
Kollege Genscher, daß es Ihnen lieber wäre, wenn 
die Ministerien dann mit den Verbänden die Refe-
rentenentwürfe vorbereiten? 

Genscher (FDP) : Herr Kollege, hier muß ich 
Ihnen sagen: Mir ist vor allen Dingen gar nicht lieb, 
daß die Verbände die Referentenentwürfe früher be-
kommen als das Parlament. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Das wäre für mich übrigens einer der ersten Schritte 
zur Parlamentsreform 

(Abg. Schulte: Ich stimme mit Ihnen voll

-

kommen überein!) 

und zur Reform des Verhältnisses der Regierung 
zum Parlament. Dabei möchte ich hier fairerweise 
sagen, daß das eine der wenigen schlechten Sachen 
ist, die nicht „Errungenschaft" der Großen Koalition 
sind. 

(Lachen bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Frage, 
Herr Kollege. 

Schulte (SPD) : Glauben Sie denn nicht auch mit 
mir, daß wir diesem Übel nur dadurch abhelfen 
können, daß wir dieses Haus in den Stand setzen, 
in einem viel stärkerem Maße vom Initiativrecht 
Gebrauch zu machen? 

Genscher (FDP) : Herr Kollege, in dieser Frage 
stimmen wir völlig überein. Gerade dieses Initiativ-
recht des Hauses wird aber noch zunehmend er-
schwert, wenn die politischen Vorentscheidungen in 
ständestaatlichen Gremien der Art, wie die kon-
zertierte Aktion nun einmal eines ist, fielen, nicht 
legitimiert, nicht kontrolliert. 
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Ich sage noch einmal — damit wir uns da gar 
nicht mißverstehen —: ich meine die konzertierte 
Aktion, soweit sie sich selbst Aufgaben zuweist, 
die über die Aufgabenstellung, wie wir sie im 
Stabilitätsgesetz gedacht haben, hinausgehen. 

Vizepräsident Scheel: Bitte schön, Herr Kol-
lege Schmitt -Vockenhausen. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Kollege 
Genscher, damit es uns plastisch wird: Können Sie 
uns sagen, an welchem Punkt sich die konzertierte 
Aktion Aufgaben zugewiesen hat, bei denen Sie 
verfassungsrechtliche Bedenken haben? Ich frage 
das, damit wir alle aus Ihren Ausführungen profi-
tieren können. 

(Abg. Dorn: Er übernimmt jetzt die Rolle 
von Kolle, damit Sie aufgeklärt werden!) 

Genscher (FDP) : Herr Kollege Schmitt-Vocken-
hausen, ich habe schon zwei Beispiele genannt: Die 
konzertierte Aktion befaßt sich mit Fragen der Ver-
mögensbildung, und sie befaßt sich mit Fragen der 
Lohnfortzahlung. Das hat mit ihrer Aufgabenstel-
lung überhaupt nichts zu tun; das ist eine reine 
Frage der Gesetzgebung dieses Hauses. Diese Ge-
fahr besteht einfach. 

Wir sind ja erst am Anfang dieser gefährlichen 
Entwicklung des Systems der Kreise und Räte; Ihren 
Kreßbronner Kreis meine ich jetzt gar nicht. Da 
tun sich viele Institutionen auf, die am Ende unsere 
Handlungsfähigkeit in diesem Hause einschnüren. 
Das wissen Sie, meine Damen und Herren, doch 
selbst. Sie erinnern sich an die Beratungen des 
Finanzänderungsgesetzes; da haben Sie alle hier 
mit schlechtem Gefühl und eigentlich ohne Kenntnis 
der gesamten Auswirkungen ein Sammelgesetz ver-
abschiedet, das ebenfalls vorher unter verschiede-
nen Gesichtspunkten ausgehandelt war. 

(Abg. Dorn: Sehr richtig!) 

Dieser Gesetzgebungsvorgang war eine wirkliche 
Krise des Parlamentarismus; das wissen wir heute. 

(Abg. Dorn: Sehr war!) 

Vizepräsident Scheel:  Eine weitere Frage. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Halten Sie es 
wirklich für bedenklich, daß es eine Gesprächsrunde 
bestimmter Partner gibt, in der versucht wird, eine 
gemeinsame Meinung zu wichtigen anstehenden ge-
setzgeberische Maßnahmen zu erarbeiten? 

Genscher (FDP) : Herr Kollege, die Sozialpartner 
wiederum sind nun nicht mit der konzertierten 
Aktion zu verwechseln. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Aber sie sind 
im wesentlichen dabei!) 

Die Sozialpartner sind eine Einrichtung, die wir 
als Liberale gerade als Träger der Tarifhoheit in 
besonderem Maße bejahen. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Das haben 
wir beim Betriebsverfassungsgesetz und 
bei der Mitbestimmung nicht immer fest

-

gestellt!) 

— Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, wir tun 
ja alles, um die Sozialpartner in ihrer Funktions-
fähigkeit zu erhalten. 

(Abg. Dorn: Sehr richtig!) 

Das ist' z. B. der Grund dafür, warum wir Ihre Vorstel-
lungen zur qualifizierten Mitbestimmung ablehnen. 
Wir meinen nämlich, daß der Sozialpartner auf der 
Arbeitnehmerseite durch Ihre Vorstellungen zu-
nehmend die Möglichkeit verlieren wird, die In-
teressen der Arbeitnehmer zu vertreten. 

(Beifall bei der FDP. — Lachen und Zu

-

rufe von der SPD.) 

Vizepräsident Scheel: Würden Sie eine wei-
tere Frage zulassen? 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Kollege 
Genscher, dann kann ich das doch nur so ver-
stehen, daß Sie der Meinung sind, die Gewerk-
schaften würden die Interessen der Arbeitnehmer 
nicht vertreten. Oder wie soll ich das anders ver-
stehen? 

(Abg. Moersch: Denken Sie mal scharf 
nach!) 

Genscher (FDP) : Herr Kollege Schmitt-Vocken-
hausen, die deutschen Gewerkschaften befinden 
sich bei ihrer Forderung nach Mitbestimmung aus 
unserer Sicht wirklich auf einem Irrweg, und es 
ist sicher kein Zufall, daß sehr viele freie Gewerk-
schaften in aller Welt diesen Weg auch für falsch 
halten. 

(Abg. Dorn: Sehr richtig!) 

Der Herr Bundesminister — das möchte ich an die-
ser Stelle gleich hinzufügen — hat unlängst bei 
seiner sehr eindrucksvollen Rede zur Europapoli-
tik Klage darüber geführt, daß wir mit der Euro-
päischen Handelsgesellschaft in Brüssel nicht wei-
terkommen. Er hat als Vorsitzender der Sozialde-
mokratischen Partei natürlich verschwiegen, wa-
rum das so ist. Wir brauchen diese Europäische 
Handelsgesellschaft dringend, damit wir endlich 
in Europa auch übernationale Unternehmensein-
heiten schaffen können, die uns konkurrenzfähig 
auf dem Weltmarkt machen. Daß es aber nicht 
dazu kommt, liegt daran, daß eine Einigung über 
das Mitbestimmungsrecht in dieser Europäischen 
Handelsgesellschaft kaum möglich erscheint, weil 
die Vorstellungen auch der Gewerkschaften in den 
anderen Ländern der EWG grundsätzlich von denen 
der deutschen Gewerkschaften abweichen. 

(Abg. Dorn: Hört! Hört!) 
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Sie können, Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, 
das Modell einer Europäischen Handelsgesellschaft 
natürlich sofort haben, wenn man vorsieht, daß sich 
das Recht der Betriebsverfassung nach dem Sitz der 
Gesellschaft richtet. Das würde allerdings dazu 
führen, daß wir in der EWG ein Investitonsgefälle 
weg von der Bundesrepublik bekämen. Das wäre 
das Ende unserer Strukturpolitik und würde zu 
einem Verlust von Arbeitsplätzen in unserem Land 
führen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Das ist nämlich der Grund dafür gewesen, Herr 
Kollege Schmitt-Vockenhausen, warum Ihr Partei-
freund — so sagt man jetzt bei Ihnen —, Herr 
Kollege Schiller, auf Ihrem Parteitag gegen die Be-
schlüsse Ihrer Partei gestimmt hat, weil er aus sub-
tiler Kenntnis seines Ressorts diese Gefahr für die 
Strukturpolitik auf dem Gebiet der Bundesrepublik . 

 Deutschland sieht.  
(Sehr gut: bei der FDP. — Abg. Schulte: 

Das stimmt nicht, Herr Kollege!) 

Vizepräsident Scheel: Gestatten Sie eine Frage 
von Herrn Westphal? 

Westphal (SPD) : Herr Genscher, sind Sie denn, 
was die qualifizierte Mitbestimmung betrifft, nicht 
der Meinung, daß man eigentlich den anderen Län-
dern den Vorschlag machen könnte, sie sollten 
schnellstens das nachholen, was wir hier längst 
praktizieren? 

(Abg. Dorn: So dumm werden die nicht sein!) 

Denken Sie doch bitte  mal  an den enormen Auf-
schwung der deutschen Stahlindustrie, die seit dem 
Jahre 1952 eine mitbestimmte Industrie ist! 

Genscher (FDP) : Herr Kollege Westphal, Sie 
können wirklich nicht verlangen, daß unsere Partner-
länder in  der EWG nun jeden Fehler, den wir 
machen, nachvollziehen. 

(Abg. Dorn: Sehr richtig!) 

Mir scheint die  Entwicklung in den mitbestimmten 
Industrien alles andere als eine Empfehlung für die 
Einführung der qualifizierten Mitbestimmung auch in 
anderen Industriezweigen zu sein. 

(Beifall bei der FDP.) 

Sie haben ja einen Wahlkreis im Ruhrgebiet. 

(Zurufe von der SPD.) 

Sie wissen doch, wer dort die Strukturpolitik auf-
gehalten hat.  Es wäre ungerecht zu sagen, daß das 
nur die  Bergassessoren waren. Das waren doch 
auch diejenigen, die Angst davor hatten, daß zu 
viele Mitglieder der IG Bergbau zur  IG Metall über-
treten. 

(Lachen und Zurufe von der SPD. — Abg. 
Baier: Wollen Sie nicht zum Haushalt des 

Innenministeriums zurückkehren?) 

— Ja, Herr Kollege, ich würde das mit großem Ver

-

gnügen tun, wenn nicht durch meine Ausführungen 
das Informationsbedürfnis ,der sozialdemokratischen 

Kollegen zur Mitbestimmung in so starkem Maße 
geweckt worden wäre. — Schon wieder ist ein Kol-
lege da. 

Vizepräsident Scheel: Würden Sie zunächst 
eine Frage des Kollegen Zoglmann beantworten? 

Genscher (FDP) : Ja. 

Zoglmann (FDP) : Herr Kollege Genscher, wür-
den Sie dem Kollegen aus 'dem Ruhrgebiet vielleicht 
den Rat geben, sich bei Herrn Sohl oder bei den 
Kollegen, die im DGB sitzen und Aufsichtsratsmit-
glieder in den Stahlgesellschaften sind, Auskunft 
über die tatsächliche Situation in der Stahlindustrie 
an  der Ruhr geben zu lassen, um nicht hier den 
Eindruck zu erwecken, als ob sie im Geld schwim-
men; denn sie wollen ja dauernd von uns Geld 
halben. 

Genscher (FDP) : Herr Zoglmann, diese Ermah-
nung ist wirklich berechtigt; denn man muß ja bei 
allen diesen Problemen sehr genau prüfen, ob nicht 
aus einer alten Forderung nach Sozialisierung der 
Gewinne allmählich die Sozialisierung der Verluste 
geworden ist. 

Ich komme nunmehr gern zu meinen Abschluß-
ausführungen zur Verfassungspolitik zurück. Ich 
glaube, die Große Koalition und ihre Innenminister 
haben eine Chance vertan, den großen Wurf für 
eine Neufassung des Grundgesetzes diesem Hause 
vorzulegen, sowohl was das Verhältnis Bund—
Länder angeht, als auch was die Frage angeht, ob 
wir nicht in diesem Staat der Möglichkeit der Ein-
wirkung der Bürger auf diesen Staat mehr Raum 
geben könnten. 

Die Bundesregierung hat auch bei der Regelung 
ihres ureigenen Problems versagt, bei der Frage der 
Kabinettsreform. Kabinettsreform war eine der 
Hauptankündigungen am Beginn der Großen Koali-
tion. Wenn es noch eines Beweises bedurft hätte, 
der gestrige Tag hat ihn gebracht: die Große Koali-
tion, so schwer sie auf unserem Volk lastet, gewo-
gen ist sie zu leicht befunden. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Schulte: Herr 
Genscher, war das eine Geburtstagsrede?) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Herr 
Bundesinnenminister. 

Benda, Bundesminister des Innern: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Wiederum möchte 
ich einen großen Teil der Ausführungen von Herrn 
Kollegen Genscher ausklammern; ich nehme an, daß 
Herr Kollege Dichgans, der sich gemeldet hat, wenn 
ich richtig unterrichtet bin, auch zu den verfassungs-
politischen Fragen Stellung nehmen wird. Vielleicht 
gibt es nachher dann Gelegenheit, sich zu diesem 
Komplex noch einmal zu äußern. 

Ich komme für ein paar Minuten auf das Thema 
NPD-Verbot und auf das zurück, was Sie, Herr Kol-
lege Genscher, zum Thema DKP gesagt haben. Ich 
muß noch eine Vorbemerkung machen. Wir beide 
sind von Beruf Anwälte. In Sachen NPD-Verbot be- 
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finde ich mich ungefähr in der Rolle eines Anwalts, 
der seinem Mandanten, in diesem Falle der Bundes-
regierung, einen Vorschlag zu machen und zu sagen 
hat, ob und warum sie einen Prozeß führen soll oder 
nicht. Ich unterstelle niemandem in diesem Hause, 
daß er der Anwalt der Gegenseite sei. Aber da wir 
öffentlich tagen, hört der Anwalt der Gegenseite 
natürlich mit. Das macht es mir selbstverständlich 
unmöglich — wenn ich nicht ganz töricht handeln 
will —, hier im einzelnen meine rechtlichen und 
politischen Überlegungen darzulegen, und das er-
schwert, wie ich zugebe, auch den Mitgliedern dieses 
Hohen Hauses die Diskussion in den Details; ich 
kann natürlich nicht unterstellen — weil das nicht 
der Fall ist —, daß jedermann im einzelnen meine 
Unterlagen überhaupt kennt. Ich muß also dieses 
Thema ausklammern. Ich kann nur — und das war 
der Grund, warum ich mich noch einmal gemeldet 
habe — mich noch einmal kurz zu Ihren grundsätz-
lichen Ausführungen äußern. 

Ich weiß genauso gut wie Sie, Herr Kollege Gen-
scher, daß ein Verbot, wenn es ausgesprochen wird, 
eine in der Bevölkerung vorhandene Grundstim-
mung nicht beseitigen kann. Das ist völlig klar. Ich 
würde mich sehr mißverstanden fühlen, wenn mir 
die Auffassung unterstellt würde, ein rechtliches 
Verfahren nach Artikel 21 Abs. 2 des Grundgesetzes 
würde die politische Auseinandersetzung in irgend-
einer Weise überflüssig machen. Davon kann selbst-
verständlich überhaupt keine Rede sein. Im übrigen 
wird, wie immer und wann immer die Bundes-
regierung in dieser Frage entscheidet, selbstver-
ständlich genau das eintreten — und ich begrüße 
das —, was Sie gefordert haben: daß der Wähler — 
der  mündige Wähler, den auch ich für reif genug 
halte, in dieser Frage seine Meinung sich nicht nur 
zu bilden, sondern durch seine Wahlentscheidung 
auch zum Ausdruck zu bringen — sich am 28. Sep-
tember dieses Jahres nicht nur in Sachen der hier im 
Hohen Hause vertretenen Parteien, sondern auch 
in Sachen NPD äußert, und ich hoffe mit Ihnen, daß 
dies in einer eindeutigen und klaren Weise erfolgt. 
Darüber gibt es überhaupt keine Meinungsverschie-
denheit. Ich glaube, daß, wer eine Alternative zwi-
schen der Notwendigkeit der politischen Auseinan-
dersetzung und der Frage des Verbots herstellt, die 
Fragestellung von vornherein falsch nimmt. Ich 
glaube, Herr Kollege Genscher, Sie müßten sich doch 
mehr, als Sie es soeben getan haben, mit meiner 
Argumentation auseinandersetzen, daß es nicht in 
unserem Belieben steht, darüber zu entscheiden, ob 
das in Artikel 21 Abs. 2 des Grundgesetzes zur Ver-
fügung gestellte Instrument anzuwenden ist oder 
nicht. Eine Interpretation dahin gehend, daß, wie 
immer die Details liegen mögen, nur das Mittel der 
politischen Auseinandersetzung in Frage komme 
und daß die rechtliche Möglichkeit der Anwendung 
der Verbotsbestimmung auszuscheiden habe, be-
rücksichtigt nicht gebührend den Grundgedanken 
des Art. 21 des Grundgesetzes. 

Vizepräsident Scheel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Genscher? — 
Bitte. 

Genscher (FDP) : Herr Bundesminister, Sie wer-
den mir zugeben, daß meine Formulierung „äußer-
stes Mittel" schon deutlich macht, daß ich sie nicht 
grundsätzlich ausschließe. 

Benda, Bundesminister des Innern: Das habe ich 
gehört, Herr Genscher, und damit habe ich mich vor-
hin beschäftigt. Ich glaube aber, daß es falsch ist, 
zu sagen: als äußerstes Mittel. Ich habe das vorhin 
begründet und möchte das jetzt nicht wiederholen, 
um die Beratung nicht aufzuhalten. Ich gebe Ihnen 
zu, daß zwischen dem „zu früh" und „zu spät" die 
Entscheidung sehr, sehr schwierig ist. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Das ist das 
Wesen der politischen Auseinandersetzung!) 

— Ja. 

Die historische Parallele, die hier vorhin von 
Herrn Schulze-Vorberg gezogen worden ist, halte ich 
für problematisch. Ich stimme dein zu, was Sie gesagt 
haben, Herr Hermsdorf. Aber damals wie heute — 
ohne daß ich die historische Situation vergleichen 
will; sie ist glücklicherweise nicht vergleichbar — 
stellt sich die Frage — Herr Schmitt-Vockenhausen 
hat recht: das ist eben Teil der ständigen politischen 
Auseinandersetzung —: Wann ist der richtige Zeit-
punkt? In dieser Frage kann es  nicht nur ein „zu 
früh", sondern könnte es auch .ein „zu spät" geben. 
Das ist das Thema, mit dem man sich hier ausein-
anderzusetzen hat. 

Sie haben im Zusammenhang mit der NPD eine 
konkrete Frage an mich gerichtet. Ich will versuchen, 
sie zu beantworten. Herr Genscher, Sie haben ge-
fragt, ob die Mitteilung des Regierenden Bürger-
meisters von Berlin zutreffe, daß die Bundesregie-
rung vor dem Berliner Schritt konsultiert worden sei, 
und welches Ergebnis diese Konsultation gehabt 
habe. Als der zuständige Ressortminister kann ich 
nur sagen, daß mit mir keine Verbindung aufgenom-
men worden  ist.  

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Ich bin also wie jeder von uns hier durch die Zeitung 
und durch den dpa-Fernschreiber erstmalig infor-
miert worden. In den letzten Tagen habe ich mich 
bemüht, bei den anderen Ressorts und beim Bundes-
kanzleramt festzustellen, ob jemand anders „kon-
sultiert" worden ist, soweit dieser Begriff überhaupt 
technisch zutreffend ist.  Bisher ist das Ergebnis mei-
ner Bemühungen negativ. Ich kann mir auch nicht 
vorstellen, daß es  der Fall wäre, weil das zuständige 
Ministerium, nämlich mein eigenes Haus, dann ja 
wohl beteiligt worden wäre. Ich bedaure, Ihnen nicht 
mehr sagen zu können. Soweit es mein eigenes Haus 
angeht, ist damit wohl die Frage beantwortet. Für 
die anderen muß ich das mit einem Vorbehalt ver-
sehen, weil ich selbstverständlich nicht jeden einzel-
nen habe fragen können und keine Gelegenheit ge-
habt habe, die Frage im Bundeskabinett zu stellen. 
Aber ich vermute, daß es so ist, wie ich das meine. 

Schließlich ein letzter Punkt, bei dem mir ebenfalls 
an einer Klarstellung liegt. Herr Kollege Genscher, 
Sie haben die Frage aufgeworfen, warum die Bun-
desregierung die DPK dulde. Meine Antwort lautet: 
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die Bundesregierung duldet nicht die DKP. Die DKP 
ist am 26. September des vergangenen Jahres ge-
gründet worden. Jedenfalls hat sie an diesem Tag 
der Öffentlichkeit ihre Gründung mitgeteilt; das 
aktuelle Datum mag zwei, drei Tage vorher gelegen 
haben. Es handelt sich um eine neue Partei, die im 
Prinzip wie jede andere Partei nach den Bestimmun-
gen des Grundgesetzes frei gebildet werden kann. 
Natürlich wird unter rechtlichen Gesichtspunkten die 
Frage aufgeworfen, ob diese „Deutsche Kommunisti-
sche Partei", wie sie sich nennt, nicht eine Nachfolge-
oder eine Ersatzorganisation der durch Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts verbotenen Kommunisti-
schen Partei ist. 

(Abg. Genscher meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

— Ich gebe Ihnen gleich Gelegenheit, möchte aber 
gern meine zusammenfassende Darstellung zunächst 
zu Ende führen. 

Selbstverständlich haben die zuständigen Stellen 
der Bundesregierung, insbesondere mein Haus, alle 
Veranlassung gehabt, seit dem 26. September diese 
Frage zu stellen und sie zu beantworten. Auch hier 
gibt es eine Frage des „zu früh", nicht im Sinne 
irgendwelcher politischer Opportunitätserwägungen; 
denn natürlich benötigt man Material. Mittlerweile 
gibt es eine Fülle von Informationen, die nach 
meiner Auffassung die Bundesregierung in die Lage 
versetzen, sich in dieser von Ihnen gestellten Frage 
eine Meinung zu bilden. Schon in der vorhin er-
wähnten Sitzung des Bundeskabinetts am 18. De-
zember habe ich nicht nur die Frage des Rechts-
radikalismus, sondern auch die Frage radikaler 
Tendenzen auf der linken Seite aufgeworfen und 
darüber dem Kabinett sehr ausführlich vorgetragen. 
Mittlerweile habe ich auf Ersuchen des Kabinetts, 
das in dieser Sitzung ausgesprochen worden ist, in 
dem von Ihnen speziell erwähnten Thema und in 
einer Reihe von anderen Sachpunkten dem Bundes-
kabinett schriftlich Unterlagen zugeleitet, und ich 
hoffe, daß sie genauso wie das Thema NPD, zu 
dem ich ebenfalls dem Kabinett Material zugeleitet 
habe, in naher Zukunft vom Bundeskabinett behan-
delt werden. Dies ist der Stand des Verfahrens. — 
Jetzt können Sie gern Ihre Frage stellen. 

Vizepräsident Scheel: Gestatten Sie jetzt eine 
Frage? 

Benda, Bundesminister des Innern: Bitte schön! 

Genscher (FDP) : Um jedes Mißverständnis aus-
zuschließen, frage ich Sie, Herr Bundesminister: 
Würden Sie mir darin zustimmen, daß ich mich in 
meiner Rede nicht etwa gegen die Tätigkeit dieser 
Partei ausgesprochen habe, sondern daß es mir 
darum ging, für das Problem früher einmal verboten 
gewesener Parteien einen sauberen Lösungsweg zu 
finden, nämlich durch die Aufhebung auch von 
Parteiverboten? 

Benda, Bundesminister des Innern: Ich nehme 
diese Interpretation gern zur Kenntnis. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Ist das Ver-
fassungsgerichtsurteil kein sauberer Weg?) 

Niemand kann besser sagen als Sie selber, Herr 
Genscher, welcher Meinung Sie sind. Es kommt also 
gar nicht so sehr darauf an, wie ich das gehört habe. 
Ich glaube aber auch gar nicht, daß ein Mißver-
ständnis entstanden ist. 

Zu diesem speziellen verfassungspolitischen 
Punkt darf ich als letztes noch eben folgendes 
sagen. Ich stimme Ihnen gern zu, Herr Genscher — 
ich habe das bei einer Gelegenheit vor drei oder 
vier Monaten auch einmal öffentlich gesagt, in 
Hamburg auf einer Veranstaltung vor dem Übersee-
club —, daß man darüber nachdenken und reden 
kann und vielleicht auch sollte, ob das gegenwärtig 
prinzipiell mit Ewigkeitswirkung belegte Verbots-
urteil des Bundesverfassungsgerichts nach Art. 21 
Abs. 2 GG nicht anders beurteilt werden könnte. 
Ich drücke das bewußt sehr zurückhaltend und sehr 
vorsichtig aus, weil dahinter eine Fülle von schwie-
rigen Fragen steckt. Ich bin aber mit Ihnen der 
Meinung, daß man darüber reden sollte und daß 
hier wirklich eine Frage vor uns steht. Ich meine 
auch, daß man schon sauber nicht nur einerseits 
differenzieren, sondern andererseits auch gleich

-

behandeln sollte. Meine Erwägungen in Sachen 
NPD hängen auch mit dem Umstand zusammen, 
daß es Verbotsverfahren und -urteile gegen Par-
teien gibt, die nach gegenwärtiger Rechtslage recht-
lichen Bestand haben und Bestand haben müssen 
nach der verfassungsrechtlichen Situation, wie sie 
heute ist. Vielleicht ist dies ein Argument, das in 
dem Gesamtkomplex auch eine gewisse Rolle spie-
len könnte. 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat jetzt Herr 
Kollege Dr. Dichgans. 

Dichgans (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Freitagmit-
tag um halb eins, das ist die klassische Zeit, in der 
sich der Bundestag mit den Problemen der Zukunft 
befaßt: unter Zeitdruck und mit einem nicht über-
mäßig gut besetzten Hause. Ich werde es kurz ma-
chen. 

Wenn man die Frage stellt, ob unser heutiges 
System der Verfassung und Regierung noch den Be-
dürfnissen unseres Staates, unserer heutigen Gesell-
schaft entspricht, so hört man eigentlich niemals eine 
bejahende Antwort. Aber die Einstellung, auch hier 
im Hause, geht meist in eine Richtung, die der Kol-
lege Helmut Schmidt gestern hier beschrieben hat. 
Er hat gesagt: Wenn es uns nicht einmal gelingt, die 
Finanzverfassungsreform in einer Miniform zu ver-
wirklichen, lohnt es sich dann überhaupt, größere 
Projekte in Angriff zu nehmen? Das ist eine sehr 
ernste Frage. Aber ich möchte sie anders beantwor-
ten als der Kollege Schmidt. Ich glaube, die großen 
Konzeptionen haben viel größere Chancen als 
kleine Vorstöße, die schwerlich unseren Wählern, 
in vielen Fällen nicht einmal den Nichtfachleuten 
dieses Hauses, verständlich zu machen sind. Wie 
sehr große politische Fragen unsere Wähler bewe-
gen, haben wir ja immer wieder erlebt, etwa bei 
der Debatte über den Notstand. Wenn wir einmal 
mutig das Gesamtsystem unserer Verfassung zur 
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Diskussion stellten, würden wir uns 'über die posi-
tive Reaktion unserer Bürger, insbesondere unserer 
jungen Bürger, erfreut wundern. 

Meine Damen und Herren! Den Pessimisten in 
diesem Hause möchte ich als Ferienlektüre Momm-
sens „Römische Geschichte" empfehlen. Sie lesen in 
diesem Buch, wie oft im alten Rom die Volkstribu-
nen Anläufe machen mußten, ehe sie zum Erfolg 
kamen. Wir sollten das, was wir einleiten, nicht 
immer nur unter dem Aspekt sehen, ob wir nun so-
fort einen vollen Erfolg erwarten dürfen, sondern 
wir sollten anfangen. Steter Tropfen höhlt den 
Stein. Was im ersten Anlauf nicht gelingt, wird in 
späteren Vorstößen verwirklicht. 

Meine Damen und Herren, befürchten Sie nichts: 
ich werde Ihnen bei dieser vorgerückten Stunde kei-
nen Vortrag über ,die Sachprobleme der Verfas-
sungsreform halten. Wir kennen diese Probleme ja 
alle. Wir müssen dafür sorgen, daß Fragen, die bun-
deseinheitlich entschieden werden müssen, in einem 
wirksamen Verfahren — das braucht nicht die Über-
nahme auf den Bund zu sein — auch rationell ent-
schieden werden. Wir müssen ferner dafür sorgen, 
daß die Verantwortung dieses Parlaments, die Ver-
antwortung der Bundestagsabgeordneten, auf den 
Bereich begrenzt wird, den der Einzelne wirklich 
übersehen kann. 

Nunmehr wende ich mich an den Herrn Bundes-
innenminister. Diese Fragen kann ein einzelner Ab-
geordneter nicht vorwärtstreiben. Um diese Fragen 
zu fördern, braucht man einen Apparat, den wir 
nicht haben, den aber Sie haben. Ich weiß, wie 
schwierig das ist, und ich habe auch Verständnis für 
die Bedenken des Innenministers, sich nun mit die-
sem oder jenem Vorschlag an die Öffentlichkeit zu 
wagen. Ich möchte Sie aber fragen, Herr Minister, 
ob es nicht doch nützlich wäre, daß Sie in einem 
Weißbuch die Möglichkeiten der Verfassungsreform 
nebeneinanderstellen, jeweils mit den Konsequen-
zen der verschiedenen Alternativen, möglichst auf 
Grund einer Fühlungnahme mit den Experten des 
vergleichenden Staatsrechts, damit wir, wenn die 
Diskussion wirklich in Gang kommt, ein solides 
Arbeitsmaterial haben. Ich meine, Herr Minister, 
dies Material sollte etwa im November dieses Jah-
res für die nächste Bundesregierung, für den näch-
sten Bundestag, verfügbar sein. Wir sollten dann 
im nächsten Winter hier in diesem Saale eine um-
fassende Debatte über Verfassungsreform führen. 
Ich habe mich gefreut festzustellen, daß dieser Ge-
danke, der schon einmal erörtert worden ist, die 
Zustimmung der Kollegen Hirsch und Genscher ge-
funden hat. Wir sollten uns einige Tage, notfalls 
einige Wochen Zeit nehmen, unter Beteiligung der 
Ministerpräsidenten, vielleicht mit eingeschobenen 
öffentlichen Anhörungen, das Problem einmal ganz 
breit zu diskutieren. Im kommenden Winter werden 
wir — diejenigen von uns, die noch bei uns sind — 
die  Zeit haben werden, uns mit diesen Dingen zu 
befassen, weil die Ausschüsse ja im Anfang einer 
Legislaturperiode nicht sehr viel Material liefern. 

Meine Damen und Herren, ich möchte Ihnen noch 
einen anderen Gedanken nahebringen. Vor einigen 
Tagen halbe ich von einem Experten für das Grund-

gesetz, der einen Kommentar darüber geschrieben 
hat, gelernt, daß die verfassungsgebende Kompe-
tenz unseres Volkes ständig weiterwirkt, auch jetzt, 
und  daß wir, dieser Bundestag, das Recht haben, 
durch ein einfaches Gesetz, ein Gesetz, das nicht ein-
mal der Zustimmung des Bundesrates bedarf, den 
nächsten Bundestag zugleich zu einer verfassung-
gebenden Nationalversammlung zu erklären — ich 
freue mich, einige Kollegen nicken zu sehen — mit 
der Rechtsfolge, daß ein Bundestag, der  auf Grund 
eines so veränderten Wahlgesetzes gewählt wird, 
eine neue Verfassung ausarbeiten könnte, die  nur 
der Bestätigung durch das Volk bedürfte. Die mei-
sten von Ihnen werden  ebenso  überrascht gewesen 
sein, wie ich es gewesen bin.  

Vizepräsident Scheel: Würden Sie eine Zwi-
schenfrage von Herrn Kollegen Moersch erlauben? 

Moersch (FDP) : Herr Kollege Dichgans, können 
Sie mir bei dem Gedanken zustimmen, daß eine 
solche Wahl ihrem Inhalt nach ausdrücklich schon 
vorher bekanntgegeben werden muß, daß also nicht 
erst nach der Wahl des Bundestages diese Um-
gestaltung in eine verfassunggebende Versammlung 
eintreten kann, und daß zweitens die Länderparla-
mente in angemessener Form an dieser verfassung-
gebenden Versammlung — etwa durch die  Zuwahl 
von entsprechenden Delegierten — beteiligt sein 
müssen, weil ja der förderalistische Aufbau dieses 
Staates eine Grundlage unserer Überlegungen sein 
muß. 

Dichgans (CDU/CSU) : Herr Kollege Moersch, 
ich möchte jetzt nicht mehr in die juristischen 
Details gehen, zumal ich darin dem Herrn Bundes-
innenminister die Vorhand lassen möchte. Ich stimme 
Ihnen aber in folgendem zu. Der neue Bundestag 
kann diese zusätzliche Kompetenz nur haben, wenn 
das im Wahlgesetz für diesen Bundestag ausdrück-
lich steht. Wenn Sie das interessiert, will ich gern 
versuchen, das einmal mit fachmänn'i'scher Hilfe zu 
Papier zu bringen. Vielleicht können wir dann noch 
in  diesem Bundestag einen entsprechenden Initiativ

-

entwurf von allen Parteien einbringen und diskutie-
ren, um die Debatte in Gang zu 'bringen. 

(Abg. Moersch: Der Vorschlag ist fertig!) 

— Soviel zur Verfassungsreform. 

Nun noch einige Worte zur Verwaltungsreform. 
Auch diese Frage ist heute morgen kurz angespro-
chen worden. Unser Verwaltungssystem stammt im 
Prinzip bekanntlich aus der Zeit Friedrich Wil-
helms I. Es ist also 250 Jahre alt. Damals wurde eine 
Militärverwaltung mit zivilen Aufgaben betraut. 
Das hat im ganzen gar nicht schlecht funktioniert. 
Zuweilen hat man den Eindruck, daß das Tabaks-
kollegium Friedrich Wilhelms I. durchaus effizient 
war; aber trotzdem stellen sich doch Fragen: Ist es 
wirklich sinnvoll, daß wir 21 Ministerien haben? Ist 
es sinnvoll, daß die Angelegenheiten des Veterinär-
wesens gleich bei drei Bundes-Ministerien behandelt 
werden? 
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Nun ergibt sich natürlich die Frage: Wie kann 

man das ändern? Auch hier habe ich wieder Ver-
ständnis für die Bedenken, daß sich der Bundes-
innenminister, der eine Art Organisationsminister 
ist, nicht allzuweit vorwagen sollte. Aber, Herr 
Minister, sollten Sie nicht für die kommende Bun-
desregierung, wie immer sie aussieht, ein Weißbuch 
— verfügbar also im Oktober dieses Jahres — vor-
bereiten, das die Problematik offenlegt? Wir erleben 
ja immer wieder folgendes: Zunächst wird im Trubel 
der Neubildung einer Regierung alles so übernom-
men, wie es bisher gewesen ist. Hinterher sagt 
man dann: Jetzt können wir nichts mehr ändern. 
Man sollte also in dem Augenblick, wo die Regie-
rung gebildet wird, Herr Minister, allen Beteiligten 
Material in die Hand geben. Ich könnte mir denken, 
daß darin einige Vorschläge sind, die sich durch das 
Gewicht der Argumente rasch durchsetzen lassen. 

Aber damit ist es nicht genug. Wir müssen uns, 
Herr Minister, allgemein überlegen, ob wir nicht 
die modernen Methoden der Verwaltung stärker zur 
Geltung bringen können. Haben wir von der Tat-
sache, daß die Elektronik erfunden wurde, wirklich 
ernsthaft Kenntnis genommen? Sollten wir uns nicht 
überlegen, ob es möglich wäre, z. B. alle laufenden 
Zahlungen an Staatsbürger grundsätzlich nur einmal 
monatlich in einem Zahlungsvorgang zusammenzu-
fassen? Das machen die Computer spielend. Es 
scheitert bisher lediglich an den Zuständigkeiten, 
die von den jeweiligen Ressorts erbittert verteidigt 
werden! 

Ich möchte mich den freundlichen Worten des Kol-
legen Bremer anschließen, der heute morgen schon 
die Arbeit der Planungsabteilung des Bundeskanz-
leramts gelobt hat. Sie liegt technisch ja wohl in 
Ihrem Hause, Herr Minister. Ich möchte vorschlagen: 
Können Sie nicht einmal gelegentlich für interes-
sierte Bundestagsabgeordnete eine Führung durch 
die Planungsabteilung arrangieren? Das ist nämlich 
eine hochinterssante Sache. Dort sitzt in einem gro-
ßen Saal der Ministerialdirektor mit seinen Refe-
renten, seinen Schreibkräften, mit Vervielfältigungs-
anlagen, mit großen Wandkarten. Ich habe das Ge-
fühl, daß diese Planungsabteilung eine der modern-
sten Einzeleinrichtungen dieser Art ist, die es in 
der Bundesrepublik gibt. 

Meine Damen und Herren, ich hatte eigentlich vor, 
jetzt noch etwas zu der Frage der Beamten zu sa

-

den *). Sie wissen, daß Bismarck einmal formuliert 
hat: Gute Beamte sind wichtiger als gute Gesetze. 
Das ist eine Meinung, die ich voll teile. — Ich füge 
mich jedoch dem Druck der Zeit und bitte um Ihr 
Einverständnis, daß ich das, was ich dazu sagen 
wollte, zu Protokoll gebe; ich habe es vorsorglich 
aufgeschrieben. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat jetzt Herr 
Picard. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte ausdrücklich be- 

*) Siehe Anlage 7 

grüßen, daß wir uns in der zweiten Lesung Gelegen-
heit nehmen, zu den einzelnen Etats nicht nur direkt 
etatbezogen zu sprechen. Ich möchte mir die An-
regung erlauben, bei einer nächsten Etatberatung 
darüber nachzudenken, ob es nicht für dieses Hohe 
Haus tunlich und dienlich wäre, wenn wir uns 
etwas mehr Zeit ließen, um mit etwas mehr Ruhe 
dem nachzugehen, was wir hier glauben zu sagen 
zu haben. Das Thema, das Kollege Dichgans eben 
angeschnitten hat, kann z. B. nicht unter Zeitdruck 
zur Erörterung gestellt werden. So geht es auch mit 
anderen Themen. 

In der Innenpolitik haben wir es mit Fragen zu 
tun, die nur äußerst selten eine Ad-hoc-Entschei-
dung mit spektakulärem Erfolg erlauben. Ich halte 
das für gut. Ich halte es für gut, daß die Innen-
politik unter Minister Benda eine kontinuierliche 
Fortsetzung dessen ist, was unter Minister Lücke 
eingeleitet und zum Teil auch schon von seinem 
Vorgänger eingeleitet worden ist. Ich möchte ins-
besondere darauf verweisen, daß wir in der Beam-
tenpolitik und bezüglich der Reform der Verwaltung 
durchaus nicht in dem Zustand des Tabakskolle-
giums stehengeblieben sind. Vielmehr haben wir 
nicht nur Überlegungen angestellt, sondern auch 
eine gewisse Entwicklung eingeleitet. Daß diese 
Entwicklung nicht das befriedigende oder notwen-
dige Tempo hat nehmen können, liegt an mancher-
lei; das wissen wir. 

In der Beratung heute morgen ist aber doch deut-
lich geworden, daß die Innenpolitik innerhalb der 
Großen Koalition nicht sehr kontrovers ist und der 
Diskussion keine erheblichen Angriffspunkte bietet. 
Die Opposition hat nicht viel mehr als lediglich den 
Rechts- und Linksradikalismus gefunden, um Kritik 
zu üben. Ich meine, wir sollten uns nicht an diesem 
Aufwertungsprozeß für Radikale beteiligen, den wir 
heute morgen hier erlebt haben. 

(Abg. Moersch: Na, na! Wer hat denn die

-

sen Prozeß begonnen?) 

Wir sollten das tun, was der Kollege Genscher 
von dieser Stelle aus sehr richtig gesagt hat, näm-
lich gemeinsam die entsprechenden politischen 
Handlungen durchzuführen und Entscheidungen 
treffen. Das sollte man natürlich gemeinsam tun. 

Lassen Sie mich noch etwas als Nachtrag oder 
als Anmerkung zur Innenpolitik sagen. Wir haben 
in diesem Hohen Hause mehrmals über den Ein-
satz z. B. von elektronischen Datenverarbeitungsan-
lagen, von der Modernisierung im Bereich des Bun-
deskriminialamtes, überhaupt von dem Problem der 
inneren Sicherheit gesprochen. Ich glaube, daß unter 
der Leitung des Innenministers — und man kann 
wohl auch sagen: mit einer entsprechenden und 
wirksamen Unterstützung des Parlaments, insbeson-
dere im Innenausschuß — eine ganze Menge ge-
schehen ist, was dazu gedient hat, zu einer Be-
ruhigung und tatsächlich zu einem größeren Gefühl 
der Sicherheit in unserer Bevölkerung beizutragen. 
Das muß einmal anerkannt werden. 

Dazu möchte ich noch nachtragen, daß auch die 
Auseinandersetzung innerhalb unserer Jugend über 
die Fragen des Staatsaufbaues, das Demokratiever- 
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ständnis, die Möglichkeiten, in unserer Gesell-
schaft Einfluß zu nehmen, ständiger Gegenstand 
der Diskussion in der Bundeszentrale für politische 
Bildung gewesen sind, die doch eine weithin an-
erkannte Arbeit leistet, wenn ich das einmal sagen 
darf. Daß das nicht ohne Einfluß und ohne Richt-
linien des Ministeriums geschieht, versteht sich von 
selber. 

Ich bin etwas erschrocken gewesen, meine Damen 
und Herren von der FDP, als ich vernommen habe, 
daß der Grund für die Ablehnung des Einzelplans 06 
in einem unterschiedlichen Demokratieverständnis 
zwischen Ihnen und uns liege. Ich glaube mich nicht 
getäuscht zu haben; natürlich konnte ich das Proto-
koll bis jetzt nicht nachlesen. Aber es wurde zum 
Ausdruck gebracht, daß das Demokratieverständnis 
der Freien Demokraten nicht das des Ministers sei 
und daß auch das Verständnis der Freiheit nicht das 
des Ministers sei. Ich meine, daß wir in dieser Gro-
ßen Koalition auf dem Boden des Demokratiever-
ständnisses des Grundgesetzes und des Verständ

-

nisses von Freiheit, wie es im Grundgesetz zu finden 
ist, stehen und daß das auch der Minister tut. Ich 
glaube, das ist auch die Grundlage unserer innen-
politischen Bemühungen. 

Noch eine kurze Schlußbemerkung. Herr Kollege 
Genscher hat mit pathetisch klagendem Ton davon 
gesprochen, daß die Große Koalition auf unserem 
Volke lastet. Meine Damen und Herren von der 
FDP, verwechseln Sie sich bitte nicht mit unserem 
Volk! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat Herr Kol-
lege Moersch! 

Moersch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Kollege Picard hat einige Fragen 
gestellt. Ich möchte sie Ihnen gern ganz direkt beant-
worten, Herr Kollege Picard. Sie haben nach dem 
Demokratieverständnis in der Auseinandersetzung 
mit Rechts- und Linksradikalen gefragt. Ich stelle 
Ihnen jetzt die Frage — und ich bitte Sie um Ant-
wort darauf —, ob Sie es für richtig gehalten haben, 
Stimmen der NPD für die Wahl Ihres Kandidaten 
zum Bundespräsidenten anzunehmen. Haben Sie es 
für richtig gehalten, eine Auseinandersetzung über 
das Verbot der NPD zu führen und sich gleichzeitig 
nicht zu scheuen, diese Stimmen entgegenzunehmen? 

Vizepräsident Scheel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? 

Picard (CDU/CSU) : Herr Kollege Moersch, erin-
nern Sie sich bitte daran, in welchem Wahlverfahren 
die Bundespräsidentenwahl durchgeführt wurde. So-
weit ich es erlebt habe, war das eine geheime Wahl. 
Woher beziehen Sie Ihre kühne Behauptung? 

Moersch (FDP) : Diese Behauptung beziehe ich 
aus einem Interview Ihres geschäftsführenden Par-
teioeneralsekretärs vor der Wahl, in dem er erklärt 
hat, daß er diese Stimmen nicht ablehnen würde. Ich  

war der Meinung, daß Ihr Kandidat die Mehrheit 
abzüglich der 22 Stimmen der NPD auf jeden Fall 
braucht, nachdem sich die NPD entsprechend erklärt 
hatte. Meine Damen und Herren, wir werden diese 
Auseinandersetzung, wenn Sie wollen, hier gerne 
führen. 

(Zuruf des Abg. Schlager.) 

— Herr Schlager, ich komme gleich noch auf ein 
paar andere Punkte zurück. 

Sie haben vorhin die Frage gestellt, wie es wohl 
kommt, daß ein Boden z. B. für solche extremisti-
schen rechtsradikalen Gruppierungen vorhanden sei. 
Darauf kann ich Ihnen nur sagen, Herr Schlager: 
Lesen Sie mal regelmäßig den „Bayern-Kurier". 
Dann haben Sie die Antwort. Dort wird dieser Boden 
bereitet, und zwar durch eine Argumentation, die an 
die Gefühle appelliert und die nicht rational ist. 
Wenn es nicht gelingt, in unserem Volk rationale 
Argumente in politischen Auseinandersetzungen zu 
finden, sind diejenigen, die im politischen Kampf 
Methoden wie der „Bayern-Kurier" enwenden, in 
Wahrheit die Wegbereiter der NPD, sonst niemand! 

(Zuruf des Abg. Schlager: Herr Kollege, 
sind es nicht eher die Osterunruhen gewe

-

sen?) 

— Herr Kollege Schlager, ich habe den Eindruck, daß 
es in dieser Republik Kräfte gibt, die sich nicht 
scheuen, im politischen Leben zu ihrer eigenen 
Machterhaltung auch einige Dinge loszulassen, die 
dann dazu führen, daß die extreme Linke ebenfalls 
hochkommt. Es ist ganz sicher, daß es auf der extre-
men Linken Kräfte gibt, die geradezu darauf war-
ten, Anhaltspunkte und Argumente zu finden, mit 
denen sie beweisen können, daß in dieser Demo-
kratie eine Reform nicht möglich ist. Mit dem 
Gerede vom Sonderrecht für Hochschulen, mit dem 
Gerede, daß man in elf Staatsverträgen ein Sonder-
recht strafrechtlicher Art für Hochschulen schaffen 
könne, 

(Abg. Schlager: Ein Ordnungsrecht!) 

und mit dem Offenbarungseid, den Sie sich bei der 
Finanzverfassungsreform und in der Frage der  Kom-
petenz des Bundes für Hochschulen geleistet haben, 
haben Sie doch bewiesen, daß Sie zu Reformen in 
der Sache unfähig sind, sich aber zu gewaltigen 
Strafandrohungen durchaus fähig fühlen, ohne daß 
Sie diese Strafandrohungen nachher in die Tat 
umsetzen können. 

Vizepräsident Scheel: Herr Abgeordneter, 
würden Sie eine Zwischenfrage von Herrn Kollegen 
Dr. Althammer zulassen? 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege, da 
Sie sich hier zum Zensor über gewisse Pressever-
lautbarungen machen, frage ich Sie, ob es nicht eine 
Veröffentlichung der FDP war, die im letzten Bun-
destagswahlkampf zurückgezogen werden und neu 
gedruckt werden mußte, weil darin beleidigende 
und unwahre Behauptungen über Herrn Minister 
Strauß enthalten waren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Moersch (FDP) : Herr Kollege Althammer, die 
Leistungsfähigkeit der CDU im Wahlkampf 1957 
auf diesem Gebiet kann von niemandem übertrof-
fen werden. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU. — Abg. 
Rasner: Das war doch keine Antwort!) 

— Das ist meine Antwort auf Ihre Frage. Es steht 
doch fest, daß hier nicht irrational argumentiert 
worden ist, sondern daß es hier um Fragen ging, die 
ein Gericht in einer einstweiligen Verfügung ent-
schieden hat, und das haben wir respektiert. 

Sie hatten aber ein ganz anderes Malheur. Ich 
erinnere an die Anzeigen in Hessen, die 1957 er-
schienen sind und einiges andere mehr. Wenn Sie 
das hier alles aufgezählt haben wollen — ich kann 
Ihnen das alles aus dem Kopf zitieren; ich habe ein 
sehr gutes Gedächtnis. 

(Abg. Rasner: Glaube ich nicht! — Unruhe 
in der Mitte.) 

Herr Rasner, „glauben" heißt in diesem Falle 
— auch wenn Sie bei der CDU sind — „nicht wis-
sen". 

Vizepräsident Scheel: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Picard? 

Moersch (FDP) : Bitte schön, Herr Picard! 

Picard (CDU/CSU) : Herr Kollege Moersch, sollte 
es Ihnen wirklich entgangen sein, daß die Diskussion 
um ein Ordnungsrecht an den deutschen Hochschulen 
bei weitem nicht das beinhaltet, was Sie darunter 
eben zu verstehen hier vorgegeben haben? 

Moersch (FDP) : Herr Picard, Sie sind schlecht 
informiert. Ich hatte Gelegenheit, kürzlich auf baye-
rischem Boden eine Diskussion zu führen, an der 
u. a. auch der bayerische Kultusminister teilnahm. 
Und da ist auf die Frage nach dem Staatsverständnis 
— und das gehört sehr eng dazu, Herr Picard; auch 
diese Fragen sind in Tutzing zusammen mit Studen-
tenvertretern diskutiert worden — beispielsweise 
von Herrn Dr. Huber — zum Erstaunen vielleicht 
auch für seine Freunde vom RCDS, die  ihn dann 
nicht mehr sehr freundlich behandelt haben, wie ich 
zu ihrer Ehre sagen muß — erklärt worden: „Der 
Staat umfaßt die Gesellschaft." — Wenn das Ihr 
Demokratie- 'und Staatsverständnis ist, dann habe 
ich ein .anderes. Das muß ich Ihnen ganz offen 
sagen. Und 'da brauchen Sie sich nicht zu wundern, 
daß 'Unruhen entstehen, wenn jemand als verant-
wortlicher Kultusminister eine solche Definition des 
Staates gibt. 

Vizepräsident Scheel: Würden Sie eine wei-
tere Frage des Kollegen Picard zulassen? 

Picard (CDU/CSU) : Herr Kollege Moersch, es 
gab doch keinen Anlaß, weder seitens des  Herrn 
Ministers noch in dieser Diskussion, ein solches 
Demokratieverständnis einem von uns oder ihm 
zu unterstellen. Sollte Ihnen das auch entgangen 
sein? 

Moersch (FDP) : Ich glaube, die Frage, auf wel-
chem Boden von Demokratieverständnis Ihre Vor-
stellungen von Ordnung und Sicherheit in diesem 
Staat beruhen, und die lautstarken Ankündigungen, 
die Sie hier gegeben haben, wie Sie das in einem 
Staatsvertrag über die 'Sonderrechte von Hoch-
schulen und anderes niederlegen wollten, die sind 
es ganz genau, die uns unterscheiden und die dazu 
führen, daß Sie den Kräften Auftrieb geben — ob 
Sie wollen oder nicht —, die in Wahrheit keine 
Reformen in  diesem Lande wollen, sondern die 
beweisen wollen, daß die parlamentarische Demo-
kratie nicht reformfähig sei. Wenn Sie sich das nicht 
selbst einmal klarmachen können, dann bedaure ich 
das allerdings sehr. Und dann nützt Ihnen auch die 
ganze politische Bildungsarbeit nichts. 

Aber gleich zu diesem Punkt! Herr Minister, Herr 
Picard hat mit Recht gesagt — entschuldigen Sie, 
Herr Picard,  ich muß da etwas Gutes sagen —, 

(Abg. Köppler: Es fällt ihm schwer!) 

daß die Bundeszentrale für politische Bildung eine 
durchaus nützliche Einrichtung sei. Diese Meinung 
teile ich. Ich habe aber bei der Amtseinführung des 
neuen Leiters aufgepaßt und habe auch in dem 
Protokoll der letzten Sitzung nachgelesen — ich war 
leider krank —, und ich muß Ihnen sagen: ich 
habe Zweifel, ob es richtig war, diese Personal-
entscheidung so zu treffen, wie sie getroffen worden 
ist. Ich hätte gewünscht, daß man der Anregung, 
die ich damals in der Diskussion gegeben hatte, 
gefolgt wäre und einen anerkannten Wissenschaft-
ler der Politikwissenschaft, der Soziologie oder der 
Erziehungswissenschaften mit dieser Aufgabe be-
traut und auch eine andere Konstruktion gefunden 
hätte. 

Zum zweiten, weil wir gerade bei Erziehungs- 
und Bildungsfragen sind: Herr Bundesinnenmi-
nister, Sie sind in der Bundesregierung für den 
Bildungsrat der zuständige Minister. Die Ergeb-
nisse über die Vorstellungen zur Reform des ge-
samten Bildungs- und Schulwesens, die dort jetzt 
vorliegen und die uns bekanntgeworden sind, 
kann ich eigentlich nur als Ausdruck einer gewis-
sen Hilflosigkeit ansehen. Ich muß Sie als den ver-
antwortlichen Minister in der Bundesregierung für 
einen Kurs mitverantwortlich machen, der den 
sehr verschwommenen Deidesheimer Leitsätzen der 
CDU zu diesen Fragen zum Verwechseln ähn-
lich sieht. Ich glaube nicht, daß wir, wenn Sie diesen 
Kurs in der Bildungspolitik unterstützen und ein-
schlagen wollen, in der inneren Reform unserer 
Demokratie und unseres Bildungswesens weiter-
kommen können. 

Vizepräsident Scheel: Würden Sie eine Zwi-
schenfrage von Herrn Abgeordneten Köppler zu-
lassen? — 

Moersch (FDP): Gerne! 

Köppler (CDU/CSU) : Herr Kollege Moersch, auf 
welche konkrete Empfehlung des Deutschen Bil-
dungsrates stützen Sie Ihr Urteil, daß dort Hilf-
losigkeit herrsche? 
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Moersch (FDP) : Ich habe nicht gesagt „Hilflosig-
keit". 

(Zurufe aus der Mitte.) 

— Habe ich das gesagt? Dann entschuldigen Sie. Ich 
habe gemeint, daß der Kurs, der dort eingeschlagen 
werde, uns am Ende wiederum zu einem Schulsystem 
und zu einem Schulwesen führe und es uns empfehle, 
das uns nicht zu einer demokratischen Reform wei-
terhilft, weil es nämlich die Autoritätsstrukturen, die 
hier gegeben sind, nicht abbaut, sondern eher ver-
festigt. Das ist das, was ich befürchte angesichts der 
Empfehlungen, die hier unter Ihrem Einfluß vorbe-
reitet sind. Entschuldigen Sie, wenn ich mich da 
mißverständlich ausgedrückt haben sollte. 

Vizepräsident Scheel: Würden Sie eine wei-
tere Frage von Herrn Abgeordneten Köppler zulas-
sen? 

Moersch (FDP) : Ja. 

Köppler (CDU/CSU) : Herr Kollege Moersch, 
würden Sie es für richtig halten, ein solches Urteil 
lediglich auf politische Prognosen oder Befürchtun-
gen zu stützen, oder wären Sie nicht doch in der 
Lage, hier anzugeben, auf welche konkrete Empfeh-
lung, die der Deutsche Bildungsrat bisher verab-
schiedet hat, Sie dieses Ihr sehr hartes Urteil grün-
den? 

Moersch (FDP) : Herr Köppler, ich habe dies 
Informationen entnommen. Das ist in der Tat noch 
nicht endgültig verabschiedet. Wir warten übrigens 
seit einem halben Jahr darauf, wie Sie wissen. Aber 
ich habe verschiedenen durchaus zuverlässigen In-
formationsquellen entnommen, daß die Richtung, die 
hier unter dem Einfluß der Bundesregierung einge-
schlagen wird, genau die von mir als falsche Rich-
tung charakterisierte ist. Wenn Sie dem hier wider-
sprechen können,' werden wir es am Ergebnis mes-
sen. 

(Abg. Köppler: In der Tat!) 

Ich drücke hier die Befürchtung aus, daß es des-
wegen in die falsche Richtung geht, weil das, was 
dort herauskommen soll, wie gesagt, Ihren Deides-
heimer Leitsätzen sehr ähnlich sieht. 

Vizepräsident Scheel: Würden Sie eine Frage 
von Herrn Kollegen Schlager zulassen? 

Moersch (FDP) : Ja, bitte. 

Schlager (CDU/CSU) : Herr Kollege Moersch, 
weil Sie gerade den Begriff der Hilflosigkeit ver-
wendet haben, darf ich Sie im Hinblick auf Ihre Po-
lemik gegen das bevorstehende Ordnungsrecht 
fragen, wie Sie sich eigentlich vorstellen, daß man 
künftig die gewaltsame Störung des Lehrbetriebes 
an unseren Universitäten unterbinden soll? 

Moersch (FDP): Herr Schlager, jedenfalls stelle 
ich mir das ganz anders vor als Sie. 

(Abg. Schlager: Ja, aber wie?) 

Ich stelle mir vor, daß man die bestehenden Gesetze 
anwendet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Darum geht es 
doch die ganze Zeit!) 

Es kann doch wohl kein Zweifel sein, daß an be-
stimmten Universitäten mit ganz bestimmten Rek-
toren und einer bestimmten Leitung bisher über-
haupt keine Notwendigkeit bestand, solchen Un-
ruhen zu begegnen, daß es aber wunderbarerweise 
immer genau dort notwendig ist, wo Ihre politischen 
Freunde einen besonders großen Einfluß haben. Sie 
sollten daher einmal Ihre Freunde zu einem anderen 
Verhalten bringen. Dann könnten Sie auf die Polizei 
verzichten. 

(Einige Abgeordnete melden sich zu 
Zwischenfragen.) 

— Ich möchte mit Rücksicht auf die fortgeschrittene 
Zeit jetzt nicht mehr sehr viele Zwischenfragen zu-
lassen. Die Kollegen haben ja Gelegenheit, sich zu 
Wort zu melden und ihre abweichende Meinung zu 
sagen. 

(Abg. Picard: Diese Behauptung, die Sie 
soeben aufgestellt haben, war ein sehr 

heißes Eisen!) 

Gar kein heißes Eisen! 

— Da kann ich Ihnen eine ganze Stunde Rede und 
Antwort stehen. 

(Abg. Picard: Wollen Sie sagen, Berlin 
stünde unter dem Einfluß der CDU?) 

— Ich habe gesagt: Repräsentanten der Universität, 
die Ihrer konservativen Auffassung sehr naheste-
hen, Herr Picard. 

(Abg. Rommerskirchen: Wer ist das denn 
z. B. in Berlin? — Abg. Freiherr von und 
zu Guttenberg: Wissen Sie überhaupt, was 
„konservativ" heißt? — Weitere Zurufe. 
— Abgeordnete melden sich zu Zwischen

-

fragen.) 

Vizepräsident Scheel: Habe ich das richtig ver-
standen, daß Sie keine weiteren Fragen mehr zu-
lassen wollen? 

Moersch (FDP) : Herr von Merkatz, bitte sehr! 

Dr. von Merkatz (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Moersch, wollen Sie im Ernst behaupten, daß es 
eine demokratische Staatsstruktur ohne die zugleich 
dem Menschen lebensnotwendigen Autoritätsver-
hältnisse geben könne? 

Moersch (FDP) : Herr von Merkatz, ich behaupte 
daß es begründete Autoritäten geben muß und keine 
angemaßten. 

(Abg. Dr. Althammer: Da sind wir uns doch 
alle einig!) 

Darum geht es hier. Dort, wo begründete Autorität 
vorhanden ist, gibt es merkwürdigerweise auch 
diese Unruhe nicht, die Sie hier beklagen und die 
Sie mit Sondergesetzen bekämpfen wollen. Wenn 
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Moersch 
Sie die Struktur des Bildungswesens nicht entspre-
chend verändern, bekommen Sie natürlich diese 
Schwierigkeiten, die wir heute haben. Ich habe 
eben nicht das Vertrauen, daß unter dem Einfluß 
des Bundesinnenministers über den Bildungsrat 
diese Strukturen wirklich verändert werden sollen 
— das müssen Sie mir schon abnehmen —; denn die 
Ergebnisse der Arbeit, die bisher vorliegen, lassen 
das nicht erwarten. Sie können sich nachher dazu 
äußern. 

Zum Schluß will ich noch einmal zum Kollegen 
Dichgans kommen. Wir halten nach den Ergebnissen 
der gestrigen Beratungen über die Finanzverfas-
sungsreform die Vorstellung, daß ein großer Ver-
fassungskonvent stattfinden muß, für geradezu 
zwingend. Wenn an unserem föderalistischen Staats-
aufbau, den wir aus Gründen der Machtverteilung 
in diesem Staat für notwendig halten, überhaupt 
noch etwas Vernünftiges zu retten ist, dann nur, 
indem wir noch einmal neu beginnen. Wir Freien 
Demokraten haben jedenfalls entsprechende Be-
schlüsse in unserem Bundesvorstand gefaßt. Wir 
werden sie unserem Bundesparteitag vorlegen, und 
ich hoffe, daß wir die Unterstützung aller vernünf-
tigen und reformwilligen Kräfte in diesem Lande 
haben werden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat Herr Kol-
lege Schmitt-Vockenhausen. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Haben Sie keine Sorge! 
Ich werde mich sehr kurz zu den anstehenden Fra-
gen äußern. Der Anlaß dafür, daß ich noch einmal 
das Wort ergreifen möchte, sind die Ausführungen 
der Herrn Kollegen Dichgans und Moersch. 

Meine Damen und Herren, ich muß doch einmal 
eine Lanze für das Grundgesetz des Jahres 1949 
brechen. Mit diesem Grundgesetz hat das deutsche 
Volk damals eine Verfassung erhalten, an der man 
nicht ohne Grund herumexperimentieren soll. Es ist 
die beste und demokratischste Verfassung, die die-
ses Land je hatte. Wir sollten uns hier nicht ohne 
Not in eine Grundsatzdiskussion begeben. Das heißt 
nicht, daß wir über Reformprobleme nicht reden soll-
ten — ganz im Gegenteil. Die Diskussionen sollten 
aber jeweils von den einzelnen konkreten Pro-
blemen ausgehen, denen es mit begründeten Reform-
maßnahmen zu begegnen gilt. Ich plädiere hier nicht 
für konservatives Beharren, sondern allein für ver-
nunftgemäße Politik. 

Wir sollten uns in den Grundfragen der Verfas-
sung nicht einem modischen Aktivismus anschließen. 
Die demokratische Ordnung unseres Staates, die wir 
uns mit dem Grundgesetz gegeben haben, sollte 
nicht durch wenig fundie rte und verschwommene 
„Reformideen" in Frage gestellt werden. Die Erfah-
rungen aus der Vergangenheit sind doch zu bitter, 
als daß wir die Grundsätze unserer grundgesetz-
lichen Ordnung noch einmal leichtfertig aufs Spiel 
setzen sollten. 

Ich wiederhole: Es müssen selbstverständlich ein-
zelne Verfassungsbestimmungen daraufhin überprüft  

werden, ob sie den heutigen Anforderungen noch 
entsprechen. Wir haben bei der Finanzreform leider 
erlebt, daß wir gestern noch nicht zum Ziel gekom-
men sind. Aber wo hat .es denn das nicht gegeben, 
daß man das Ziel im ersten Anlauf noch nicht er-
reicht? Ich bedaure das Stocken dieses Reform-
werkes. Nach den intensiven Vorarbeiten haben 
meine Fraktion und ich gehofft, daß ,es nunmehr ver-
abschiedet werden könnte. Es ist bitter, daß die Aus-
führungsgesetze zur Finanzreform jetzt zum Teil in 
der Luft hängen. Ich kann nur an alle appellieren, 
die geringen Chancen zu nutzen, die sich aus der 
nochmaligen Anrufung des Vermittlungsausschusses 
ergeben. 

Aber, Herr Dr. Dichgans, wir wollen doch keine 
Generaldebatte führen, die sich  in  die Breite ver-
liert und dazu führen kann, daß die Kräfte für die 
hier und heute notwendigen konkreten Reformen 
gegebenenfalls nicht aktiviert werden. Es gilt immer 
noch das alte Wort: Wer alles will, wird am Schluß 
nichts erreichen. Konzentrieren wir uns auf die Re-
formaufgaben, die  ja teilweise überlange zur De-
batte stehen, die wir lösen müssen und — davon 
bin ich überzeugt — die wir mit dieser Verfassung 
lösen können. Es hängt allein von dem politischen 
Willen der in diesem Parlament vertretenen Parteien 
ab, ob uns dies gelingen wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Herr 
Bundesinnenminister. 

Benda, Bundesminister des Innern: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Soweit ich sehe, 
sind wir am Ende der Aussprache über die allgemei-
nen Fragen meines Haushalts. Ich möchte diese Ge-
legenheit gern wahrnehmen, um mich kurz zu den 
an mich gerichteten Fragen und Anregungen zu 
äußern. 

Herr Kollege Moersch, ich kann, wenn ich es ganz 
kurz und ehrlich sagen soll, mit alldem, was  Sie ge-
sagt haben:, eigentlich gar nichts anfangen. Was soll 
ich von Ausführungen unter der Überschrift halten, 
man sollte rational darüber argumentieren, daß der 
Bildungsrat vermutlich demnächst Empfehlungen 
herausgeben werde, von denen Sie selbst gesagt 
haben, Sie wüßten zwar noch nicht, wie ihr Inhalt 
sei, aber Sie wüßten mit Sicherheit, daß sie schlecht 
sein würden und daß dies alles nur unter dem un-
heilvollen Einfluß des Bundesinnenministers ent-
stehen konnte, ohne daß Sie allerdings erklärt 
haben, welcher Art bei der Zusammensetzung und 
der Praxis des Bildungsrates dieser Einfluß des 
Bundesinnenministers eigentlich sein sollte. Ich wäre 
sehr glücklich, wenn ich den von Ihnen für unheilvoll 
gehaltenen Einfluß auf den Bildungsrat in dem Maße, 
in dem Sie es mir offenbar unterstellen, ausüben 
könnte, ohne daß ich damit die sehr verdienstvolle 
Arbeit des Bildungsrates irgendwie herabsetzen 
möchte, von der ich übrigens meine, daß zu ihren 
wesentlichen Bestandteilen ,ein hohes Maß an Unab-
hängigkeit der Persönlichkeiten, die dort tätig sind, 
gehört. Aber es ist einfach abwegig — um einen höf- 
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Bundesminister Benda 
lichen Ausdruck zu gebrauchen —, einer solchen In-
stitution zu unterstellen, daß sie unter dem unheil-
vollen Einfluß des Bundesinnenministers arbeite. 

Ich kann auch nichts mit Ausführungen anfangen, 
die eine Personalentscheidung — Leiter der Bundes-
zentrale für politische Bildung — ohne jede Be-
gründung pauschal als falsch bezeichnen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Diffamierung!) 

Der neue Leiter der Bundeszentrale, Herr Dr. 
Stercken, ist zum Anfang des Jahres in sein Amt 
eingeführt worden. Ich kann mir nicht vorstellen, 
daß sich jemand von uns — ich tue es jedenfalls 
nicht — so viel Urteilsfähigkeit anmaßt, in diesem 
frühen Stadium über seine bisherige Arbeit irgend-
ein abschließendes Urteil abzugeben. Und eine Per-
sonalentscheidung, die nur geraume Zeit zurück-
liegt, lediglich damit zu begründen, daß man an 
Stelle der betreffenden Persönlichkeit lieber einen 
anerkannten Wissenschaftler — eine Art Professor 
Moersch, nehme ich an — hätte berufen sollen, er-
scheint mir als Sachbeitrag zum Haushalt des 
Bundesinnenministers nicht von ausreichender Sub-
stanz. 

Ich glaube also nicht, daß es sehr empfehlenswert 
ist, sich weiter mit Ihren Ausführungen zu beschäf-
tigen, Herr Kollege Moersch. Mehr habe ich eigent-
lich nicht gehört, und ich habe mich sehr ange-
strengt, überhaupt Punkte zu hören, zu denen man 
etwas sagen kann. Ich schlage Ihnen vor, daß wir 
bei Gelegenheit die von Ihnen empfohlene Methode 
der rationalen Argumentation miteinander prak-
tizieren; vielleicht kommen wir dann beide weiter. 

Herr Kollege Dichgans hat eine Reihe sehr inter-
essanter Sachbeiträge zum Thema Verfassungs-
reform gebracht. Ich würde wünschen, Herr Dich-
gans, daß wir alle miteinander die Zeit und auch 
die Geduld hätten, um darüber jetzt so zu sprechen, 
wie das Thema es rechtfertigt. Ich hoffe sehr, daß 
wir — vorbehaltlich der Entscheidung des Ältesten-
rates — in diesem Hohen Hause in der nächsten 
Woche bereits Gelegenheit haben, über die Große 
Anfrage zum Thema Föderalismus zu sprechen. Mir 
scheint, daß dies auch der richtige Platz ist, um 
vielleicht mehr im Detail über die Fragen zu spre-
chen, die Sie angeschnitten haben. Ich glaube, daß 
es sich lohnt, darüber zu sprechen. Ich möchte es 
Ihnen, Herr Dichgans, nicht antun, mich jetzt sehr 
kursorisch dazu zu äußern und damit Ihren inter-
essanten und erwägenswerten Gedanken nicht den 
Respekt zu erweisen, den sie von der Sache her 
verdienen. 

Gestatten Sie mir also, in Stichworten — vor-
behaltlich einer eingehenderen Diskussion — sehr 
kurz folgendes auszuführen. 

Vizepräsident Scheel: Erlauben Sie eine Frage 
von Herrn Schmitt-Vockenhausen, Herr Minister? 

Benda, Bundesminister des Innern: Bitte schön. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Könnten wir 
uns nicht darauf verständigen, daß es darauf an- 

kommt, bestimmte Teilgebiete zu reformieren und 
nicht darauf, in eine Gesamtdiskussion des Grund-
gesetzes einzutreten? 

Benda, Bundesminister des Innern: Ich wollte 
eben, Herr Schmitt-Vockenhausen, zu diesem Punkt 
ganz kurz und, wie ich zugebe, sehr vereinfacht 
etwas sagen. 

Ich habe, Herr Kollege Dichgans, gegenüber der 
Rechtsauffassung eines, wie Sie sagten, der Kom-
mentatoren des Grundgesetzes, die erst in den 
letzten Tagen geäußert wurde, die allergrößte 
Skepsis. Ich vermute, mich nicht in der Person des 
Betreffenden zu täuschen; er ist auch in der Lite-
ratur mit dieser Meinung hervorgetreten. Um es 
vereinfacht zu sagen: Ich halte diese Rechtsauf-
fassung im Hinblick auf die Bestimmung des Art. 146 
des Grundgesetzes für falsch. Sie haben sich, Herr 
Dichgans, in diesem Haus bei anderer Gelegenheit 
zu Ihrer Auslegung des Art. 146 geäußert. Ich ver-
mag Ihre Auslegung des Art. 146 schon aus ver-
fassungsrechtlichen Gründen nicht zu teilen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Schoettle.) 

Wenn dieser mein rechtlicher Ausgangspunkt 
richtig ist, worüber man im einzelnen reden müßte, 
ergeben sich natürlich für alle von Ihnen ange-
schnittene Fragen ganz andere, und, wie ich zuge-
ben muß, sehr viel engere Aspekte. Wenn es recht-
lich nicht möglich ist — ich glaube, daß es rechtlich 
nicht möglich ist; über die politische Frage sage ich 
noch einen Satz —, eine Art Verfassungskonvent in 
der von Ihnen vorgeschlagenen Weise einzuberu-
fen, dann bleibt es schon aus Rechtsgründen natür-
lich bei dem gegenwärtig eingeschlagenen Weg der 
Grundgesetzänderung, die man zusammenfassen 
kann, bei der man sich auch über eine Konzeption 
im ganzen unterhalten kann und vielleicht auch un-
terhalten sollte. Das alles muß aber natürlich immer 
im Rahmen der Grenzen geschehen, die das Grund-
gesetz gegenwärtig, insbesondere in Art. 79 Abs. 3, 
zieht. Was das faktisch und politisch bedeutet, wis-
sen Sie so gut wie ich; das brauche ich jetzt nicht 
näher auszuführen. 

Ich stimme aber Herrn Schmitt-Vockenhausen 
— das ist eine politische Bemerkung zu diesem 
Thema — .dahin gehend zu, daß unser Grundgesetz 
in der gegenwärtig vorliegenden Form zwar in Ein-
zelpunkten durchaus neuer Überlegungen, Änderun-
gen oder Ergänzungen bedarf — die Beantwortung 
der Großen Anfrage über das Thema des Föderalis-
mus wird Gegelgenheit geben, die Auffassung der 
Bundesregierung dazu im Detail vorzutragen —, 
meine aber, daß sich das Grundgesetz im ganzen 
durchaus bewährt hat. Ich habe äußerste Skepsis 
gegenüber der Vorstellung, man müsse einen grund-
sätzlich neuen Weg einschlagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich darf es mit Ihrem Einverständnis, Herr Dich-
gans, für heute bei dieser sehr pauschalen Betrach-
tungsweise belassen. Ich hoffe, daß wir demnächst 
Gelegenheit haben werden, uns näher darüber zu. 
unterhalten. 
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Ich bin von daher auch skeptisch gegenüber dem 

Vorschlag, ein Weißbuch vorzulegen; denn dieses 
Weißbuch könnte eigentlich nicht mehr enthalten 
als .die Darstellung dieser Auffassung, die ich eben 
sehr verkürzt dargestellt habe. Wollte man in eine 
intensive Diskussion eintreten, dann würde man 
— so, wie Sie es vorschlagen — mit Sicherheit nicht 
bis zum Herbst 'fertig werden können, denn man 
müßte Forschungsaufträge an Wissenschaftler ertei-
len, und das würde wahrscheinlich eine längere Zeit 
in Anspruch nehmen, als sie uns jetzt zur Verfü-
gung steht. 

Für Ihre Äußerungen, Herr Kollege Dichgans, 
zum Thema der Kabinetts- und Verwaltungsreform 

 bin ich dankbar. Es ist kein Widerspruch zu dem, 
was Sie in der Sache gesagt haben, wenn ich hinzu-
füge, daß, wie ich glaube, die Arbeiten meines Hau-
ses und der Bundesregierung insgesamt schon sehr 
viel weiter sind, als möglicherweise in der Öffent-
lichkeit und vielleicht auch in diesem Hohen Hause 
bekannt ist. Ich hoffe, daß sich auch insoweit bald 
einmal die Gelegenheit ergibt, über den  Stand un-
serer Überlegungen zu berichten. 

Was die Kabinettsreform anlangt, über die in 
der von Ihnen erwähnten Projektgruppe, die in mei-
nem Hause eingerichtet wurde, gesprochen wird, so 
glaube ich in der Tat, daß es nützlich wäre, der 
neuen Bundesregierung eine Reihe von grundsätz-
lichen Anregungen vorzulegen. Wir sind an dieser 
Arbeit. Ich hoffe, daß es möglich sein wird, das zu 
tun, was Sie vorgeschlagen haben. 

Ich glaube, daß wir auf dem Gebiet der Ver-
waltungsmodernisierung einschließlich des Ein-
satzes der elektronischen Datenverarbeitung sehr 
viel weiter sind, als vielleicht auch in diesem Hause 
bekannt ist. Insgesamt glaube ich, daß wir hier 
durchaus auf einem guten Weg zu einer modernen 
Gestaltung der Verwaltung sind. Die Notwendig-
keit dazu sehe ich genau in gleicher Weise wie 
Sie. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schlager. 

Schlager (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Gestatten Sie 
mir einige wenige Bemerkungen zu den Ausführun-
gen des Kollegen Moersch zu dem von ihm als 
„Sonderrecht" qualifizierten Ordnungsrecht der Uni-
versitäten, wie es jetzt in den elf deutschen Län-
dern zur Diskussion steht. 

Meine Damen und Herren, wenn der Herr Kollege 
Moersch hier von einem „Sonderrecht" spricht, 
meint er mit diesem Recht natürlich sozusagen ein 
Recht der Willkür. Ich darf jedoch einmal darauf 
hinweisen, daß jede gesetzliche Regelung, die von 
den deutschen Landtagen getroffen werden wird, 
natürlich unter Art. 19 Abs. 4 des Grundgesetzes 
steht. Die richterliche Kontrolle, die Grundsätze der 
Verhältnismäßigkeit und Rechtmäßigkeit sind somit 
bei der Anwendung dieses Ordnungsrechts gewähr-
leistet. Ich muß es also hier zurückweisen, wenn 

Sie die bevorstehenden gesetzlichen Regelungen in 
der Öffentlichkeit als Sonderrecht abqualifizieren 
wollen. 

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Moersch 
meinte, man brauche das Ordnungsrecht nicht, weil 
die geltenden Gesetze ausreichten. In der Tat, Herr 
Kollege Moersch, enthalten die Satzungen der Uni-
versitäten ein Disziplinarrecht. Ich darf Sie aber 
darauf hinweisen, daß die Anwendung dieses Diszi-
plinarrechts manchmal deshalb unmöglich gewor-
den ist, weil die Studenten von ihrem Mitwirkungs-
recht im Rahmen der Disziplinarkammern der Uni-
versitäten keinen Gebrauch machen und dadurch 
die Anwendung des Disziplinarrechts lahmlegen. 
Weil die Studenten, die sonst in allen Bereichen des 
Universitätslebens eine Mitwirkung verlangen, ge-
rade hier von ihrem Recht und ihrer Pflicht keinen 
Gebrauch machen, sind wir eben dazu gezwungen, 
das Ordnungsrecht auch gesetzlich zu verankern. 

Ich möchte Sie deshalb bitten, dieses Recht in 
der Öffentlichkeit nicht als ein Willkürrecht, als ein 
Sonderrecht im negativen Sinne, zu qualifizieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der  
Abgeordnete Dichgans. 

Dichgans (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen, meine Herren! Ich habe 
eben meine Ausführungen im Hinblick auf den Zeit-
punkt sehr stark komprimiert. Ich sehe jetzt deut-
lich, daß ich sie zu stark komprimiert habe. In der 
Tat läßt sich das Problem Grundgesetz nur schwer 
in zehn Minuten behandeln. 

Ich möchte folgendes klarstellen. Herr Schmitt-
Vockenhausen, ich habe niemals daran gedacht, daß 
wir etwa die  Grundrechte erneut zum Gegenstand 
einer Diskussion machen sollten, sondern wir soll-
ten uns über die Mechanismen unterhalten, die Ent-
scheidungen produzieren. Ich glaube, diese Mecha-
nismen sind auf allen Ebenen überholungsbedürftig. 
Ich glaube ferner, daß wir nur dann zu einer ver-
nünftigen, guten Lösung kommen, wenn wir das 
Problem  als Gesamtproblem sehen und nicht jeden 
Monat, zeitweise jede Woche einmal, das Grund-
gesetz ändern. 

Herr Schmitt-Vockenhausen, ich teile Ihre Sorge, 
daß eine umfassende Diskussion möglicherweise 
auch Kräfte auf den  Plan rufen könnte, die proble-
matisch und gefährlich sind. Trotzdem, glaube ich, 
können wir uns einer umfassenden Erörterung die-
ses Problems nicht entziehen. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Schmitt

-

Vockenhausen: Es will sich niemand ent

-

ziehen!) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der  
Herr Abgeordnete Müller (Mülheim). 

Müller (Mülheim) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren!  — Ich darf Sie noch einmal per-
sönlich ansprechen, Herr Präsident. Ich hatte die 
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Absicht, den Antrag der Fraktion der SPD betr. 
Deutscher Sportrat auf Drucksache V/3804 zu begrün-
den. Ich möchte mit Rücksicht auf die gesamten Ge-
gebenheiten darauf verzichten und Mit Ihrer Geneh-
migung, Herr Präsident, das,  was ich zu sagen hatte, 
zu Protokoll geben *). 

Ich möchte mir nur eine kurze Bemerkung erlau-
ben. Wir betrachten diesen Antrag als die Möglich-
keit einer Diskussion. Er sollte anregend wirken. 
Ich bin nicht der Auffassung, daß hier und heute Ent-
scheidungen fallen müssen. Ich bin allerdings der 
Meinung, daß das, was wir als Fraktion der Sozial-
demokratischen Partei hier in  die  Diskussion ein-
bringen, wert ist, gründlich im Innenausschuß disku-
tiert zu werden, damit wir möglichst noch in dieser 
Legislaturperiode zu einer Entscheidung darüber 
kommen können. 

(Beifall bei  der  SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kubitza. 

Kubitza (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die FDP begrüßt jede 
Bemühung, die Verbindung zwischen der Turn- und 
Sportbewegung und dem Staat zu verbessern. Dabei 
sollte staatlicher Dirigismus ebenso ausgeschaltet 
sein wie ein allzu engherziges Denken der sport-
lichen Führung in der Frage der staatlichen Mitwir-
kung bei der Erfüllung der Aufgaben des Sports. 

Der Deutsche Sportbund hatte beim Sport-Hearing 
einen „Runden Tisch" als Koordinationsstelle zwi-
schen Staat und Sport empfohlen. Die FDP hat in 
ihrem Sportpolitischen Aktionsprogramm '69 die 
Schaffung eines Koordinationsausschusses vorge-
schlagen. Die CDU empfahl die Berufung eines 
Sportbeirats beim Bundesministerium des Innern. 
Die SPD brachte am 5. Februar 1969 einen Antrag 
zur Konstituierung eines Deutschen Sportrates ein. 
Der Vollständigkeit halber führe ich auch noch die 
Bundeszentrale für Sport an, die vom Deutschen 
Sportbund und der Mehrheit der daran interessier-
ten Öffentlichkeit im Sommer 1968 als Eingriff in die 
ureigenen Belange der Turn- und Sportbewegung 
abgelehnt worden ist. 

Wenn man jetzt die Vorstellungen der SPD für 
ihren Deutschen Sportrat genauer prüft, wird man 
erkennen, daß dieser Antrag weiter geht als die 
inzwischen aufgegebene Bundeszentrale-Konzeption. 
Vergleicht man die erste Fassung, vorgetragen beim 
SPD-Sportkongreß, mit dem vorliegenden Antrag, 
so stellt man fest, daß zwar eine gewisse Abschwä-
chung erfolgt ist; käme aber der Sportrat in der 
empfohlenen Form durch, könnte man den Deutschen 
Sportbund getrost auflösen. 

Des weiteren hat man den Eindruck, daß die linke 
Hand der SPD nicht weiß, was die rechte tut, das 
heißt, daß die SPD-geführten Länder im Bundesrat 
ganz andere Vorstellungen haben als die SPD- 
Bundestagsfraktion. In der Bundesratsdrucksache 
475/68 vom 4. Oktober 1968 wird die Streichung des 
Titels 685 53 — Vorbereitende Maßnahmen für die 

*) Siehe Anlage 8  

Errichtung einer zentralen Einrichtung für ange-
wandte Sportwissenschaft und Sportdokumenta-
tion — gefordert. Genau diese Einrichtung fordern 
Sie aber, meine Damen und Herren von der SPD, 
in Punkt 3 d Ihres Antrags. 

Unklar bleibt auch, wie der Deutsche Sportrat 
verfassungsrechtlich eingeordnet werden soll. In 
Ihrem Konzept werden nicht nur die Zuständig-
keiten des Staates mit denen der freien Sport-
organisationen vermischt, sondern auch die Kompe-
tenzen von Bund, Ländern und Gemeinden. 

Schließlich ist auch zu fragen, ob wirklich eine 
neue Superbehörde, wie sie der Sportrat zu werden 
verspricht, benötigt wird. Dann hätte man auch 
gleich das Bundeszentrale-Konzept annehmen kön-
nen. Die angestrebte gleichberechtigte paritätische 
Besetzung des Sportrates durch die autonomen Part

-

ner führt zwangsläufig zum Entstehen eines Wasser-
kopfes, der durch die vorgesehenen Ausschüsse 
noch vergrößert wird. Wer soll das bezahlen, wenn 
nicht andere Institutionen aufgelöst werden? Und 
wer soll aufgelöst werden? Der DSB, oder die 
Sportabteilung im Bundesministerium des Innern, 
oder beide? Klarheit ist geboten. Der Deutsche 
Sportrat bringt sie nicht. 

Solche Klarheit ist auch im Zusammenhang mit 
den im Antrag aufgeführten sieben bunt zusam-
mengewürfelten Aufgaben wichtig. 

Die FDP bejaht einen Sportrat — oder wie immer 
wir es nennen wollen — als Koordinierungskomitee 
mit der Befugnis, Empfehlungen zu geben, wobei es 
sich um folgende Aufgaben kümmern sollte: 

1. eine Koordinierung aller der Maßnahmen, die 
eineeine Zusammenarbeit zwischen Staat und Sport 
auf allen Ebenen erfordert; 

2. durchgängige Empfehlungen für Zweckbestim-
mung und Zuweisung öffentlicher Mittel für die 
Sportförderung mit dem Ziel auch der klaren Ab-
grenzung der Kompetenzen in den einzelnen Berei-
chen, insbesondere in Fragen der Schaffung von 
Leistungszentren, der Traineranstellung, der sport-
wissenschaftlichen Forschung und des Sportstätten-
baus; 

3. Belebung von Maßnahmen zur Verbesserung 
des Sports an Schulen und Hochschulen. 

Das sind drei wichtige Generalziele, die nur ge-
meinsam von Staat und Sport mit Aussicht auf 
Erfolg angegangen werden können. 

Der Sportrat kann nichts anderes sein als eine 
intermediäre Koordinationsstelle mit Empfehlungs-
charakter, paritätisch besetzt von Staat und Sport, 
wobei auch Organe der Wissenschaft, Bildung, Ju-
gend und Gesundheit vertreten sein müßten. Wenn 
wir jeweils für den Bund 5, für die Länder 4, für die 
Gemeinden 4 und für die im Bundestag vertrete-
nen Parteien 3 Vertreter zugrunde legen, so hätten 
wir je 16 Vertreter von Staat und Sport, also nicht 
mehr als 32 am runden Tisch. Eine besondere Admi-
nistration wäre nicht nötig. Das Bundesministerium 
des Inneren und der Deutsche Sportbund könnten 
sie miterledigen und auch für die notwendigen Vor-
bereitungen sorgen. 
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Was wir für eine bessere Koordination zwischen 

Staat und Sport brauchen, sind keine neuen Zwi-
scheninstanzen, sondern kleine arbeitsfähige Gre-
mien und kurze Wege. Das eigentliche Problem 
in der Frage der verbesserten Zusammenarbeit zwi-
schen Staat und Sport liegt meiner Meinung nach 
gar nicht so sehr im Verhältnis zwischen dem 
Bundesministerium des Innern und dem Deutschen 
Sportbund, sondern in der klaren Kompetenzabgren-
zung zwischen Bund und Ländern auf der einen und 
dem Deutschen Sportbund und seiner Mitglieder-
organisation, insbesondere den Landessportbünden, 
auf der anderen Seite. Hierfür bietet ein Sportrat 
oder ein Koordinationsausschuß den besten Ansatz, 
wenn sich die Länder zu einer Beteiligung bereit 
erklären. Die weitere Entwicklung wird also we-
sentlich von den Ländern bestimmt, um so mehr 
als sie den siebenfachen Betrag des Bundes für die 
Sportförderung einsetzen. 

Meine Damen und Herren von der SPD, Sie wer-
den daraus entnehmen können, daß wir den Kon-
zeption in Ihrem Antrag nicht zu folgen vermögen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Bremer. 

Bremer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich stimme mit dem Vorredner 
von der sozialdemokratischen Fraktion darin über-
ein, daß es nicht im Interesse der Sache liegen dürfte, 
wenn wir heute versuchten, diesen Antrag in der 
kurzen Zeit auszudiskutieren. Trotz erheblicher Be-
denken in  der Sache selbst stimme ich daher der 
Überweisung an den Ausschuß zu. 

Wir halten die  in dem Antrag vorgesehene Ent-
scheidungsbefugnis für den Sportrat weder für 
zweckmäßig noch für verfassungsrechtlich zulässig. 
Auch die Zusammensetzung aus Vertretern der ver-
schiedenen Parlamente scheint uns politisch nicht 
richtig zur sein. Nach unserer Meinung ist dieser 
Sportrat, wie er hier konzipiert ist, ein vielzu schwer-
gewichtiges Gremium. Als Zielsetzung empfinden 
wir mehr eine Art ständige Sportkonferenz — der 
Gedanke ist von uns schon mehrfach in die Debatte 
geworfen worden — als eine Gesprächsplattform für 
einen Gedankenaustausch, für eine Koordination von 
Sport und Staat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeordneten 
der  SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schmitt-Vockenhausen. 

Schmitt -Vockenhausen (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kol-
lege Kubitza hat zunächst einmal unseren Antrag 
mißverständlich interpretiert, um die Grundlage für 
seine Ablehnung zu haben und am Schluß zu dem 
Ergebnis zu kommen: was wir brauchen, ist die Ko-
ordinierung, ist ein Sportbeirat oder so etwas Ähn-
liches. Meine Damen und Herren, alles, was hier zu 
unserem Antrag gesagt worden ist — die Auflösung  

des Sportbundes sei notwendig, es solle eine Super-
behörde geschaffen werden -, ist falsch. Ganz ein-
deutig handelt es sich beim Deutschen Sportrat um 
ein reines Koordinierungsgremium. Weil in der 
Frage der Zuständigkeit zwischen Bund und Ländern 
die Länder auf ihrer Auffassung beharren, brauchen 
wir ein solches Koordinierungsgremium. Wie man 
dieses Gremium nun nennt, darüber werden wir uns, 
weil andere noch keine Konzeption vorgelegt haben, 
nicht streiten. Wir haben auch nichts gegen einen 
besseren Namen dafür. Nur, in der Sache kommen 
wir um eine solche Koordinierungsstelle zwischen 
Bund, Ländern, Gemeinden und der Sportselbstver-
waltung nicht herum. Das bedeutet keine Ein-
mischung in die Zuständigkeit des Deutschen Sport-
bundes. In diesem unserem Anliegen sind wir uns 
offensichtlich alle einig. Man sollte unseren Antrag 
hier nicht so  mißverständlich interpretieren. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Es liegen jetzt keine 
weiteren Wortmeldungen mehr vor. 

Wir kommen zur Verabschiedung des Einzel-
plans 06. Hierzu liegen Änderungsanträge vor, und 
zwar ein Antrag der CDU/CSU und der SPD auf Um-
druck 604 *) und ein Antrag der FDP auf Um-
druck 597 **). Wie ich sehe, handelt es sich in beiden 
Fällen um den Haushaltstitel 685 51. Ich unterstelle, 
daß der Antrag auf Umdruck 597 der materiell wei-
testgehende Antrag ist, so daß wir über ihn zuerst 
abstimmen. — Zur Abstimmung Herr Bremer! 

Bremer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich darf im Namen der beiden 
Koalitionsfraktionen bitten, diesen Antrag abzuleh-
nen. Der in dem Antrag Umdruck 597 gemachte 
Deckungsvorschlag ist insofern kein echter Dek-
kungsvorschlag, als er abhebt auf die in diesem 
Jahre nicht voll ausgenutzten Mittel für die olym-
pischen Bauten in München. Die Ausgabe dieser Mit-
tel wird aber im kommenden oder im übernächsten 
Jahre nachgeholt werden müssen. Es ist also in 
Wirklichkeit keine echte Ersparnis bei diesem Titel 
zu verzeichnen. Deshalb ist das auch kein echter 
Deckungsvorschlag. 

Vizepräsident Schoettle: Zur Abstimmung 
Herr Kubitza. 

(Abg. Kubitza: Zu unserem Antrag! — Zu

-

ruf von der SPD: Der ist doch begründet!) 

— Bitte! 

Kubitza (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich kann den Ausführungen des Kol-
legen Bremer nicht zustimmen, denn der Deckungs-
vorschlag, bei Tit. 893 15 — Baukosten Olympische 
Spiele 1972 — Einsparungen vorzunehmen, ist des-
wegen durchführbar, weil auf Grund des Standes 
der Bauarbeiten im Jahre 1968 ein erheblicher Aus-
gaberest verblieben und in das Haushaltsjahr 1969 
übertragen ist. Die veranschlagten Mittel in Höhe 

*) Siehe Anlage 2 
**) Siehe Anlage 3 
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von 19 Millionen DM können daher ohne weiteres 
um 2 Millionen DM gekürzt werden. 

Meine Damen und Herren! Sie sehen in Ihrem 
Antrag vor, die Mittel zur Spitzenfinanzierung für 
den Turn- und Sportstättenbau um 2 Millionen DM 
zu kürzen. Der Haushaltsausschuß hat auf Drängen 
insbesondere auch der Opposition diese Mittel von 
23 Millionen DM auf 37 Millionen DM erhöht. Ich' 
bedauere, daß Sie jetzt mit der linken H and das 
wieder nehmen wollen, was Sie mit der rechten zu 
geben bereit waren. Der Sportstättenbau ist immer 
noch in hohem Maße förderungswürdig. Das haben 
Sie gestern auch aus einem Gespräch, das der 
bayerische Ministerpräsident mit dem Bayerischen 
Landessportverband geführt hat, entnehmen können. 
Allein in Bayern liegen Zuschußanträge in einer 
Höhe von 33 Millionen DM vor. Ich weiß auch, daß 
bei den jetzt durch den Bund gegebenen Mitteln in 
der Spitzenfinanzierung in Bayern z. B. pro Regie-
rungsbezirk nur zwei Sportstätten überregionalen 
Charakters gefördert werden könnten. Alle Maß-
nahmen sind sinnlos, wenn der Sportstättenbau nicht 
mit Energie vorangetrieben wird. 

Ich halte unseren Deckungsvorschlag für den ver

-

nünftigeren und den saubereren. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Bremer. 

Bremer  (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich darf dem Kollegen Kubitza 
doch noch einmal folgendes entgegenhalten. Die 
Tatsache, daß aus dem Jahre 1968 Restmittel ver-
blieben sind, besagt ja nicht, daß sie nicht insgesamt 
für die vorgesehenen Bauten in München gebraucht 
werden. Wenn wir sie in diesem Jahre für das ver-
wenden, was im Antrag der FDP steht, dann müssen 
diese Mittel in späteren Jahren auf andere Weise 
neu aufgebracht werden. Deswegen bitte ich doch 
sehr, daß Sie dem Antrag nicht stattgeben. 

Das andere, was hier von Herrn Kubitza noch 
hinzugefügt worden ist, kann meine Kommentierung 
nur dahin finden, daß ich diesen Vorschlag natürlich 
auch nicht mit großer Freude vertrete. Ich darf doch 
darauf hinweisen, daß die Länder — das habe ich 
vorhin schon ausführen dürfen — ihre Mittel für die 
Spitzenfinanzierung des Turn- und Sportstättenbaus 
seit einer ganzen Reihe von Jahren nicht erhöht 
haben, während der Bund sie stetig erhöht hat. 

Ein Weiteres. Sie wissen, Herr Kollege Kubitza, 
daß die Zuständigkeitsfrage bei diesem Titel unter 
dem Gesichtspunkt der Finanzreform im Moment mit 
einem erheblichen Fragezeichen versehen ist. Der 
Schwerpunkt der Förderung des Bundes — das habe 
ich vorhin ausgeführt — muß in Zukunft bei der 
Förderung des Hochleistungssports und der Trai-
ningszentren liegen. Dagegen erscheint es vertret-
bar, daß wir von den 14 Millionen DM, die wir hier 
aufgestockt haben, wieder 2 Millionen DM für diesen 
noch wichtigeren Zweck verwenden. 

Vizepräsident Schoettle: Meine Damen und 
Herren, die Sache wird am besten durch Abstim-
mung entschieden. Zur Abstimmung steht jetzt der 
Antrag auf Umdruck 597, Antrag der Fraktion der 
FDP, zu dem Herr Kubitza soeben noch einmal 
gesprochen hat. Wer diesem Antrag zustimmen will, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Danke. Die 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist 
mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Wir stimmen nun über den Änderungsantrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und SPD zum gleichen 
Haushaltstitel ab. Wer stimmt diesem Antrag zu? 
— Danke. Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Antrag ist mit großer Mehrheit angenommen. 

Wir müssen nun über den Einzelplan 06 mit der 
soeben beschlossenen Änderung abstimmen. Der 
Antrag des Ausschusses liegt dem Hause auf Seite 1 
der Drucksache V/3926 vor, die Vorlage anzuneh-
men — natürlich jetzt mit der Änderung; insofern 
wird der Antrag des Ausschusses geändert. Wer 
stimmt dem Antrag des Ausschusses mit dieser 
soeben beschlossenen Änderung zu? — Danke. Die 
Gegenprobe! — Der Einzelplan 06 ist gegen die 
Stimmen der FDP-Fraktion angenommen. 

Wir müssen nun über den mit diesem Einzel-
plan 06 verbundenen Einzelplan 36 — zivile Ver-
teidigung — abstimmen. 

Dazu hat der Abgeordnete Dorn das Wort. 

Dorn (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Der Kollege Schmitt

-

Vockenhausen hat in seiner Rede zum Einzelplan 06, 
der mit diesem Haushaltsplan 36 verbunden ist, 
schon darauf hingewiesen, daß er nicht mit dem 
zufrieden ist, was die Bundesregierung hier an 
Zivilverteidigungsvorstellungen und -möglichkeiten 
dem Parlament und dem deutschen Volk anbietet. 
Ich kann mich diesem Urteil nur anschließen. In 
einigen wenigen Einzelpunkten möchte ich das 
allerdings auch noch erläutern. 

Aber lassen Sie mich zuvor ein Wort der Ent-
schuldigung an die Adresse des Bundesministers 
Carlo Schmid sagen. Bei der Beratung des Haus-
haltsplans vor zwei Jahren ist hier darüber disku-
tiert worden, ob das Zivilschutzkorps aufgestellt 
werden sollte oder nicht. Ich habe in meiner Rede 
damals Ausführungen zitiert, die Carlo Schmid vor 
dem Sozialdemokratischen Hochschulbund im Januar 
1967 vorgetragen und mit denen er gesagt hat, das 
Zivilschutzkorps werde nicht aufgestellt. Ich hatte 
an dieser Stelle da bezweifelt, was er damals ge-
sagt hatte, weil ich eine genau gegenteilige Er-
klärung des Bundesinnenministers Lücke vorliegen 
hatte und davon ausgehen mußte, daß der amtie-
rende Innenminister über diese Frage, die in sein 
Ressort fällt, besser unterrichtet sein würde. In-
zwischen hat sich herausgestellt, daß die Auffassung 
des Bundesministers Schmid die richtige ist; denn 
die Bundesregierung hat sich für die Auffassung 
Carlo Schmids und gegen die Auffassung Lückes 
entschieden. Daher möchte ich auch hier erklären, 
daß ich das, was ich vor zwei Jahren hier zum 
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Haushaltsplan ausgeführt habe, insoweit berichti-
gen muß. 

Das Haushaltsergebnis des Einzelplans für die 
Zivilverteidigung ist für die Regierung natürlich 
vernichtend, Herr Bundesinnenminister. Wir Freien 
Demokraten haben immer die Auffassung vertre-
ten, daß die militärische und die zivile Verteidigung 
eine untrennbare Einheit sein müssen und daß das 
eine, ohne das andere durchgeführt, für unsere Be-
völkerung völlig wirkungslos ist. Als wir damals 
nach der Fallex-Übung aus dem Eifelbunker aus-
zogen, hat es an dieser Stelle eine sehr harte Aus-
einandersetzung zwischen dem heutigen Innenmini-
ster und mir über die Frage gegeben, ob die Vor-
stellungen in der Bundesregierung über die Mög-
lichkeiten einer Zivilverteidigung nicht durch das, 
was sich in der Praxis ereignet hat, völlig in sich 
zusammengebrochen seien. So hatte ich es vorge-
tragen. Damals hatten der Innenminister und 
Kollege Benda dem energisch widersprochen. Wenn 
ich mir heute ansehe, was von den Vorstellungen 
der Zivilverteidigung übriggeblieben ist, und wenn 
ich das richtig werte, Herr Innenminister, was Ihr 
Abteilungsleiter Thomsen, der nun lange Jahre 
diese Abteilung leitet, veröffentlicht hat, dann muß 
ich allerdings sagen, daß Sie heute eigentlich den 
Offenbarungseid für die Zivilverteidigungsvorstel-
lungen der Bundesregierung leisten müssen. Denn 
es ist jetzt tatsächlich gar nichts mehr übriggeblie-
ben, was wirkungsvoll sein und hier ein Mindest-
maß an Voraussetzungen für die Zivilverteidigung 
erfüllen könnte. 

Ich sage Ihnen gleich dazu, Herr Minister, daß wir 
Freien Demokraten nicht glücklich darüber sind, daß 
dies das Ergebnis der Politik der Regierung ist. So-
lange wir Freien Demokraten in der Bundesregie-
rung waren, war das völlig anders. Aber ich will 
hier nicht werten — ich kann auch gar nicht wer-
ten —, wer von den Koalitionspartnern jetzt dafür 
gesorgt hat, daß das unbefriedigende Ergebnis 
dabei herausgekommen ist. 

(Abg. Matthöfer: Unbefriedigendes Ergeb

-

nis vom Winter 1966!) 

— Ja, Herr Kollege Matthöfer, ich glaube, Sie 
waren selber gestern abend noch anwesend, als 
diese Frage zwischen den Koalitionsfraktionen hier 
ausgiebig diskutiert wurde und der Herr Kollege 
Hermsdorf in einer verständlichen Reaktion auf das, 
was der Kollege Gewandt und andere von der CDU 
Ihnen dazu zu unterbreiten gehabt haben, er-
widerte. Ich will mich in diesen Streit gar nicht ein-
schalten. Ich bin davon überzeugt, daß Sie und die 
Christlichen Demokraten diesen Streit mit zum 
Höhepunkt des Wahlkampfes führen werden, so 
daß wir also in Ruhe abwartend dabeistehen und 
sehen können, was für Sie beide dabei heraus-
kommt. 

Aber eines ist doch sicher: daß das Ergebnis der 
Politik dieser Regierung für diesen Bereich alles 
andere als befriedigend ist. Insofern verstehe ich 
auch den Kollegen Schmitt-Vockenhausen, daß er 
das heute morgen noch einmal vorgetragen hat. Ich 
kann nur eines sagen, Herr Bundesminister: das,  

was Ihr Haus und die Bundesregierung und die 
Koalition auf diesem Gebiete uns nun servieren, ist 
ein Gericht, das wir für ungenießbar halten. Es ist 
ein Gericht, von dem wir überzeugt sind, daß es 
auch niemandem, der davon seinen Anteil nehmen 
will, gut bekommen wird. Denn die Pläne, die Sie 
nun vortragen — ich will Sie hier gar nicht mit 
den Zahlen langweilen —, sind so vernichtend, 
utopisch und unwirksam, daß man nur den Kopf 
darüber schütteln kann, wie Sie überhaupt noch von 
Zivilverteidigung sprechen können. Ich würde Ihnen 
also dringend empfehlen, dieses Kapitel entweder 
ganz ad acta zu legen und zu sagen: „Wir sind 
nicht in der Lage, etwas zu tun", oder aber Sie 
müssen Ihre Politik völlig ändern. Mit den Maß-
nahmen einer Zivilverteidigung, die Sie vorgesehen 
haben, wird diese Bundesregierung nie glaubwürdig 
werden können. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle Es liegen keine wei-
teren Wortmeldungen vor. Damit ist die Aussprache 
über den Einzelplan 36 geschlossen. Wir kommen 
zur Abstimmung. Wer diesem Einzelplan zustimmt, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Danke. Die 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Einzelplan 
ist mit großer Mehrheit gegen die Stimmen der FDP 
angenommen. 

Wir haben noch über den zweiten Teil des Aus-
schußantrages zum Einzelplan 06 zu beschließen, 
die eingegangenen Petitionen durch die Beschluß-
fassung zu Ziffer 1 für erledigt zu erklären. Wird 
diesem Ausschußantrag widersprochen? — Das ist 
nicht der Fall; es ist so beschlossen. 

Ferner haben wir noch über den Antrag der 
Fraktion der SPD betreffend Deutscher Sportrat zu 
entscheiden. Hier ist vorgeschlagen, den Antrag an 
den Innenausschuß — federführend — und zur Mit-
beratung an den Ausschuß für Wissenschaft, Kultur-
politik und Publizistik zu überweisen. Wird diesem 
Vorschlag widersprochen? — Das ist nicht der Fall; 
dann ist so beschlossen. 

Ich rufe nun den Einzelplan 31 auf: 

6. hier: Einzelplan 31 

Geschäftsbereich des Bundesministers für wis-
senschaftliche Forschung 

— Drucksachen V/3945, zu V/3945 — 

Berichterstatter ist Herr Dr. Althammer. Der Herr 
Berichterstatter verzichtet auf das Wort. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat zunächst 
Frau Abgeordnete Geisendörfer. 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte diese Stelle 
des Bundestages jetzt nicht als Klagemauer benüt-
zen und Betrachtungen darüber anstellen, daß wir 
wieder einmal an einem Freitagmittag über so wich-
tige Dinge reden. Wir alle wissen, warum das so 
gekommen ist. Ich bitte auch die Presse, 

(Zuruf von der Mitte: Wo ist sie?) 



12204 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 223. Sitzung. Bonn, Freitag, den 21. März 1969 

Frau Geisendörfer 
daraus nicht Schlußfolgerungen über die Einschät-
zung von Wissenschaft und Forschung im Bundestag 
zu ziehen. 

(Abg. Hermsdorf: Verehrte Kollegin, haben 
Sie schon einmal erlebt, daß die Presse 

einer Bitte entspricht? Ich nicht!) 

— Man soll die Hoffnung nie aufgeben, Herr Kol-
lege; ich bin da noch optimistisch. 

Ich möchte deswegen aber meine Kollegen, die an 
diesem Einzelplan interessiert sind, fragen, ob sie 
sich meinen Überlegungen anschließen könnten, der 
Öffentlichkeit verständlich zu machen, daß es wohl 
besser ist, wenn wir alle die Gedanken, die wir zu 
diesem Einzelplan haben, bei der geplanten großen 
Wissenschaftsdebatte am 23. oder 24. April gründlich 
besprechen und sie nicht heute unter Zeitdruck nur 
schnell und verkürzt abhandeln. Mit Herrn Kollegen. 
Raffert bin ich schon übereingekommen. Ich weiß 
nicht, ob Herr Kollege Moersch sich dieser Ansicht 
anschließen kann. Allerdings hoffe ich, daß die Wis-
senschaftsdebatte, die schon so oft verschoben wor-
den ist — vom Februar auf den März und jetzt auf 
den April —, nachher nicht noch einmal verschoben 
wird. Ich möchte also noch einmal betonen: ich 
möchte hier jetzt keine Grundsatzdebatte führen. 
Ich möchte nur Anmerkungen anbringen, deren Prä-
missen ich auch nicht noch einmal expressis verbis 
ins Gedächtnis zurückrufen möchte, weil ich der 
Überzeugung bin, daß sie den hier Anwesenden 
längst geläufig sind. 

Wir sind alle überzeugt davon — das hat sich 
inzwischen herumgesprochen; das ist allmählich zu 
einem Allgemeinplatz geworden —, daß Leistungen 
für Wissenschaft und Forschung in der Zukunft 
Priorität haben müssen. Das hat sich auch wieder in 

 dem positiven Akzent ausgedrückt, den Minister 
Stoltenberg vorgestern gesetzt hat, als er von den 
finanziellen Aufwendungen für Wissenschaft und 
Forschung gesprochen hat, die im Jahre 1968 14 Mil-
liarden DM betragen und zu denen noch 4 Milliar-
den DM für das Schulwesen dazukommen. Insgesamt 
sind also  18 Milliarden DM vorgesehen. 

Wir müßten bei diesem Haushalt über eine ganze 
Reihe von Problemen sprechen: über das Hochschul-
wesen, über die technologischen Fragen und über 
die Aufwendungen für die Forschungen auf diesem 
Gebiet. Wir haben die Themen in dem Schriftlichen 
Bericht des Wissenschaftsausschusses aufgezählt, 
auf dessen Grundlage am 23. April ausführlich 
debattiert werden soll. 

Zunächst nur einige kurze Anmerkungen zum 
Hochschulwesen. Ich will dem Grundsatz treu blei-
ben, heute nur besondere Schwierigkeiten ins Visier 
zu nehmen. Der Bereich des Hochschulwesens steht 
im Mittelpunkt der  Diskussion. Bei einem anderen 
Haushalt ist heute auch schon sehr eingehend über 
diesen Bereich gesprochen worden. Für einige un-
bestrittene Mißstände auf diesem Gebiet hat sich 
inzwischen ein idealer Prügelknabe gefunden. Dias 
ist der Föderalismus. Ich glaube, die überspitzten 
Vorwürfe gegen den Föderalismus haben berech-
tigte Einwendungen wieder zunichte gemacht, eben  

weil die Vorwürfe überspitzt vorgebracht worden 
sind. 

Wir wissen alle, daß eine ganze Reihe von  Ent-
wicklungen zu den Schwierigkeiten auf diesem Ge-
biet geführt haben, die wir in dieser Größe und 
in diesem Umfang vielleicht doch nicht voraus-
sehen konnten. Wir kennen alle das Schlagwort 
von der Bildungsexplosion im Bereich der wetter

-

führenden Schulen. Wir wissen, daß heute im Durch-
schnitt 50% der Volksschüler diese weiterführen

-

den Schulen besuchen. Wir haben auch Verständnis 
dafür, daß diese Tatsache die Länder vor ein ganz 
großes Problem gestellt hat, sowohl Hinblick auf 
Schulhausbau als auch im Hinblick auf Personalver-
mehrung. Die Dauerkosten für die Länder würden 
etwa 25 Milliarden DM betragen. Das sind solch 
enorme Kostensteigerungen, daß wir genau wissen, 
daß gerade beim Schulhausbau und bei der  Personal-
vermehrung manches einfach nicht zu realisieren eist. 
Wir könnten uns vielleicht noch überlegen, wie wir 
die finanziellen Leistungen erhöhen könnten; das 
Problem der Personalvermehrung ist aber nicht so 
schnell zu bewältigen. 

Der Bildungsrat hat für den gesamten Schulbereich 
für 1975 einen Bedarf von mindestens 22 Milliarden 
DM errechnet. Andere Schätzungen gehen maximal 
bis zu 30 Milliarden DM. Dabei haben, wie wir ja 
alle wissen, die Länder die finanzielle Hauptlast zu 
tragen, weil sie die  laufenden Ausgaben allein zu 
bestreiten haben. 

Nun gibt es eine ganze Reihe von Vorschlägen 
zur Bewältigung dieser eben angedeuteten Misere. 
Wir haben alle Überlegungen grundsätzlicher Art 
angestellt, organisatorische Fragen diskutiert und 
auch Bildungspläne erarbeitet, auf die ich heute 
und hier an dieser Stelle ganz bewußt nicht einge-
hen möchte, weil dazu wirklich mehr Zeit gehört. 
Ich möchte nur die finanzielle Frage — aus der 
Sicht des Bundes und natürlich wiederum nur unter 
dem Gesichtspunkt des Einzelplans 31 — anspre-
chen. Der Haushaltsausschuß war bei allen Beschlüs-
sen in bezug auf Ausgaben für Hochschulbauten mit 
dieser Situation, ,die ich vorhin nur angedeutet 
habe, konfrontiert. Er war mit der Tatsache kon-
frontiert, daß sich die Länder außerstande erklärt 
haben, 1969 730 Millionen DM für den Ausbau der 
bestehenden Hochschulen bereitzustellen. Sie wis-
sen auch, daß der Haushaltsausschuß deswegen sei-
nen Ansatz 'für diesen Zweck auf Grund der ent-
sprechenden Bestimmungen auf 560 Millionen 
senken mußte. Er hat aber dafür den Ansatz für 
Neubauten auf 115 Millionen erhöht, und auch 
die verbleibende Differenz wird nach den Vorschlä-
gen des Haushaltsausschusses .dem Hochschulbe-
reich zukommen. Ich möchte hier ausdrücklich fest-
stellen, daß dabei keine Kürzung vorgenommen 
worden ist. 

Um so schmerzlicher berührt es uns alle, daß im 
Rahmen der Konjunkturdämpfungsmaßnahmen vom 
Kabinett eine vorläufige Ausgabensperre von 
125 Millionen verfügt worden ist. Wir können 
uns damit auf Grund der Wichtigkeit dieser ganzen 
Fragen nicht einverstanden erklären und möchten 
vorschlagen, daß man doch noch einmal sehr genau 
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prüft, ob man nicht an Stelle der Streichung zu-
nächst eine Sperre setzen kann. 

(Zuruf von der SPD: So ist es doch auch!) 

— Das ist unsere Frage; es ist unser gutes Recht, 
diesen Vorschlag zu machen. Ich glaube, auf Grund 
der Erfahrung vergangener Jahre sind wir wohl 
berechtigt, einen solchen Vorschlag zu machen, denn 
es hat sich immer gezeigt, daß man, wenn man zu 
schnell resigniert, nicht mehr zu dem kommt, was 
vielleicht noch zu erreichen gewesen wäre. 

Hier möchte ich noch eine Zwischenbemerkung 
gerade aus der Sicht des Parlaments machen. Wir 
wissen, daß dieses Haus, das frühere Bundesministe-
rium für Atomkernenergie, das jetzige Ministerium 
für wissenschaftliche Forschung, immer in der vor-
dersten Reihe gestanden hat, wenn es getreu den 
Anweisungen des Kabinetts oder des Haushaltsaus-
schusses an seinem eigenen Etat Streichungen vor-
nehmen sollte. Andere Häuser und andere Verwal-
tungen waren nicht so schnell bei der Sache, sie 
konnten also später nachträgliche Streichungen — — 

(Abg. Hermsdorf: Das ist eine kühne Be

-

hauptung, Frau Kollegin!) 

— Das kann ich Ihnen beweisen. 

(Abg. Hermsdorf: Ich beweise Ihnen das 
Gegenteil!) 

— Ich möchte aber meine Behauptung trotzdem 
aufrechterhalten; vielleicht können wir zu gegebener 
Zeit noch darüber sprechen. — Es ist also in diesem 
Hause, wenn diese Maßnahmen kommen, sehr viel 
weniger Polster drin. Ich möchte darum noch einmal 
vorschlagen, eine Sperre zu verhängen und bis 
Jahresende eventuell eine differenzierte Lösung zu 
ermöglichen. Dieser Vorschlag — Herr Kollege 
Hermsdorf, ich darf es Ihnen vielleicht hinter vor-
gehaltener Hand verraten — kommt nicht von einem 
Laien des Haushaltsausschusses, sondern diesen 
Vorschlag wollte eigentlich mein Kollege Althammer 
vortragen, dem Sie nicht gänzliche Unkenntnis oder 
mangelnde Sachkenntnis auf diesem Gebiet vor-
werfen können. 

(Abg. Hermsdorf: Das habe ich auch Ihnen 
nicht vorgeworfen!) 

— Ja, ich sage das deshalb, weil Sie sagten, Sie 
könnten beweisen, daß es nicht stimmt. 

Ich darf hier vielleicht auch noch sagen, daß der 
Kollege Althammer dringende Verpflichtungen hatte 
und deswegen dieses Anliegen nicht selber vor-
tragen konnte. 

Um unserem Wunsch noch größeren Nachdruck zu 
verleihen, möchten wir auch noch daran erinnern, 
daß der Bundesfinanzminister Strauß bei der Frei-
gabe der gesperrten Mittel doch die Priorität dieser 
Aufgaben berücksichtigen sollte, die er selber immer 
so überzeugend dargelegt hat, besonders in der Zeit, 
als er der Chef dieses Hauses war. 

Dann eine Anmerkung — nur eine Anmerkung, 
wie ich noch einmal betonen möchte — zur Atom-
forschung und zu Fragen der Forschung überhaupt. 
Heute hat eine Zeitung in einer Überschrift gefragt,  

ob die Forschung bei uns eine Zipfelmütze trage. Ich 
glaube, so vereinfacht man diese ganzen Fragen zu 
stark. Die Erfolge im Bereich der deutschen Atom-
forschung sind eindrucksvoll. Wir wissen zwar, daß 
wir vielleicht noch mehr hätten erreichen können, 
aber jeder, der die Materie etwas genauer kennt, 
weiß, daß nicht nur wir in der Bundesrepublik 
Deutschland, sondern auch andere Länder einige 
Umwege auf diesem ganz neuen Forschungsgebiet 
in Kauf nehmen mußten. Auf den Großforschungs-
gebieten gehörte ein Pioniergeist dazu, der auch 
einmal etwas wagte, bewußt Umwege riskierte und 
auch wagte, in angemessenem Rahmen finanzielle 
Aufwendungen à fonds perdu zu geben. 

Bis jetzt hat der Bund in diesem Bereich 215 Mil-
lionen DM aufgewendet. In enger Zusammenarbeit 
mit der deutschen Wirtschaft, die ihrerseits hohe 
Investitionen auf der Basis nationaler Förderung 
vorgenommen hat, wurde dieser Erfolg erreicht. In 
vergangenen Jahren haben wir oft an die deutsche 
Industrie und Wirtschaft von diesem Platz aus ap-
peliert, ihre Bemühungen auf dem Forschungsbereich 
zu intensivieren. Dabei haben wir ihr als leuchten-
des Vorbild immer besonders die Vereinigten Staa-
ten vorgehalten. 

Ich glaube, es ist an der Zeit, heute und hier der 
Industrie und der Wirtschaft auch einen Dank dafür 
auszusprechen, daß sie ihre Bemühungen intensi-
viert haben. Gerade vor einigen Tagen habe ich mit 
Vertretern eines der größten deutschen Industrie-
unternehmen gesprochen. Dabei hat man mir glaub-
haft versichert, daß die Zuschüsse des Bundes zu 
der firmeneigenen Forschung nur ein Viertel der 
gesamten Aufwendungen für Forschung betragen. 
Dem hohen Anteil der Industrie selbst gebührt An-
erkennung, und wir möchten ihr Dank sagen. Wir 
haben Verständnis dafür, daß es auch hier einiger 
Anlaufzeit bedurft hat, bis es so weit war. Ich hoffe, 
daß Dank und Anerkennung — wenn Sie mir die 
Anmerkung nicht übelnehmen -- auch einen gewis-
sen psychologischen Erfolg haben. Anerkennung und 
Dank bringen vielleicht manchmal mehr Ansporn als 
ständiger Tadel und Beschwerden. 

Es wäre sicher möglich, in diesem Zusammen-
hang noch einmal über den Atomsperrvertrag aus 
der Sicht der zivilen Fragen zu sprechen. Ich möchte 
es mir versagen. Ich habe dies nur deshalb ange-
merkt, damit Sie nicht etwa denken, wir sähen diese 
Zusammenhänge nicht. Aber ich habe immer wieder 
betont, daß wir uns heute zeitlich beschränken 
wollen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

—Ich habe ja gesagt, ich werde es nicht tun. Ich habe 
deswegen darauf angehoben, weil ein Sprecher der 
FDP bereits einen konkreten Fall dieser Problematik 
erwähnt hat. Damit möchte ich zum Ausdruck brin-
gen, daß wir durchaus über diese Frage sprechen 
können, es aber heute und hier nicht tun wollen. 

Wir wissen z. B., daß 35 Millionen DM im Jahre 
1968 für eine Gaszentrifuge neu bewilligt wurden, 
mit der wir zusammen mit England und Holland 
den Vorrat an angereichertem Uran für Ende der 
70er Jahre erhöhen wollen. Ich spreche deswegen 
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in dem Zusammenhang davon, weil sich hier ein 
positiver Ansatz für deutsche und europäische Zu-
sammenarbeit der Zukunftsindustrien zeigt. 

Allerdings könnte man an dieser Stelle auch von 
der Problematik dieser Zusammenarbeit sprechen. 
Wir wissen, daß diese Zusammenarbeit vordringlich 
ist; denn nach heutigen Erkenntnissen ergibt sich 
Ende der 70er Jahre für Europa die bekannte Vor-
ratslücke bei angereichertem Uran, das für die Exi-
stenz der Atomkraftindustrie entscheidend ist. Wir 
wissen alle, daß der Export deutscher Reaktoren 
davon abhängt, ob wir eine Garantie dafür geben 
können, daß wir auch die Brennelemente für diese 
Reaktoren liefern. 

Im Rahmen von Euratom war eine Realisierung 
mancher Vorhaben nicht möglich. Zu Euratom hätte 
ich eine ganze Reihe von Anmerkungen zu machen. 
Sie wissen, daß wir zu den Eurotom-Fragen einen 
Entschließungsantrag für die dritte Lesung vorlie-
gen haben. Ich darf mir vorbehalten, bei der Be-
gründung dieses interfraktionellen Antrags in der 
dritten Lesung noch ausführlicher auf diese Fragen 
einzugehen. 

Schließlich noch eine Bemerkung über die anderen 
Aufwendungen im technologischen Bereich. Es ist 
interessant, die neuesten Ergebnisse einer OECD- 
Studie über die Aufwendungen für Wissenschaft und 
Forschung in Europa und das Verhältnis zu den USA 
zu lesen. Danach ist der Abstand keineswegs so 
hoffnungslos, wie das manchmal behauptet wird. 
Ich möchte sogar sagen, der Abstand verringert sich 
ständig. Dieienigen, die sich hier im Parlament und 
in dem Ausschuß von Anfang an mit diesen Fragen 
befaßt haben, wissen ein Lied davon zu singen 
und können bestätigen, daß wir damals nicht ge-
glaubt haben und noch nicht einmal die Hoffnung 
haben konnten, daß wir im März 1969 so weit auf-
geholt haben würden. Ich glaube, daß wir auf-
geholt haben, — wenn wir auch noch nicht überall 
den Anschluß bekommen haben —, wurde möglich, 
weil wir allmählich gelernt haben, bestimmte 
Schwerpunkte herauszustellen, und nicht den Ehrgeiz 
hatten, alles zu machen, sondern die Lücken er-
kannt haben, wo wir etwas leisten konnten, und 
unsere ganzen Bemühungen darauf konzentriert 
haben. Ich möchte an dieser Stelle auch dem Herrn 
Wissenschaftsminister und seinen Mitarbeitern Dank 
sagen und zum Ausdruck bringen, daß wir das 
durchaus verfolgt haben und um diese Anstrengun-
gen wissen. Wir möchten Sie ermutigen, diese 
Linie nachdrücklich weiter zu verfolgen. 

Es wären dann Betrachtungen darüber anzustellen, 
daß die Situation in den einzelnen Forschungsberei-
chen natürlich differenziert ist und daß wir in man-
chen Dingen weitergekommen wären, wenn eben die 
europäische Zusammenarbeit sehr viel intensiver 
gewesen wäre. Die technologische Zusammenarbeit 
ist in allgemeine politische Entscheidungen eingebet-
tet, und dadurch sind manche Verzögerungen zu er-
klären. 

Die Bundesrepublik will nach der mittelfristigen 
Finanzplanung in diesem technologischen Bereich bis 
1973 eine Verdoppelung von 3,8 auf 7,3 Milliarden 

DM erreichen. Es ist gut, daß der Wissenschafts-
minister  diese positive Bilanz vor einigen Tagen ver-
öffentlicht hat. Wir hätten gern gesehen, wenn 
manche Dinge, die darin enthalten sind, bei dieser 
Debatte zur Kenntnis und in diesem Zusammenhang 
an die Öffentlichkeit gebracht worden wären. Ich 
möchte noch einmal feststellen, daß wir im natio-
nalen Bereich aufgeholt haben, vor allem im Atom-
bereich, bei der Weltraumforschung und auch bei der 
Datenverarbeitung; bei anderen Bereichen der neuen 
Technologie sind wir auf dem Wege. 

In diesen Tagen ist viel von den Möglichkeiten der 
Datenverarbeitung gesprochen worden. Ich möchte 
diese Überlegungen nur unterstreichen und  in  dem 
Zusammenhang auch sagen, daß sich unser Parla-
ment die Hilfe dieser technischen Einrichtungen sehr 
viel mehr zunutze machen sollte, als es bisher ge-
schehen ist.  Ich hoffe, daß bei der Beratung des Ein-
zelplans 02, unseres eigenen Haushalts, dazu noch 
etwas gesagt wird. 

Wenn wir in künftigen Jahrzehnten unter den 
Spitzenreitern der modernen Industriestaaten blei-
ben wollen, werden die nationalen Bemühungen 
allein aber nicht genügen. Wir werden uns, um das 
noch einmal zu unterstreichen, in der kurzen Zeit, die 
Europa noch zur Verfügung steht, sehr viel mehr 
Mühe geben müssen. Ich möchte noch einmal ganz 
deutlich betonen: es führt kein Weg an Europa vor-
bei. Wir wollen die technischen Probleme nicht ge-
sondert betrachten; denn für die kommende Gene-
ration ist es eine Frage der politischen Existenz und 
ihres Lebensstandards, ob Europa zusammenfindet 
oder nicht. Es ist aber auch eine Frage, ob sich die 
kommende Generation an der Lösung technischer 
Probleme, die sie faszinieren, versuchen kann. Um 
deutlich zu machen, was ich damit meine, darf ich an 
den Wettbewerb „Jugend forscht" erinnern, der ganz 
erstaunliche Ergebnisse zeitigte. Daran zeigt sich, wie 
sich die Jugend, über die heute auch schon manches 
Negative ausgesagt wurde, an solchen Dingen be-
geistern kann. 

Wir sollten auch ein Wort der Anerkennung an 
diejenigen Gremien und Persönlichkeiten richten, 
die sich bemühen, die Jugend auf diesem Gebiet zu 
faszinieren. Unserer Delegation ist in Amerika, in 

 Huntsville, erzählt worden, daß Kennedy die Welt-
raumforschung nicht nur mit technologischen, mili-
tärischen und industriellen Gesichtspunkten begrün-
det hat, sondern auch dadurch, daß er der Jugend 
Amerikas, die scheinbar nichts mehr zu erobern 
hatte, ein ganz weitgestecktes Ziel gab. Das ist viel-
leicht ein Gedanke, der nicht ganz abwegig ist. 

(Abg. Moersch: Vielleicht der Flug zur Venus!) 

— Warum nicht? 

Zum Schluß bleibt mir noch, dem Minister noch 
einmal dafür zu danken, daß er — soviel an ihm 
lag — jede MögLichkeit ausgenutzt hat, die bestehen-
den europäischen Gemeinschaften wie Euratom, 
ESRO, ELDO usw. zu erhalten. Wir wissen allerdings 
auch, daß die Erhaltung dieser Institutionen nicht 
genügt. Es ist dringend notwendig, daß wir neue 
Formen der Zusammenarbeit finden: entweder die 
Schaffung völlig neuer Organisationen oder das Be- 
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trauen der bestehenden Organisationen mit anderen 
Aufgaben. Ich bin der Meinung, daß wir nicht um 
jeden Preis gerade auf diesem Gebiet, in dem der 
Wandel sich rascher als auf anderen Gebieten voll-
zieht, Bestehendes nur deshalb erhalten sollten, weil 
es sich in seinem Anfangsstadium einmal bewährt 
hat. 

Wir hoffen, daß der Herr Minister bei seinen Be-
mühungen vom Parlament jede finanzielle Unter-
stützung erhält; denn es genügen hier nicht nur 
die guten Programme, sondern mehr als auf ande-
ren Gebieten ist die finanzielle Unterstützung not-
wendig. Ich bitte auch die anderen Kollegen, die 
sich auf diesem Gebiet nicht so intensiv betätigen, 
Verständnis dafür zu haben, daß wir hier mehr als 
auf anderen Gebieten wagen müssen; denn ein 
Rückschnitt auf dem Gebiet von Wissenschaft und 
Forschung würde auch ein Rückschritt bei Leistun-
gen auf anderen Gebieten bedeuten, gerade auch auf 
sozialem Gebiet. 

Ich glaube, das muß einmal ganz deutlich ausge-
sprochen werden, weil in der Öffentlichkeit sehr oft 
auf die primitive Alternative vereinfacht wird: bes-
ser die sozialen Leistungen erhöhen und hier nicht 
Geld hinauswerfen. Wir müssen immer wieder be-
tonen, daß hier ein ganz deutlicher funktionaler 
Zusammenhang besteht. Ich hoffe, daß sich das auch 
allmählich herumspricht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Frau Kollegin Geisendörfer hat hier 
bereits eine kritische Wendung in bezug auf die 
Informationspolitik des Herrn Bundesministers ge-
braucht; weitere diesbezügliche Ausführungen kann 
ich mir ersparen. Ich muß aber dem Herrn Minister 
bescheinigen, daß er ein sehr guter Kenner des Par-
lamentsbetriebs ist; denn er hat natürlich in weiser 
Voraussicht dieser merkwürdigen Terminierung der 
Öffentlichkeit, nämlich den Zeitungen, rechtzeitig 
das übermittelt, was er heute vielleicht gar nicht 
mehr losgeworden wäre. 

(Heiterkeit. — Abg. Raffert: Was ihm vor 
allen Dingen keiner abgenommen hätte!) 

— Beispielsweise, ja; was er ungeprüft möglicher-
weise nicht hätte sagen können. — Aber, Herr Mi-
nister, wir haben ja vielleicht im April Gelegenheit, 
diese Diskussion zu führen. Ich sage: vielleicht. Denn 
wenn ich den Optimisimus hätte, den Frau Kollegin 
Geisendörfer, was den Termin betrifft, hier ver-
strömt hat, könnte ich mich jetzt hier auch ganz kurz 
fassen. Ich habe aber heute morgen von  den  Frak-
tionsgeschäftsführern vernommen, daß inzwischen 
für diesen Tag auch eine andere wichtige Debatte 
fest versprochen worden ist, nämlich die deutsch-
landpolitische, mit der Zusage, daß wir dafür bei 
dieser Haushaltsdebatte keine Deutschland-Debatte 

führen. Ich bin einmal gespannt, wie dieser Ring-
kampf am Ende ausgehen wird. 

(Abg. Hermsdorf: Die Zeit wird siegen, 
Herr Moersch!) 

— Die Zeit wird siegen, ja; Sie haben recht, Herr 
Hermsdorf. 

Nun zu dem Etat 31. Wir können ihn nicht be-
trachten, ohne uns gleichzeitig die anderen Etat-
mittel für Forschung im Bundeshaushalt anzusehen. 
Dabei kommen wir immerhin — ich bedauere, nur 
noch eine geringe Zahl von Kollegen hier zu sehen 
— auf einen Anteil im Bundeshaushalt von nahezu 
5 % für Forschungs- und Wissenschaftsaufgaben. 
Meine Damen und Herren, das ist eine Summe, die 
wir zu verantworten haben. Das sind mit dem Ver-
teidigungsforschungsetat über 4 Milliarden DM. Es 
sind die Mittel, die im gesamten Bundeshaushalt am 
ehesten disponibel und am wenigsten gesetzlich fest-
gelegt sind. Man wird uns eines Tages mit Recht 
fragen, ob sie sinnvoll und vernünftig ausgegeben 
worden sind. 

Hier muß ich nun Zweifel anmelden; ich muß sie 
gegenüber den vergangenen Jahren sogar verstär-
ken. Der Effekt der Verwendung dieser 4 Milliarden 
DM ist mir jedenfalls bei allem Bemühen, Klarheit 
zu schaffen, nicht in allen Fällen klargeworden. Die 
lange Liste der beteiligten Ressorts,  die  wir im 
Haushaltsplan aufgeführt finden, spricht ja auch 
nicht dafür, daß die Bundesregierung selbst in 
dieser Frage Klarheit schaffen konnte, sondern sie 
ist geradezu eine Aufforderung an Interessenten, 
sich der Möglichkeiten zu bedienen, die ihnen diese 
Vielfalt der Erscheinungen im Bundeshaushalt und 
in den einzelnen Ressorts bietet. Ich habe das Ge-
fühl, daß hier das machtverteilende Prinzip in der 
Bundesregierung überstrapaziert worden ist, daß 
viel zu viele Ressorts die Finger in dieser Kasse 
haben und daß am Ende — vielleicht mit Ausnahme 
eines leidgeprüften Referenten in der Haushalts-
abteilung des Finanzministeriums — niemand mehr 
einen wirklichen Überblick über die Möglichkeiten 
der Forschungsfinanzierung hat. 

Das ist. ein Ausweis für die Schwäche der Organi-
sation der Bundesregierung. Es ist auch ein Ausweis 
dafür, daß der Regierungschef seine nun wirklich 
unbestrittene Organisationskompetenz in dieser 
Bundesregierung nicht wahrgenommen hat, daß er 
offensichtlich das Problem nicht erkannt hat. Herr 
Kollege Dichgans hat uns vorhin in leuchtenden 
Farben die fabelhafte Planungsabteilung geschildert, 
die es im Bundeskanzleramt gibt. Ich meine, es wäre 
die erste Aufgabe dieser Planungsabteilung, hier 
einmal für Ordnung zu sorgen und einen übersicht-
lichen Organisationsplan für die Bundesregierung 
selbst zu erstellen. 

Nun hat der Haushaltsausschuß selbst — als un-
verdächtiger Zeuge ist der Berichterstatter für das 
Wirtschaftsressort hier anwesend; er hat am Ende 
seines Berichts darauf hingewiesen — offensichtlich 
Sorge über die Effektivität der Ausgaben bei der 
Verwendung von Mitteln für die gleiche Sache in 
verschiedenen Ressorts, z. B. in der Datenverarbei-
tung beim Wirtschafts - und Wissenschaftsressort. 
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Das überschneidet sich in vielen Fällen, weil die 
Aufgabenstellung immer mehr zusammengewachsen 
ist, die zum Ziel hat, eine wachstumsorientierte 
Forschungspolitik in diesen Bereichen zu betreiben. 
Hier muß eine andere Organisationsform, eine kla-
rere Verantwortlichkeit innerhalb der Bundesregie-
rung gefunden werden. 

Das Beispiel Datenverarbeitung ist inzwischen 
geradezu abschreckend geworden. Ich muß Ihnen 
ganz offen bekennen, alle Bemühungen, hier mehr 
Geld auszugeben, stoßen bei mir auf große Skepsis, 
solange ich nicht weiß, ob irgend jemand in der 
Lage ist, zu beweisen, daß das auch sinnvoll ge-
schieht. Die Gründung neuer Gesellschaften in 
GmbH-Form mit undurchsichtiger Aufgabenstellung, 
etwa hier in der Nähe, ist auch nicht gerade dazu 
angetan, das Vertrauen in die Richtigkeit dieser 
Politik zu stärken. 

Die Frage ist eben: Wie will die Regierung för-
dern, hat sie überhaupt einen Überblick über die 
gestellten Aufgaben und kann sie entsprechend 
richtig disponieren? Die falschen Prognosen, die uns 
in diesem Parlament in der Vergangenheit gegeben 
worden sind, lassen sich ja leicht nachweisen. Ich 
darf nur an das besonders markante Beispiel des 
Rechenzentrums in Darmstadt erinnern. Hier wurde 
uns gesagt, daß das völlig in Ordnung gehe; das sei 
sachverständig geprüft, was man eben bei uns 
sachverständig nennt. Inzwischen erfahre ich, daß 
gar nichts geht, daß die Anlage dort, die wir aus 
nationalen Gründen angeschafft haben, offensicht-
lich noch nicht im nötigen Umfange betriebsbereit 
ist, ja, daß die Firma sogar Konventionalstrafen 
zahlen muß, weil sie den Vertrag nicht einhalten 
konnte. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Frage der Frau Abgeordneten Geisen-
dörfer? 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Herr Kollege, 
sind Sie darüber informiert, daß sich diese Rechen-
anlage noch im Stadium der Erprobung, der In-
stallierung befindet und sie erst noch eingestimmt 
werden muß, bis sie so funktioniert, wie es end-
gültig gedacht ist, und daß man, glaube ich, erst 
Ende dieses Jahres ein Urteil wird fällen können? 

Moersch (FDP) : Frau Kollegin, das habe ich so-
eben gesagt. Wenn ein Vertrag geschlossen worden 
ist, in dem steht, daß sie zu einem bestimmten Zeit-
punkt funktionieren wird, und zwar deswegen, 
weil die deutsche Wissenschaft die Rechenkapa-
zität braucht, wenn dann hier in diesem Parlament 
exakt vorausgesagt worden ist, daß diese Erwar-
tung, die vertraglich niedergelegt und vom Mi-
nisterium uns gegenüber mit Emphase verteidigt 
worden ist, nicht eintreffen werde, und man hin-
terher feststellt, daß man recht behalten hat und 
das Ministerium unrecht, wird man das hier ja 
wohl noch sagen dürfen. — Bitte schön! 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Würden Sie 
mir nicht zustimmen, daß es gerade auf diesem Ge-

biet, wo es ja doch keine vergleichbaren Anlagen 
gibt und man neue Erfahrungen sammeln muß, tat-
sächlich nicht immer möglich ist, genaue Fristen ein-
zuhalten? 

Moersch (FDP) : Frau Kollegin, verteidigen Sie 
doch keine unhaltbaren Positionen! Es geht um zwei 
ganz verschiedene Dinge. Ich habe gar nichts dage-
gen gehabt, daß man diese Anlage bestellt, aber nur 
unter der Bedingung, daß vorher für Rechenkapa-
zität gesorgt worden ist. Man kann doch nicht 
gleichzeitig arbeiten und forschen wollen, nämlich 
über Dinge befinden wollen, die noch gar nicht ge-
klärt sind. Hier geht es darum, daß die deutsche 
Wissenschaft diese Kapazität braucht und daß sie 
jetzt nicht vorhanden ist. Die Entwicklungsfinan-
zierung für andere Dinge hätte man auch so machen 
können. Man hat uns hier schlichtweg ein rosa 
Bild gemalt, das der Praxis eben nicht standgehalten 
hat. Das Merkwürdige ist, daß die völlig unsach-
verständigen Abgeordneten in diesem Hause die 
Situation richtiger gesehen haben als die ach so 
sachverständigen Berater der Bundesregierung in 
diesem Falle. Das muß man hier doch einmal sagen. 
Deswegen habe ich eben ein großes Mißtrauen 
gegenüber amtlichen Meinungen. Das ist mir viel-
leicht angeboren. Aber in diesem Falle sehe ich 
mich nun ausdrücklich bestätigt. 

Weitere Punkte, die ich hier erwähnen muß, um 
die Mängel im System aufzuzeigen, die wir doch 
alle beseitigen wollen. Ich bin nicht im Zweifel, auch 
der Minister selber hat ein Interesse, diese Mängel 
zu beseitigen. Als Sprecher der Opposition muß ich 
hier einige Anmerkungen machen, weil es zum Haus-
halt gehört. Das kann ich nicht auf April verschie-
ben. 

Ich meine, bei uns ist noch nicht die richtige Form 
des Zusammenwirkens zwischen der industriellen 
Forschung und dem gefunden, was der Staat von 
sich aus an Forschungsprojekten zu fördern hat. Mir 
ist unklar, wie das im einzelnen vor sich gehen 
soll. Ich habe hier bisher kein Verfahren entdecken 
können, das für uns Abgeordnete, die wir den 
Haushalt mit zu verantworten haben, wirklich be-
friedigend wäre. Die Organisation der Bundesregie-
rung und ihrer Ressorts ist meiner Ansicht nach 
für diese Zusammenarbeit in der jetzigen Form 
nicht bereit und nicht genügend geeignet. Die Bun-
desregierung und ihre Verwaltung ist eben von An-
fang an anders konstruiert gewesen. Wir müssen 
bei diesem Bereich an die enge Verflechtung von 
Wissenschaft und Wirtschaft denken. Es hat sich 
herausgestellt, daß es z. B. Anlagen gibt, in denen 
eine sehr auf Rentabilität orientierte Beteiligung 
von Industrieunternehmen und eine praxisorien-
tierte Erfahrung dieser Unternehmen zusammen mit 
den Wissenschaftlern offensichtlich eine größere Ef-
fektivität der Ergebnisse zeitigt als andere. Ich denke 
an das Beispiel Jülich und die Arbeiten, die dort 
weitergeführt werden. Das muß uns doch zu denken 
geben. Es kommt nicht darauf an, daß wir einen 
Haufen Geld ausgeben, es kommt darauf an, daß 
wir für dieses Geld am Ende einen vernünftigen 
Erfolg erzielen. Hier geht es schließlich nicht um 
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die Grundlagenforschung, hier geht es um ange-
wandte Forschung, hier geht es um Entwicklung. 
Hier muß man mit dem Rechenstift vorangehen und 
sehen, welche Zukunftschancen die geförderten Pro-
jekte am Ende haben, das heißt, welches wirtschaft-
liche Potential darinsteckt. 

In diesem Zusammenhang ein Wort zum Kern-
forschungszentrum Karlsruhe. Ich win hier nicht das 
ganze Problem im einzelnen darstellen; aber einige 
bemerkenswerte Dinge muß man doch wohl einmal 
aussprechen. 

Wir haben im Februar Empfehlungen für die Wei-
terentwicklung unseres Programms der Brutreak-
toren offiziell vom Ministerium bekommen, die er-
stellt worden waren auf Grund von Anhörungen, 
von Erwägungen, deren Sachlichkeit nicht bestritten 
werden soll, obwohl dazu im einzelnen noch etwas 
zu sagen ist. Die Öffentlichkeit mußte also den Ein-
druck gewinnen, daß hier von hoher Warte mit 
voller Überzeugung nach gründlicher Prüfung eine 
Entscheidung gefallen sei. Aber der aufmerksame 
Zeitschriftenleser konnte schon im September in der 
Fußnote eines Beitrags in einer energiewirtschaft-
lichen Zeitschrift lesen, daß damals gewisse Berater 
der Bundesregierung die Entscheidung gekannt ha-
ben, die der Minister erst im Februar gewußt hat, 
weil er sie nämlich erst im Februar getroffen hat. 
Das gibt doch Stoff zum Nachdenken. Wenn eine 
halbjährige Spanne zwischen dem liegt, was wir 
„Entscheidung" nennen, und dem, was schon längst 
als feststehende Tatsache in einem wissenschaft-
lichen Beitrag angekündigt worden ist, muß man sich 
doch fragen: Wie findet eigentlich der Entscheidungs-
prozeß in diesem Lande statt über Projekte, die in 
den nächsten zehn Jahren nicht nur Milliarden 
kosten können und werden, sondern die auch für 
die Existenz unserer Volkswirtschaft und unserer 
Industrie von außerordentlicher Bedeutung sind, 
nämlich für die Frage, ob wir auf einem bestimmten 
Gebiet in der Welt künftig mithalten können oder 
nicht? Das muß man doch wohl einmal zur Sprache 
bringen. 

Aber die Sache wird noch komischer durch eine 
Mitteilung auf diesem Gebiet, die ganz neu ist. Im 
Februar haben wir von  der  Entscheidung des Bun-
desministers für .den Schwerpunkt Natrium-Linie 
beim Brüter erfahren. Vor wenigen Tagen ist in 
einer amerikanischen Fachzeitschrift, in „Nucleonics 
Week", eine Nachricht — — 

(Abg. Dr. Martin: Haben Sie  das selber 
gelesen?) 

— Ja, ich habe es selber gelesen. 

(Abg. Dr. Martin: Donnerwetter! Respekt!) 

— Stellen Sie sich vor, Herr Dr. Martin, ich habe 
lesen gelernt! 

In dieser Zeitschrift steht die Mitteilung, daß ein 
Spitzengremium von Forschern in der ENEA nach 
anfänglichen Zögern 'der französischen und italieni-
schen Vertreter nun einstimmig eine Empfehlung 
verabschiedet habe, wonach nicht die Natrium-Linie 
sozusagen das Bestmögliche sei, sondern der gas-
gekühlte Brutreaktor jetzt den Vorrang haben  

müsse, weil er sich als der eigentliche zukunfts-
orientierte Reaktor herausgestellt habe. Ich kann 
d ie Nachricht nicht nachprüfen; aber die Zeitschrift, 
die das gebracht hat, hat schon vor Monaten durch-
blicken lassen, daß wir von unserem ursprüng-
lichen Programm mit  dem Dampfreaktor abgehen 
würden. Insofern scheint sie mir  eine ganz gute 
Quelle zu sein. Es wäre nützlich, das einmal auf-
zuklären. Es ist ja merkwürdig, daß man über ,so 
wesentliche Dinge durch Fachzeitschriften — hier 
handelt es sich um die angesehenste in der Welt 'auf 
diesem Gebiet — informiert wird und nicht hier im 
Parlament durch ,das Ministerium. 

(Abg. Flämig: Es war schon immer von drei 
Linien die Rede!) 

— Ja, aber die  Frage ist nur, für was  Sie am Ende 
Geld rausgeben. Wenn Sie  nur für eine das Geld 
haben, müssen Sie sich eben auf eine konzentrieren, 
und wenn jetzt die Empfehlung fürgenau die kommt, 
die wiederum anders ist, als die, für welche hier im 
Februar entschieden worden ist, so gibt das wohl 
Stoff zum Nachdenken; denn so ,schnell haben sich 
die Zeiten und die wissenschaftlichen Erkenntnisse 
ja nicht geändert. Offensichtlich waren die Meinun-
gen längst vorgeprägt und wurde das, was bei uns 
jetzt gerade für modern gehalten wird, doch nicht 
so ganz als das Modernste angesehen. 

Ich meine nur, wenn Wir hier Haushaltstitel verab-
schieden, muß das Parlament wissen, daß wir Mittel 
zur Förderung zukunftsorientierter Projekte einset-
zen sollen, während man dann gleichzeitig erfährt, 
daß am  Ende vielleicht doch die falschen gefördert 
werden, die gar nicht so ganz zukunftsorientiert 
sind. Deshalb habe ich große Bedenken gegen die 
Art, in der bei uns im Augenblick noch die Ent-
scheidungen fallen, und gegen die  Art  der  Infor-
mation aller Beteiligten einschließlich des Mini-
steriums. 

(Beifall bei .der FDP.) 

Ich schließe daraus, daß wir eine ganz andere 
Form der Entscheidungsfindung brauchen. Ich mache 
niemandem einen Vorwurf aus dieser Sachlage. In 
anderen Ländern mag das im Augenblick nicht viel 
besser sein. Wir brauchen eine breite Basis der 
fachlichen Diskussion, nach der dann die politischen 
Instanzen am Ende eben ihr Urteil fällen müssen. 
Es darf nicht so sein, daß Sachverständiger derje-
nige ist, der vom Ministerium oder von irgend je-
mandem für sachverständig erklärt wird. Vielmehr 
kann es doch nur so sein, daß alle am Wissen-
schaftsprozeß Beteiligten, die ihre Fachkenntnisse 
besitzen, auch die Möglichkeit haben, diese Fach-
kenntnisse in voller Offenheit kundzutun und sich 
zu den anstehenden Fragen zu äußern. Das darf 
nicht formal durch die Dienststellung oder ähnliches 
eingeschränkt werden. In dieser Frage gibt es keine 
Forscher erster oder zweiter Klasse. Es gibt auf je-
dem Gebiet Spezialisten, gleichgültig welchen Titel 
sie tragen, welche Dienststellung sie haben und 
welches Gehalt sie im einzelnen beziehen. Wir 
sollten uns in Deutschland einmal abgewöhnen, die 
Qualität der Beratung nach dem Titel und nach der 
jeweiligen Gehaltsstufe zu werten. Da müssen wir 
vielleicht noch ein bißchen umlernen und uns an an- 
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dere Methoden gewöhnen; denn inzwischen sind 
Wissenschaft und Technik sehr differenziert. 

(Abg. Matthöfer: Man sollte auch über die 
Beratungsverträge unterrichtet sein!) 

— Ach, Herr Matthöfer, Sie geben mir ein Stich-
wort. Über die Beratungsverträge wird uns viel-
leicht der Minister eines Tages etwas sagen kön-
nen. Auch das ist natürlich ein Problem. 

(Zuruf von der Mittel.) 

— Herr Baier, es tut mir leid; den letzten beißen 
die Hunde. Ich bin mir dieser Tatsache bewußt. Aber 
ich habe, glaube ich, bekundet, daß es sich hier um 
einen wichtigen Etattitel handelt, und ich möchte 
als Oppositionssprecher die Gelegenheit nutzen, 
dieses in der Öffentlichkeit breit diskutierte Thema 
Ihnen hier einmal darzustellen, weil ich glaube, daß 
wir diese Basis einfach brauchen. Ich hoffe, daß Sie 
als Mitglied des Haushaltsausschusses wenigstens 
etwas Gewinn ziehen aus den Ausführungen, die 
nachher der Minister gegen mich machen wird; das 
ist mir vollkommen klar. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie können doch 
Ihre Ausführungen zu Protokoll geben!) 

Was .die Beratungsverträge, die in einem Zwi-
schenruf angesprochen wurden, betrifft, so ist mir 
unklar, wie es überhaupt angehen kann, daß etwa 
Mitglieder der Geschäftsführung einer vom Bund 
finanzierten Gesellschaft bei Industriefirmen, die für 
diese Gesellschaft arbeiten, gleichzeitig noch in 
einem Beratungsverhältnis stehen. Das mag in 
Deutschland Usus sein; für mich ist es jedenfalls 
überraschend. Wir wollen darüber einmal im einzel-
nen hören. Vielleicht erklärt sich dann auch man-
ches von der „wunderbaren" Art, wie bei uns Ent-
scheidungen getroffen werden. Das wäre doch ganz 
nützlich zu wissen. Herr Matthöfer, ich bin Ihnen 
dankbar für den Zwischenruf; Sie sind da offensicht-
lich auch ein wenig über die Zusammenhänge infor-
miert. 

Nun, das Hearing damals im Auswärtigen Amt, 
das veranstaltet wurde, lag ja zeitlich ungünstig, 
und ich habe den Eindruck — bei aller Nützlichkeit 
dessen, was wir da gehört haben —, daß es ein pro-
grammiertes Hearing war, programmiert nämlich 
von seiten derer, die wir angehört haben. Da gab 
es sehr ausführliche Vorbereitungen, und es gab of-
fensichtlich auch Sprachregelungen im einzelnen, 
wer nämlich gerade reden durfte und wer unter kei-
nen Umständen reden sollte. Das müßte noch zu 
prüfen sein. 

(Abg. Matthöfer: Gibt es Beweise für diese 
Behauptung?) 

—Ja, ich habe diese Beweise. — Das hat vielleicht 
auch an der Organisationsform gelegen. Ich will nur 
sagen, künftig sollten wir es anders machen. Es 
sollte nämlich der Wissenschaftsausschuß bei der 
Etatberatung von sich aus einladen, und zwar jeden, 
den es betrifft, und er sollte sich so viel Zeit nehmen, 
jeden anzuhören, von dem er dazu etwas erfahren 
kann. Eine andere Möglichkeit gibt es nicht. Ich habe 
volles Verständnis dafür, daß die Betroffenen sich 
hier vorbereiten. Das ist ihr gutes Recht. Wer je 

beim Kommiß gewesen ist, weiß, wie Besichtigungen 
vorbereitet werden. 

(Zuruf von der SPD: Herr Moersch ist auch 
gut vorbereitet!) 

Das hierzu. Wissenschaftlich ist das natürlich nicht. 

Es besteht jedenfalls die Pflicht des Bundestages, 
zu anderen Informationsmethoden und zu einer an-
deren Verfahrensweise zu kommen. Dann können 
wir nähmlich mit besserem und ruhigerem Gewissen 
auch größere Risiken eingehen. Darauf komme ich 
jetzt. 

Es ist in der Tat vieles von dem ein Risiko, was 
hier getan wird. Das ist uns klar gesagt worden. Es 
gibt keine hundertprozentige Sicherheit, daß das eine 
oder das andere Projekt richtig oder falsch ist. Ich 
möchte hier sagen, Herr Minister, daß das Ergebnis 
dieses Anhörungsverfahrens für mich u. a. die Er-
kenntnis ist, daß es sehr gut wäre, wenn wir jetzt 
den Schwerpunkt eben nicht nur auf eine Linie, auf 
die Natrium-Linie, konzentrieren müßten. Ich halte 
es vielmehr im nationalen Interesse und im Interesse 
unserer Konkurrenzfähigkeit in den 70er- und 80er

-

Jahren auf dem Weltmarkt für geboten, daß wir 
auch das Risiko eingehen, jetzt den Dampfbrüter zu 
bauen und möglichst rasch mit ihm weiterzumachen, 
und daß wir dieses Geld zusätzlich aufbringen, — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir allein kön

-

nen das doch gar nicht!) 

— Entschuldigung, zunächst einmal wir. Wir müs-
sen uns Verbündete suchen. Die Alleinvertretungs-
these auf diesem Gebiet ist gar nicht so schlecht, 
Kollege Flämig. Warum eigentlich nicht den Versuch 
machen? Warum eigentlich nicht? Vielleicht be-
kommt man dann doch Verbündete dafür. Tatsache 
ist doch: wenn wir den Mut haben, eine Sache, bei 
der unsere Industrie im Bereich der Kraftwerks-
anlagen, des Dampfkraftwerks jedenfalls die aller-
größten Erfahrungen in der Welt hat, ein solches 
Projekt dann durchzuziehen, haben wir auch die sehr 
große Chance, nachher einen großen Erfolg für uns 
zu buchen. 

Die Begründung, die für die andere Sache gegeben 
wurde, nämlich daß es mit vielen gemeinsam ge-
macht wurde, hat sicher auch sehr viel für sich. Es 
ist ein weiterer Gesichtspunkt auch dabei: Wenn das 
schiefgeht, geht es natürlich bei allen schief, und 
dann ist es nicht so peinlich. Aber ich muß Ihnen 
sagen, wir müssen auch das Risiko auf uns nehmen, 
daß eine Sache, die wir allein machen, am Ende 
schiefgeht, und das Parlament muß wissen, daß das 
Geld dann eben zum großen Teil falsch angelegt war. 
Wenn wir aber diesen Mut zum Risiko nicht haben, 
werden wir auch keine sehr großen und überzeugen-
den Erfolge erwarten können. Das ist die Frage, 
vor der Sie hier stehen; die müssen Sie auf lange 
Sicht beantworten. 

Ich kann nur sagen: Nach den neuesten Mitteilun-
gen, die hier gegeben worden sind, scheint auf die-
sem Gebiet überhaupt nichts gesichert zu sein. Wenn 
wir nun schon auf einem ganz bestimmten techni-
schen Gebiet in der Welt — das muß ich hier nicht 
im einzelnen ausführen — größere Erfahrungen tech- 
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nischer Art haben als andere, dann sollten wir doch 
gerade dieses Gebiet jetzt nicht zurückstellen. Das 
wäre meine Empfehlung. Aber darüber kann man 
diskutieren. Das ist eine Aufforderung zum Mut zum 
Risiko, wenn Sie so wollen. 

(Abg. Dr. Hammans: Genau wie bei den 
Reaktortypen, Mut zum Risiko!) 

— Ja, natürlich, selbstverständlich, d. h. das kostet 
mehr Geld. Aber in einem Forschungs- und Wissen-
schaftsetat von insgesamt 4 Milliarden DM müßte es 
meiner Ansicht nach möglich sein, etwas umzu-
schichten. Wenn wir das schon beschlossen hätten, 
wäre es auch für die Bundesregierung sehr viel 
schwerer, dann wieder 125 Millionen DM beispiels-
weise zu sperren. — Das nur am Rande. 

Ich glaube, daß sich diese Investition lohnen 
könnte. Ich möchte das hier einfach erörtern. Es 
ist schwer für uns, zu sagen, das eine geht, das 
andere geht nicht. Aber eines ist sicher, daß es 
mindestens eine Chance gibt, bei einem Allein-
gang — wenn ich das einmal so formulieren darf — 
auch Verbündete zu bekommen und am Ende Er-
folg zu haben. Nun, es ist noch nichts verdorben. 
Wir haben ja gehört, daß bestimmte Entwicklungen 
weitergemacht werden sollen. Ich möchte nur er-
reichen, daß wir den Anschluß nicht verlieren; denn 
nach den Nachrichten aus England und Amerika 
könnte es ja sein, daß das Natrium-Projekt eben 
doch nicht die gewünschten Erfolge bringt. Darin 
sind schließlich große Unsicherheitsfaktoren. Darum 
sollte man hier nicht auf einem, sondern auf zwei 
Beinen stehen. 

Ich glaube, daß manches in der Öffentlichkeit gar 
nicht so problematisch geworden wäre, wenn wir die 
innere Organisation unserer Forschungszentren an-
ders aufgebaut hätten. Ich muß Ihnen ganz offen 
sagen, das, was dort an Organisationsformen ge-
schaffen wurde, ist jedenfalls für uns nicht durch-
schaubar. Ich glaube Grund zu haben für das Ver-
langen, daß künftig derartige vom Bund fast voll 
finanzierte und von der Öffentlichkeit voll finan-
zierte Forschungsunternehmungen durch unabhän-
gige Prüfungsgesellschaften gründlich auf ihre Wirt-
schaftlichkeit untersucht werden und daß auch 
Expertisen ausländischer Sachkenner hierfür ange-
fordert werden. Ich glaube, da werden wir manche 
Überraschung erleben können. Allein die Ankündi-
gung solcher Untersuchungen wird sehr viel zur 
Verbesserung innerer Strukturen beitragen können. 
Das ist mein ganz eindeutiger Eindruck, den ich 
hier an Beispielen erhärten könnte. 

Für mich ist die Organisationsform von Karlsruhe 
geradezu ein Symptom für die Notwendigkeit einer 
Strukturreform aller außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen in Deutschland. Ich bin sicher, wir 
können mit dem System, das wir jetzt haben, auf 
die Dauer nicht weiterkommen. Wir müssen diese 
Forschungsgesellschaften, Fraunhofer-, Max-Planck-
Gesellschaft und andere mehr, auch die Forschungs-
gemeinschaft und das Kernforschungszentrum und 
die ganzen dem Bund gehörenden Institute, weiter-
entwickeln und müssen uns überlegen — das bitte 
ich zu prüfen —, ob wir sie nicht alle zusammen-

fassen können in einer Dachgesellschaft. Sie können 
sie mit einem schönen Namen versehen, z. B. Aka-
demie der Wissenschaften, und dafür sorgen, daß 
diese Akademie der Wissenschaften dann eine 
innere Verfassung besitzt, die wirklich eine demo-
kratische Entscheidungsfindung ermöglicht, die also 
ein modernes Modell zeitgemäßer Forschungsein-
richtungen darstellt und die es uns erlaubt, vom 
Bund her besser Schwerpunkte der Forschung zu 
setzen, als das bisher in den jetzigen Formen mög-
lich ist. 

Meine Damen und Herren, es ist auch ganz sicher, 
daß das, was in diesem Bundeshaushalt an Institu-
ten steht, nicht deswegen darin steht, weil  es  sich 
um sinnvolle Forschungsschwerpunkte handelt. Sie 
stehen doch zum großen Teil nur darin, weil sie 
eben irgendwann zu irgendeinem Zwecke einmal 
gegründet worden sind, den in einigen Fällen aber 
heute niemand mehr so ganz genau kennt. Das ist 
doch eine Tatsache, die wir nur ändern können, 
wenn wir eine Verfassung für diese Forschungsein-
richtungen schaffen, die uns eine solche Moderni-
sierung, eine solche Reform, eine Weiterentwicklung 
erlauben. 

Ich glaube, wir brauchen eine öffentliche Diskus-
sion über Entscheidungsvorschläge in diesen For-
schungseinrichtungen, und wir brauchen die volle 
Öffentlichkeit der Entscheidungsargumente für ganz 
bestimmte Forschungsprojekte, damit sie nämlich 
von denen, die sachverständig sind, geprüft werden 
können, und nicht allein von denen, die irgendein 
Amt in irgendeinem Ministerium oder einer For-
schungseinrichtung oder sonstwo haben. In dieser 
— wenn Sie so wollen — Akademie der Wissen-
schaften muß man dann natürlich auch, um manche 
Schwierigkeiten, die jetzt aufgetreten sind, zu ver-
meiden, etwa den Professorentitel verleihen kön-
nen, man muß dort promovieren können, damit nicht 
die angestellten Forscher in einer solchen GmbH 
wie bisher gezwungen sind, nebenher noch Lehr-
aufträge an einer Universität zu übernehmen und 
damit ihre Arbeitskraft zu teilen. Das sind Pro-
bleme, die man, wie ich glaube, auf diese Weise 
leichter lösen könnte. 

(Abg. Dr. Hammans: Trennung zwischen 
Forschung und Lehre!) 

— Ach, Entschuldigung, Herr Hammans, stolpern 
Sie nicht über Zwirnsfäden. Die Dinge sind längst 
anders geworden. Es ist doch so, daß wir hier Klar-
heit schaffen müssen. Wir haben doch die Tatsache, 
daß in Karlsruhe bisher Wissenschaftler aus dem 
einzigen Grunde an der TH gelehrt haben, weil sie 
dann eben auch Leute hatten, die sie promovieren 
konnten, daß sie den Professorentitel bekommen 
haben und ähnliches mehr. Das ist doch uralt und be-
kannt. Das können Sie auch niemandem verwehren. 
Ich finde es aber ziemlich sinnlos. Warum soll der 
Bund nicht die Möglichkeit haben, wenn er diese 
Einrichtung, wie ich sie mir vorstelle, schafft, eben 
selbst den Professorentitel zu verleihen? Dann wer-
den Wissenschaftler nicht durch Lehrveranstaltun-
gen abgelenkt, die sie eigentlich gar nicht machen 
möchten. 

(Abg. Dorn: Sehr gut!) 
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Das ist doch eine Tatsache. Wir haben jüngst das 
Beispiel, daß sich jemand im Ausland habilitieren 
mußte, der aus dem Anlaß dort war, weil er dort 
weiterkommen wollte, obwohl diese Art von Arbeit 
nach unserer Überzeugung — wir werden darüber 
noch reden — nicht mehr so ganz sinnvoll sein 
kann, weil sie ihn von seiner Aufgabenstellung 
im Forschungszentrum möglicherweise ablenkt. 

Die Liste ließe sich verlängern. Mit anderen Wor-
ten: Wenn wir zu einer effektvollen Verwendung 
der Mittel, die wir in diesem Haushalt haben, kom-
men wollen, dann müssen wir auch zu einem gründ-
lichen Umdenken in der gesamten Forschungsorga-
nisation bereit sein, in der Art der Entscheidungs-
findung. Dann müssen wir Forschungspolitik wirk-
lich einmal neu durchdenken und den Mut haben, 
diese Forschungspolitik neu zu konzipieren. 

Ich meine, Herr Minister, das wäre doch eine 
Aufgabe, die Sie in diesem Lande übernehmen könn-
ten: uns im Herbst, vor den Wahlen, noch einmal 
zu sagen, wie Sie sich die Zukunft der deutschen 
Forschungspolitik vorstellen. Das wäre unser 
Wunsch von der FDP an Sie als Wissenschaftsmi-
nister. 

Auf Grund der hier notwendig gewordenen Be-
anstandungen sehen wir uns nicht in der Lage, 
Ihrem Etat zuzustimmen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Moersch Schoettle: Das Wort hat der Abgeord-
nete Raffert. 

Raffert (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es würde mir großes Vergnügen berei-
ten — aber ich will es mir verkneifen —, den Zank-
apfel, den Herr Moersch so ruhig in den Saal gerollt 
hat, von allen Seiten zu betrachten. Da würden ganz 
nette Widerspiegelungen erscheinen, und manches 
würde mir daran sicher auch bekannt vorkommen. 
Ein Teil der Debatte, die wir hier heute führen, ist 
ja schon in gedruckter Form geführt worden, teils 
im Pressedienst des Bundesministeriums für wissen-
schaftliche Forschung vom 19. März — darauf hat 
Frau Kollegin Geisendörfer hingewiesen —, teils in 
der Zeit vom 2. Februar 1969 mit den „15 Thesen 
zur Forschung", die der Kollege Lohmar in Erkennt-
nis dessen, daß sich der Minister schon schriftlich 
geäußert hat, zu Protokoll gegeben hat *). Sie sind 
dadurch Bestandteil der heutigen Debatte geworden. 
Da kann man manches nachlesen. Ich brauche also 
vielen Dingen nichts mehr zu sagen. 

Herr Moersch, bei Ihren Ausführungen habe ich 
natürlich gemerkt, daß Sie die „15 Thesen" meines 
Freundes Lohmar sehr genau gelesen haben, und 
Sie haben anschließend kaum etwas gefunden, mit 
dem sie nicht übereinstimmen könnten. 

(Abg. Dr. Martin: Herr Raffert, der hatte 
wiederum den Häfele gelesen!) 

— Wir wollen da lieber nicht weitermachen, Herr 
Martin. Dann fiele uns von Ihnen etwas ein und 
dann noch von anderen. Aber nun gut! 

*) Siehe Anlage 9 

Eines, Herr Moersch, ist Ihnen entgangen bei der 
von Ihnen gestern offensichtlich geleisteten gewis-
senhaften Vorbereitung auf die Rede. Sie haben 
nicht an einem wesentlichen Vorgang zur Ver-
besserung des kooperativen Föderalismus teilneh-
men können, den wir vollzogen haben, indem die 
Mitglieder des Wissenschaftsausschusses gestern 
zum erstenmal mit den Mitgliedern der Kultus-
ministerkonferenz zusammengekommen sind. Auf 
Vorschlag von Dr. Lohmar, dem Vorsitzenden unse-
res Ausschusses, haben wir uns geeinigt, daß wir 
künftig regelmäßig in einem informellen Gesprächs-
kreis zusammentreffen werden: einige Mitglieder 
des Wissenschaftsausschusses, einige Mitglieder der 
Kultusministerkonferenz. Die Kultusministerkonfe-
renz — das ist wirklich lobenswert — hat heute 
morgen diesem Vorschlag zugestimmt. Wir werden 
also künftig einen solchen Gesprächskreis haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Da sieht man, daß auch gute Überlegungen und 
gute Vorschläge trotz der Schwierigkeit der Orga-
nisation der Kulturpolitik in der Bundesrepublik 
noch angenommen werden. Ich freue mich, Ihnen 
das heute erzählen zu können, Herr Moersch. 

(Abg. Dr. Meinecke: Das war Frühlings

-

anfang!) 

— Das kommt fast auf den Tag hin, Herr Dr. Mei-
necke. 

(Abg. Frau Geisendörfer: Das war gestern 
eben doch ein historischer Tag!) 

— Ich möchte meinen, heute; denn daß von uns aus 
ein solcher Vorschlag gemacht wird, ist nicht „histo-
risch". Aber daß ihn die Kultusminister der Länder 
annehmen, das ist ein historischer Vorgang. Ich 
glaube, das sehen Sie schon richtig. 

(Abg. Frau Geisendörfer: Ich meinte: daß 
die Sache schon zustande gekommen ist!) 

— Es hat lange genug gedauert. Hier sieht man, daß 
das Parlament in diesen Fragen erfolgreich initia-
tiv geworden ist und werden mußte, um die Dinge 
weiterzutreiben. 

Ich will es mir ersparen, auf einzelne Probleme 
hinzuweisen, obwohl ich das aus der Ausgangs-
position gern hätte tun wollen, die ich als „Hilfs-
mitberichterstatter" bei Einzelplan 31 diesmal inne-
hatte. Zu der Entwicklung des „Brüters" wird, so 
denke ich, mein Freund Flämig noch ein paar korri-
gierende, ergänzende Sätze sagen. 

Ich will nur das Ministerium an ein gegebenes 
Versprechen erinnern, das wir ihm im Haushalts-
ausschuß abverlangt haben — das möchte ich hier 
protokollnotorisch machen —, dem Parlament oder 
den zuständigen Ausschüssen einen Bericht über 
die Situation der Datenverarbeitung in allen Res-
sorts zusammenfassend und so umgehend wie mög-
lich zu geben. Ich zweifle ein bißchen daran, daß 
der Termin zum 1. April eingehalten werden kann, 
den wir im Haushaltsausschuß gesetzt haben. Ich 
möchte aber bitten, das nicht zu weit fortzutreiben, 
damit wir Ende April, wenn wir hier unsere ab-
schließende Wissenschaftsdebatte haben werden, 
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möglicherweise diesen Komplex gleich gemeinsam 
miteinander behandeln können. 

(Abg. Frau Geisendörfer: Nicht möglicher

-

weise, sondern hoffentlich, sicher!) 

— Wir werden das Ministerium in peinliche Situa-
tionen bringen müssen, wenn das bis dahin nicht 
vorliegt, Frau Kollegin; dazu werden wir schon 
in der Lage sein. Das wird aber, wie ich denke, nicht 
eintreten. 

Ich habe noch ein paar Bemerkungen zu den 
Anträgen zu machen, die von den beiden Fraktionen 
der Großen Koalition vorgelegt worden sind. Der 
Antrag Umdruck 608 *) beschäftigt sich mit der Um-
setzung von 180 000 DM im Bereich der Kernfor-
schungsanlage Jülich. Die sollen gegeben werden, 
um die Förderung der Forschung in Nuklearmedizin 
und -biologie dort besser betreiben zu können. Das 
heißt, es handelt sich um einen Teil der medizini-
schen Grundlagenforschung, die das Institut für 
Medizin betreibt und bei der es insbesondere darum 
geht, „neue nuklearmedizinische und zellenbiolo-
gische, analytische und diagnostische Techniken zu 
entwickeln" ; so jedenfalls heißt es in der schrift-
lichen Begründung zu diesem Antrag. 

Es soll eine vorübergehende Hilfsmaßnahme 
sein. In Jülich arbeiten wir als Bund mit dem Land 
Nordrhein-Westfalen zusammen, das künftig, wie 
ich hoffe, in diese Verpflichtung eintreten wird. 

Der nächste Antrag, zu dem ich ein paar Sätze 
sagen möchte, steht auf Umdruck 609 *). Hier geht 
es um eine Ergänzung der Erläuterung zu den 
Promotionsstipendien, die in Kap. 3102 ausgewiesen 
sind. Hier treten Bund und Länder in eine Maß-
nahme ein, die die Stiftung Volkswagenwerk ein-
geleitet hat, eine Initiative, für die bisher 10 Mil-
lionen gegeben worden sind. Wir haben den Ansatz 
im Bundesetat auf eine Million hochbringen kön-
nen. Die Länder sollen auch eine Million geben. 
Wir möchten, daß wie bisher — während die Mittel 
von der Stiftung Volkswagenwerk gegeben worden 
sind — die Begabtenförderungswerke in die Ver-
gabe dieser Stipendien einbezogen werden sollen. 
Ich denke, das ist eine vernünftige Entscheidung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Flämig. 

Flämig (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nur ein paar kurze Sätze zu einer Bemer-
kung unseres Kollegen Moersch, die nicht unwider-
sprochen bleiben kann. Er hat gesagt, es  gehöre Mut 
dazu, und diesen Mut müsse man haben, die Reaktor-
entwicklung auf dem Gebiet der schnellen Brüter 
auch in  der Heißdampflinie weiterzubetreiben. Meine 
Damen und Herren, die Diskussion darüber in einem 
Parlament ist ohnehin problematisch, denn Politiker 
sind immer überfordert, wenn sie in einer rein tech-
nischen Frage eine Aussage treffen sollen. 

(Zustimmung.) 

*) Siehe Anlage 4 
*) Siehe Anlage 5 

Aber wir haben uns schon vor Jahren in diesem 
Hause — ich erinnere mich an die Diskussion 1966 
— mit dieser Frage beschäftigt. Da wurde uns ge-
sagt: es gibt drei Möglichkeiten, die Heißdampf-
linie, die Natriumlinie und die Gaskühlung. Damals 
war schon die Rede von drei Linien. Ich finde, es war 
zu verantworten, die zwei zunächst sich anbietenden 
Linien zu vertreten, solange die Möglichkeit bestand, 
einen Markt zu eröffnen und insbesondere Verbün-
dete für die Entwicklung zu finden. Ich glaube, wir 
hätten die Heißdampflinie auch weiter vertreten, 
Herr Moersch, wenn nicht alle anderen maßgeblichen 
Nationen von sich aus diese Entwicklung abgestoppt 
hätten. Denn jetzt ist es so, daß wir auf der einen 
Seite nicht nur keine Mitentwickler mehr haben, 
sondern wir haben im Moment dann ja auch keine 
Marktchance. 

(Abg. Moersch: Woher wissen Sie denn das?) 

Ich finde, es ist schade, daß die Entwicklung — — 
Bitte schön! 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Flämig, wem gestatten Sie zuerst eine Frage? 

Flämig (SPD) : Die Opposition würde mich im 
Augenblick am meisten interessieren, Herr Präsident. 

Vizepräsident Schoettle: Gut, entscheiden Sie 
— Herr Moersch offenbar. 

Moersch (FDP) : Woher wissen Sie denn, daß 
wir gar keine Marktchancen haben, wenn Sie noch 
nicht einmal die Ergebnisse der Entwicklung vor-
liegen haben? 

Flämig (SPD) : Herr Moersch, weil die Markt-
chance eng damit zusammenhängt, ob ein Land 
diese Linie entwickelt. Wenn ein Land an dieser 
Linie kein Interesse mehr zeigt, wird es auch 
keinen Markt eröffnen auf dieser Linie. 

Raffert (SPD) : Herr Kollege Flämig, stimmen Sie 
mir zu, wenn ich sage, daß in die zur Zeit abgebro-
chene Linie bisher ungefähr 330 Millionen DM för-
derungsmittel aus dem Bundeshaushalt geflossen 
sind? 

Flämig (SPD) : Genau! Das soll der Abschluß 
meiner kurzen Intervention sein. Ich wollte sagen, 
Herr Moersch, da sind doch erhebliche Mittel hinein-
gesteckt worden. Ich finde, solange die Chance be-
stand, mit diesen Mitteln etwas zu erreichen, ist das 
zu verantworten. Ich wende mich hier gegen die 
Kritiker im Lande, die sagen, für diesen Zweck sei 
vom deutschen Wissenschaftsministerium Geld „hin-
ausgeschmissen" worden. Ich bin nicht dieser Auf-
fassung. Herr Moersch, ich bedaure es sogar, daß 
wir das Programm stoppen müssen, denn die  Bundes-
republik allein kann es nicht machen. Aber wir haben 
immerhin die Chance, diese Linie eines Tages wie-
der aufzugreifen; denn im Haushalt sind 1,8 Mil-
lionen DM für das Studium des Verhaltens von 
Brennelementen im Heißdampf vorgesehen. Es ist 
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also noch nicht alles aus dem Feld geschlagen für den 
Fall, daß sich die Natriumkühlung auch als undurch-
führbar erweist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für wissenschaftliche For-
schung. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Vorredner haben alle auf die De-
batte dm April oder etwas später — um auch den 
Zweifel von Herrn Moersch zu berücksichtigen — 
verwiesen. Ich möchte den Ankündigungen meiner 
Vorredner folgen und tatsächlich versuchen, kurz 
zu sprechen. 

Nun ist es allerdings, vor allem auf Grund des 
Beitrags von Herrn Moersch, notwendig, noch auf 
einige Fragen einzugehen und auch einiges, wie 
ich glaube, zu korrigieren, was hier an kritischen 
Anmerkungen laut wurde. Ich möchte unterstreichen, 
daß der Etat 1969 für die Entwicklung der Wissen-
schaftspolitik des Bundes nach meiner Überzeugung 
einen klaren Fortschritt bedeutet, und zwar in  der 

 Höhe der Mittel, in der Möglichkeit, eingeleitete 
Programme auszugestalten und neue wichtige Pro-
gramme — etwa im Bereich der neuen Technolo-
gie — erstmals zu beginnen. Ich möchte dem Bun-
destag und den beteiligten Ausschüssen meinen 
Dank für die konstruktive Behandlung dieses Etats 
aussprechen. 

In der Zukunft wird es notwendig sein, in Deutsch-
land zunächst einmal das allgemeine Potential in der 
Grundlagenforschung zu kräftgen. Dazu müssen wir 
ein breites Spektrum an Forschungsvorhaben för-
dern, auch in solchen Sektoren, in denen die unmit-
telbare Anwendung noch nicht direkt erkennbar ist. 
Die nächste Stufe der kostspieligeren Entwicklung 
und der Realisierung von Forschungsergebnissen 
setzt dann allerdings eine zusätzliche gründliche 
Prüfung und Auswahl und auch .das Erfordernis kla-
rer Prioritätsentscheidungen voraus. 

Wir werden — ich möchte das doch mit zwei 
Sätzen unterstreichen — in ,diesem Jahr 1969, wie 
ich hoffe, die verfassungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für ein wesentlich wirkungsvolleres System der 
Wissenschafts- und Forschungsplanung im Bereich 
der Hochschulen gewinnen, und zwar dadurch, daß 
Ausbau und Neubau der Hochschulen Gemeinschafts-
aufgaben werden, daß wir endlich eine gemeinsame 
Rahmenplanung von Bund und Ländern verwirk-
lichen können und damit über die Ländergrenzen 
hinweg zu einem Gesamtsystem des deutschen Hoch-
schulwesens kommen. Schließlich müssen wir in be-
sonders aussichtsreichen technischen Sektoren mit 
breiten Wirkungen für die öffentlichen Belange und 
für den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt 
unsere Anstrengungen verstärken. 

Einige der Grundfragen, die Herr Kollege Moersch 
aufgeworfen hat, sind in  der Tat schwierig zu beant-
worten. Wenn Sie die internationale Diskussion ver-
folgen, werden Sie feststellen, daß auch die anderen  

führenden Industrienationen es nicht leicht haben, 
objektive Kriterien für die Schwerpunktbildung und 
Schwerpunktauswahl in den einzelnen Gebieten der 
Wissenschaft und Technik zu finden. Wie verhalten 
sich Physik und Chemie zueinander? Wie verhalten 
sich die großen Bereiche der Physik untereinander? 
Was müssen wir in der Hochenergiephysik tun? Wie 
ist das Verhältnis von Geisteswissenschaften und 
Naturwissenschaften? Dies alles erfordert eine stän-
dige Reflexion. Man kann durch sie zwar die Ent-
scheidungskriterien verbessern, aber man kann sie 
— ,auch im Zeitalter der Computer — nicht so objek-
tivieren, daß ein unberechenbares Element eliminiert 
werden kann. 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie Herrn 
Moersch eine Zwischenfrage? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Ja, bitte sehr! 

Moersch (FDP) : Herr Minister, teilen Sie meine 
Auffassung, daß es neben den schwierigen Entschei-
dungsfeldern auch ganz einfache gibt, z. B. dies, daß 
man in einem Land wie Baden-Württemberg nicht 
unbedingt vier neue Biologiezentren bauen muß, 
weil deren Kapazität vielleicht für die ganze Bun-
desrepublik ausreichend sein könnte? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Ich teile grundsätzlich Ihre 
Auffassung, ohne den konkreten Fall in Baden-
Württemberg sofort aus dem Handgelenk bewerten 
zu können. Wenn es nicht auch einfache Entschei-
dungen gäbe, müßten wir unseren Stab verdoppeln, 
und ich müßte um eine erhebliche Entlastung bitten. 

(Abg. Moersch: Die Gefahr von Fehlinvesti

-

tionen steckt da natürlich drin!) 

— Die Gefahr von Fehlinvestitionen ist ganz allge-
mein im bisherigen System der Hochschulplanung 
nicht auszuschließen, solange 40 Universitäten oder 
elf Länder autonom planen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Hier liegt einer der großen Fortschritte der Finanz-
reform, den wir auch erreichen müssen. 

Meine Damen und Herren, ich darf aber jetzt doch 
zu den Einzelpunkten übergehen. Die Kritik, die 
Herr Kollege Moersch geübt hat, bezog sich auf 
sozusagen bekannte Themen, auf wichtige Themen; 
aber es sind eigentlich auch immer wieder dieselben 
zwei oder drei wichtigen Entscheidungen, die aus 
den Hunderten von Entscheidungen, die wir zu ver-
antworten haben, wiederkehren. Daß er sich auf die-
se zwei, drei Punkte konzentriert, nehme ich doch 
auch als ein ganz gutes Zeichen für andere wichtige 
und schwierige Entscheidungen, die wir getroffen 
haben. 

Das Thema der Rechenanlage für Darmstadt hat 
uns schon mehrfach beschäftigt. Herr Kollege 
Moersch, ganz richtig war Ihre Darstellung hier nicht. 
Die TR 440 der Firma Telefunken ist in Darmstadt 
installiert, und sie arbeitet mit einer begrenzten 
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Kapazität. Man kann also nicht sagen — ich zitiere 
Ihre Wendung —, daß „gar nichts geht". Das trifft 
nicht zu. Eine Teilkapazität ist erreicht, und damit 
verfügt das Rechenzentrum Darmstadt über eine 
gegenüber der bisherigen verdoppelte Rechenkapa-
zität. Ich räume Ihnen aber gerne ein, daß die Firma 
hier auf einem der, schwierigsten Gebiete moderner 
technischer Entwicklung die gesetzten Terminpläne 
nicht eingehalten und auch die volle technische Re-
alisierung noch nicht erreicht hat und daß wir wahr-
scheinlich noch ein Jahr brauchen, um dieses Ziel zu 
erreichen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Minister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Herr Minister, 
könnten Sie diese Aussage dahingehend präzisieren, 
daß die Anlage noch nicht die nötige Schnelligkeit 
erreicht hat und daß man hofft, das bis zum Ende 
des Jahres noch zur Zufriedenheit in Ordnung brin-
gen zu können, daß die übrigen Dinge aber jetzt 
schon programmgemäß eingesetzt werden? 

(Abg. Moersch: Die Hoffnung ist Bestandteil 
der Wissenschaft!) 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Die Angaben der Firma und 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft gehen dahin, 
daß wir in etwa einem Jahr die volle Kapazität er-
reichen können. Aber ich darf doch, um Ihr etwas 
düsteres Bild ein bißchen zu korrigieren, Herr Kol-
lege Moersch, sagen, daß wir eine wesentliche Stei-
gerung der Rechenkapazität in Deutschland durch 
neue Großanlagen erzielen, die in Jülich arbeiten, 
die in Garching im Begriff sind, ihre Arbeit aufzu-
nehmen; dazu gehört auch das erste große Rechen-
zentrum, das in Stuttgart im Rahmen unseres Pro-
gramms erstellt wurde. Durch dieses Programm der 
regionalen Rechenzentren werden Bundesregierung 
und Selbstverwaltung mit den zur Verfügung ge-
stellten Mitteln, wie ich glaube, in der Lage sein, 
dem sprunghaft wachsenden Rechenbedarf nachzu-
kommen. 

Und nun kommt wieder das Lieblingsthema un-
serer wiederholten Debatten, das Thema des Kern-
forschungszentrums Karlsruhe und das der Weiter-
entwicklung des Programms für Brutreaktoren. 
Sicher ist das eine der ganz großen und schwierigen 
Entscheidungen, vor denen wir standen und die eine 
gründliche und kritische Erörterung rechtfertigen. 
Ich will mich auf Ihre heutigen Ausführungen be-
ziehen, nicht auf manches, was wir in einer weniger 
angenehmen und sachlichen Weise in der publizis-
tischen Diskussion auch an unqualifizierten Angrif-
fen und an erweislich falschen Beschuldigungen ge-
hört haben. Ich will das ausklammern und nur eini-
ges zu Ihren heutigen Bemerkungen sagen. 

Sie haben sich zunächst auf die Frage konzen-
triert, wie der Entscheidungsprozeß in diesem Falle 
sei oder sein sollte. Dabei haben Sie auf eine Äuße-
rung hingewiesen, die mir im Augenblick nicht be-
kannt ist, daß nämlich schon im vergangenen Sep-

tember von Beteiligten gesagt worden sei, so werde 
diese Entscheidung fallen. Nun, das kann man, so 
glaube ich, sehr deutlich erklären. 

(Abg. Moersch: Es wurde gesagt, sie sei 
schon gefallen!) 

— Das ist nun sicher nicht zutreffend. Ich kann nur 
unterstellen, daß Beteiligte gesagt haben, so werde 
sie fallen. Daß es nicht entschieden war, ist ja völlig 
evident. Es gab in der Tat sei dem Sommer ver-
gangenen Jahres klare Voten der Projektgruppe und 
der Beratungsgremien für die später getroffene Ent-
scheidung, und zwar in einer noch etwas weiterge-
henden Variante, weil die sehr begrenzten Arbeiten, 
die wir beim Dampfbrüter noch an einzelnen Proble-
men durchführen, auch teilweise zunächst nicht vor-
gesehen waren. Aber wir haben uns gerade bei der 
Schwere und Bedeutung dieser Entscheidung nicht 
darauf beschränkt, die Meinung der Projektgruppe 
und einzelner Berater zu hören, sondern haben eine 
besonders intensive Methode der fachlichen Dis-
kussion geführt. Wir haben, was, glaube ich, nie-
mand bestreiten kann, insbesondere auch die weni-
gen Kritiker dieses Vorschlags bewußt an dieser 
Diskussion beteiligt. Auf meinen ausdrücklichen 
Wunsch hin sind alle Experten, deren Mitwirkung 
vorgeschlagen wurde, auch von Abgeordneten die-
ses Hauses vorgeschlagen wurde, zu der Anhörung, 
die wir gemeinsam durchgeführt haben, geladen 
worden, 

Zuruf von der SPD: Und zu Wort gekommen!) 

so daß der Vorwurf, hier sei manipuliert worden 
oder hier seien nur Leute von einem bestimmten 
Status gehört worden, nicht aufrechterhalten werden 
kann. Wir haben zwölf Einzelgutachten von den 
Mitgliedern des zuständigen Arbeitskreises der 
Atomkommission beschafft und ihnen zugänglich 
gemacht. Diese zwölf Gutachten sind mit geringen 
Varianten klar in der Richtung der später getrof-
fenen Entscheidung geblieben. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Minister, ge-
statten Sie eine Frage des Herrn Moersch? — 

Moersch (FDP) : Herr Minister, ist Ihnen nicht 
bekannt, daß einer der Eingeladenen — ich hatte 
diesen Namen genannt — offensichtlich Weisung 
hatte, sich nicht zu Wort zu melden, und als er es 
dann aus eigenem Antrieb trotzdem getan hat, dafür 
von seinen Kollegen offensichtlich etwas zurecht-
gewiesen worden ist? Ich bin gerne bereit, Ihnen 
den Namen und den Vorgang zu nennen. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Mir ist das nicht bekannt, und 
ich habe auch nicht den Eindruck, daß irgend jemand, 
der sich dort geäußert hat, unter einem Druck stand, 
seine Meinung nicht klar zu äußern. 

Herr Kollege Moersch, Sie haben auf eine neue 
Meldung in „Nucleonics Week" und auf angebliche 
neue Beschlüsse der ENEA hingewiesen. Daß mein 
Ministerium gelegentlich schnell arbeitet, mag Ihnen 
zeigen, daß ich mir die Nummer von „Nucleonics 
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Week" in diesen Minuten besorgt habe, um das 
Zitat einmal im Original zu lesen. Es ist ein ganz 
klein bißchen anders als Ihre freie Darstellung. Ich 
will uns den englischen Text ersparen. Vor allem 
gibt diese Meldung — das kommt ja gelegentlich 
auch bei Zeitungen innerhalb und außerhalb Deutsch-
lands vor — den Sachverhalt nicht ganz richtig wie-
der. Der Beschluß der ENEA-Gruppe läßt sich nämlich 
folgendermaßen zusammenfassen: 

Die Leitungsgruppe der ENEA hat mit großer 
Mehrheit erklärt, daß am Erfolg der Natrium-
linie nach dem gegenwärtigen Stand der Er-
kenntnisse nicht zu zweifeln ist. Der Arbeits-
gruppe wurde aber gleichzeitig empfohlen, für 
eine etwa wider Erwarten nötig werdende Re-
servelösung zunächst für ein Jahr Gasbrüter-
studien zu betreiben. 

Dieser Beschluß ist für die innerdeutsche Kontro-
verse auch insofern interessant, als hier gar nicht 
mehr der Dampfbrüter als die Reservelösung ange-
sehen wird, sondern der Gasbrüter. Insofern, muß ich 
offen sagen, ist der Hintergrund dieser früheren 
Kontroverse kein sehr gutes Argument in Ihrem 
Sinne. 

Aber wir wollen das nicht mehr vertiefen. Wir 
wissen, daß wir im Bereich moderner technologischer 
Entwicklung an der vordersten Front der Forschung 
und Entwicklung Risiken tragen, die keiner bagatel-
lisieren sollte, daß der Zwang zu Entscheidungen im 
Einzelfall auch einmal die Enttäuschung oder den 
Fehlschlag beinhalten kann. Niemand in Wissen-
schaft, Industrie und Politik kann das bagatellisieren. 

Es ist aber ein falscher Eindruck, den Sie erneut 
erwecken, wenn Sie sagen, daß wir sozusagen die 
Zukunft unserer fortgeschrittenen Reaktoren auf 
einen Typ konzentrieren. Das deutsche Atompro-
gramm zeichnet sich gerade dadurch aus, daß wir 
in ungewöhnlicher Weise, stärker als fast alle an-
deren Staaten mit Ausnahme der USA, die moderne 
Reaktorentwicklung breit angehen. Wir haben die 
Entscheidung für den Natriumbrutreaktor gefällt 
und denken, daß wir 1970 den Prototyp in Auftrag 
geben können. Wir stehen, wie ich hoffe, kurz vor 
der Entscheidung über den Bau eines Prototyps für 
den Thorium-Hochtemperaturreaktor in Westfalen 
mit kugelförmigen Brennelementen auf der Basis 
des AVR-Reaktors in Jülich. Wir haben uns ent-
schlossen, in Geesthacht einen kleinen Reaktor der 
Hochtemperaturlinie, aber mit stabförmigen Brenn-
elementen, zu bauen. Wir haben neue deutsche Ent-
wicklungen in der Industrie mit einer begrenzten 
Bundesförderung in der Weiterentwicklung des 
Schwerwasserreaktors. Schließlich arbeiten wir in 
Industrie und Forschung mit staatlicher Unterstüt-
zung an der Verbesserung der Technologie des 
Leichtwasserreaktors in zwei Varianten — Druck- 
und Siedewasser —, der in Deutschland wie in aller 
Welt als erster den kommerziellen Durchbruch er-
zielt hat. 

Das ist — so muß ich auch im Gesamtzusammen-
hang der wissenschaftlichen und technischen Auf-
gaben des Bundes sagen — ein ungewöhnlich an-
spruchsvolles, modernes und auch kostspieliges Pro-

gramm. Dies war einer der Gründe, Herr Kollege 
Moersch, warum wir nach sorgfältiger Prüfung glaub-
ten, daß es nicht richtig sei, einen weiteren Typ 
zusätzlich fortzusetzen, der nun doch in seinen Wett-
bewerbsaussichten von den Fachleuten ungünstig 
beurteilt wurde. Die These, daß wir hier alles auf 
eine Karte gesetzt hätten, kann nur von solchen 
Publizisten und ihren parlamentarischen Bundesge-
nossen vertreten werden, die nicht bereit sind, ir-
gend etwas anderes als das Problem der Kontrover-
se Dampf oder Natrium noch in ihre unbefangene 
Betrachtung einzubeziehen. 

Im übrigen muß ich mich etwas gegen die Zahl 
von 300 oder 360 Millionen DM wenden. — Nein, 
sie sind aber von anderer Seite genannt worden.  — 
Die  spezifischen Kosten für den Dampfbrüter liegen 
bei etwas über 100 Millionen DM. Wir gehen dabei 
davon aus, daß die Arbeiten im Basisprogramm bei-
den Linien zugute gekommen sind und daß wir den 
Heißdampfreaktor, der erstellt ist, auch für andere 
Testversuche verwenden können. 

Zum Thema der Beratungsverträge kann ich Ihnen 
im Augenblick nur folgendes sagen. Mir ist nicht be-
kannt, daß die Geschäftsführer von Bundesanstalten 
oder Bundesgesellschaften mit Firmen, die mit ihnen 
geschäftlich zu tun haben, Beratungsverträge haben. 
Ich würde solchen Verträgen auch nicht zustimmen. 
Sollten Sie Kenntnisse darüber haben, bitte ich Sie, 
mir das mitzuteilen. 

Ihre Grundkonzeption für .die Neuorganisation 
der außeruniversitären Forschungseinrichtungen in 
einer Akademie der Wissenschaften kann mich, 
offen gesagt, nicht überzeugen. Wir müssen teil-
weise zu einer stärkeren Zusammenfassung kom-
men. Wir haben im letzten Jahr mit einiger Mühe 
die traditionsreichen Anstalten der Luft- und Raum-
fahrt fusioniert. Wir werden auch die stärkere Ver-
bindung der Kernforschungszentren untereinander 
fördern; das ist notwendig. Aber 'der Gedanke, die 
fünf Zentren der Kernforschung, die neue Anstalt 
der Luft- und Raumfahrt mit ihren regionalen Zen-
tren, die Gesellschaft für Mathematik und Daten-
verarbeitung, Institute auf dem Gebiet der Meeres-
forschung und was wir sonst an Bundesgesellschaf-
ten haben, in einer Akademie der Wissenschaften 
zu fusionieren, ist, glaube ich, nicht förderlich. Das 
würde ein kaum arbeitsfähiges und administrierba-
res Mammutgebilde ergeben, in dem die Grundsätze 
der demokratischen Meinungsbildung der wissen-
schaftlichen Mitarbeiter wohl nicht praktizierbar 
wären. Ich glaube, daß damit noch nicht die neue 
Lösung, das neue Konzept gefunden ist, um dessen 
Realisierung wir uns bemühen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich hier 
abbrechen und Ihnen noch einmal für die erfreuliche 
und sachliche Art danken, in der wir im kleinen 
Kreis diskutiert haben, für die Art der Behandlung 
meines Einzelplans, und lassen Sie mich schließlich 
meiner Hoffnung Ausdruck geben, daß wir in weni-
gen Wochen eine breiter angelegte Wissenschafts-
debatte vor vollem Haus und einer stark besetzten 
Pressetribüne führen können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Vizepräsident Schoettle: Damit ist die Aus-
sprache über den Einzelplan 31 geschlossen. 

Wir kommen zu den Abstimmungen. Zunächst 
müssen wir über die Änderungsanträge entscheiden, 
und zwar verfahre ich hier nach der Numerierung. 

Zunächst der Antrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und SPD auf Umdruck 608. Wer diesem Antrag zu-
stimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Danke. Die Gegenprobe! - Enthaltungen? — Der 
Antrag ist einstimmig angenommen. 

Wir stimmen ab über den Änderungsantrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Umdruck 609. 
Wer stimmt diesem Antrag zu? — Danke. Die Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Auch das ist einstim-
mig beschlossen. 

Wir stimmen nun über den Einzelplan 31 mit den 
soeben beschlossenen Änderungen ab. Wer dem Ein-
zelplan 31 zustimmt, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Danke. Die Gegenprobe! — Gegen die 
Stimmen der Fraktion der FDP ist der Einzelplan 31 
verabschiedet. 

Ich rufe nun auf: 
Einzelplan 01 
Bundespräsident und Bundespräsidialamt 
— Drucksache V/3921 —
Berichterstatter: Abgeordneter Baier 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. 

Die Aussprache ist eröffnet. Das Wort wird nicht 
gewünscht. Dann schließe ich die Aussprache. 

Wir stimmen über den Antrag des Ausschusses ab, 
den Entwurf des Einzelplans 01 mit den aus der nach-
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Änderun-
gen und den sich daraus ergebenden Änderungen 
der Abschlußsumme, im übrigen unverände rt  nach 
der Vorlage anzunehmen. Wer stimmt dem Antrag 
des Ausschusses zu? — Danke. Die Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Der Einzelplan 01 ist einstimmig 
angenommen. 

Ich höre, der Herr Bundespostminister sei von 
Düsseldorf unterwegs. Ich sehe ihn aber noch nicht. 
Ich muß also den Einzelplan 13 zurückstellen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 26 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Ver-
triebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 
— Drucksache V/3941 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Baier 

Wollen Sie  das Wort? 
(Abg. Bader:  Danke!) 

— Sie wünschen das Wort nicht, sondern begnügen 
sich mit Ihrem Bericht. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort wird nicht 
gewünscht. Ich schließe die Aussprache. 

Wir stimmen über den Antrag des Ausschusses ab, 
den Einzelplan 26 mit den aus der Zusammenstellung 
ersichtlichen Änderungen anzunehmen. Wer dem An-
trag des Ausschusses zustimmt, den bitte ich um ein 

Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Einzelplan 26 ist gegen die Stimmen der Frak-
tion der FDP angenommen. 

Ich rufe auf: 
Einzelplan 29 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Fa-
milie und Jugend 
— Drucksache V/3944 —
Berichterstatter: Abgeordneter Strohmayr 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf eine münd-
liche Ergänzung seines Berichts. 

Ich eröffne die Aussprache. Zu dem Einzelplan 
Liegt ein Änderungsantrag auf Umdruck 610 vor. Da-
zu hat das Wort der Abgeordnete Kubitza. 

Kubitza (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Der Ihnen auf Um-
druck 610 vorliegende Antrag der FDP-Fraktion 
sieht eine Erhöhung der Mittel für den Bundes-
jugendplan um 1 Million DM auf 44 400 000 DM vor, 
und zwar bei gleichzeitiger Kürzung der Mittel 
zum Bau und zur Einrichtung von Familienferien-
stätten um 1 Million DM auf 3 840 400 DM. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Hört! Hört!) 

Wie Sie dem Mündlichen Bericht zum Einzel-
plan 29 entnehmen können, standen 10 Millionen 
DM zur Umdisposition zur Verfügung, darunter 
2 Millionen DM wegen geringerer Leistung an das 
Deutsch-Französische Jugendwerk. Der Ausschuß 
für Familien- und Jugendfragen hat in seiner Sit-
zung vom 6. Februar 1969 einmütig beschlossen, 
diese 2 Millionen DM dem Jugendsektor zu erhal-
ten, und dem Vorsitzenden des Haushaltsausschus-
ses eine entsprechende Aufteilung vorgeschlagen. 

Meine Damen und Herren, es ist empörend, daß 
die Berichterstatter des Einzelplans 29 über diesen 
einstimmig gefaßten Beschluß des Fachausschusses 
einfach hinweggegangen sind und ihre eigenen 
Vorstellungen durchgesetzt haben. 

(Abg. Baier: Wenn Sie das wollen, können 
Sie den Haushaltsausschuß abschaffen!) 

— Ich habe nichts dagegen, Herr Kollege Baier, 
wenn hier Berichterstatter und Haushaltsausschuß 
bei Mehrausgaben kraft ihrer besseren Kenntnis 
entsprechend verfahren. Es ist aber unerträglich, 
daß ein Fachausschuß stundenlang darüber berät, 
wie eine sachlich gerechte Aufteilung der Mittel 
erfolgen sollte, sein Ergebnis jedoch an der — ge-
linde ausgedrückt — Voreingenommenheit eines 
Berichterstatters scheitert. 

Der Ausschuß für Familien- und Jugendfragen hat 
auch in seiner Mehrheit beschlossen, den Mehr-
ansatz in Höhe von 100 000 DM für die Mitglieds-
verbände des Deutschen Bundesjugendrings für 
Maßnahmen der sportlichen Jugendbildung zu ver-
wenden. Das Ministerium hat dankenswerterweise 
zum erstenmal die sportliche Jugendbildung mit 
einem Leertitel in die Förderungsmaßnahmen des 
20. Bundesjugendplans mit einbezogen. 

Damit hat eine jahrelange Auseinandersetzung 
um die Anerkennung des Sports als förderungswür- 
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dige Maßnahme im Rahmen der Jugendhilfe ihr 
Ende gefunden. Der neu geschaffene Titel kann von 
allen Jugendverbänden in Anspruch genommen 
werden, die sportliche Jugendbildung betreiben wol-
len, ist also nicht auf die deutsche Sportjugend be-
schränkt. 

Alle Fraktionen des Hauses haben sich zur Förde-
rung des Sports bekannt, auch heute wieder in den 
Beiträgen zu dem Antrag der SPD-Fraktion bezüg-
lich Deutscher Sportrat. Sie können heute beweisen, 
daß es sich nicht nur um Lippenbekenntnisse han-
delt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Parlamentarische Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen Leicht. 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich kann es sehr schnell 
machen. Ich bitte, diesen Antrag abzulehnen. Im 
Haushaltsausschuß ist gerade über die Frage des 
Baus von Familienheimstätten eingehend gespro-
chen worden. Der Haushaltsausschuß hat die Mittel 
um 4,5 Millionen DM aufgestockt, und zwar mit der 
Begründung, es lägen dermaßen viele Anträge vor, 
daß auch dieses Volumen sicherlich nicht ausreichen 
werde, um alle begründeten Ansprüche zu erfüllen. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Sehr richtig!) 

Darüber hinaus darf auch hier einmal festgestellt 
werden, daß die Mittel für den Bundesjugendplan 
im Ansatz 1969 gegenüber dem Vorjahr bereits um 
2,6 Millionen DM aufgestockt worden sind, wobei 
noch hinzukommt, daß durch die Abgabe der regio-
nalen Studentenprogramme an die Länder weitere 
500 000 DM freigeworden sind. Die echte Verstär-
kung gegenüber dem Jahr 1968 beträgt demnach 
genau 3,1 Millionen DM, also fast 7 v. H. 

Wir meinen von seiten unseres Hauses, daß der 
Bundesjugendplan damit ausreichend dotiert ist. 
Sollte dennoch in einem Teilbereich ein höherer 
Bedarf vorhanden sein, muß durch Schwerpunkt-
bildung und Umschichtung der Mittel für den Bun-
desjugendplan ein Ausgleich herbeigeführt werden. 
Dies ist möglich, weil die Mittel für Teilmaßnahmen 
des Bundesjugendplans wegen ihrer geringer ge-
wordenen Bedeutung gekürzt werden können. 

Ich bitte Sie noch einmal, den Antrag abzulehnen. 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Baier. 

Baier (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mir scheinen zwei Dinge noch wichtig 
zu sein, einmal der Hinweis von Herrn Kollegen 
Kubitza, daß es empörend sei, wenn der Haushalts-
ausschuß Vorschläge der Fachausschüsse nicht ak-
zeptiere. Herr Kollege Kubitza, mir scheint, daß 
diese Ihre Aussage Anlaß für den Präsidenten 
dieses Hauses sein sollte, wieder einmal grundsätz-
lich klarzustellen, was Aufgabe des Fachausschusses 
und Aufgabe des Haushaltsausschusses bei der  Be

-

ratung des Bundeshaushalts ist. Bekanntlich wird 
ein Bundeshaushalt den Fachausschüssen überhaupt 
nicht zur Beratung zugewiesen. Wenn sie sich den-
noch damit befassen, können sie das tun. Aber sie 
haben keine legale Möglichkeit, im federführenden 
Ausschuß, in diesem Fall im zuständigen Haushalts-
ausschuß, voll und ganz gehört zu werden. Deshalb 
ist Empörung hier völlig fehl am Platze, Herr Kol-
lege Kubitza. 

Dennoch sind wir für jeden guten Ratschlag von 
seiten der Kollegen aus den Fachausschüssen dank-
bar,  und ich möchte Ihnen sagen, daß wir, soweit 
Sie Umdisponierungen im Bundesjugendplan vor-
geschlagen haben, dem zum großen Teil auch Rech-
nung getragen haben. Aber Sie müssen es uns im 
Haushaltsausschuß überlassen, dann bei der Be-
trachtung der Gesamtsituation die Akzente so zu 
setzen, wie wir es dort mit Mehrheit für richtig 
halten. Das wollte ich grundsätzlich  211 diesem 
Thema sagen. 

Ich möchte auch noch einmal auf folgendes hin-
weisen. Wir haben trotz der Kürzungen in Höhe 
von 2 Millionen DM, die sich zwangsläufig beim 
Deutsch-Französischen Jugendwerk ergeben haben, 
1 Million DM für die Überbrückungsbeihilfen — 
ebenfalls ein Jugendbereich — und 1 Million DM 
beim Bundesjugendplan aufgestockt. Wenn wir mit 
anderswo eingesparten Mitteln die Förderung von 
Studentenwohnheimen mit 3,5 Millionen DM und 
die Förderung des Baus von Familienferienstätten 
mit 4,5 Millionen DM sehr kräftig aufgestockt 
haben, so haben wir das ganz bewußt getan, weil 
in beiden Bereichen eine Notwendigkeit für diese 
Aufstockung bestand. 

Ich möchte Ihnen noch eines sagen. Ihre Fraktion 
hat kürzlich hier auf Grund einer Anfrage eine 
Diskussion über den Fremdenverkehr entfacht. Mit-
glieder des Hauses und der Bundesregierung wiesen 
darauf hin, daß der Fremdenverkehr nicht nur ein 
ökonomisches Problem, sondern auch eine Aufgabe 
von gesellschaftspolitischer Bedeutung sei. In diesem 
Hause wurde klar, daß die Urlaubsintensität am 
stärksten bei Ehepaaren ohne Kinder, am schwäch-
sten bei Ehepaaren mit vielen Kindern ist.  Beispiels-
weise beträgt bei Ehepaaren ohne Kinder die Ur-
laubsintensität 41,2 %, bei Familien mit drei Kin

-

dern nur 25,5 %, und mit zunehmender Kinderzahl 
ist ein weiteres Absinken der Möglichkeiten ge-
meinsamen .Urlaubs gegeben. Deshalb ist es not-
wendig, daß hier auch von der öffentlichen Hand 
und vom Staat mehr getan wird. Es ist die vor-
dringliche Aufgabe, auch den Mehrkinderfamilien 
einen gemeinsamen Ferienaufenthalt zu ermög-
lichen. Alle Möglichkeiten müssen erschöpft werden. 
Es ist eine Aufgabe des Bundes und der Länder, 
hier zu helfen. Ich bin dankbar, daß der Staats-
sekretär beim Bundesminister der Finanzen auf die 
große Zahl der unerledigten Anträge hingewiesen 
hat, die es zu bedienen gibt. Wir meinen, man sollte 
über Fremdenverkehr und seine gesellschaftspoli-
tische Bedeutung nicht nur sprechen, sondern auch 
entsprechend handeln; und wenn wir handeln wol-
len, heißt das in diesem konkreten Fall: den An-
trag der FDP abzulehnen. 
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Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wuermeling. 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Mir ist nur an einer 
ganz kurzen Feststellung für das Protokoll gelegen. 
Wenn in der heutigen Debatte die wichtigen 
Fragen des Familienlastenausgleichs nicht ange-
sprochen werden, hat das für uns seinen Grund 
ausschließlich darin, daß wir beabsichtigen, sie durch 
eine Entschließung in der dritten Lesung anzuspre-
chen, die dann begründet werden wird. Es ist aber 
gut, daß wir vor der Öffentlichkeit nicht so tun, als 
wenn die Dinge hier uninteressant wären, sondern 
klarstellen, daß nur eine zeitliche Verschiebung des 
Themas stattfindet. 

Vizepräsident Schoettle: Die Aussprache ist 
geschlossen. Wir kommen zu den Abstimmungen. 

Wir stimmen zunächst über den Änderungsantrag 
der Fraktion der FDP ab. Wer will  diesem Antrag 
zustimmen? Ich bitte um ein Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das letzte ist die Mehr-
heit. Der  Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen nun über den Antrag des Ausschus-
ses ab, den Einzelplan 29 mit den aus der Zusam-
menstellung ersichtlichen Änderungen und den sich 
daraus ergebenden Änderungen der Abschlußsum-
men, im übrigen unverändert nach der Vorlage an-
zunehmen. Wer stimmt diesem Antrag zu? Ich bitte 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Gegen die Stimmen der Fraktion der FDP ist 
der Ausschußantrag und damit der Einzelplan 29 
angenommen. 

Ziffer 2 des Ausschußantrages! Wer stimmt dieser 
Ziffer 2 zu? Ich bitte um ein Handzeichen. — Gegen-
probe! — Ziffer 2 ist mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 13 

Geschäftsbereich des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen 

— Drucksache V/3933 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Müller 
(Ravensburg) 

Der Herr Bundespostminister ist zum Glück gerade 
noch im letzten Augenblick eingetroffen, ehe ich den 
Einzelplan auf die nächste Woche verschoben hätte. 

Der Berichterstatter wünscht das Wort nicht. In 
der Aussprache wird das Wort ebenfalls nicht be-
gehrt. Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem 
Einzelplan 13 zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! —

(Abg. Haehser: Trotz seiner Trierer Pläne!) 

Enthaltungen? — Der  Einzelplan 13 ist mit Mehrheit 
angenommen. 

Damit haben wir die Einzelpläne, die für heute 
noch zu erledigen waren, verabschiedet. 

Ich rufe den Zusatzpunkt auf, der heute morgen 
auf die Tagesordnung gesetzt worden ist: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung von Artikel 8 
des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes 

— Drucksache V/3994 — 

Die  Vorlage soll an den Gesamtdeutschen Aus-
schuß überwiesen. werden. — Das Haus stimmt die-
sem Überweisungsvorschlag zu. 

Ich rufe dann noch Punkt VII der Tagesordnung 
auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Internationalen Übereinkommen vom 
7. März 1966 zur Beseitigung jeder Form von 
Rassendiskriminierung 

— Drucksachen V/3960, zu V/3960 — 

Die Vorlage soll an den Auswärtigen Ausschuß 
— federführend — und an den Innenausschuß — 
mitberatend — überwiesen werden. — Diesen Über-
weisungsvorschlägen wird zugestimmt. 

Die nächsten Punkte der Tagesordnung werden 
abgesetzt. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am 
Ende unserer heutigen Beratungen. Ich berufe die 
nächste Sitzung des Deutschen Bundestages auf Mitt-
woch, den 26. März 1969, 9 Uhr, ein und schließe 
die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 15.17 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Beurlaubungen 

Dr. Aigner 21.3. 
Frau Albertz 28.3. 
Dr.Apel** 21.3. 
Arendt (Wattenscheid) 28. 3. 
Dr. Arndt (Berlin/Köln) 31. 3. 
Dr.-Ing. Dr. h. c. Balke 15. 5. 
Bauer (Wasserburg) 21. 3. 
Dr. Becher (Pullach) 29.3. 
Dr. Bechert (Gau-Algesheim) 21. 3. 
Beuster 28.3. 
Blumenfeld 31.3. 
Dr. Brenck 29. 3. 
Brück (Köln) 28. 3. 
Corterier ** 21. 3. 
van Delden 28.3. 
Deringer 21.3. 
Dr. Eckhardt 21.3. 
Dr. Even 29. 3. 
Dr. Dittrich ** 21. 3. 
D. Dr. Gerstenmaier 21.3. 
Dr. Giulini 21. 3. 
Graeff 21.3. 
Gscheidle 28. 3. 
Haage (München) 28. 3. 
Hahn (Bielefeld) ** 21. 3. 
Hamacher 31.3. 
Hellenbrock 31.3. 
Hilbert 21.3. 
Höhne 21.3. 
Horten 21.3. 
Frau Dr. Hubert 28. 3. 
Illerhaus ** 21.3. 
Dr. Jaeger 28.3. 
Dr. Jahn (Braunschweig) 15. 6. 
Josten 21.3. 
Junghans 31.3. 
Dr. Kübler 21.3. 
Freiherr von Kühlmann-Stumm 28.3. 
Kunze 30.4. 
Lemmer 21.3. 
Lenze (Attendorn) 21.3. 
Dr. Linbenberg 21.3. 
Dr. Lohmar 21.3. 
Lücker (München) ** 21.3. 
Memmel ** 21. 3. 
Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 26.3. 
Mertes 21.3. 
Missbach 15. 4. 
Müller (Worms) 21. 3. 
Dr. Müthling 21.3. 
Neemann 19.4. 
Opitz 21.3. 
Ott 21.3. 

* Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen der Bera-
tenden Versammlung des Europarats 

** Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete (r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Peters (Norden) 3. 5. 
Pöhler 15.4. 
Dr. Pohle 21.3. 
Richarts ** 21.3. 
Rollmann 21. 3. 
Frau Rudoll 21. 3. 
Ruf 21.3. 
Dr. Rutschke * 21.3. 
Schlee 21.3. 
Schmidt (Hamburg) 28.3. 
Dr. Schmidt (Offenbach) 21. 3. 
Dr. Schober 21.3. 
Frau Schroeder (Detmold) 21.3. 
Schulhoff 21.3. 
Frau Dr. Schwarzhaupt 21.3. 
Dr. Sinn 21. 3. 
Spitzmüller 21. 3. 
Dr. Süsterhenn 24. 3. 
Dr. Stammberger 14.4. 
Dr. Staratzke 21.3. 
Stein (Honrath) 21. 3. 
Steinhoff 30.4. 
Dr. Steinmetz 21. 3. 
Dr. Freiherr von Vittinghoff-Schell 1. 4. 
Weimer 21.3. 
Welke 21.3. 
Frau Wessel 31.3. 
Dr. Wilhelmi 21. 3. 
Winkelheide 31.3. 
Dr. Wörner 21.3. 
Frau Dr. Wolf 27. 3. 
Wurbs 21.3. 
Dr. Zimmermann 28. 3. 

Anlage 2 	 Umdruck 604 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD zur zweiten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1969 hier: Einzelplan 06, Ge-
schäftsbereich des Bundesministers des Innern - 
Drucksachen V/3300 Anlage, V/3926 - 
Der  Bundestag wolle beschließen: 

1. In die Zweckbestimmung zu Kap. 06 02 Tit. 
685 51 - Für zentrale Maßnahmen auf dem Ge-
biet des Sports und der Leibesübungen - wird 
folgender Haushaltsvermerk aufgenommen: 
„Die Mittel können in Höhe von 2 000 000 DM 
unter Einsparung eines Bleichhohen Betrages bei 
Tit. 882 01 überschritten werden." 

2. In die Zweckbestimmung zu Kap. 06 02 Tit. 882 01 
- Für die Spitzenfinanzierung des Baues von 
Turn- und Sportstätten - wird folgender Haus-
haltsvermerk aufgenommen: 
„Von den Mitteln können 2 000 000 DM zur Ver-
stärkung der Mittel bei Tit. 685 51 in Anspruch 
genommen werden." 

Bonn, den 19. März 1969 

Dr. Barzel und Fraktion 

Schmidt (Hamburg) und Fraktion 
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Anlage 3 	 Umdruck 597 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsge-
setzes 1969, hier: Einzelplan 06 Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Innern — Drucksachen V/3300 
Anlage, V/3926 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 06 02 — Allgemeine Bewilligungen —

1. In Tit. 685 51 — Für zentrale Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Sports und Leibesübungen — 
wird der Ansatz um 2 000 000 DM auf 11 260 000 
DM erhöht. 

Deckungsvorschlag 

3. In Tit. 893 15 — Zuschuß des Bundes zum Bau 
von Sportanlagen und Einrichtungen für die 
Spiele der XX. Olympiade 1972 — 3. Teilbetrag 
— wird der Ansatz von 19 000 000 DM um 
2 000 000 DM auf 17 000 000 DM gekürzt. 

Bonn, den 18. März 1969 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 4 	 Umdruck 608 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD zur zweiten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1969 hier: Einzelplan 31, Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für wissenschaft-
liche Forschung — Drucksachen V/3300 Anlage, 
V/3945 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

1. In Kap. 31 03 Tit. 685 30 — Förderung der For-
schung in Nuklearmedizin und — biologie — 
wird der Ansatz um 180 000 DM auf 4 180 000 DM 
erhöht. 

2. In Kap. 31 03 Tit. 685 55 — Zuschuß zum Betrieb 
der Kernforschungsanlage Jülich GmbH — wird 
der Ansatz um 180 000 DM auf 44 278 000 DM *) 
gekürzt. 

Bonn, den 20. März 1969 

Dr. Barzel und Fraktion 

Schmidt (Hamburg) und Fraktion 

Anlage 5 	 Umdruck 609 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD zur zweiten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1969 hier: Einzelplan 31 Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für wissenschaft- 

*) Der hier durch ein Schreibversehen falsch wiederge-
gebene Betrag muß entsprechend dem Ausschußbe-
richt — Drucksache V/3945 Seite 5 — richtig lauten: 
„40 278 000 DM".  

liche Forschung — Drucksachen V/3300 Anlage, 
V/3945 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 31 02 Tit. 685 05 — Austausch von Wis-
senschaftlern mit dem Ausland, Stipendien für den 
Auslandsaufenthalt wissenschaftlicher Nachwuchs-
kräfte, Promotionsförderung — wird die Erläute-
rung zu Nummer 3 letzter Absatz wie folgt gefaßt: 

„Insgesamt sollen im Jahre 1969 etwa 200 Stipen-
dien gewährt werden. Die Stipendien werden ver-
geben von den wissenschaftlichen Hochschulen 
(Senatskommissionen für die Betreuung des wis-
senschaftlichen Nachwuchses) und den Mitgliedern 
der Arbeitsgemeinschaft der Freien Begabtenförde-
rungswerke einschließlich der Studienstiftung des 
Deutschen Volkes nach einheitlichen gemeinsamen 
Richtlinien, die Bund und Länder unter Anhörung 
der Begabtenförderungswerke erlassen." 

Bonn, den 20. März 1969 

Dr. Barzel und Fraktion 

Schmidt (Hamburg) und Fraktion 

Anlage 6 	 Umdruck 610 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgeset-
zes 1969 hier: Einzelplan 29 Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Familie und Jugend — Druck-
sachen V/3300 Anlage, V/3944 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 29 02 Allgemeine Bewilligungen 

1. Der Ansatz bei Tit. 882 03 — Zuweisung zum 
Bau und zur Einrichtung von Familienferien-
stätten — wird um 1 000 000 DM auf 3 840 400 DM 
gekürzt. 

2. Der Ansatz in Tit. 685 01 — Zuweisung für lau-
fende Zwecke an Träger der freien Jugendhilfe — 
wird um 1 000 000 DM auf 44 400 000 DM er-
höht. 

Bonn, den 20. März 1969 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 7 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Dichgans (CDU/CSU) zu Punkt 
II 5 der Tagesordnung 

Bismarck hat einmal gesagt, daß gute Beamte wich-
tiger seien als gute Gesetze. Das gilt auch heute 
noch. 

Wenn man gute Beamte haben will, muß man 
sie gut behandeln. Manche Beamten denken dabei in 
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erster Linie an den finanziellen Aspekt, an das Zu-
rückbleiben der Beamtengehälter hinter der Einkom-
mensentwicklung. Das ist sicher ein Punkt, der einer 
ernsten Aufmerksamkeit bedarf. Es schädigt die 
Staatsautorität, wenn Beschlüsse des Parlaments all-
zu weit hinter seinen Entschließungen zurückbleiben, 
hinter den Versprechungen, die führende Persön-
lichkeiten der Politik den Beamten gemacht haben. 

Bei einer grundlegenden Reform müssen jedoch 
die Fragen noch breiter angelegt werden. Wollen 
wir überhaupt noch ein Beamtentum, das sich deut-
lich von den Arbeitern und Angestellten unterschei-
det? Oder befinden wir uns vielleicht in einer Ent-
wicklung, die dieses Beamtentum allmählich in der 
allgemeinen Arbeitnehmerschaft aufgehen läßt? Das 
Bekenntnis aller Parteien zum Berufsbeamtentum 
erledigt die Frage nicht. Es kommt nicht auf die Er-
klärungen an, sondern auf die politische Wirklich-
keit. 

Wir können nicht übersehen, daß die Unterschiede 
zwischen Angestellten und Beamten weitgehend ein-
geebnet sind. Die Altersversorgung der Angestell-
ten unterscheidet sich kaum noch von der der Beam-
ten. Auf der anderen Seite unterscheidet sich aber 
auch das Selbstverständnis mancher Beamten kaum 
noch von dem der Angestellten. Der Streik des Flug-
sicherungsdienstes hat uns das deutlich vor Augen 
geführt. Ein Streik in der pikanten Sonderform, daß 
der Beamte während des Streiks sein volles Gehalt 
bezieht. Wir registrieren dankbar, daß der Deutsche 
Beamtenbund sich von solchen Aktionen deutlich 
distanziert hat. Aber die Einebnung der Unter-
schiede geht weiter. Wollen wir uns damit abfinden? 
Ist unsere Beamtenpolitik im Grunde nur eine Über-
gangspolitik, an deren Ende die Auflösung des 
Beamtenstandes steht, amerikanische Zustände, wo 
sich die Verträge der Regierungsangestellten im 
Prinzip nicht von den Industrieverträgen unterschei-
den? 

Diese Problematik müssen wir sehen. Ich meine 
jedoch, wir sollten uns darum bemühen, das Beam-
tentum zu erhalten. Die Stabilität des Staates wird 
gestärkt, wenn er einen Beamtenkörper hat, der sich 
dem Staat besonders eng verbunden fühlt. Wenn 
man das will, muß man über konkrete Maßnahmen 
sprechen. Maßnahmen, die vom Staat aus gehen, 
aber auch Maßnahmen im Bereiche der Beamten 
selbst. Die finanzielle Frage wurde schon erwähnt. 
Wer jedoch die Besoldung reformiert, muß die Ge-
samtproblematik gründlich studieren. Das System 
der linearen Erhöhung, jeweils leicht verändert im 
Hinblick auf bestimmte Beamtengruppen, deren Aus-
wahl nicht immer überzeugend ist, muß durch eine 
organische Reform abgelöst werden. Wir brauchen 
eine systematische Untersuchung der Aufgaben, die 
dem einzelnen Beamten gestellt sind, eine Funk-
tionsanalyse, wie man zu sagen pflegt. 

Wir brauchen ferner eine interessenfreie Über-
legung, welche Vorbildung wir für die verschiede-
nen Beamtengruppen fordern. Wir können das nicht 
den einzelnen Beamtengruppen selbst überlassen. 
Alle Beamtengruppen fordern für sich eine möglichst 
hohe Vorbildung, unter besoldungspolitischen Über-
legungen. Diese Forderungen werden deshalb sehr  

massiv unterstützt, weil die Besoldungserhöhungen, 
die auf erhöhten Vorbildungsvoraussetzungen basie-
ren, keineswegs nur den Beamten mit höherer Vor-
bildung zugutekommen, sondern auch den vorhan-
denen älteren Beamten mit geringerer Ausbildung. 
Dieser Druck läßt sich mindern durch eine Grund-
satzregelung, daß Aufbesserungen der Besoldung 
auf bessere Ausbildung begründet, stets nur den 
Beamten zugutekommen, die diese bessere Ausbil-
dung haben. Vorhandene Beamte müssen die Ge-
legenheit erhalten, durch Zusatzprüfungen, deren 
Anforderung denen der neuen Bildungsgänge gleich-
wertig sind, die neuen Voraussetzungen noch nach-
träglich nachzuweisen. Aber man muß überhaupt 
ganz generell, und zwar bei einer einheitlichen Un-
tersuchung aller Laufbahnen, in einer umfassenden 
Betrachtung die Frage stellen, welche Ausbildungs-
voraussetzungen die Lehrer, die Steuerbeamten, die 
Rechtspfleger, die Beamten des diplomatischen 
Dienstes mitbringen müssen. Nur eine Betrachtung, 
die alle Beamtengruppen zur gleichen Zeit behan-
delt, kann zu überzeugenden Ergebnissen führen. 

Eine weitere Aufgabe besteht darin, die Leistun-
gen zu belohnen. Unser System der schematischen 
Regelbeförderung, die praktisch jeden Inspektor 
schon in seinen 20er Jahren zum Oberinspektor, 
die  meisten Studienräte in ihren 30er Jahren zu 
Oberstudienräten machen, hat eine höchst ungün-
stige Folge. Wer besonders viel leistet, kann gleich-
wohl normalerweise erst nach seinem 40. Geburts-
tag erwarten, daß er rascher befördert wird und ein 
höheres Einkommen erhält als ein sehr schwacher 
Kollege. In der Zeit der Leistungsspitze des Men-
schenlebens, zwischen dem 25. und 40. Lebensjahr, 
hat unser System der Bewährungsbeförderungen die 
meisten Möglichkeiten verbaut, für besonders gute 
Beamte etwas zu tun. Das ist einer der Hauptgründe, 
die die aktiven Leute, die sich etwas zutrauen, von 
der Beamtenlaufbahn abschreckt. 

Wir müssen also überlegen, wie wir für tüchtige 
Leute frühzeitig bessere Aufstiegsmöglichkeiten 
schaffen, was notwendigerweise mit einer Verzöge-
rung  des  Aufstiegs der  übrigen verbunden ist. 

Darüber hinaus sollte geprüft werden, ob die 
Behördenchefs nicht allgemein die Möglichkeit erhal-
ten könnten, tüchtigen Beamten Leistungszulagen zu 
geben. Dieses System hat nur dann Sinn, wenn es 
vor Proporzüberlegungen geschützt wird, vor Kräf-
ten, die sich die Probleme dadurch vereinfachen wol-
len, daß sie im Grunde allen das gleiche geben, also 
etwa die Leistungszulage über eine längere Zeit-
spanne allen Beamten zugute kommen lassen wollen. 
Wer die Leistung fördert, bekennt sich damit zu der 
Tatsache, daß die Leistungen unterschiedlich sind, 
und er muß auch darin einwilligen, daß die schema-
tische Gleichmacherei, die wir in der Beamtenbesol-
dung haben, abgebaut wird. 

Das Problem der Differenzierung taucht aber noch 
in einem anderen Zusammenhang auf. Unsere Beam-
ten haben sehr nterschiedliche Aufgaben, und die 
optimalen Bedingungen für diese verschiedenen Auf-
gaben variieren demgemäß. Die Ministerialbeamten 
der Österreich-Ungarischen Monarchie galten zu 
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Anfang dieses Jahrhunderts wohl mit Recht als die 
besten der Welt. In Wien war es damals ein unge-
schriebenes Gesetz, daß Hofräte morgens nur wenige 
Stunden zum Dienst kamen. In manchen Berliner 
Ministerien war das übrigens ähnlich, wie bei Fon-
tane in „Effi Briest" nachzulesen ist. Die Regierun-
gen wußten damals, daß es in den Spitzenstellungen 
auf Einfälle rund abgewogenes Urteil, nicht auf ab-
gesessene Dienststunden ankommt. Spazierengehen 
wirkt oft nützlicher als Überzeit hinter dem Schreib-
tisch. Das gilt übrigens auch für Bundesminister 
ebenso wie für die Vorstände großer Unternehmen. 
Aber auch bei Beamten, von denen wissenschaft-
liche Arbeit, wissenschaftliche Einfälle erwartet 
werden, hat es nicht viel Sinn, ihnen die Minuten 
nachzurechnen, die sie an ihren Experimentier-
tischen stehen. 

Das sind gewiß Grenzfälle. Mir liegt aber daran, 
zu unterstreichen, daß ein gutes Beamtentum nicht 
allzu gleichmacherische Vorstellungen überneh-
men darf, die  für industrielle Produktionsstätten 
angemessen, ja notwendig sind. 

Eine größere Differenzierung der Arbeitsbedin-
gungen, verbunden mit größerer Freiheit für be-
stimmte Kategorien von Beamten, läßt sich nur dann 
verwirklichen, wenn die Beamten sich dem Staat 
gegenüber so stark verpflichtet fühlen, daß man die 
Form, in der sie ihre Pflichten erfüllen, nicht allzu 
eng zu regeln braucht. Mit anderen Worten, die 
Reformen setzen eine veränderte Beziehung der 
Beamten zum Staat voraus. Wer sich berechtigt fühlt, 
jederzeit seine Arbeit einzustellen oder einzu-
schränken, wen er mit seinem Gehalt nicht zufrieden 
ist, kann nicht erwarten, daß er einen Sonderstatus 
.erhält. Es liegt im Interesse der Beamtenschaft selbst, 
diese .Entwicklung wieder .umzukehren. Aber auch 
der Staat muß dann seine Grundeinstellung zu sei-
nen 'Berufsbeamten überdenken und Fehler der 
Vergangenheit, eine zuweilen stiefmütterliche Be-
handlung korrigieren. 

Zum Schluß noch einige Worte zur Frage der 
Fortbildung. Ich habe hier in diesem Hause schon 
einmal über die Fortbildung der Richter gesprochen. 
Das Problem der Fortbildung stellt sich für alle 
Beamte. Ob man allerdings alle Beamte von Zeit zu 
Zeit zu besonderen Fortbildungskursen schicken 
sollte, ist mir zweifelhaft. Es  gibt zahlreiche Beam-
tenkategorien, ,denen man zumuten kann, daß sie 
sich im Rahmen ihrer laufenden Tätigkeit über Fort-
schritte ihres Fachgebietes unterrichten. Das müssen 
wir ja alle jeden Tag tun. Ich habe niemals in mei-
nem Leben einen Fortbildungskurs besucht. Nicht 
einen Fortbildungskurs für Bundestagsabgeordnete. 

Aber wir sollten die Fortbildung mit der Lei-
stungsförderung kombinieren. Wer sich als beson-
ders tüchtig erweist, sollte als zusätzlichen Anreiz 
die Chance haben, daß der Staat etwas für seine 
Weiterbildung tut. Das sollte nicht nur für die 
akademischen Beamten gelten, sondern für alle 
Beamten, deren Leistung durch Fortbildung nach-
haltig verbessert werden kann. Junge Leuten, die 
für leitende Stellugen in der Verwaltung in Be-
tracht kommen, sollen bei einem solchen System 

Möglichkeiten eines Auslandsaufenthaltes erhalten 
oder Möglichkeiten eines Kontaktstudiums, wie es 
neuerdings an  einigen deutschen Hochschulen orga-
nisiert ist. 

Wenn wir auch in dieser Weise wieder mehr Be-
wegung, mehr Differenzierung in die Beamtenschaft 
hineinbringen, kommt das nicht nur dem Staat, son-
dern auch der Gesamtheit der Beamtenschaft zugute. 

Anlage 8 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Müller (Mülheim) (SPD) zu. 
Punkt II 5 der Tagesordnung 

Am 10. 11. 1964 unterbreitete die SDP in einem 
Sportforum der interessierten Öffentlichkeit Leit-
sätze zur Förderung von Leibeserziehung und Sport. 
In einem den Leitsätzen vorangestellten Vorwort 
wurde betont, daß die Förderung der Leibeser-
ziehung in der Schule, des Turnens und des Sports 
in den Vereinen eine Aufgabe sei,  die nur vom 
ganzen Volk in gemeinsamer Verantwortung gelöst 
werden könne. 

Was hier in richtiger Einschätzung des Notwendi-
gen als Gemeinschaftsaufgabe herausgestellt wurde, 
stellt sich unverändert auch heute noch als eine 
solche dar. 

Die Einsicht in die Lage des deutschen Sports 
ließ in der Vergangenheit und läßt in aller Zukunft 
nur den Schluß zu, daß eine Verbesserung der ge-
gebenen Verhältnisse erst dann möglich sein wird, 
wenn alle Beteiligten, die freien Gemeinschaften 
des Sports und die Träger der öffentlichen Sportver-
waltungen, auf allen Ebenen vertrauensvoll und 
damit auch wirksam zusammenarbeiten. 

Die nach dem Ausgang der Olympischen Spiele 
in Mexiko einsetzende öffentliche Aussprache, die 
sich zunächst dadurch auszeichnete, daß sie auf-
geregt und damit wenig sachdienlich geführt 
wurde, hat schließlich dazu geführt, den bloßen 
Schrei nach dem Staat, oder besser gesagt nach 
seinem Geld verstummen zu lassen. Allmählich hat 
sich die Erkenntnis durchgesetzt, Medaillengewinne 
in ein bestimmtes Verhältnis zu den tatsächlichen 
Gewinnen, die Gesellschaft und Staat aus Leibes-
erziehung, Spiel und Sport ziehen können, zu 
setzen. 

In den immer noch gültigen Grundsätzen der SPD 
zur Sportförderung aus dem Jahre 1964 wird schon 
deshalb die Unterstützungswürdigkeit von Sport 
und Spiel unterstrichen, weil sie helfen sollen, 

die Gesundheit und die Leistungsfähigkeit des 
Volkes zu fördern und zu erhalten, 

zur Erziehung und Bildung des Menschen bei-
zutragen, 

in Schulen, Vereinen und anderen Gemeinschaf-
ten soziale Grunderfahrungen zu vermitteln 
und eine sinnvolle Freizeitgestaltung zu ermög-
lichen. 
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Wenn es trotzdem nicht diese unerfüllten Zielvor-
stellungen waren, die jetzt zu neuen Überlegungen 
für eine bessere Unterstützung des Sports führten, 
sondern die kritische Würdigung der Unzulänglich-
keiten im Leistungs- und Spitzensport, hat sich doch 
in der anhaltenden Diskussion die grundsätzliche 
Ansicht durchgesetzt, sowohl die hervorragende und 
gewünschte Einzelleistung wie auch der Breiten-
sport bedürften besonderer Hilfs- und Förderungs-
maßnahmen. 

Die Unruhe, die sich überall breit gemacht hat, 
hat auf der ganzen Linie zu neuen Überlegungen 
und auch zu eindrucksvollen Ergebnissen geführt. 
Zu Ergebnissen, die zu der Hoffnung Anlaß geben, 
daß es endlich möglich sein wird, den vorher er-
wähnten Zielen nunmehr näherzutreten. 

Im deutschen Sport zeichnen sich Entwicklungen 
ab, die erstarrte Strukturen durch bewußte Ein-
fügung von Mitbestimmungselementen für aktive 
Sportler beleben. 

In den Vereinen — jeder von uns, der das ver-
folgen will, kann das zu Hause erleben — wird ge-
plant und diskutiert, wie man erfolgreicher als bis-
her zu Leistungssteigerungen kommen kann und 
dennoch nicht versäumt, den Nachwuchs heranzu-
ziehen und Talente zu suchen und zu fördern. Es 
kann als beachtlich vermerkt werden, wie der An-
stoß der auszurichtenden Spiele in München und 
Kiel, zu einem Wettbewerb der Bemühungen der 
Vereine geführt hat, Versäumtes wettzumachen und 
neue Wege zum Erfolg zu suchen. Keiner will sich 
dabei auf den Rahmen kleinlich abgesteckter Plätze 
abdrängen lassen. Das ist besonders kennzeichnend. 
Wo man sich bislang bei Versagen gerne auf den 
Allgemeinplatz der Zuständigkeit oder Unzuständig-
keit zurückzog, sind solche Grenzen jetzt schwim-
mend geworden. 

Ausgeprägt stellt sich das Beispiel das Verhältnis 
vieler Vereine zu den Schulen dar. Die beklagens-
werten Zustände im Schulsport werden nicht mehr 
mit allgemeinen Redensarten abgetan — die Vereine 
befleißigen sich, ihre Übungsleiter in die Schulen zu 
bringen, um den Schulsport und Sportunterricht auf 
den Sollstand zu bringen und damit gleichzeitig auch 
dem Vereinssport neue Freunde und Impulse zuzu-
führen. Dieses Bemühen steht in begrüßenswerter 
Wechselbeziehung zu dem aufgeschlossenen Verhal-
ten der Schulverwaltungen, die diese Entwicklung 
durch praktisches Verhalten begünstigen. Anerken-
nung verdienen die weithin sichtbaren Anstrengun-
gen der meisten Länder, Auswege aus den völlig 
unbefriedigenden Zuständen des Schulsports zu fin-
den. Städte und Gemeinden nicht zuletzt sind, ange-
regt durch die öffentliche Diskussion, dazu über-
gegangen, ihre schon bisher großen Leistungen auf 
dem Gebiet der Sportförderung zu intensivieren. 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß in allen Be-
reichen und auf den verschiedensten Ebenen Ent-
wicklungen zu verzeichnen sind, die viele der bisher 
zu Recht bestehenden Besorgnisse als überholt er-
scheinen lassen. 

In diesen allgemein erfreulichen Rahmen hinein 
paßt es, daß sich die zentrale Sportförderung, so wie  

sie der Bund seit geraumer Zeit betreibt, nicht nur 
als eine Art Finanzier versteht, sondern gemäß der 
von ihm erbrachten Leistungen, denen ja auch noch 
immer mehr folgen sollen, als gleichberechtigter 
Partner auf dem weiten Feld des Sports verstanden 
werden will. 

Genau an dieser Stelle aber setzt Nachdenklichkeit 
und Kritik ein. Resultierend aus gewissen Erfahrun-
gen der Vergangenheit, wird je nach Betrachtungs-
weise die Verantwortungsbereitschaft des Bundes als 
die potentielle Absicht gedeutet, Staatssport organi-
sieren zu wollen oder aber durch finanzielle Unter-
stützungen Einfluß mit dieser Zielsetzung zu ge-
winnen. Man darf auch davon ausgehen, daß manche, 
eigentlich nur für eine schlichte Gemütsverfassung 
sprechende öffentliche Äußerung maßgeblicher Poli-
tiker zu Fehlinterpretationen Anlaß geben mußte. 
Wenn es überhaupt einen triftigen Grund gegeben 
hat, Zweifel an der Ernsthaftigkeit der Absichten der 
Sportförderung des Bundes zu hegen, dann war es 
dieser, daß man sich jahrelang zur Hergabe von nicht 
gerade überwältigenden Finanzzuwendungen ver-
stand, subsidiär Leistungen erbrachte, ohne anderer-
seits auf geregelter Mitverantwortung zu bestehen. 

Auch hat  die  jahrelang gepflegte Zurückhaltung 
dieses Hohen Hauses, sich nicht intensiv mit den 
drängenden Fragen des Sports auseinanderzusetzen, 
ihren Teil dazu beigetragen, daß viele Hoffnungen 
nicht grünen mochten. Schließlich war das lautstarke 
Gerede über die sogenannte nationale Repräsentanz 
in Blickrichtung auf die Spiele in München und Kiel 
nicht dazu angetan, die Dinge in einem klareren Licht 
erscheinen zu lassen. 

Trotz dieser und ähnlicher Vorbehalte darf jetzt 
mit Recht festgestellt werden: das Klima für ein Zu-
sammengehen zwischen allen Trägern der öffent-
lichen Sportverwaltungen und den freiwilligen Ver-
einigungen des deutschen Sports war nie günstiger 
als im Augenblick. Ausschlaggebend dafür ist die 
Erkenntnis aller Beteiligten in den verschiedenen 
Stufen und Ebenen des Staatsaufbaus und des Ver-
bandswesens, daß die gewaltigen Probleme und 
Schwierigkeiten, die sowohl kurzfristig in Sicht auf 
die Spiele 1972, aber auch besonders langfristig sich 
auftuen, nur dann gemeistert werden können, wenn 
man sich umgehend zu gemeinsamer Aktion und zur 
Wahrung der Unabhängigkeit jedes einzelnen Be-
teiligten zusammenfindet. 

Dieser offenbare Eindruck, die Bereitschaft dazu, 
verlangen schon deshalb durchgesetzt zu werden, 
weil weitgehend unbeachtet von der Öffentlichkeit 
bereits in verschiedenen Gremien ein mehr oder 
minder ständiger Kontakt zwischen dem Innenmini-
sterium und den dazu berufenen Vertretern des DSB 
besteht. 

Allen Beteiligten ist klarer geworden, daß uns 
bei mancher Differenzierung im Detail in dem ge-
meinsamen notwendigen Bemühen um  die  Sport-
förderung offenkundig mehr eint als trennt. Die  Bun-
destagung des  DSB am 1. März 1960 hat dies einmal 
mehr unterstrichen. 

Alles in allem: Die Frage, ob Staat und sportliche 
Selbstverwaltung gemeinsam Sportförderung betrei- 
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ben sollten, ist nunmehr eindeutig beantwortet. 
Diese grundsätzliche Zustimmung wird jedoch erst 
dann zum Tragen kommen, wenn über das W i e Ein-
vernehmen zwischen allen Beteiligten herbeigeführt 
werden kann. 

Dazu, wie zwischen Bund, Ländern und Gemeinden 
einerseits und dem deutschen Sport andererseits eine 
gleichermaßen vertrauensvolle wie nachhaltige Zu-
sammenarbeit gewährleistet werden kann, hat eine 
Sportkonferenz der SPD, die am 30. Januar 1969 in 
Bad Godesberg stattfand, Vorschläge unterbreitet. 
Dem Hohen Hause liegt das Ergebnis dieser Dis-
kussionen und Beratungen in Form des Antrags der 
Fraktion der SPD, den Deutschen Sportrat betreffend, 
vor. In der Drucksache V/3804 sind zusammenfassend 
Vorschläge unterbreitet worden, die sich vor allen 
Dingen dadurch auszeichnen, daß sie seit ihrem Be-
kanntwerden auf weitgehende Zustimmung in den 
Kreisen des deutschen Sports gestoßen sind. 

Die schon vorher erwähnte Bundestagung des 
Deutschen Sportbundes ist durch den Präsidenten des 
DSB über den Entwurf der SPD informiert worden. 
Das Echo darf als positiv bezeichnet werden. Es 
wurde als anerkennenswert bezeichnet, daß das 
Papier weitgehend jene Bedenken ausräumt, die der 
DSB seit eh und je geltend gemacht hatte. In weite-
ren offiziellen Stellungnahmen haben Städtetag und 
Städtebund ausdrücklich Inhalt und Tendenz der 
Vorschläge der SPD gutgeheißen. 

In dem Ihnen vorliegenden Antrag wird die Bun-
desregierung aufgefordert, mit dem DSB, den Bun-
desländern und den kommunalen Spitzenverbänden 
unverzüglich Verhandlungen aufzunehmen, um einen 
Deutschen Sportrat konstituieren. Es wäre zu hoffen, 
daß alle Beteiligten neben der grundsätzlichen Zu-
stimmung auch die Bereitschaft erkennen lassen wür-
den, nicht irgendwann, sondern umgehend alle Vor-
bereitungen für ein konstruktives Zusammengehen 
im Deutschen Sportrat zu treffen. 

Was die Zusammensetzung des Rates betrifft, so 
ist bestimmend und unerläßlich, daß die in ihm ver-
tretenen Verbände und Institutionen gleichberechtigt 
und autonom zusammenwirken. Ein nicht unbedeu-
tender Akzent liegt in der Festlegung, für Bund und 
Land nicht nur Regierungsvertreter, sondern auch 
Mitglieder der jeweiligen Parlamente im Deutschen 
Sportrat vertreten zu sehen. 

Was den Aufgabenkatalog angeht, ist jetzt schon 
eine weitgehende Übereinstimmung zwischen Bun-
desregierung und DSB festzustellen, soweit bekannt-
gewordene Ergebnisse über Besprechungen vor-
liegen. Ich verweise in diesem Zusammenhang ganz 
besonders auf die in Nr. 3 zu Ziffer D, E, F und C 
geforderten Aufgabenzuweisungen. 

Es steht außer Zweifel, daß der Antrag der Frak-
tion der SPD gründlicher Erörterungen im zustän-
digen Innenausschuß bedarf. Er ist sicherlich kein 
Patentrezept mit der Maßgabe der Unveränderbar-
keit. Dennoch, glauben wir, fordert er zu einem 
längst überfälligen entschiedenen Schritt nach vorne 
auf. Er weist in die Richtung einer zentralen Ein-
richtung für das ständig zu führende Gespräch mit 
dem deutschen Sport. 

Der Vorsitzende meiner Fraktion hat in diesen 
Tagen diesem Hohen Hause vorgetragen, welche 
Gesetzeswerke nach seiner Ansicht noch in dieser 
Legislaturperiode der Beratung und gesetzgebe-
rischen Verabschiedung wert wären. Er wird es mir 
nachsehen, wenn ich seinen Vorschlägen hinzufüge, 
daß man alle Bemühungen bündeln sollte, umgehend 
in die Beratung dieses Antrages einzutreten, damit 
möglichst bald und noch in dieser Legislaturperiode 
die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, daß 
im Blick auf die Spiele in München und Kiel, aber 
auch aus den grundsätzlichen Erfordernissen dem 
deutschen Sport schnelle und damit doppelt wirk-
same Hilfe durch den Deutschen Bundestag zuteil 
wird. Wir Sozialdemokraten werden alles tun, um 
unseren Beitrag zur Schaffung der Voraussetzungen 
dafür zu erbringen. 

Anlage 9 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Dr. Lohmar (SPD) zu Punkt II 6 
der Tagesordnung 

Wir würden die letzte Haushaltsberatung wäh-
rend dieser Legislaturperiode ungenutzt lassen, 
wenn wir sie nicht zu einer kritischen Bestands-
aufnahme der Erfolge und der noch ungelösten Auf-
gaben in der Forschungspolitik nutzen würden. Das 
muß innerhalb einer Koalition genauso unbefangen 
möglich sein wie im Wechselspiel von Regierung 
und Opposition. 

Nicht nur die Courtoisie innerhalb der Großen 
Koalition, sondern der sachliche Respekt vor der Lei-
stung Minister Stoltenbergs gebieten es, zunächst 
seine Erfolge zu registrieren: Der Minister erreichte 
eine jährliche Zuwachsrate der staatlichen Ausgaben 
von 16 Prozent. Das Gewicht seines Hauses im Rah-
men des Kabinetts ist größer geworden. In den 
von ihm vorgelegten Forschungsberichten I und II 
hat er den Situationshintergrund und die Ziele 
seiner Politik deutlich formuliert. Das Forschungs-
ministerium wird geführt und nicht nur verwaltet. 
Gemessen an dem, was Minister Stoltenberg vor-
fand, hat er vieles erreicht. Doch im Vergleich zu 
den Perspektiven und Möglichkeiten unserer For-
schungspolitik mußte sein Wirken lückenhaft blei-
ben, aus objektiven Gründen und aus solchen, die 
in seinem eigenen politischen Denkstil begründet 
liegen. 

Wir gehen mit Herrn Stoltenberg davon aus, daß 
unsere wohlstandsorientierte Industriegesellschaft 
abhängt von dem intakten Kreislauf natur- und so-
zialwissenschaftlicher Forschung, technologischer 
Anwendung und wirtschaftlicher Nutzung. Daraus 
ergibt sich die bevorzugte Förderung der Infrastruk-
tur unserer Gesellschaft, vor allem aber die hervor-
ragende Bedeutung von Forschung und Entwicklung. 

Doch diese Orientierung an einer dynamischen 
und expandierenden Wirtschaft ist lediglich der 
quantitative Aspekt der Problematik. Neben der 
Wohlstandsmaximierung muß die Demokratisierung 
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als zweites, qualitatives Kriterium mit aufgenommen 
werden, wenn man wenigstens d e n Menschen eine 
Antwort auf den Sinn ihres Tuns geben will, die 
mehr wollen, als ihre Einkünfte zu mehren und zu 
zählen. 

Demokratisierung bedeutet die Verwirklichung 
der gleichen Chance, die Transparenz und die Kon-
trollierbarkeit des Geschehens, die Auswechselbar-
keit der Inhaber von Machtpositionen. In dieser poli-
tischen Markierung sind die Unterschiede zwischen 
dem Staats- und Gesellschaftsbild Gerhard Stolten-
bergs und dem unseren zu vermuten. Sie wiegen um 
so schwerer, als der Minister dazu neigt, seinen aus-
geprägten Sinn für die quantitativen Aspekte der 
Forschungspolitik mit einer Neigung für das kon-
servative Establishment zu verbinden. Zu seinen 
Beratern zählen vor allem Präsidenten und solche, 
die es werden wollen. Das mag gut sein, aber es ist 
zuwenig. Quantitative Anpassung plus Establish-
ment ergeben noch keine zureichende Antwort auf 
die Frage, was sich aus der deutschen Forschungs-
politik dem Inhalt und dem Ausmaß nach entwickeln 
ließe. Kommen wir also zur Sache. 

1. Es ist kennzeichnend für den Stil der For-
schungspolitik, daß sie den Appell an junge Natur-
wissenschaftler und Talente in Deutschland der 
Illustrierten Zeitung „Stern" überließ und sich zum 
Beispiel in den Bemühungen um die Rückkehr ab-
gewanderter deutscher Wissenschaftler darauf be-
schränkt, ihnen materiell hier und da entgegenzu-
kommen. Die technologische Revolution unserer Zeit 
ist aber eine Sache, die vor allem junge Menschen 
angeht und berührt und die es notwendig macht, 
insbesondere an sie und ihren Leistungswillen zu 
appellieren. Das hat nichts mit einer Geringschät-
zung der Leistungen der Älteren zu tun. Aber in 
einer Welt, in der sich alles so rasch wandelt wie 
in der unseren, muß der Wechsel in der Führung 
in kürzeren Intervallen erfolgen als in der Abfolge 
der Generationen. 

Den jungen Forschern und Talenten in Deutsch-
land geht es nicht in erster Linie um mehr Ansehen 
oder mehr Geld, sondern um Leistung und um die 
Möglichkeit, sie beweisen zu können. Das muß die 
Politik der Regierung ausdrücken, genau darauf muß 
sie mit dem Stil ihrer Forschungspolitik eingehen. 
Es ist keine ausreichende Perspektive, jedes Jahr ein 
bißchen mehr Geld und vielleicht auch ein bißchen 
mehr Erfolg zu haben. Entscheidend ist, ob man mit 
den jungen Wissenschaftlern unseres Landes ge-
meinsam Ziele setzen kann, die sie anspornen, die 
sie dazu verpflichten, anderen überlegen und nicht 
nur etwas besser als bisher zu sein. Konservatives 
Denken ist dazu nicht imstande. 

2. Das politische und wissenschaftliche Establish-
ment in unserer Gesellschaft ist vorwiegend geistes-
wissenchaftlich ausgebildet. Dem entspricht die Ein-
schätzung der Naturwissenschaften an unseren 
Schulen, wenngleich von eben diesen Naturwissen-
schaften das Bestehen und das Wachstum unserer 
Wirtschaft weitgehend abhängen. Sache der For-
schungspolitik ist es, den unsinnigen und sachlich 
falschen „Gegensatz" zwischen Geistes- und  Natur-

wissenschaften aufheben zu helfen. Das ist nicht 
nur eine Frage des guten Willens, sondern es hängt 
davon ab, ob eine Bundesregierung und insbeson-
dere der Forschungsminister sich auf dem jeweiligen 
Stand wissenschaftlicher Einsichten halten kann. Die 
gegenwärtige Praxis ist gekennzeichnet von der 
naturwissenschaftlich-technologischen Quantifizie-
rung und ihrer geisteswissenschaftlichen Überhö-
hung in konservativer Ausprägung. Dieser Dualis-
mus im gedanklichen Hinterland der Forschungs-
politik behindert den Durchbruch zu einer Integra-
tion von Geistes- und Naturwissenschaften. Wir 
dürfen uns den Naturwissenschaften und der Tech-
nologie nicht mit einem schlechten geisteswissen-
schaftlichen Gewissen ausliefern, wir müssen beides 
in einen Rahmen fügen. 

3. In der Bundesrepublik wandert das Geld des 
Staates vorwiegend in die industrielle Forschung 
und in die Forschung an Hochschulen und Instituten. 
Im einen Fall ist die Verwendung durch marktorien-
tierte Zwecke, im anderen Fall durch wissenschaft-
liche Zweckfreiheit gekennzeichnet. Dem Parlament, 
aber auch der Regierung entgleitet hier wie da weit-
gehend eine sachliche Kontrolle über die Wirksam-
keit der ständig steigenden Investitionen im For-
schungsbereich. Wir brauchen deshalb politische 
Maßstäbe, die für die Entscheidung über die Ver-
wendung von Forschungsmitteln gelten können, so 
weit diese Gelder dem weiteren Wachstum der In-
dustriegesellschaft dienen sollen. Diese Maßstäbe 
können nicht wissenschaftlicher Art, sie müssen 
politischer Natur sein. Eine Möglichkeit wäre es, 
Investitionen in diesem Bereich an ihrem Wert für 
Export , für das Herausfinden und Ausfüllen techno-
logischer Lücken und an eine zeitliche Begrenzung 
der jeweiligen Programme und Projekte zu binden. 
Geschieht dies nicht, dann wird der Staat zu einem 
Mäzen, ohne das Transparenz und Kontrolle als 
Maßstäbe der Demokratie noch zum Tragen kommen 
können. 

4. Die Erfahrungen der letzten Jahre in der euro-
päischen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Raum-
fahrt und der Atomkernenergie haben gezeigt, daß 
hier für eine absehbare Zeit nur begrenzte Erfolge 
erwartet werden können. Die Stichworte ELDO, 
ESRO und EURATOM deuten an, was gemeint ist. 
Man sollte die Präsenz der Bundesrepublik in den 
europäischen Forschungsinstitutionen sicher auf-
rechterhalten, aber es wäre ein Trugschluß, hier 
rasch bessere Ergebnisse erhoffen zu wollen. Die 
internationale Verflechtung der deutschen For-
schungspolitik muß beweglicher gestaltet werden. 
Die USA und Japan sind für uns interessantere 
Partner als die meisten europäischen Länder. Dar-
aus folgt allerdings zunächst, daß wir unsere eige-
nen Anstrengungen auf den nationalen Bereich kon-
zentrieren müssen. Nur was wir selber zu bieten 
und anzubieten haben, macht uns international 
bemerkenswert und kooperationsfähig. Dieser 
scheinbare Umweg zu einer europäischen For-
schungspolitik dürfte sich schon nach wenigen Jah-
ren als der kürzeste Weg zu diesem Ziel erweisen. 

5. Die deutsche Industrie erhebt mit Recht den 
Anspruch an den Staat, daß ihr zum Beispiel in der 
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Luftfahrt oder in der Datenverarbeitung finanziell 
geholfen werde. Dies geschieht auch, wenngleich 
den Ausmaßen der Förderung nach immer noch un-
zureichend. Doch die Industrie hält gleichzeitig an 
ihrer Auffassung fest, daß möglicherweise zu er-
zielende Gewinne dann ihr allein zugute kommen 
sollten, eintretende Verluste aber dem Staat aufge-
bürdet werden müßten. Die Privatisierung der Ge-
winne und die Sozialisierung der Verluste ist jedoch 
kein wirksames oder gar gerechtes Prinzep der 
Zusammenarbeit von Staat und Wirtschaft in der 
Forschungspolitik. Die Bundesregierung muß einen 
Weg finden, wie die Industrie veranlaßt werden 
kann, über die von ihr zu zahelnden Steuern hinaus 
durch ein größeres, an ihrem Gewinn orientiertes 
Spendenaufkommen zugunsten der Forschung für 
einen Rücklauf von staatlichen Forschungsmitteln zu 
sorgen. Das geringe Spendenaufkommen des Stifter-
verbandes für die deutsche Wissenschaft zeigt, daß 
wir von diesem Ziel noch sehr weit entfernt sind. 

6. Die im Bundestag geforderte Rahmenkompetenz 
des Bundes für die Hochschulen ist auch für die For-
schungspolitik von unmittelbarer Bedeutung, denn 
ein großer Teil der Forschung geschieht immer noch 
an den Universitäten. Wenn irgendwo eine parti-
kularistische Verengung des Föderalismus ohne 
Sinn ist, dann in diesem Bereich. Die nächste Bun-
desregierung sollte deshalb mit den Bundesländern 
offen und freimütig darüber sprechen, ob es nicht 
im gemeinsamen Interesse liegt, dem Bund diese 
Rahmenkompetenz einzuräumen. Ob dabei der Ge-
staltungsspielraum des Bundes durch ein Wissen-
schaftsgesetz auszufüllen wäre, ist eine Zweckmäßig-
keitsfrage. Wir sind bisher mit Bund-Länder-Ver-
einbarungen nicht allzu schlecht gefahren, wenn-
gleich sie oft spät und manchmal zu spät zustande 
kamen. Will man ein Bundesforschungsgesetz, dann 
ließe es sich in der Folge einer Rahmenkompetenz 
des Bundes auch für die Hochschulen leichter in Ko-
operation mit den Ländern ausarbeiten als heute. 

7. Die Bundesregierung beklagt gelegentlich hinter 
vorgehaltener Hand, daß sie es leider Gottes in der 
Forschungspolitik mit elf Ministerpräsidenten, elf 
Finanzministern und elf Kultusministern der Länder 
zu tun habe, was zwangsläufig zu einem erheblichen 
Reibungsverlust führen müsse. Diese Klage ist be-
rechtigt, aber der nächste Bundeskanzler sollte dann 
wenigstens von sich aus dafür sorgen, daß inner-
halb der Bundesregierung nur ein Verhandlungs-
führer für die Zusammenarbeit mit den Ländern 
verantwortlich sein kann. Der Bundestag hat im 
Mai 1968 die Bundesregierung aufgefordert, die Zu-
ständigkeiten des Kabinetts für die wissenschaftliche 
Forschung (Wissenschaftsministerium), die Ausbil-
dungsförderung (Familien- und Arbeitsministerium), 
die Bildungsplanung und die Studentenförderung 
(Innenministerium), die technologische Entwicklung 
(Wirtschaftsministerium) beim Forschungsminister 
zu konzentrieren. Man fragt sich, ob der Tatbestand 
der großen Koalition eine ausreichende Erklärung 
dafür ist, daß der Kanzler in dieser Frage von seiner 
Organisationsgewalt keinen Gebrauch gemacht hat. 
Es ist ein Unding, daß vier Bundesminister und drei 
interministerielle Ausschüsse sich in diesen Auf-

gabenbereich teilen und oft mehr über Kompetenzen 
als über die Sache streiten. Es läßt sich schlecht 
über den Föderalismus klagen, wenn man in der 
Bundesregierung selbst nicht klare Verantwortlich-
keiten schafft. 

8. Der Wissenschaftsrat und der Bildungsrat haben 
sich in den letzten Jahren zu wichtigen Planungsin-
strumenten auch für die Forschungspolitik entwik-
kelt. Angesichts der vielfältigen Verzahnung der 
Entwicklung des Bildungswesens, der Hochschulen 
und der Forschung sollte der komplizierte Mechanis-
mus der Zusammenarbeit beider Gremien überprüft 
und geändert werden. Auch hier wäre die Rahmen-
kompetenz des Bundes für die Hochschulen und für 
die Bildungsplanung ein Hebel, der sich mit Erfolg 
ansetzen ließe. Die Bundesregierung muß stärker 
darauf drängen, daß Empfehlungen beider Gremien, 
die ja unter Beteiligung von Vertretern des Bundes 
und aller Länder zustande kommen, zu politischen 
Entscheidungen führen und nicht in der unverbind-
lichen Diskussion versickern. 

9. Wissenschaftsrat und Bildungsrat sollten ergänzt 
werden durch eine Kommission aus Politikern, Wirt-
schaftlern und Wissenschaftlern, die sich den struk-
turellen Wandel und die technologische Entwicklung 
als Beobachtungs- und Planungsfeld wählt. Die Ver-
bindung der wissenschaftlichen Forschung und der 
technologischen Entwicklung mit ihren wirtschaft-
lichen Auswirkungen muß rechtzeitig gesehen und 
bedacht werden; die Automatisierung und die Atom-
energie sind Beispiele dafür. 

10. Ein wesentliches Hindernis für eine effektive 
Forschungspolitik ist die hierarchische Struktur der 
Bundesverwaltung (und der Landesverwaltungen). 
Es ist hohe Zeit, zu einer Reform unseres Beamten-
rechts zu kommen, die zu einer funktionalen Lei-
stungsbewertung durchstoßen muß. Für die For-
schungspolitik bedeutet dies praktisch, das bisher 
übliche Referatssystem im Forschungsministerium 
durch Projektgruppen zu ersetzen, in denen quali-
fizierte Beamte für eine begrenzte Zeit mit Wirt-
schaftlern und Wissenschaftlern zusammenarbeiten. 
Für einen der Schwerpunkte der Forschungspolitik, 
die Datenverarbeitung, stehen zum Beispiel im Wis-
senschaftsministerium heute ganze drei Beamte zur 
Verfügung, während das Haus Stoltenberg im gan-
zen von mehr als 500 Wissenschaftlern beraten, um-
hegt und gepflegt wird, davon allein 170 für den 
Sektor der Atomforschung. 

11. Das Wort Planung ist in der Großen Koaliton 
nicht mehr tabu. In der Forschungspolitik beschränkt 
sie sich allerdings auf die Fixierung des staatlichen 
Finanzbedarfs ;  insoweit ist sie in die mittelfristige 
Finanzplanung der Bundesregierung eingeordnet. 
Inhaltlich aber geht diese mittelfristige Konzeption 
der Forschungspolitik kaum über die zeitlich ver-
längerte Zuordnung des Vorhandenen und Gegebe-
nen hinaus. Sie ist zuwenig an sachlichen und poli-
tischen Zielen orientiert. Planung in der Forschungs-
politik darf deshalb kein Instrument zur zeitlichen 
Verlängerung und Verbesserung des Status quo 
bleiben, sie muß Leitlinien für die Perspektiven, 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 223. Sitzung. Bonn, Freitag, den 21. März 1969 	12229 

für den Inhalt der Forschung und Entwicklung set-
zen. 

12. Geht man von der wahrscheinlich erreichba-
ren Größenordnung der staatlichen Investitionen in 
der Forschungspolitik aus, dann werden wir nur für 
drei Projekte im Milliardenbereich die erforderlichen 
Investitionen bereitstellen können. Gegenwärtig 
sind der Ausbau der Hochschulen, die Luft- und 
Raumfahrtforschung, der Atomkerenergiebereich, die 
Datenverarbeitung und die Meeresforschung die 
Schwerpunkte unserer Forschungspolitik. Professor 
Häfele hat in einem Hearing des Wissenschaftsaus-
schusses des Bundestages vorgeschlagen, sich auf 
die Kernenergie, die Datenverarbeitung und die Ent-
wicklung eines mittleren Transportsystems zu be-
schränken. Wir stehen vor der Alternative: Entwe-
der die fünf Schwerpunkte beizubehalten und dann 
die staatlichen Mittel drastisch und weit über das 
vorgesehene Maß hinaus zu erhöhen oder eine Aus-
wahl zu treffen. Das Gießkannenprinzip erweist 
sich angesichts der Größenordnungen erfolgver-
sprechender Investitionen immer mehr als unge-
eignet für die Entscheidungen in der Forschungspo-
litik. 

13. Die Entscheidung über die Schwerpunkte der 
Forschungspolitik ist mit dem gesunden Menschen-
verstand allein nicht zu treffen. Auch die Hinzunah-
me politischer Kriterien reicht nicht aus. Wir werden 
die Methodik der Systemanalyse und der System-
forschung nutzen müssen, um hier ein größeres 
Maß an Gewißheit über wahrscheinliche Chancen 
und Erfolge zu erlangen. Darauf ist die Bundesver-
waltung, auch die des Forschungsministeriums, nicht 
vorbereitet. Seit Jahren laboriert eine Beratungs-
gruppe von Wissenschaftlern an dieser Sache herum, 
ohne bislang brauchbare Resultate erzielt zu haben. 
Verwertbare Ergebnisse der Systemforschung sind 
jedoch eine Voraussetzung für die politische Pla-
nung im Forschungsbereich. 

14. Unsere Industrie ist in ihrer Kooperations-
bereitschaft und -fähigkeit behindert durch die Kon-
kurrenz, in der auch größere Unternehmen zuein-
ander stehen. Das wird man in einer Marktwirt-
schaft nicht außer Kraft setzen können. Aber im 
Rahmen der Forschung und Entwicklung ist dennoch 
ein größeres Maß an Zusammenarbeit geboten. Das 
wird vielleicht zu weitergehenden Konzentrations-
bewegungen in der forschungsintensiven Industrie 
führen und damit neue Probleme einer Demokrati-
sierung in diesem Bereich aufwerfen. Aus der Sicht 
der Forschungspolitik ist es jedoch nicht vertretbar, 
in vielen Bereichen der Forschung und Entwicklung 
mit Rücksicht auf die Autonomie der Unternehmen 
mehrgleisig zu verfahren, ohne dabei sicher sein 
zu dürfen, daß der „Wettbewerb" dann schließlich 
auch zu einer Maximierung des wissenschaftlichen 
und technologischen Erfolges führt. 

15. Schließlich bedarf die staatliche Forschungs-
politik einer effektiven Leistungskontrolle in der 
finanziellen Förderung und der technologischen 
Entwicklung. Hier wäre der Staat gut beraten, wenn 
er bei dem einen oder anderen Industrieunter-
nehmen eine „Anleihe" aufnehmen und die dort  

entwickelten Methoden der Erfolgskontrolle über-
nehmen würde. 

Forschungspolitik muß für den Zeitraum einer 
Legislaturperiode als ein wissenschaftlich-techno-
logisches Großprojekt konzipiert und realisiert wer-
den, wenn der Zusammenhang der allgemeinen 
staatlichen und politischen Willensbildung mit der 
sachlichen Forschungsplanung im Kontext gehalten 
werden soll. Der Bundesbericht Forschung III, den 
das Wissenschaftsministerium zur Zeit vorbereitet, 
könnte eine ausgezeichnete Gelegenheit dazu bie-
ten, das zu tun. Von dem Ziel — hier in fünfzehn 
miteinander verflochtenen Vorschlägen skizziert —
ist Minister Stoltenberg im einzelnen unterschied-
lich weit entfernt. Die aufgezeigte Alternative zu 
seiner Politik, die sich die SPD von ihrem Denkstil 
her eher zu eigen machen könnte als die CDU, ist 
keine Polemik gegen den Minister, sondern ein 
Plädoyer für eine durchdachtere, eine schlüssigere, 
eine erfolgversprechendere Forschungspolitik un-
seres Landes. 

Anlage 10 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Dichgans (CDU/CSU) zu Punkt II 6 
der Tagesordnung 

Ich habe vorgeschlagen, zu überlegen, ob wir nicht 
eine oder mehrere Bundesuniversitäten gründen 
sollten. Dieser Vorschlag hat einige Kollegen er-
schreckt, insbesondere einige Freunde von der CSU. 
Dazu einige aufklärende und beruhigende Worte. 
Bitte folgen Sie mir zu einem Denkmodell. 

Nehmen Sie an, die Kollegin Frau Geisendörfer 
hätte von einer ihr bisher unbekannten Tante eine 
Milliarde DM geerbt, und sie entschlösse sich, damit 
eine Universität zu stiften, etwa eine „Ingeborg-
Geisendörfer-Universität" in Dillingen an der Donau, 
zur Wiederbelebung einer altberühmten bayrischen 
Universität, die von 1554 bis 1804 sehr segensreich 
gewirkt hat. Darf Frau Geisendörfer eine solche 
Universität stiften? Ich bin überzeugt, die bayerische 
Regierung wäre begeistert. Die neue Universität 
würde natürlich dem bayerischen Recht und der Auf-
sicht des bayerischen Kultusministeriums unter

-

stehen. 

Aber in diesem Rahmen sind Stiftungs-Universi-
täten nicht nur zulässig, sondern durchaus erwünscht. 
Wenn wir das Stiftungsrecht dazu ändern müssen, 
sollte das rasch geschehen. Stiftungs-Universitäten 
sind bekanntlich der Kern des angelsächsischen 
Hochschulwesens. 

Nun weiter im Denkmodell: Wenn Frau Geisen-
dörfer eine Universität stiften darf, warum sollte 
nicht auch der  Bund dazu berechtigt sein? Dagegen 
ist eingewandt worden, die Verwaltungskompetenz 
des Bundes gehe nicht weiter als die Gesetzgebungs-
kompetenz. Aber darum handelt es sich nicht. Der 
Staat hat neben der Verwaltungskompetenz auch 
die allgemeine Handlungskompetenz, die jedem 
Rechtssubjekt zusteht. Der Bund nimmt am allge-
meinen Rechtsverkehr teil. Er erwirbt Grundstücke, 
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besitzt Werften und Hüttenwerke. Er verteilt Spen-
den für zahlreiche wohltätige Zwecke. Warum sollte 
er nicht das Recht haben, Universitäten zu stfiten 
mit dem gleichen Rechtsstatus, den eine von einem 
Privatmann gestiftete Universität haben würde, also 
unterworfen dem Recht und der Aufsicht des Landes, 
in dem die Universität gebaut wird? 

Um noch ein Denkmodell einzuführen: Eine Stif-
tungsuniversität Bremen, gestiftet vom Bund, viel-
leicht gemeinsam mit der Volkswagenstiftung und 
der Thyssenstiftung, gefördert von wohlhabenden 
Spendern, deren Namen dann auf den von ihnen 
gestifteten Instituten erscheinen mögen. Ein solches 
Vorgehen könnte rasch zum Baubeginn führen, weil 
es die Schwierigkeiten der Zuständigkeitsstreitig-
keiten Bund/Länder vermeiden würde. 

Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
21. März 1969 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Jung (Drucksache V/3976 Fragen 15 
und 16) : 

Inwieweit ist nach Auffassung der Bundesregierung die Be-
fürchtung gerechtfertigt, daß Assistenzärzte, die ihren Wehr-
dienst noch nicht abgeleistet haben, dadurch Schwierigkeiten bei 
der Anstellung haben, daß die Träger von Krankenhäusern be-
fürchten müssen, die jungen Ärzte würden demnächst zum 
Wehrdienst einberufen und sie müßten dann ein Jahr lang ihnen 
das volle Gehalt zahlen, ohne dafür eine Gegenleistung zu 
erhalten? 

Welche Vorschläge kann die Bundesregierung machen, um aus-
zuschließen, daß männliche Assistenzärzte durch diese Situation 
gegenüber Ärztinnen und ausländischen Ärzten in ihrem beruf-
lichen Fortkommen benachteiligt werden? 

Nach § 1 und § 9 Arbeitsplatzschutzgesetz wer-
den den Beamten und Arbeitnehmern im öffent-
lichen Dienst, sofern sie über 25 Jahre alt sind, 
während des Grundwehrdienstes von ihren Arbeit-
gebern die Bezüge weitergewährt. Diese Bestim-
mungen gelten auch für junge Assistenzärzte, sofern 
sie Grundwehrdienst leisten. 

Es sind einzelne Fälle bekanntgeworden, in denen 
die Krankenhäuser aus diesem Grunde Bewerber, 
deren Einberufung in Kürze zu erwarten war, nicht 
oder nur befristet eingestellt haben. 

Um aber diese jungen Ärzte vor weiterem Zeit-
verlust zu bewahren, sind die Behörden der Bundes-
wehrverwaltung bemüht, die Ärzte unmittelbar nach 
der Approbation, d. h. vor der von ihnen ange-
strebten Anstellung in einem Krankenhaus, einzu-
berufen. 

Eventuelle Nachteile gegenüber ihren weiblichen 
Kollegen dürften sich, wie bei allen anderen Wehr-
pflichtigen, im Rahmen dessen halten, was einem 
Wehrpflichtigen zumutbar ist. Ein Vergleich mit 
ausländischen Ärzten erscheint nicht möglich, da 
diese den jeweiligen ausländischen Wehrpflichtge-
setzen unterliegen und bei Beginn ihres Studiums in 
aller Regel bereits ihrer Wehrpflicht genügt haben. 

Anlage 12 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Kattenstroth vom 21. März 1969 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. 
Lohmar (Drucksache V/3976 Frage 77) : 

Verfügt die Bundesregierung über Unterlagen zur wirtschaft-
lichen und sozialen Lage der Schriftsteller in der Bundesrepublik 
Deutschland? 

Über die wirtschaftliche und soziale Lage der 
Schriftsteller hat die Bundesregierung nur recht un-
zulängliches Material. Abgesehen von den Zahlen 
und Angaben, die dem Hohen Hause mit dem Be-
richt über die Lage der Mittelschichten im Jahre 1960 
(Drucksache 2012 der 3. Wahlperiode) vorgelegt 
wurden, handelt es sich im wesentlichen nur um 

a) einige Ergebnisse der Volks- und Berufszählung 
sowie der Arbeitsstättenzählung 1961 und eine 
Sonderauswertung des Zensus über die freiberuf-
lich Tätigen in Bayern durch das Institut für 
Freie Berufe an der Friedrich-Alexander-Univer-
sität Erlangen/Nürnberg, 

b) die Einkommensteuerstatistik 1961 mit einer 
Sonderauswertung für Angehörige der wichtig-
sten freien Berufe mit überwiegend Einkünften 
aus selbständiger Arbeit und 

c) einige wenige Zahlen aus den Umsatzsteuer-
statistiken bis 1966. 

Bei diesen Erhebungen wurden die Schriftsteller 
jedoch nicht als gesonderte Gruppe erfaßt, sondern 
jeweils zusammen mit anderen publizistischen Be-
rufen. 

Die verschiedenen Sozialstatistiken sowie die 
Lohnsteuerstatistik lassen keinerlei Aussagen über 
die soziale Lage der freiberuflich tätigen Schrift-
steller zu. Aus den Vorlagen bei der „Deutschen 
Künstlerhilfe" sind nur sehr allgemeine Schlüsse 
über die schlechte Lage vieler älterer Schriftsteller 
zu ziehen. 

Um den bei allen künstlerischen Berufen beste-
henden Mangel an Zahlen aufzuhellen, erteilte der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung im 
Jahre 1961 an die Professoren König und Silber-
mann, Köln, einen Forschungsauftrag über „Die wirt-
schaftliche und soziale Lage der selbständigen 
Künstler in der Bundesrepublik Deutschland", und 
zwar mit dem besonderen Bezug auf die Altersver-
sorgung. Der im Jahre 1964 veröffentlichte Bericht 
erbrachte leider auch keine zahlenmäßigen spezifi-
schen Aussagen über die wirtschaftliche und soziale 
Lage der Schriftsteller. 

Die Bilanz fällt vor allem deshalb so unbefriedi-
gend aus, weil der verhältnismäßig kleine Personen-
kreis der freiberuflich tätigen Schriftsteller nur 
schwer erfaßbar und außerdem noch von anderen 
publizistischen Berufen schwierig abzugrenzen ist. 
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Anlage 13 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Kattenstroth vom 21. März 1969 
auf die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Frau 
Klee (Drucksache V/3976 Frage 80) : 

Bis wann kann mit der Vorlage des Ratifizierungsgesetzes für 
den 1964 unterzeichneten Europäischen Kodex für soziale Sicher-
heit gerechnet werden, die nach einer Auskunft des Staats-
sekretärs im Bundesarbeitsministerium vom 14. März 1968 bis 
spätestens Ende des vergangenen Jahres erfolgen sollte? 

Mein Haus hat noch im vergangenen Jahr die 
Arbeiten an dem Entwurf des Ratifizierungsgesetzes 
abgeschlossen und diesen zur Vorbereitung der Ka-
binettvorlage den beteiligten Ressorts zugehen las-
sen. Die Prüfung des Entwurfs konnte im Hinblick 
auf den sehr erheblichen Umfang des zu ratifizieren-
den Vertragswerkes bisher nicht von allen beteilig-
ten Ressorts abgeschlossen werden. Dies soll aber, 
wie mir versichert wurde, in den nächsten Wochen 
geschehen, so daß wir alsdann den Gesetzentwurf 
vorlegen können. 

Anlage 14 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 12. März 1969 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Peiter 
(Drucksache V/3976 Frage 102) : 

Welche Pläne bestehen hinsichtlich des schienengleichen Bahn-
übergangs in St. Goarshausen? 

Für die Beseitigung des schienengleichen Bahn-
überganges im Zuge der B 274 in St. Goarshausen 
wird zur Zeit der Entwurf aufgestellt, nachdem auch 
mit der Deutschen Bundesbahn Einvernehmen wegen 
der technischen Lösung erzielt worden ist. Die Be-
seitigung des Bahnüberganges ist erst möglich, 
wenn die Verlegung der B 42 in St. Goarshausen 
zum Rhein hin durchgeführt ist, da eine Sperrung 
der jetzigen B 42 während der Baumaßnahme nicht 
zu vertreten ist. Die Pläne für diese Verlegung der 
B 42 sind fertiggestellt. Im Planfeststellungsverfah-
ren sind jedoch zahlreiche Einsprüche eingegangen, 
so daß mit dem Bau zunächst nicht begonnen werden 
kann. 

Anlage 15 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. März 1969 auf die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Picard (Drucksache V/3976 Frage 103) : 

Welche Erfahrungen mit beheizten Straßen sind der Bundes-
regierung bekannt, um darüber ein Urteil abgeben zu können, 
ob durch Straßenheizung besonders häufige Unfallursachen im 
Winter, wie z. B. vereiste Brücken, Über- und Unterführungen, 
beseitigt werden können? 

Die Erfahrungen des Bundesministers für Verkehr 
gehen auf Grund von Untersuchungen über Fahr-
bahnbeheizungen, mit deren Durchführung er An-
fang 1965 die Bundesanstalt für Straßenwesen in 

Köln beauftragt hatte, dahin, ,daß bereits Behei-
zungssysteme zur Verfügung stehen, die in tech-
nischer Hinsicht befriedigen können. Für die Beur-
teilung der Schadensanfälligkeit der einzelnen Heiz-
systeme während einer mehrjährigen Betriebszeit 
reicht die Beabachtungszeit aber noch nicht aus. 

In wirtschaftlicher Hinsicht ist aber festzustellen, 
daß die Anlagekosten und die  Betriebskosten  für 
die Beheizung von Fahrbahnen .außerordentlich hoch 
sind. 

Anlage 16 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. März 1969 auf die  Mündlichen Anfragen der 
Abgeordneten Frau Funcke (Drucksache V/3976 Fra-
gen 104 und 105) : 

Trifft es zu, daß Fahrpreisvergünstigungen bei der Deutschen 
Bundesbahn zwar den Ehefrauen männlicher Bediensteter, nicht 
aber den Ehemännern weiblicher Bediensteter gewährt werden? 

Falls Frage 104 bejaht wird: Womit wird die nachteilige Be-
handlung der Ehemänner gegenüber den Ehefrauen begründet? 

Dies trifft insoweit nicht zu, als für den  im Haus-
stand lebenden Ehegatten eine weibliche Bundes-
bahnbedienstete die von Ihnen erwähnten freiwilli-
gen Vergünstigungen dann erhält, wenn der Ehe-
gatte ständig ausschließlich oder überwiegend von 
ihr unterhalten wird. 

Die Bedingungen für die  vorgenannten freiwilli-
gen Leistungen an die Bediensteten hat die Deutsche 
Bundesbahn nach den gesetzlichen Bestimmungen 
der Reichsversicherungsordnung und des Beihilfe-
rechts ausgerichtet. Hiernach kann der Ehemann 
ebenfalls nur Leistungen beanspruchen, wenn er 
von seiner arbeitenden Ehefrau überwiegend unter-
halten worden ist. Den Fällen, in denen die Ehe-
frau ausnahmsweise auf Grund einer gesetzlichen 
Verpflichtung zum Unterhalt der Familie beitragen 
muß, trägt die Deutsche Bundesbahn durch die von 
ihr vorgenommene Regelung ausreichend Rechnung. 
Nach herrschender Rechtsprechung wird daher der 
Gleichheitsgrundsatz von der Deutschen Bundesbahn 
durchaus beachtet. 

Anlage 17 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 12. März 1969 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Hölzle 
(Drucksache V/3976 Fragen 106 und 107): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung für einen be-
schleunigten Ausbau der Bundesstraße 29 zwischen Großheppach 
und Schwäbisch Gmünd im Hinblick auf die Tatsache, daß vor 
allem der Streckenabschnitt Lorch—Schwäbisch Gmünd zu den 
unfallträchtigsten in Nordwürttemberg gehört? 

Hält es die Bundesregierung im Interesse eines beträchtlichen 
Zeitgewinns für angezeigt, mit dem Ausbau der B 29 an mehre-
ren Stellen zu beginnen, namentlich auf dem Abschnitt Lorch-
Schwäbisch Gmünd einschließlich der Gmünder Ortsdurchfahrt? 

Auf Grund der besonderen Dringlichkeit ist der 
Ausbau der im Remstal verlaufenden Bundes-
straße 29 von meinem Haus in den vergangenen 
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Jahren mit Nachdruck gefördert worden. Insbeson-
dere wurde der Streckenabschnitt Aalen—Schwä-
bisch Gmünd nach modernen Grundsätzen mit einem 
2spurigen Querschnitt durchgehend ausgebaut. 
Ferner befindet sich zur Zeit der am stärksten bela-
stete Abschnitt Waiblingen—Großheppach im Aus-
bau, wobei als Ausbauquerschnitt 4 bzw. 6 Fahr-
spuren mit getrennten Richtungsfahrbahnen vor-
gesehen sind. Die Arbeiten sind bereits soweit ge-
diehen, daß die Teilstrecke Waiblingen—Groß-
heppach mit dem Anschluß an die bestehende Bun-
desstraße 14 bei Fellbach im Jahre 1970 dem Ver-
kehr übergeben werden kann. Es ist dann vor-
gesehen, den 2bahnigen Ausbau der Bundesstraße 29 
von Großheppach in Richtung Schorndorf im un-
mittelbaren Anschluß an die Fertigstellung des 
Streckenabschnittes Waiblingen—Großheppach fort-
zuführen. Dazu wird die bestehende Bundesstraße 29 
unter Beibehaltung der vorhandenen Linienführung 
eine 2. Richtungsfahrbahn erhalten. Bestehende 
Kreuzungen mit anderen Verkehrswegen werden in 
diesem Zusammenhang niveaufrei umgestaltet. Die 
Planungsarbeiten für diese neue Teilstrecke sind im 
wesentlichen abgeschlossen, so daß der erforder-
liche Bauentwurf meinem Hause in Kürze vorgelegt 
werden kann. Daran anschließend soll das erforder-
liche Planfeststellungsverfahren eingeleitet werden, 
welches voraussichtlich noch Ende dieses Jahres 
oder spätestens im kommenden Frühjahr durch 
Erlaß des Planfeststellungsbeschlusses abgeschlossen 
werden kann. Damit wird m. E. dafür Sorge ge-
tragen, daß nach Fertigstellung der Teilstrecke 
Waiblingen—Großheppach die Ausbauarbeiten über 
Großheppach hinaus in Richtung Schorndorf ohne 
Verzögerung fortgeführt werden können. 

Auch der von Ihnen angeregten Inangriffnahme 
der Ausbauarbeiten an mehreren Stellen wird mein 
Haus Rechnung tragen können. Wie ich bereits 
schon früher versichert habe, werden die sehr 
hinderlichen und unfallgefährdeten Ortsdurchfahrten 
von Plüderhausen und Unterurbach so rasch als 
möglich durch eine großräumige Verlegung aus-
geschaltet. Die baureife Planung für dieses Vor-
haben liegt meinem Hause bereits vor. Es ist beab-
sichtigt, für diese Verlegungsstrecke das Planfest-
stellungsverfahren schon in Kürze einzuleiten. So-
fern keine besonderen Schwierigkeiten eintreten, 
rechne ich damit, daß der Planfeststellungsbeschluß 
ebenfalls im Frühjahr 1970 vorliegen wird. Die 
Bauarbeiten werden dann hier etwa zu gleicher Zeit 
wie auf dem Ausbauabschnitt Großheppach—Schorn-
dorf anlaufen können. Damit dürfte Ihrem Wunsch, 
den Ausbau der Bundesstraße 29 nach Kräften zu 
beschleunigen und die Ausbauarbeiten an mehreren 
Stellen zu beginnen, in vollem Umfang entsprochen 
werden. 

Auf dem Streckenabschnitt Lorch—Schwäbisch 
Gmünd sind die Planungsarbeiten leider noch nicht 
soweit gediehen, wie dies bei den vorgenannten 
beiden Streckenabschnitten der Fall ist. Dadurch 
wird sich zwangsläufig die Bauausführung so ge-
stalten, daß der Ausbau Lorch—Schwäbisch Gmünd 
etwa zu Ende des beabsichtigten Ausbaues auf dem 
Abschnitt Plüderhausen—Unterurbach anlaufen  

kann. Dieser Bauzeitenplan deckt sich etwa mit den 
gegebenen Finanzierungsmöglichkeiten, da der 
gleichzeitige Ausbau der Bundesstraße 29 auf 3 
Teilstrecken auch im Rahmen des kommenden 
2. Ausbauplanes kaum bewältigt werden könnte. 

Abschließend darf ich noch auf den von Ihnen 
erwähnten Ausbau der Ortsdurchfahrt von Schwä-
bisch Gmünd eingehen. Wie Sie sicherlich wissen, 
werden die dazu notwendigen Planungsarbeiten von 
der Stadt Schwäbisch Gmünd selbst durchgeführt. 
Wegen der Schwierigkeit dieser Planung, an deren 
Verwirklichung mehrere Partner beteiligt sind, 
wird bis zur Vorlage eines baureifen Entwurfs noch 
ein längerer Zeitraum benötigt werden. Es ist mir 
deshalb gegenwärtig noch nicht möglich, verbind-
liche Angaben darüber zu machen, wann mit den 
Bauarbeiten im Bereich von Schwäbisch Gmünd be-
gonnen werden kann. Hierzu darf ich Ihnen jedoch 
anheimstellen, sich mit der Stadtverwaltung von 
Schwäbisch Gmünd unmittelbar ins Benehmen zu 
setzen. 

Anlage 18 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. März 1969 auf die Mündliche Anfrage des Ab-
geordneten Bauer (Würzburg) (Drucksache V/3976 
Frage 108) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung aus der Sicht eines denk-
baren Verstoßes sowohl gegen das Strafgesetzbuch (Gebrauch 
von Bundes- bzw. Landesemblemen ohne Ermächtigung) als auch 
gegen die Straßenverkehrs-Ordnung (Gefahr einer Verwechslung 
mit internationalen Kennzeichen) sowie auch wegen des mög-
lichen Präzedenzcharakters Pläne aus der bayerischen Staats-
kanzlei, als Ersatz für das durch Gerichtsurteile für nicht mehr 
zulässig erklärte BY-Zeichen, eine quasi-offizielle Autoplakette 
auf dem Hintergrund eines weiß-blauen Rautenmusters in Kom-
bination mit dem bayerischen Löwen zu entwerfen und als zu-
lässigen „Aufkleber" in Verbindung mit den offiziellen Kenn-
zeichen zu ermöglichen? 

Nach der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
dürfen Einrichtungen, die zu Verwechslungen mit 
amtlichem Kennzeichen oder den Nationalitätszei-
chen Anlaß geben oder die Wirkung dieser Zeichen 
beeinträchtigen, an Kraftfahrzeugen nicht angebracht 
werden. Solche verkehrsrechtlichen Bedenken be-
stehen, soweit es sich jetzt übersehen läßt, gegen 
Aufkleber oder Plaketten mit dem Rautenmuster ggf. 
auch in Verbindung mit dem bayerischen Löwen 
nicht. 

Nach Mitteilung der Bayerischen Staatskanzlei 
denkt die Bayerische Staatsregierung grundsätzlich 
nicht daran, einen Autoaufkleber zu empfehlen. Sie 
erwägt aber, um berechtigten Wünschen aus Indu-
strie, Gewerbe und Bevölkerung entgegenzukom-
men, besondere für den Freistaat Bayern bedeut-
same Symbole, wie etwa das Rautenmuster aus dem 
bayerischen Staatswappen, im Sinne des § 360 
Abs. 1 Nr. 7 Strafgesetzbuch für die allgemeine Ver-
wendung freizugeben. 

Ob und wie von diesen Symbolen Gebrauch ge-
macht wird, kann im einzelnen nicht vorhergesehen 
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werden. Die zuständigen Instanzen werden aber 
stets die Einhaltung der Regeln der Straßenverkehrs

-

Zulassungs-Ordnung überwachen. 

Anlage 19 

Schriftliche Antwort 

das Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. März 1969 auf die Mündliche Anfrage des Ab-
geordneten Ramms (Drucksache V/3976 Frage 109) : 

Ist die Bundesregierung in Anbetracht der von vielen Seiten 
vorgebrachten Argumente gegen die Taxitrennscheibe bereit, aus 
der Muß-Vorschrift in der Verordnung über den Betrieb von 
Kraftfahrzeugunternehmen im Personenverkehr (BOKraft) wenig-
stens eine Kann-Vorschrift zu machen? 

Die von der Trennwand erwartete Schutzwirkung 
für die Fahrer von Taxen und Mietwagen ist einge-
treten. Die gegen die Trennwand vorgebrachten 
Argumente habe ich kürzlich erörtert; dabei wurde 
jedoch eine einheitliche Auffassung der Verbände 
nicht sichtbar. Es wird deshalb in weiteren Bespre-
chungen — zunächst der Verbände untereinander —
zu klären sein, ob und inwieweit auf Grund der 
dann vorliegenden Vorschläge der Verbände die 
Trennwandverordnung gelockert oder ggf. andere 
aber gleichwertige Schutzeinrichtungen in Aussicht 
genommen werden können. Im übrigen muß ich 
darauf hinweisen, daß jede Änderung der BOKraft 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 

Anlage 20 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. März 1969 auf die Mündlichen Anfragen. des Ab-
geordneten Zoglmann (Drucksache V/3976 Fragen 
110, 111 und 112) : 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die im Zuge des 
Ausbaus des Mittellandkanals erforderlichen Brückenbauten wie-
der in der veralterten Fahrbahnbreite von 3,5 m erfolgen sollen? 

Wenn nicht, wer soll die Kosten für die Verbreiterung der 
Brücken auf moderne Fahrbahnbreiten von wenigstens 5,5 m 
übernehmen? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß kleinen Gemein-
den mit geringem Steueraufkommen zugemutet werden kann, sich 
in diesem Zusammenhang so zu verschulden, daß ihre gesamte 
bewegliche Steuermasse auf Jahrzehnte blockiert wird? 

Dieser Auffassung ist die Bundesregierung nicht. 

Falls der Ausbau des Mittellandkanals mit einem 
Straßenausbau zusammenfällt, teilen sich die Träger 
der Baulast in die Kosten. Im übrigen kann der Bund 
nur einen Zuschuß aus dem erhöhten Mineralöl-
steueraufkommen leisten, falls die Voraussetzungen 
für die Gewährung eines solchen Zuschusses erfüllt 
sind. 

Soweit der Bund nach den Richtlinien für Bundes-
zuwendungen zur Verbesserung der Verkehrsver-
hältnisse der Gemeinden Zuschüsse leistet, muß 
allerdings die Gesamtfinanzierung gesichert sein. 
Daß dies zu Belastungen der in Betracht kommenden 
Gemeinden führt, denen aber auf der Aktivseite eine 
Verkehrsverbesserung gegenübersteht, kann nicht  

bestritten werden. Das von Ihnen angeschnittene 
Problem der kommunalen Verschuldung kann jedoch 
nur in einem größeren Zusammenhang gelöst wer-
den, nämlich im Rahmen einer Finanzreform. 

Anlage 21 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. März 1969 auf die Mündliche Anfrage des Ab

-

geordneten Zebisch (Drucksache V/3976 Frage 113) : 
Kann die Bundesregierung den Beschluß des Verwaltungsrates 

der Deutschen Bundesbahn bezüglich der Auflösung der Bundes-
bahndirektionen und die genaue Begründung dazu bekanntgege-
ben? 

Wie Ihnen bekannt ist, hat sich der Verwaltungs-
rat der Deutschen Bundesbahn auf Grund der An-
träge des Freistaates Bayern und der Länder Nord-
rhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz, daß die Inter-
essen der Länder bei der Entscheidung des Verwal-
tungsrates der Deutschen Bundesbahn (VR/DB) am 
18. 12. 1968 nicht genügend berücksichtigt worden 
seien, in  seiner  127. Sitzung am 24. 2. 1969 noch ein-
mal mit den Anträgen der o. g. Länder befaßt. Er 
kam dabei zu dem Ergebnis, daß die Anträge unbe-
gründet sind. Der Beschluß mit Begründung wurde 
dem Freistaat Bayern, den Ländern Nordrhein-West-
falen und Rheinland-Pfalz am 10. 3. 1969 vom Präsi-
denten des VR/DB zugestellt. Es bleibt abzuwarten, 
ob die betroffenen Länder diese Entscheidung durch 
schriftliche Anrufung der Bundesregierung anfechten 
werden. Die Bundesregierung ist bisher mit der An-
gelegenheit nicht befaßt. Die Entscheidung des Bun-
desministers für Verkehr nach § 14 Bundesbahnge-
setz ist bis zum Abschluß des Verfahrens nach § 52 
Bundesbanhgesetz zurückzustellen. 

Anlage 22 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. März 1969 auf die Mündliche Anfrage des Ab-
geordneten Könen (Düsseldorf) (Drucksache V/3976 
Frage 114) : 

Besteht die Möglichkeit, daß nach dem Inkrafttreten des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten eine Schwierigkeit im Zusam-
menhang mit der Flensburger Verkehrssünderkartei dahingehend 
entsteht, daß das in Flensburg übliche Aufrechnen von Minus-
punkten, die den Straßenverkehrsämtern bzw. den Zulassungs-
stellen mitgeteilt werden, so schnell die kritische Höhe von 5, 
8 bzw. 12 Punkten erreicht, womit der Führerscheinentzug ver-
bunden ist? 

Weder durch das Inkrafttreten des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten noch des Einführungsgesetzes 
hierzu sind für das Verkehrszentralregister oder für 
die Straßenverkehrsbehörden irgendwelche Schwie-
rigkeiten bei der Anwendung der sog. Mehrfach-
täterrichtlinien entstanden. Die von Ihnen erwähnte 
kritische Höhe der sog. Minuspunkte wird auch nicht 
schneller, sondern eher langsamer erreicht, da seit 
1. Januar 1969 viel mehr Verkehrszuwiderhandlun-
gen verwarnt, also überhaupt nicht mehr im Ver-
kehrszentralregister erfaßt werden. 
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Anlage 23 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. März 1969 auf die Mündliche Anfrage des Ab

-

geordneten Ramms (Drucksache V/3976 Frage 115) : 
Was hat die beim Bundesgesundheitsamt 1966 gebildete Sach-

verständigenkommission zur Festlegung der Grenzen, innerhalb 
deren ein Kraftfahrer mit Sehmängeln noch unbedenklich oder 
unter bestimmten Auflagen am motorisierten Straßenverkehr teil-
nehmen kann und von wann an er als untauglich angesehen wer-
den muß, ein Kraftfahrzeug zu führen, vorgeschlagen, was für 
Führerscheinbewerber und -inhaber zu beachten wäre? 

Die Kommission hat bis jetzt noch kein Gutachten 
vorgelegt. Es wird jedoch im Laufe des  Jahres 
erwartet. 

Anlage 24 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. März 1969 auf die Mündliche Anfrage des Ab

-

geordneten Geldner (Drucksache V/3976 Frage 116) : 
Was haben die Nachforschungen der Bundesregierung nach der 

Existenz örtlicher Verkehrssünderkarteien (Fragestunde der 
212. Sitzung des Deutschen Bundestages) ergeben? 

Wie ich bereits in der Fragestunde am 5. Februar 
1969 zum Ausdruck brachte, ist der Bundesregierung 
von der Existenz örtlicher Verkehrssünderkarteien 
nichts bekannt. Nachforschungen haben nichts ande-
res ergeben. Anderslautende Pressemeldungen ent-
behren jeder Grundlage. 

Anlage 25 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. März 1969 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Petersen (Drucksache V/3976 Fragen 
117, 118 und 119) : 

Hat die Bundesregierung Unterlagen darüber, ob die Auffas-
sung von Augenärzten, die auch in weiten Kreisen der Bevölke-
rung anzutreffen ist, richtig ist, daß Einscheibensicherheitsglas 
in Kraftfahrzeugen eine geringere Sicherheit als Verbund- oder 
Zweischeibensicherheitsglas biete? 

Liegen der Bundesregierung statistische Unterlagen darüber 
vor, welches der beiden Sicherheitsglassysteme die größeren Ge-
fährdungen und schwereren Verletzungen bei Unfällen mit sich 
bringt? 

Gedenkt die Bundesregierung in absehbarer Zeit die Verwen-
dung von einer bestimmten Art von Sicherheitsglas im Auto-
mobilbau vorzuschreiben? 

Dem Bundesverkehrsminister sind keine Unter-
suchungsergebnisse bekannt, die den Schluß zulies-
sen, daß die in Deutschland bauartgenehmigten 
Kraftfahrzeugwindschutzscheiben, gleiche Bean-
spruchung vorausgesetzt, hinsichtlich ihrer Sicher-
heit unterschiedlich einzustufen wären. 

Dem Bundesverkehrsminister liegt keine Stati-
stik vor, aus der abzulesen wäre, welcher Sicherheits-

glassorte ein Vorrang einzuräumen oder welche Si-
cherheitsglassorte als weniger sicher anzusehen wä-
re. Dagegen liegen Ergebnisse wissenschaftlier Un-
tersuchungen vor, aus denen die Vor- und Nachtei-
le der einzelnen Sicherheitsglassorten erkennbar 
werden. Vergleiche dieser Ergebnisse gestatten je-
doch nicht, eine Glassorte zugunsten der anderen 
allgemein auszuschließen. 

Bei dem Stand der Technik ist zur Zeit eine Ent-
scheidung für nur eine der bekannten Sicherheitsglas-
sorten nicht vertretbar. Der Bundesverkehrsmini-
ster beabsichtigt deshalb nicht, in absehbarer Zeit 
die Vorschriften der Straßenverkehrs-Zulassungs-
Ordnung bezüglich der Kraftfahrzeugwindschutz-
scheiben zu ändern. 

Anlage 26 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatsekretärs Börner vom 
21. März 1969 auf die Mündliche Anfrage des Ab

-

geordneten Dr. Enders (Drucksache V/3976 Frage 120) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Verkehrsverhältnisse 
auf den schienengleichen Bahnübergängen Rothenkirchen und 
Hermannspiegel (Kreis Hünfeld) sowie Friedewald und Mecklar 
(Kreis Hersfeld), die täglich von etwa 300 Zügen passiert wer-
den? 

Nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn wer-
den die beiden von Ihnen genannten Bahnüber-
gänge täglich von weniger als 2500 Kraftfahrzeugen 
befahren. Nach den Bestimmungen der Eisenbahn

-

Bau- und Betriebsordnung handelt es sich um Bahn-
übergänge mit mäßigem Verkehr, so daß eine Vor-
rangigkeit, sie zu beseitigen, hier nicht gegeben ist. 
Unabhängig davon werden jedoch für diese beiden 
Bahnübergänge schienenfreie Lösungen bereits un-
tersucht. Entscheidend wird es zunächst allerdings 
sein, daß die an der Kreuzung beteiligten Pa rtner 
eine Vereinbarung nach dem Eisenbahn-Kreuzungs-
gesetz treffen. 

Anlage 27 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. März 1969 auf die Mündliche Anfrage des Ab

-

geordneten Dr. Enders (Drucksache V/3976 Frage 121) : 

Wie ist der Stand der Planungen für den Bau der Umgehungs-
straße Altmorschen (Kreis Meisungen), wodurch der schienen-
gleiche Bahnübergang mit der B 83 beseitigt werden soll? 

Nachdem die Planung im Herbst 1968 zwischen 
Vertretern des Bundesverkehrsministeriums und der 
hessischen Auftragsverwaltung an  Ort und Stelle 
besprochen wurde, ist der Entwurf von der Auftrags-
verwaltung jetzt fertiggestellt worden. 
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Anlage 28 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. März 1969 auf die Mündliche Anfrage des Ab

-

geordneten Dr. Enders (Drucksache V/3976 Frage 122) : 
Welche schienengleichen Übergänge an Hauptstrecken der 

Deutchen Bundesbahn sollen in nächster Zeit in Osthessen be-
seitigt werden? 

Wie mir die Deutsche Bundesbahn mitteilte, könn-
ten nach ihren Vorstellungen in den nächsten 10 Jah-
ren an den Hauptstrecken der Deutschen Bundes-
bahn im osthessischen Bereich etwa 25 Bahnüber-
gänge durch bauliche Maßnahmen beseitigt werden. 
Bei einem Teil der hier einbezogenen Maßnahmen 
bestehen z. Z. allerdings nur erste planerische Über-
legungen. Eine Aufzählung der einzelnen Objekte 
würde im Rahmen der Fragestunde zu weit gehen. 
Sollten Sie, Herr Kollege, auf eine so eingehende 
Unterrichtung Wert legen, müßte ich die Deutsche 
Bundesbahn zu einem umfassenden Bericht auf-
fordern. 

Anlage 29 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
21. März 1969 auf die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Ramms (Drucksache V/3976 Frage 123) : 

Dient es nach Ansicht der Bundesregierung der Entlastung der 
Straßen nach Süden, wenn die Deutsche Bundesbahn ausgerechnet 
im Osterreiseverkehr alle Autoreisezüge aus Norddeutschland, 
Nordrhein-Westfalen und Holland in München-Ost enden läßt, 
anstatt sie nach Norditalien und Jugoslawien weiterzuführen, 
wohin es erfahrungsgemäß gerade in diesen Tagen zahlreiche 
Kraftfahrer zieht? 

Nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn trifft 
es nicht zu, daß während des Osterreiseverkehrs 
alle Autoreisezüge aus dem nord- und westdeut-
schen Raum Richtung Süden in München Ost enden. 
Neben 3 Relationen nach Südfrankreich stehen dem 
Reisenden Verbindungen von Hannover nach 
Chiasso mit Zuladungsmöglichkeit in Hannover und 
von Düsseldorf nach Mailand mit Zuladungsmög-
lichkeit in Köln und Neu-Isenburg zur Verfügung. 

Für eine Weiterführung der in München Ost en-
denden Autoreisezüge nach Süden wird sowohl von 
der Deutschen Bundesbahn als auch von den Nach-
bareisenbahnverwaltungen keine ausreichende Nach-
frage erwartet. Dabei spielt auch die verhältnis-
mäßig frühe Lage der Osterfeiertage eine Rolle. 

Im übrigen wird die von Ihnen erwähnte Auto-
reisezug-Verbindung nach Jugoslawien erstmalig mit 
Beginn des Sommerfahrplans im Juni 1969 aufge-
nommen. 

Anlage 30 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dollinger vom 21. März 
1969 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Peiter (Drucksache V/3976 Frage 125) : 

Wann ist nunmehr damit zu rechnen, daß für den Raum Diez 
(Lahn) ein Antennenträger errichtet wird, damit ein einwand-
freier Empfang des Zweiten Fernsehprogramms möglich ist? 

Zu Ihrer Anfrage teile ich mit, daß am Standort 
für die Umsetzeranlage zur Ausstrahlung des 
2. Fernsehprogramms in Diez/Lahn Anfang März mit 
den Hochbauarbeiten begonnen wurde. Mit der In-
betriebnahme des Senders wird Ende Juli/Anfang 
August 1969 gerechnet. 

Anlage 31  

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dollinger vom 21. März 
1969 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Fritsch (Deggendorf) (Drucksache V/3976 Frage 126) : 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, wann das 
neue Hauptpostamtsgebäude in Deggendorf errichtet wird? 

Einen verbindlichen Termin für den Baubeginn 
kann ich zur Zeit noch nicht angeben. Ich rechne 
jedoch damit, daß das Bauvorhaben in den Haushalt 
1970 aufgenommen werden kann. 

Anlage 32 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dollinger vom 18. März auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Burger 
(Drucksache V/3976 Frage 127, 128 und 129) : 

Aus welchen Gründen scheiterte der Neuabschluß der seit 
1965 gekündigten „Vereinbarungen über Vergütungen und son-
stige Leistungen an Postjungboten" und des „Tarifvertrags für 
Lehrlinge der Deutschen Bundespost"? 

Stimmt es, daß im Zuge der Rationalisierung Postjungboten 
und Lehrlingen der Deutschen Bundespost bei zentralen Aus-
bildungshauptpostämtern ausgebildet werden und diesen von der 
Familie getrennt wohnenden Betroffenen alle zwei Monate eine 
bezahlte Familienheimfahrt gewährt wird? 

Ist es zutreffend, daß das Bundesfinanzministerium dem Bun-
despostminister die erforderliche Zustimmung zum Abschluß 
eines neuen Tarifvertrages allein deshalb nicht erteilt, weil 
monatlich je eine Familienheimfahrt gewährt werden soll, obwohl 
das Bundesfamilienministerium je zwei Fahrten pro Monat emp-
fiehlt? 

Ein neuer Abschluß der seit 1965 gekündigten 
„Vereinbarung über die Vergütungen und sonsti-
gen Leistungen für Postjungboten" vom 14. 2. 1964 
sowie des „Tarifvertrages für die Lehrlinge der Deut-
schen Bundespost" vom 21. 3. 1964 scheiterte im 
wesentlichen daran, weil über die Forderung der 
Deutschen Postgewerkschaft, die Bestimmungen 
über die Gewährung von bezahlten Familienheim-
fahrten für Postjungboten und Lehrlinge zu ver-
bessern, bisher keine Einigung erzielt werden 
konnte. 

Die genannten Verträge sehen vor, daß Lehrlinge 
und Postjungboten alle zwei Monate eine Familien-
heimfahrt bezahlt bekommen, wenn die Entfernung 
zwischen Wohnort der Eltern bzw. Erziehungs-
berechtigten und ihrem Dienstort mehr als 100 km 
beträgt. Die Deutsche Postgewerkschaft fordert, den 
Lehrlingen und Postjungboten jeden Monat eine 
bezahlte Familienheimfahrt zu gewähren, sowie, daß 
das Erfordernis der Entfernung von 100 km entfal- 
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len soll. Über die Berechtigung der Forderung  der 
 Deutschen Postgewerkschaft auf Verbesserung der 

Familienheimfahrten von Lehrlingen und Postjung

-

boten bestehen  zwischen den beteiligten Ressorts 
Meinungsverschiedenheiten, die 'bisher noch nicht 
beseitigt werden konnten. 

Ihre Vermutung ist richtig. Etwa 3000 der ins-
gesamt 12 000 Lehrlinge und 160 der insgesamt 
5500 Postjungboten sind von dieser Regelung be-
troffen. 

Nach § 26 Satz 2 Postverwaltungsgesetz sind 
Tarifverträge der Deutschen Bundespost im Einver-
nehmen mit den Bundesministern des Innern und 
der Finanzen zu schließen, wenn sie wegen ihrer 
grundsätzlichen Bedeutung geeignet sind, die Ge-
staltung der Lohn- und Arbeitsbedingungen in an-
deren Zweigen der Bundesverwaltung zu beein-
flussen. Der Abschluß der Tarifverträge konnte bis-
her deswegen nicht erfolgen, weil das notwendige 
Einvernehmen hierzu über die Verbesserung der 
Familienheimfahrten mit dem Bundesminister der 
Finanzen nicht erzielt werden konnte. Hierzu hat 
der Bundesminister der Finanzen u. a. darauf hin-
gewiesen, daß er eine weitere Besserstellung der 
Lehrlinge und Postjungboten der Deutschen Bundes-
post gegenüber den Lehrlingen im übrigen Bundes-
bereich nicht für gerechtfertigt hält. Die Tarifver-
träge für die Lehrlinge und Anlernlinge des Bundes, 
der Länder und Gemeinden sehen bezahlte Fami-
lienheimfahrten nur alle 3 Monate vor, falls die 
Entfernung zwischen Ausbildungsort und Familien-
wohnort mehr als 100 km beträgt. 

Die Erörterungen über diesen Punkt sind noch 
nicht abgeschlossen. Ich bin bemüht, bald eine Ent-
scheidung herbeizuführen. 

Anlage 33 

Schriftliche Antwort 

des Bundesminister Dr. Dollinger vom 21. März 1969 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Folger 
(Drucksache V/3976 Frage 130) : 

Ist es richtig, daß das Bundesfinanzministerium den Abschluß 
eines Tarifvertrages zwischen der Deutschen Bundespost und der 
Deutschen Postgewerkschaft über Vergütungen und sonstige 
Leistungen an Postjungboten deshalb blockiert, weil es mit einer 
vom Bundespostministerium und Bundesfamilienministerium aus 
jugend- und familienpolitischen Gründen für notwendig gehal-
tenen Bestimmung, die monatlich eine bezahlte Familienheim-
fahrt vorsieht, aus fiskalischen Gründen nicht einverstanden ist? 

Nach § 26 Satz 2 Postverwaltungsgesetz sind Tarif-
verträge der Deutschen Bundespost im Einverneh-
men mit den Bundesministern des Innern und der 
Finanzen zu schließen, wenn sie wegen ihrer grund-
sätzlichen Bedeutung geeignet sind, die Gestaltung 
der Lohn- und Arbeitsbedingungen in anderen Zwei-
gen der Bundesverwaltung zu beeinflussen. Der Ab-
schluß der Tarifverträge konnte bisher deswegen 
nicht erfolgen, weil das notwendige Einvernehmen 
über die Verbesserung der Familienheimfahrten mit 
dem Bundesminister der Finanzen nicht erzielt wer-
den konnte. Hierzu hat der Bundesminister der 
Finanzen u. a. darauf hingewiesen, daß er eine wei-
tere Besserstellung der Lehrlinge und Postjungboten 
der Deutschen Bundespost gegenüber den Lehrlingen 
im übrigen Bundesbereich nicht für gerechtfertigt 
hält. Die Tarifverträge für die Lehrlinge und Anlern-
linge des Bundes, der Länder und Gemeinden sehen 
bezahlte Familienheimfahrten nur alle 3 Monate vor, 
falls die Entfernung zwischen Ausbildungsort und 
Familienwohnort mehr als 100 km beträgt. 

Die Erörterungen über diesen Punkt sind noch 
nicht abgeschlossen. Ich bin bemüht, bald eine Ent-
scheidung herbeizuführen. 
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